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1. Kurzzusammenfassung 
Der Ausbau der erneuerbaren Energien ist ein entscheidender Baustein zur Verwirklichung der 

Energiewende und zur Erreichung der Klimaziele. Insbesondere im Bereich der Windenergie zei-

gen sich jedoch zunehmende Tendenzen einer abnehmenden Akzeptanz bzw. verstärkter Wider-

stände in den betroffenen Regionen. Um die Akzeptanz der Windenergie vor Ort weiterhin hoch zu 

halten oder weiter zu erhöhen, wird bereits seit langem die ökonomische Beteiligung der lokalen 

Bevölkerung als wichtiges Mittel vorgeschlagen. Ein zentrales Instrument hierfür ist die finanzielle 

Beteiligung von Kommunen.  

In dem vorliegenden Forschungsvorhaben wurden die in Wissenschaft und Praxis diskutierten In-

strumente zur finanziellen Beteiligung von Kommunen vertieft analysiert und insbesondere recht-

lich geprüft. Dabei kann unterschieden werden zwischen Instrumenten, die an bestehende Abga-

benzahlungen an Kommunen anknüpfen (Grundsteuer, Gewerbesteuer, Konzessionsabgabe), und 

Instrumenten, mit denen eine neue Abgabe zugunsten der Kommune geschaffen wird (Sonderab-

gabe, Außenbereichsabgabe). Auf der Basis dieser Analyse wurde dann ein eigenes Instrument 

entwickelt (EEG-integrierter Mechanismus) sowie Ausgestaltungsempfehlungen zur Umsetzung. 

Neben den Instrumenten zur finanziellen Beteiligung von Kommunen wurde aufgrund der politi-

schen Entwicklungen im Laufe des Forschungsvorhabens zusätzlich das Angebot vergünstigter 

(Bürger-)Stromtarife als ein Instrument zur Bürgerbeteiligung untersucht und ebenfalls mit Ausge-

staltungsvorschlägen empfohlen. 

Insgesamt sind wir bei der Analyse zu den folgenden wesentlichen Ergebnissen gekommen: 

Als Instrument zur finanziellen Beteiligung von Kommunen wurde 2019 kurzfristig die Einführung 

gesonderter Grundsteuerhebesätze für ausgewiesene WEA-Gebiete (Bundesregierung 2019) 

diskutiert. Gegen dieses Instrument spricht jedoch zum Ersten, dass die generierten Mittel zumin-

dest teilweise im Rahmen des kommunalen Finanzausgleichs abfließen würden. Zum Zweiten 

könnten merkliche finanzielle Beteiligungshöhen nur mit vergleichsweise sehr hohen gesonderten 

Hebesätzen erreicht werden. Schließlich wäre eine Einbeziehung der – oftmals auch WEA-be-

troffenen – Nachbarkommune(n) nicht möglich. Der Vorschlag wurde – u.a. auf Basis der vorge-

nannten Kritikpunkte – nach Einbringung durch die Bundesregierung im Gesetzgebungsverfahren 

vom einberufenen Vermittlungsausschuss auch abgelehnt (Vermittlungsausschuss 2019). 

Weiterhin könnten die Einnahmen der Kommunen durch eine Erhöhung der Gewerbesteuer auf-

grund einer Anpassung des Gewerbesteuer-Splittings gesteigert werden. Gegen diesen Vor-

schlag spricht aber vor allem, dass die Gewerbesteuereinnahmen von WEA ohnehin eher gering 

sind und zur Schaffung nennenswerter Gewerbesteuereinnahmen weitreichende Änderungen im 

Steuerrecht bzw. eine Erhöhung der Gewerbesteuerlasten insgesamt erforderlich wären. Dabei 

würden sich wiederrum Probleme ergeben in der Abgrenzung zwischen WEA und anderen Gewer-

besteuer zahlenden Unternehmen, so dass solche Lösungen kaum umsetzbar sein dürften. Zudem 

können durch Gewerbesteuereinnahmen regelmäßig auch nur die Standort-, nicht aber ebenfalls 

betroffene Nachbargemeinden finanziell beteiligt werden 

Die vorgebrachten Argumente gegen die Einführung gesonderter Grundsteuerhebesätze für aus-

gewiesene WEA-Gebiete sowie gegen die Anpassung des Gewerbesteuer-Splittings zur Förderung 

von Akzeptanz bei WEA sprechen indes nicht dagegen, grund- und gewerbesteuerliche Anpassun-

gen mit dem Ziel einer angemessenen Besteuerung vorzunehmen. 

Als weitere Beteiligungsmöglichkeit von Kommunen wird die von Kunze (2018) vorgeschlagene 

Einspeise-Konzessionsabgabe diskutiert. Danach soll die bestehende Konzessionsabgabenver-

ordnung um Regelungen zur Belastung von erzeugten oder aus der Gemeinde abgeleiteten Strom-

mengen ergänzt werden. Da das gegenwärtige und seit vielen Jahren gewachsene System der 
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Konzessionsabgaben auf abgenommenen (und nicht eingespeisten) Strom bezogen ist, wäre je-

doch eine grundlegende und umfassende Umgestaltung des Konzessionsabgabensystems erfor-

derlich. Um eine einseitige Belastung der Verbraucher in den WEA-Standortkommunen zu vermei-

den, wäre außerdem ein komplexer bundesweiter Wälzungsmechanismus notwendig. Gegen die-

sen Vorschlag spricht außerdem, dass dessen Umsetzung Widerstände verbrauchsstarker Kom-

munen entgegenstehen dürften, die im Falle einer Senkung der verbrauchsbezogenen Konzessi-

onsabgaben mit geringeren Einnahmen zu rechnen hätten (Kahl und Wegner 2018, S. 24ff.).  

Im Rahmen der gesonderten Abgaben zugunsten von Kommunen setzten sich die GutachterInnen 

mit den Instrumentenvorschlägen einer Sonderabgabe (IKEM et al. 2018) sowie einer Außenbe-

reichsabgabe (Kahl und Wegner 2018) auseinander. Der Vorschlag einer Sonderabgabe mit Fi-

nanzierungszweck sieht eine Regelung vor, die WEA-BetreiberInnen zu einer jährlichen und/oder 

einmaligen Zahlung an Kommunen in einem festgelegten Umkreis um die WEA verpflichtet (IKEM 

et al. 2018). Auf Landesebene wurde eine solche Sonderabgabe im Jahr 2019 vom Land Branden-

burg geschaffen (Windenergieanlagenabgabengesetz 2019). Einer entsprechenden bundeseinheit-

lichen Sonderabgabe stehen allerdings nicht unerhebliche verfassungsrechtliche Risiken entgegen. 

Sonderabgaben sind als finanzverfassungsrechtliche Ausnahme nur unter sehr engen Vorausset-

zungen zulässig. Im Hinblick auf eine Sonderabgabe für Windenergieanlagenbetreiber zugunsten 

von Kommunen ist zum Ersten fraglich, ob die Finanzierungsverantwortung der WEA-Betreiber hin-

reichend sicher begründet werden kann. Zum Zweiten steht die für die Sonderabgabe erforderliche 

Regelung einer Zweckbindung in der Mittelverwendung im Spannungsfeld mit dem verfassungs-

rechtlichen Verbot der Übertragung von Aufgaben vom Bund an die Kommunen (Art. 84 Abs. 1 S. 

7 GG), das eine Verpflichtung der Kommunen zur zweckgebundenen Mittelverwendung wohl aus-

schließt.  

Im Rahmen einer Außenbereichsabgabe (Kahl und Wegner (2018)) wären AnlagenbetreiberInnen 

verpflichtet, eine Zahlung in Form einer Ressourcennutzungs- bzw. Vorteilsabschöpfungsabgabe 

für die Nutzung knapper, für WEA-geeignete Flächen zu entrichten. Auch dieser Vorschlag ist 

rechtlich nicht unerheblichen Risiken ausgesetzt. Zunächst ist die Übertragbarkeit der Entschei-

dung des Bundesverfassungsgerichtes zum “Wasserpfennig”, worauf die Herleitung einer Ressour-

cennutzungsabgabe wesentlich beruht, rechtlich unsicher. Darüber hinaus könnte die isolierte An-

knüpfung an WEA-Flächen eine verfassungsrechtlich nicht gerechtfertigte Ungleichbehandlung ge-

genüber anderen vergleichbaren Außenbereichsnutzungen (z.B. Solarfreiflächen- oder Biomasse-

anlagen sowie nicht-energetischen Nutzungsformen) darstellen. Weiterhin wäre für eine zweckent-

sprechende Umsetzung des Instruments problematisch, dass die Einnahmen grundsätzlich wohl 

den Ländern zustünden und eine verpflichtende Regelung durch den Bund zur Mittelweitergabe an 

die Kommunen verfassungsrechtlich kaum umsetzbar wäre. Dies würde eine bundesweit hinrei-

chend einheitliche Regelung gefährden. 

Die Empfehlung der GutachterInnen zur finanziellen Beteiligung von Kommunen greift die finanz-

verfassungsrechtlichen Bedenken gegen Sonderabgabe und Außenbereichsabgabe auf und ver-

meidet deshalb eine Ausgestaltung als Steuer oder Abgabe. Stattdessen wird eine Zahlungspflicht 

als Voraussetzung der privatrechtlich ausgestalteten EEG-Förderung vorgeschlagen („EEG-inte-

grierter Mechanismus“ in verpflichtender Ausgestaltung). Dazu ist vorgesehen, dass WEA-Betrei-

ber im EEG-Förderzeitraum jährliche Zahlungen in Höhe von 0,1 bzw. 0,2 Euro-Cent/kWh (dazu 

sogleich) an die Standort- und ggf. auch Nachbarkommune(n) innerhalb eines definierten Umkrei-

ses der WEA zu leisten haben. Rechtliche Basis dieser Zahlungen ist jeweils ein individuell abzu-

schließender Schenkungsvertrag zwischen den Beteiligten (WEA-Betreiber sowie Kommune(n) 

innerhalb eines festzulegenden Umkreises um die WEA). Die Zahlungsbeträge können dabei im 

Rahmen der Gebote in den EEG-Ausschreibungen berücksichtigt werden und dürften so über die 

EEG-Marktprämienzahlungen refinanziert werden. Zahlt der WEA-Betreiber nicht oder lehnt die 
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Kommune die Annahme des Geldes ab, wird im Rahmen einer Pönale die EEG-Förderung um ei-

nen bestimmten – nach dem Vorschlag der GutachterInnen der Zahlungspflicht gleichenden – Be-

trag reduziert. Damit verbleibt der Geldbetrag auf den EEG-Konten der Übertragungsnetzbetreiber 

und reduziert so die Höhe der EEG-Umlage. Dem EEG-integrierten Mechanismus stehen nach 

Einschätzung der GutachterInnen die verfassungs- und finanzverfassungsrechtlichen Bedenken, 

die gegen die vorgeschlagenen Steuer- und Abgabeninstrumenten vorgebracht werden, letztlich 

nicht entgegen. Denn die Zahlungspflicht steht sowohl in formeller als auch in materieller Sicht au-

ßerhalb der finanzverfassungsrechtlichen Dogmatik zu Steuern und nicht-steuerlichen-Abgaben 

und unterfällt somit nicht deren Rechtfertigungsvoraussetzungen. Denn mit einer entsprechenden 

Regelung wird keine öffentlich-rechtlich durchsetzbare Zahlungspflicht begründet, sondern eine 

Pflichtenregelung in Anknüpfung an das zivilrechtliche ausgestaltete EEG-Förderregime. Dabei 

wird im Pönalfall die EEG-Förderung lediglich (geringfügig) reduziert – und verbleibt insoweit auf 

dem privatrechtlich ausgestalteten EEG-Konto, so dass insoweit kein Mittelzufluss an die öffentli-

che Hand erfolgt. Schließlich werden die finanzverfassungsrechtlichen Risiken auch für den Fall 

einer (Teil-)Finanzierung der EEG-Umlage aus Haushaltsmitteln des Bundes als gering einge-

schätzt, da ein hinreichend zuordenbarer Zahlungsfluss vom Bundeshaushalt an die kommunalen 

Haushalte nicht bestünde: Die Bundesmittel flössen dann über den privatrechtlich geregelten bun-

desweiten Ausgleich im EEG (über die Stufen Übertragungsnetzbetreiber, Anschlussnetzbetreiber 

und WEA-Betreiber) nur mittelbar zu den Kommunen. 

Neben der finanziellen Beteiligung von Kommunen schlagen die GutachterInnen außerdem ein 

Bürgerbeteiligungsinstrument vor. Vor dem Hintergrund der hohen Zustimmungswerte der Bevölke-

rung zu diesem Instrument1 wird hierfür eine Option zum Angebot eines vergünstigten Stromta-

rifs für private Haushalte in einem definierten Umkreis um WEA vorgesehen. Der WEA-Betreiber 

kann den vergünstigten Stromtarif selbst oder in Kooperation mit Energieversorgungsunternehmen 

(EVU) anbieten. Dem WEA-Betreiber sollte dabei nicht nur das Tarifangebot, sondern auch der 

Nachweis zur Annahme dieses Angebotes durch eine festgelegte Anzahl an privaten Haushalten 

auferlegt werden. Die GutachterInnen empfehlen hierfür eine Anzahl von 80 Haushalten. Bei einer 

vorgeschriebenen Vergünstigung in Höhe von 20 % des lokalen Grundversorgertarifs für private 

Haushalte, die von den GutachterInnen empfohlen wird, könnten ca. 100 bis 200 Euro pro Jahr und 

Haushalt als Stromkosteneinsparung erzielt werden. Werden dann 80 private Haushalte als Neu-

kunden für den vergünstigten Stromtarif gewonnen, profitieren diese insgesamt von Stromkosten-

vergünstigungen in Höhe von 8.000 bis 16.000 Euro. Durch die Abgabe des Tarifangebots als un-

verbindlichen Antrag auf Abschluss eines vergünstigten Stromliefervertrags (Aufforderung zum An-

gebot) können die WEA-Betreiber (ggf. in Kooperation mit einem EVU) über die Anzahl der Ver-

träge entscheiden, die sie im Rahmen des vergünstigten Stromtarifs abschließen und so den Fi-

nanzierungsbedarf für diese Vergünstigungen begrenzen. 

 

Im Ergebnis wird eine Kombination aus einem kommunalen Beteiligungsinstrument und ei-

nem Bürgerbeteiligungsinstrument vorgeschlagen. Wegen des Umsetzungsaufwands und auf-

grund der Tatsache, dass ein Angebot von vergünstigten Stromtarifen nicht für alle WEA-Betreiber 

und an allen Standorten möglich ist, wird der vergünstigte Stromtarif – im Gegensatz zur Zahlung 

an Kommunen – als Option vorgesehen. Abbildung 1.1 zeigt die Wirkungszusammenhänge der 

beiden Instrumente sowie die Zahlungsflüsse auf. Danach könnten die WEA-Betreiber entschei-

den, ob sie neben der o.g., fest an die Kommunen zu leistenden Zahlung in vorgeschlagener Höhe 

                                                                                                                                                                  

1 Vgl. Fachagentur Windenergie an Land (2018; 2019). 
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von 0,1 Euro-Cent/kWh einen vergünstigten Stromtarif anbieten oder stattdessen eine zusätzliche 

Ausgleichszahlung in Höhe von nochmal 0,1 Euro-Cent/kWh an die Kommune(n) leisten. Je nach 

Standortgüte und Stromertrag der WEA beliefen sich die Zahlungen an die Kommune(n) damit auf 

jährlich ca. 10.000 Euro bei 0,1 Euro-Cent/kWh bzw. 20.000 Euro bei 0,2 Euro-Cent/kWh je WEA 

abhängig von der Standortgüte und den Korrekturfaktoren für unterschiedliche Windstandorte. Für 

das Angebot vergünstigter Stromtarife sollte indes eine Mindestanzahl zu erreichender Haushalts-

kunden vorgeschrieben werden. Eine Unterdeckung wäre dann durch entsprechende zusätzliche 

Zahlungen an die Kommune(n) von dem jeweiligen Anlagenbetreiber auszugleichen.  
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Abb. 1.1: Zahlungsflüsse in der empfohlenen Verknüpfung der Kommunal- und Bürgerbeteiligung  

Quelle: eigene Darstellung 
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2. Einführung 

2.1 Hintergrund 
Der Ausbau von Anlagen zur Stromerzeugung aus erneuerbaren Energiequellen (EE-Anlagen) 

spielt eine zentrale Rolle zur Erreichung der Klimaschutzziele der Bundesregierung. Neben vielen 

weiteren wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Bereichen, die einen aktiven Beitrag zum Klima-

schutz leisten müssen, kommt der Energiewende weiterhin eine besondere Bedeutung zu. Für das 

Erreichen der Ziele rückt das Gelingen der Pläne zum Ausbau der EE-Anlagen wieder deutlicher in 

den Fokus politischer EntscheidungsträgerInnen. So nehmen energiebedingte Emissionen noch 

immer ca. 84 % der gesamten Treibhausgas-Emissionen in Deutschland ein (Umweltbundesamt 

2019, S. 68 Tabelle 1, Stand: 2017). Dabei wird auch die Entwicklung der Akzeptanz der EE-Anla-

gen in der Bevölkerung für den Ausbauerfolg immer wichtiger.  

Akzeptanzprobleme und Instrumentenvorschläge zur finanziellen Beteiligung von Bürgern und Bür-

gerinnen und Kommunen an EE-Anlagen werden in der öffentlichen Debatte und in der wissen-

schaftlichen Literatur mit einem verstärkten Fokus auf Windenergieanlagen (WEA) diskutiert, weil 

bei dieser Anlagentechnologie Akzeptanzprobleme am weitesten verbreitet sind und den für die 

Erreichung der Klimaschutzziele notwendigen Anlagenausbau behindern. Daher sind auch die in 

diesem Vorhaben untersuchten Instrumentenansätze fokussiert auf WEA. Die Prüfung der Über-

tragbarkeit geeigneter Instrumente auf Photovoltaik-Freiflächenanlagen als weitere EE-Technolo-

gie, die Akzeptanzproblemen ausgesetzt ist, ist zwar auch Gegenstand des Forschungsvorhabens, 

wird aber im vorliegenden Bericht noch nicht vorgenommen. 

Regelmäßige Umfragen zur Akzeptanz der Energiewende und des EE-Ausbaus belegen weiterhin 

eine grundsätzlich hohe Zustimmung unter der Bevölkerung, auch bei WEA im eigenen Wohnum-

feld (vgl. bspw. Fachagentur Windenergie an Land 2019, S. 5; und AEE e.V. 2018). Ein genauerer 

Blick auf einzelne Windenergievorhaben offenbart indes, dass sich vielerorts nur ein kleiner Teil 

der Bevölkerung aktiv für den EE-Ausbau engagiert, Widerstände von wenigen demgegenüber 

deutlich präsent sind (vgl. Schweizer-Ries et al. 2011, S. 140). Diese aktive Ablehnung weniger 

oder gar einzelner Personen mündet dabei immer öfter in langwierige Gerichtsverfahren, die Bau-

projekte ausbremsen oder gar verhindern können (vgl. bspw. Witsch 2019). 

Die Einbeziehung der lokalen Bevölkerung in den Planungs- und Ausbauprozess hilft solche Wi-

derstände abzubauen, wobei seit einiger Zeit verstärkt die Bedeutung der finanziellen Beteiligung 

der BürgerInnen an den EE-Anlagen diskutiert wird. Begründet wird diese Debatte mit der weit ver-

breiteten Einschätzung einer als eher ungerecht empfundenen Verteilung der wirtschaftlichen Vor-

teile und verschiedener Nachteile bzw. Belastungen durch den Ausbau der EE-Anlagen, vor allem 

im Bereich der Windenergie-Anlagen. Hier wird bspw. von einer Privatisierung der Gewinne bei 

gleichzeitiger Sozialisierung der Kosten gesprochen. Dabei werden unter den Kosten nicht nur die 

konkreten wirtschaftlichen Belastungen der StromverbraucherInnen durch die Umlage nach dem 

Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) verstanden, die seit langem diskutiert wird (vgl. bspw. Hanke 

2018; und Frondel und Sommer 2018). Auch die Belastungen der lokalen Bevölkerung durch die 

Windenergieanlagen (WEA), insbesondere Lärmbelästigung, Schattenwurf, Beeinträchtigung des 

Landschaftsbildes und Umweltauswirkungen, werden darunter gefasst (Rodi 2017, S. 659). Neben 

einer verbesserten Verfahrensgerechtigkeit und einer höheren Beteiligung der lokalen Bevölkerung 

an Zubauentscheidungen (vgl. bspw. Setton 2019, S.28f.) werden deshalb Instrumente zur Stär-
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kung der finanziellen Teilhabe lokaler AkteurInnen oder der Standortkommunen an den EE-Anla-

gen entwickelt und diskutiert. In verschiedenen wissenschaftlichen Publikationen werden verschie-

dene Lösungen in Form von kommunalen Abgaben und anderen Zahlungsformen vorgestellt. Da-

bei kommt keiner der konkreten Vorschläge zu einer auf einer umfassenden Bewertung basieren-

den Empfehlung für eine Instrumentenimplementierung. 2 

Die Debatte um die verstärkte finanzielle Beteiligung lokaler AkteurInnen oder der EE-Standort-

Kommunen unterstellt zumeist eine positive Wirkung auf die Akzeptanz der lokalen Bevölkerung für 

die EE-Anlagen (vgl. bspw. Hoffmann und Wegner 2018, S.1ff.; Agora Energiewende 2018, S.17; 

Köck 2017, S.684; Kunze 2018, S.1; Lenk et al. 2015, S.11ff.). Der positive Zusammenhang zwi-

schen finanzieller Teilhabe und Akzeptanz ist bereits in mehreren sozialwissenschaftlichen empiri-

schen Studien untersucht worden und wird grundlegend bestätigt. Allerdings sind die Erkenntnisse 

zur Höhe und zur genauen Ausgestaltung finanzieller Beteiligungsinstrumente für eine zielführende 

Akzeptanzförderung noch nicht ausreichend, um hier bereits konkrete Ausgestaltungsempfehlun-

gen abzuleiten.3 

Die Zielsetzung der finanziellen Beteiligung lokaler AkteurInnen oder der EE-Standortkommunen 

an den EE-Anlagen zur Akzeptanzförderung wird mit den bisherigen sozialwissenschaftlichen Er-

kenntnissen und vor allem mit vielfachen positiven Erfahrungen begründet. Bundesweit gibt es eine 

Vielzahl von Bürgerenergieanlagen oder anderen Beteiligungskonzepten, die eine direkte Beteili-

gung an den Gewinnen der EE-Anlagen gewährleisten und als gute Umsetzungsbeispiele mit ten-

denziell höherer Akzeptanz in der lokalen Bevölkerung gelten (vgl. bspw. Hauser et al. 2015, 

S.22ff.). Diese direkte Form der Eigentums- und Kapitalbeteiligung kann aufgrund der begrenzten 

Kapitalverfügbarkeit in der Bevölkerung in der Regel nur bei kleineren Anlagen bzw. Anlagenparks 

umgesetzt werden. Sie ist zudem abhängig von der Bereitschaft der Anlagenprojektierer zur Bereit-

stellung von Eigentumsanteilen, sofern eine Bürgerenergiegesellschaft die Planung und Projektie-

rung nicht auch selbst übernimmt. Letzterer Fall birgt ein gewisses Investitionsrisiko, vor allem seit-

dem die Umsetzung geplanter Windenergie- und Photovoltaik-Freiflächenanlagen durch die ver-

pflichtende Teilnahme an den EEG-Ausschreibungen erschwert werden kann. Da die politischen 

EntscheidungsträgerInnen die Bedeutung von kleinen und mittleren Bürgerenergieprojekten und 

anderen lokal verankerten Projektentwicklern für die Akzeptanz der Energiewende erkannt haben 

(Deutscher Bundestag 2016, S.147), sollten die im EEG 2017 implementierten Sonderregeln für 

Bürgerenergiegesellschaften dieses Risiko für Bürgerenergieanlagen mindern. Die mit diesen Son-

derregelungen einhergehenden Probleme der Ergebnisse der ersten Ausschreibungsrunden haben 

allerdings dazu geführt, dass wichtige Teile der Sonderregelungen erst übergangsweise und mitt-

lerweile mit der EEG-Novelle im Mai 2020 endgültig wieder zurückgenommen wurden (Artikel 1 

des Gesetzes zur Änderung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes 2017 und weiterer energierechtli-

cher Bestimmungen vom 25. Mai 2020). Vor allem die nun wieder geltende Pflicht zur Vorlage ei-

ner immissionsschutzrechtlichen Genehmigung zur Abgabe eines Gebotes ist mit großem Pla-

nungsaufwand und Investitionsvolumen verbunden, die ohne einen Gebotszuschlag nicht wieder 

erwirtschaftet werden können (vgl. bspw. Nestle 2015, S.16ff.). 

                                                                                                                                                                  

2 Einen Überblick über die Debatte liefert der Abschnitt 2.3 ab Seite 11. 

3 Eine ausführliche Übersicht zum Zusammenhang zwischen finanzieller Beteiligung und Akzeptanz bei EE-Anlagen bietet 

der Abschnitt 4.3 ab Seite 18. 
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Die verschiedenen Probleme einer direkten Eigentums- und Kapitalbeteiligung und die unter den 

Erwartungen liegenden kommunalen Gewerbesteuereinnahmen4 haben dazu geführt, dass vor al-

lem Steuer- und Abgabenlösungen als zielführende Instrumente einer stärkeren finanziellen Beteili-

gung von BürgerInnen und/oder Kommunen diskutiert werden. 

So schlagen Kahl und Wegner (2018) eine Außenbereichsabgabe vor und IKEM et al. eine Son-

derabgabe für WEA. Köck (2017) diskutiert die Abschöpfung von Windnutzungs-Vorteilen und 

Kunze (2018) empfiehlt die Einführung einer Konzessionsabgabe auf die Stromeinspeisung. Das 

BüGembeteilG M-V, das gegenwärtig allerdings noch vom Bundesverfassungsgericht und vom 

Landesverfassungsgericht Mecklenburg-Vorpommern geprüft wird, sieht neben einer direkten Ka-

pitalbeteiligung von BürgerInnen und Kommunen auch weitere Beteiligungsformate vor, wie bspw. 

vergünstigte Stromtarife für lokale private Haushalte. Der Bundesverband Windenergie (BWE) 

(2019) empfiehlt eine Anpassung des EEG mit der Pflicht der AnlagenbetreiberInnen, ein bis zwei 

Prozent der Umsätze einer Windenergieanlage für Maßnahmen der Stärkung der regionalen Wert-

schöpfung in der Standortgemeinde und angrenzenden Gemeinden zu verwenden. 

Vor dem Hintergrund dieser Entwicklung im Bereich der Energiewende und der öffentlichen De-

batte um die stärkere finanzielle Beteiligung lokaler AkteurInnen oder der EE-Standortkommunen 

an den EE-Anlagen hat das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi) das Institut für 

ökologische Wirtschaftsforschung (IÖW), das Institut für Klimaschutz, Energie und Mobilität e.V. 

(IKEM), die Kanzlei Becker, Büttner, Held (BBH) PartGmbB und die BBH Consulting AG beauf-

tragt, die bisher verfügbaren Instrumenten-Vorschläge und ggf. weitere potenzielle Instrumente 

nach einem systematisierten Schema zu bewerten und Umsetzungsempfehlungen zu erarbeiten. 

Die GutachterInnen bringen umfangreiche Erfahrungen im Themengebiet der Energiewende und 

ökonomische, juristische und politikwissenschaftliche Expertisen und Referenzen für die Bearbei-

tung dieser Fragestellungen zusammen. 

Der in 2019 im Entwurf zum Gesetz zur Umsetzung des Klimaschutzprogramms 2030 im Steuer-

recht eingebrachte Vorschlag eines gesonderten Grundsteuerhebesatzes für WEA-Flächen wurde 

vom Vermittlungsausschuss vom Bundestag und Bundesrat abgelehnt. Es wurde die Bitte an die 

Bundesregierung gerichtet, im Einvernehmen mit den Ländern Instrumente zur Beteiligung der Bür-

ger und Kommunen an den Erträgen einer WEA zu erarbeiten (Vermittlungsausschuss 2019). Die-

sem Auftrag wird in diesem Projektvorhaben nachgegangen. 

2.2 Projektziele und Gegenstand des vorliegenden Papiers 
Die in der Literatur und öffentlichen Debatte bisher diskutierten Ansätze zur finanziellen Beteiligung 

an WEA werfen eine Reihe von (energie-)wirtschaftlichen und rechtlichen Fragen auf. In der aktuel-

len Diskussion werden diese Fragen nur zum Teil detailliert bewertet und analysiert. Ein umfassen-

der und systematisierter Vergleich aller diskutierten Beteiligungsansätze und daraus abgeleiteten 

Umsetzungsempfehlungen liegen bisher jedoch nicht vor. Das Vorhaben zielt daher darauf ab, die 

bisher diskutierten finanziellen Beteiligungsoptionen von Kommunen an WEA systematisch zu un-

tersuchen und sie hinsichtlich einer praktikablen Ausgestaltung und insbesondere rechtssicheren 

Umsetzbarkeit sowie der Höhe und Planbarkeit der zu erwartenden regionalökonomischen Effekte 

zu bewerten. 

                                                                                                                                                                  

4 Vgl. die Einzelfallbetrachtungen in Kunze (2017, Folie 3). 
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Die Auswahl der zu bewertenden Beteiligungsinstrumente erfolgte in Abstimmung mit dem Auftrag-

geber. Folgende Instrumente wurden ausgewertet:  

– Außenbereichsabgabe / Ressourcennutzungsgebühr, 

– Sonderabgabe, 

– vergünstigte regionale BürgerInnen-Stromtarife, 

– direkte Zahlungen an Kommunen als Recht oder Pflicht im EEG. 

Das vorliegende Dokument umfasst die Ergebnisse der Instrumentenbeschreibung und -bewer-

tung. Mit den Ausführungen sollen politische EntscheidungsträgerInnen eine Grundlage erhalten, 

um über die Verwirklichung von Instrumenten auf Bundesebene entscheiden zu können, die mög-

lichst kurzfristig und rechtssicher umsetzbar und regionalökonomisch wirksam sind. In Kap. 7 ge-

ben die GutachterInnen eine Empfehlung für eine zielführende Instrumentenausgestaltung und de-

ren rechtssichere Umsetzung. Auf Basis dieser Empfehlung hat BMWi einen eigenen Vorschlag 

entwickelt und in einem Eckpunktepapier veröffentlicht. (BMWi 2020) Abweichungen dieses Eck-

punktepapiers von den hier vorgestellten Instrumentenempfehlungen werden nicht beschrieben 

und bewertet. 

2.3 Stand der Forschung und Entwicklungen in der Praxis 

Aufbauend auf den seit vielen Jahren vorhandenen wissenschaftlichen Arbeiten zu regionalökono-

mischen Effekten durch die Nutzung erneuerbarer Energien wird seit einiger Zeit über zusätzliche 

Ansätze für eine finanzielle Beteiligung der Kommunen mit EE-Standorten an der Wertschöpfung 

dieser EE-Anlagen diskutiert. Grundlage für diese Diskussion sind vielfach die teilweise erhebli-

chen Diskrepanzen zwischen den erwarteten und den tatsächlichen Gewerbesteuer-Einnahmen 

der Kommunen von den EE-AnlagenbetreiberInnen. Zwar sieht das Gewerbesteuergesetz (Ge-

wStG) bereits seit 2009 für WEA und seit einigen Jahren auch für Photovoltaik-Anlagen (PV-Anla-

gen) eine spezifische Zerlegung der Gewerbesteuerzahlungen zugunsten der Kommunen des An-

lagenstandortes vor. Verschiedene Umstände (insbesondere Abschreibungen, aber auch Gewinn-

abführungen, Anlagenveräußerungen und andere steuerrechtliche Möglichkeiten, die von den be-

treibenden Unternehmen genutzt werden) führen jedoch zu teilweise deutlich geringeren Steuer-

einnahmen als prognostiziert.5 Werden außer diesen Gewerbesteuer-Einnahmen keine weiteren 

Maßnahmen für eine finanzielle Beteiligung ergriffen, so bleibt die Teilhabe der Kommunen und 

anderer regionaler AkteurInnen an der Wertschöpfung der Anlagen ggf. über viele Jahre aus oder 

liegt zumindest deutlich unter den Potenzialen.(vgl. bspw. Ministerium für Wirtschaft und Energie 

des Landes Brandenburg 2017). Eine umfassende Teilhabe der Kommunen und regionaler Ak-

teursgruppen an der Wertschöpfung der EE-Nutzung kann allerdings für die Bereitstellung der zum 

EE-Ausbau benötigten Flächen eine wichtige Rolle spielen. Die finanzielle Teilhabe eines mög-

lichst breiten Spektrums regionaler Akteursgruppen an den Wertschöpfungseffekten kann die Ak-

zeptanz in der Bevölkerung für den EE-Ausbau positiv beeinflussen. Dabei sind sowohl das Ver-

                                                                                                                                                                  

5 Kunze (2017, Folie 3) liefert Hinweise aus einzelnen Kommunen, die nahe legen, dass die tatsächlichen Gewerbesteuer-

einnahmen der Kommunen weit unter den auf Basis der Erträge für Windenergieanlagen abgeschätzten Potenzialen 

liegen. 
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hältnis von Betroffenheit und Teilhabe als auch die konkrete Ausgestaltung der finanziellen Teil-

habe von großer Bedeutung. Einzelne Untersuchungen legen allerdings auch den Schluss nahe, 

dass eine ungünstig ausgestaltete rein finanzielle und ggf. von der planerischen Beteiligung ge-

trennte Teilhabe auch zu negativen Akzeptanzeffekten führen kann.6 Dies macht deutlich, dass die 

Art und Weise der Ausgestaltung ein wesentliches Element für den Erfolg eines finanziellen Beteili-

gungsinstruments ist. 

Die im Rahmen dieser unter politischen EntscheidungsträgerInnen und WissenschaftlerInnen ge-

führten Debatte herausgearbeiteten zusätzlichen finanziellen Beteiligungsansätze sind vielfältig. 

Teilweise sind sie mit rechtlichen, ökonomischen oder organisatorischen Problemen behaftet und 

zielen oftmals nur auf einzelne Anknüpfungspunkte der EE-Wertschöpfungsketten, wie bspw. den 

Gewinn der AnlagenbetreiberInnen ab. Die übergreifende Bedeutung dieser Diskussion wird spä-

testens seit der Betonung einer stärkeren Beteiligung der Kommunen an der Wertschöpfung im 

Koalitionsvertrag der Bundesfraktionen der CDU/CSU und der SPD für die 19. Legislaturperiode 

deutlich (Bundesfraktionen der CDU/CSU und der SPD 2018). Dabei gehen die Gründe und Ziel-

setzungen für eine stärkere finanzielle Beteiligung über rein ökonomische Motive hinaus und sollen 

insbesondere auch die Akzeptanz der EE in den Regionen stärken. 

Eine zentrale Frage bei der Wahl des Beteiligungsinstruments spielt darüber hinaus die rechtliche 

Umsetzbarkeit. Ein wesentliches Problem sind dabei die strengen Vorgaben des Finanzverfas-

sungsrechts (Art. 104 ff. GG), die den Ausgestaltungsoptionen einer bundesweit geregelten finanzi-

ellen Beteiligung Grenzen setzen. So werden einige der vorgeschlagenen Instrumente, insbeson-

dere die Sonderabgabe und die Außenbereichsabgabe, wegen ihrer finanzverfassungsrechtlichen 

Risiken kritisch betrachtet. Ein wesentlicher Schwerpunkt der folgenden Untersuchung liegt des-

halb darin, die Instrumente auf ihre rechtssichere Umsetzbarkeit zu prüfen. Dies ist für ein effekti-

ves Instrument besonders wichtig, um durch langwierige Klageprozesse verursachte Rechtsunsi-

cherheit zu vermeiden. 

Im Folgenden werden die bisher bekannten und bereits diskutierten oder wissenschaftlich bewerte-

ten Beteiligungsansätze kurz beschrieben. 

2.3.1 Steuern und Abgaben an Gemeinden 

Einige der in der wissenschaftlichen Literatur und unter politischen EntscheidungsträgerInnen dis-

kutierten Beteiligungsansätze sehen die Erhöhung oder neue Einführung von Steuern und Abga-

ben vor, die den begünstigten Kommunen zufließen. Hier wird in der Regel unterstellt, dass diese 

Mehreinnahmen für die kommunalen öffentlichen Haushalte allen Bürgerinnen und Bürgern der 

Kommune zugutekommen (vgl. IKEM et al. 2018, 35ff.).  

- In IKEM et al. (2018) entwickeln die AutorInnen eine Sonderabgabe für nach dem Bundes-

Immissionsschutzgesetz (BImSchG) genehmigungspflichtige WEA an Land, die an Gemeinden 

in einem vorher definierten Radius um die Anlagen herum von den AnlagenbetreiberInnen zu 

zahlen ist. Die Zahlungsverpflichtung ergäbe sich dabei aus ihrer besonderen Finanzierungs-

                                                                                                                                                                  

6 Vgl. bspw. Lienhoop (2018) und IKEM et al. (2018), sowie Frey und Oberholzer-Gee (1997). In Abschnitt 4.3 wird der Zu-

sammenhang zwischen finanzieller Beteiligung und Akzeptanz tiefergehend behandelt. 
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verantwortung für Maßnahmen zur Akzeptanzförderung bei WEA. Vorgesehen sind eine Ein-

malzahlung bei Inbetriebnahme und laufende Zahlungen im Anlagenbetrieb. Ein ähnlicher Vor-

schlag für eine Sonderabgabe wurde Anfang Dezember 2017 auf Initiative des brandenburgi-

schen Ministeriums für Wirtschaft und Energie auf der Wirtschaftsministerkonferenz diskutiert 

und dem BMWi zur Prüfung übergeben. Dieser Vorschlag sieht vor, dass WEA-BetreiberInnen 

auf Basis einer neuen EEG-Regelung 0,1 Euro-Cent pro erzeugter kWh Strom an Kommunen 

im Umkreis von drei bis vier Kilometern abzuführen haben. (vgl. Ministerium für Wirtschaft und 

Energie des Landes Brandenburg 2017). Das Windenergieanlagenabgabengesetz des Landes 

Brandenburg sieht in der im Juni 2019 verabschiedeten Fassung allerdings eine kommunale 

Sonderabgabe pro WEA in Höhe von 10.000 Euro pro Jahr vor (vgl. Windenergieanlagenabga-

bengesetz 2019). Auch das Bürger- und Gemeindenbeteiligungsgesetz Mecklenburg-Vorpom-

mern (BüGembeteilG M-V) aus dem Jahr 2016 sieht eine ähnliche Form der Abgabe vor. De-

ren Höhe knüpft allerdings an wirtschaftlichen Gegebenheiten des jeweiligen Windparks an.  

- Kahl und Wegner (2018) begründen ihren Vorschlag zur Außenbereichsabgabe für WEA mit 

den Planungsvorteilen, die den WEA im Außenbereich zugestanden werden. Dieser Vorteil 

fließt den FlächeneigentümerInnen und/oder den AnlagenbetreiberInnen zu und könne mittels 

einer Abgabe zur Nutzung des Außenbereichs abgeschöpft werden und den Standortkommu-

nen zufließen. Für die konkrete Bemessung des abzuschöpfenden Nutzungsvorteils empfehlen 

die Autoren eine Kombination aus der Anzahl der WEA, der raumgreifenden Kennzahl der An-

lagenhöhe und des anzulegenden Ertragswertes der Standortgüte-Einordnung entsprechend 

der EEG-Regelungen. 

- Köck (2017) sieht in der planerischen Ausweisung von Windnutzungsgebieten einen wirtschaft-

lichen Sondervorteil zur Bewirtschaftung der knappen Bodenressourcen und damit die Ge-

meinden im Recht, die Erträge aus dem Planungsvorteil abzuschöpfen. Ablehnende Ge-

richtsurteile zu früheren ähnlichen Abgaben-Entwürfen, konkurrierende Gesetzesvorgaben und 

eine ggf. unzureichende Abdeckung der relevanten WEA durch den Fokus auf die Konzentrati-

onszonenplanung sind allerdings Aspekte, die diesem Ansatz bisher entgegenstehen und ge-

nauer geprüft werden müssen.  

- Die Anpassung kommunaler Konzessionsabgaben wird in mehreren Ausgestaltungsformen 

diskutiert. Sowohl Hoffmann und Wegner (2018) als auch IKEM et al. (2018) erörtern die Mög-

lichkeiten, das bestehende System der energiewirtschaftlichen Konzessionsabgaben zu ergän-

zen. Der Vorschlag ist auch durch den Städte- und Gemeindebund Brandenburg eingebracht 

worden (Kunze 2018). Denkbar wäre eine Absenkung der verbrauchsabhängigen Konzessi-

onsabgabe für Stromversorger bzw. Netzbetreiber, um im Gegenzug regional ins Netz einge-

speiste Strommengen mit einer Abgabe zu belasten. Eine einspeiseabhängige Konzessionsab-

gabe könnte aber auch zusätzlich zum bestehenden Konzessionssystem eingeführt werden. 

Beiden Varianten ist gemein, dass Kommunen mit hohen EE-Erzeugungskapazitäten und zu-

gleich geringem Stromverbrauch im Gemeindegebiet höhere Einnahmen aus Konzessionsab-

gaben entstehen. Gemeinden mit hohem Stromverbrauch und geringen Erzeugungskapazitä-

ten würden dagegen finanziell benachteiligt. Aufgrund dieses Trade-Offs werden diese Lö-

sungsansätze auch bei Branchenverbänden und Regionalvertretern intensiv diskutiert (vgl. 

bspw. Kunze 2018; und Hanke 2017). 

- Zur Erhöhung der Einnahmen der Kommunen aus der Gewerbesteuer wird eine Anpassung 

des Steuersatzes oder des Zerlegungsmaßstabs der Gewerbesteuer und/oder der Nicht-An-

rechnung der Gewerbesteuereinnahmen im Rahmen des Länderfinanzausgleichs diskutiert. 
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Der spezielle Zerlegungsmaßstab der Gewerbesteuerzahlungen für WEA stellt ein bereits um-

gesetztes Beteiligungsinstrument dar. Die weitergehenden Ansätze werden in IKEM et al. 

(2018) und in Hoffmann und Wegner (2018) (hier eine vor allem rechtliche Prüfung) diskutiert. 

- Die Erhebung einer erhöhten Grundsteuer für Flächen mit EE-Anlagen zur Förderung der Ak-

zeptanz ist bereits mehrfach diskutiert worden, konnte aber bisher nicht umgesetzt werden. Die 

bestehenden Vorschläge einer Grundsteuerreform sowohl vom Bundesrat als auch vom Bun-

desfinanzministerium sehen eine solche Erhöhung nicht explizit vor e. Der Landtag Mecklen-

burg-Vorpommern hat auf Initiative der Fraktionen der CDU und der SPD die Landesregierung 

aufgerufen das Grundsteuerrecht für eine finanzielle Beteiligung der Standortgemeinden von 

EE-Anlagen zu prüfen (Landtag Mecklenburg-Vorpommern 2018). 

2.3.2 Investitionsbeteiligungen bzw. Eigenkapital-Einlagen bei EE-

Anlagen 

Ansätze zur Abschöpfung von Betreibergewinnen der EE-Anlage durch Steuern und Abgaben sind 

eine eher indirekte Möglichkeit zur finanziellen Beteiligung von Kommunen, da diese Mehreinnah-

men erst an die betroffene Bevölkerung weitergereicht werden müssen. Eine direkte Form der Be-

teiligung, die ebenfalls an die Betreibergewinne der EE-Anlagen anknüpft, ist die Beteiligung von 

Bürgerinnen und Bürgern oder anderen kommunalen AkteurInnen an den Eigenkapital-Einlagen 

der EE-Anlagen, d.h. eine Investitions- bzw. Eigentums-Beteiligung. Die mit den Eigenkapital-

Einlagen verbundenen Rendite-Erwartungen bzw. die tatsächlich erreichbaren Eigenkapital-Rendi-

ten lassen sich in Form absoluter Einkommen aus Kapitalbeteiligungen ausdrücken. Diese stellen 

ebenfalls einen Bestandteil der Wertschöpfung der EE-Nutzung dar und bilden einen großen Anteil 

der regional verbleibenden Wertschöpfung von Windenergie- und PV-Freiflächen-Anlagen. Hier ist 

neben anderen Gesellschaftsformen der Betreibergesellschaften vor allem die Bürgerenergiege-

nossenschaft hervorzuheben, die durch ihre gleichverteilten Stimmrechtsanteile, oftmals niedrigen 

Mindesteinlagen als Beteiligungsschwelle und durch teilweise über die Gewinnorientierung hinaus-

gehenden Satzungen weite Verbreitung gefunden hat. Als weitere wesentliche Rechtsform zur Be-

teiligung einer Vielzahl von Akteuren hat sich insbesondere bei WEA die GmbH & Co. KG durchge-

setzt. 

Neben der Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger vor Ort, ist auch die Beteiligung kommunaler 

Unternehmen an EE-Anlagen möglich. Anders als bei Einnahmen durch Steuern und Abgaben, 

liegt hier eine größere Flexibilität der Einnahmenverwendung vor. Andererseits gibt es viele Kom-

munen in Deutschland, denen aufgrund von Haushaltsüberwachungen oder aufgrund gemeinde-

wirtschaftlicher Vorgaben keine finanzielle Beteiligung an risikobehafteten Unternehmen möglich 

ist. Für Bürgerenergieanlagen, die nach dem EEG gefördert werden, ist bspw. bereits gesetzlich 

festgelegt, dass Kommunen oder kommunalen Unternehmen eine Beteiligung in Höhe von 10 % 

an der Bürgerenergiegesellschaft angeboten werden muss (vgl. §36g, Absatz 3, Punkt 3b EEG 

2017).  

Allen Möglichkeiten der direkten Gewinnbeteiligung ist gemeinsam, dass sie in ihrer Höhe abhän-

gig von der konkreten Wirtschaftlichkeitssituation der jeweiligen EE-Anlagen sind. Die Wirtschaft-

lichkeit wird durch verschiedenste Parameter beeinflusst. Der größte Einfluss besteht durch die 

Kosten, sowohl für die Investition als auch für den laufenden Betrieb. Größere Instandhaltungs-

maßnahmen, Ersatzinvestitionen oder unvorhergesehene Kosten können sich negativ auf die Be-

triebsüberschüsse einzelner oder mehrerer Betriebsjahre auswirken. Im Fall der dargebotsabhängi-
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gen Wind- und PV-Freiflächenanlagen sind die Betriebsüberschüsse auch auf der Erlösseite gro-

ßen Abhängigkeiten ausgesetzt. Dabei kommen schlechte Windjahre häufiger vor als unvorherge-

sehen geringe Sonneneinstrahlungen.7 Eine Investition in den frühen Planungsphasen eines Pro-

jektes unterliegt allerdings hohen Risiken. Eine im späteren Planungsverlauf nachgelagerte Kapi-

talbeteiligung könnte hingegen mit hohen Transaktionskosten hinsichtlich der Bewertung der recht-

lichen, ökonomischen und technischen Verhältnisse einhergehen. 

Rechtliche Regelungen zur verpflichtenden direkten Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern oder 

von Kommunen liegen auf Länderebene nur mit dem Bürger- und Gemeindebeteiligungsgesetz 

Mecklenburg-Vorpommern vor (BüGembeteilG M-V). Hierzu sind allerdings noch verfassungsrecht-

liche Verfahren auf Landes- und Bundesebene anhängig, deren Ausgang derzeit noch ungewiss 

ist. Vor allem Eingriffe in Eigentumsrechte der Projektierer bzw. EigentümerInnen und in die Be-

rufsausübungsfreiheit werden als Gegenargumente der Kläger vorgebracht (Vgl. bspw. Pantua 

2018). Aber auch Transaktionskosten für die Bewertung der Anlagen-Investitionen als Beteili-

gungs-Grundlage werden als gewichtiges Hemmnis vorgebracht.(Vgl. bspw. Ott und Schäfer-Stra-

dowsky 2016)  

3. Bewertungskriterien / -Vorgehen/-Methoden 

Die Bewertung der ausgewählten Beteiligungsansätze erfolgt anhand einer bereits in der Antrags-

phase von den GutachterInnen entwickelten und im Projektverlauf überarbeiteten Bewertungs-

matrix. Dazu wurden für die in der Leistungsbeschreibung vorgegebenen, „festzulegenden […] Ka-

tegorien im Hinblick auf Machbarkeit, Akzeptanz, Wirksamkeit, Flexibilität und betriebswirtschaftli-

che Auswirkungen […]“ untergeordnete Bewertungskriterien entwickelt. Diese werden für jedes Be-

teiligungsinstrument geprüft. Die Bewertungsgrundlagen ergeben sich dabei aus der Beschreibung 

der wesentlichen Merkmale und der Ausgestaltungsoptionen. Da für die Bewertung keine (empiri-

schen) Untersuchungen möglich sind, kann die Bewertung bei einigen Kriterien nur auf Basis der 

bisher vorliegenden Literatur und mit dem Sachverstand der Bearbeiterinnen und Bearbeiter erfol-

gen. Dies betrifft bspw. die Einschätzung zu den Transaktionskosten und zur Akzeptanz in der Be-

völkerung und bei EE-Anlagen-BetreiberInnen.  

Folgende Kriterien wurden definiert und für die Bewertung der Instrumente herangezogen:  

– Erzielbare Höhe der finanziellen Beteiligung und Berücksichtigung im kommunalen Finanzaus-

gleich 

– Betriebswirtschaftliche Auswirkungen für die EE-AnlagenbetreiberInnen 

– Planbarkeit der Zahlungshöhe für Kommunen und AnlagenbetreiberInnen 

– Erfasste EE-Anlagen  

– Beteiligte AnwohnerInnen bzw. Kommunen 

– Gestaltungsspielraum der politischen AkteurInnen 

                                                                                                                                                                  

7 Vgl. bspw. den nationalen Windindex, bereitgestellt vom IWR (2018). 
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– Transaktionskosten 

– Akzeptanz von Modellvorschlägen bei Stakeholdern 

– Rechtliche Regelungs- / Umsetzungskomplexität 

– Rechtliches Risiko (Verfassungsrecht, Unionsrecht) 

Die Bewertungsergebnisse werden für jedes Beteiligungsinstrument in den Unterabschnitten in Ka-

pitel 5 erarbeitet und in ihrer Ausprägung nach dem Schema „niedrig / mittel / hoch“ eingeordnet. 

Am Ende jedes Unterkapitels werden die Ergebnisse jeweils für ein Instrument tabellarisch zusam-

mengefasst. Dabei werden die Bewertungsergebnisse für eine vereinfachte Zusammenführung in 

Tabellenform in einer Skala nach dem Schema +, 0, - erfasst. Diese Darstellung soll einen Über-

blick ermöglichen und aufzeigen, welche Aspekte bei den einzelnen Instrumenten positiv hervorzu-

heben sind bzw. kritisch sein können. Dabei werden positive Aspekte mit einer hohen Ausprägung 

mit einem + bewertet und negative Aspekte mit einer hohen Ausprägung mit einem -. So werden 

bspw. die betriebswirtschaftliche Belastung, Transaktionskosten, die rechtliche Umsetzungskom-

plexität und das rechtliche Risiko bei „hohen“ Ausprägungen in der Tabelle mit einem - bewertet. 

Die restlichen Kriterien, wie bspw. die erfassten EE-Anlagen oder der Gestaltungsspielraum politi-

scher AkteurInnen werden bei einer hohen Ausprägung mit einem + bewertet. Bei leichten Ein-

schränkungen einer positiven oder negativen Bewertung wird mit einem 0 / + oder einem - / 0 ein 

Zwischenwert gewählt. Die Bewertungskriterien werden im Folgenden kurz erläutert. 

3.1 Erzielbare Höhe der finanziellen Beteiligung und 

Berücksichtigung im kommunalen Finanzausgleich 

Zentrale Zielsetzung eines Instrumentes zur finanziellen Beteiligung von Kommunen und/oder Bür-

gerInnen an lokalen EE-Anlagen ist die Förderung der Akzeptanz der lokalen Bevölkerung für 

diese EE-Anlagen. Dabei spielt die mit dem jeweiligen Instrument erzielbare Höhe der Zahlung(en) 

eine besondere Rolle. Es ist anzunehmen, dass für eine akzeptanzfördernde Wirkung bei direkten 

Zahlungen an BürgerInnen eine Mindesthöhe erreicht werden muss (vgl. Abschnitt 4.3). Die einzel-

nen Instrumente werden daher auf die erzielbare Höhe der Zahlung(en) geprüft. Maßgeblich hierfür 

ist die konkrete Ausgestaltung, die bei einigen Instrumenten relativ flexibel ist und bei anderen 

schon sehr konkret und eng gefasst. Die Umsetzung der Optionen einmaliger oder laufender Zah-

lungen oder gar einer Kombination spielen hierbei ebenso eine Rolle wie die Bezugsgrößen zur 

Bemessung der Zahlungshöhe (Anlagenleistung, -Ertrag u.a.). Im Abschnitt 4.4 werden Beispiel-

rechnungen für mehrere Ausgestaltungsvarianten vorgestellt und die Ergebnisse eingeordnet. Die 

Bewertungen der einzelnen Instrumente hinsichtlich der erzielbaren Höhe der finanziellen Beteili-

gung greifen dann wieder auf diese Beispielrechnungen zurück, da die Ausgestaltungen sich ent-

weder gleichen oder flexibel in Art und Weise der Beispiel-Varianten vorgenommen werden kön-

nen. 

Bei Zahlungen an Kommunen wird weiterhin geprüft, ob die Mehreinnahmen im Rahmen des kom-

munalen Finanzausgleichs abgeschöpft werden können und daher möglicherweise nicht oder nicht 

vollumfänglich für akzeptanzfördernde Maßnahmen zur Verfügung stehen. 

Die erzielbare Zahlungshöhe ist zugleich ein wichtiger Aspekt für die Bewertung der Akzeptanz der 

Kommunen bzw. der BürgerInnen für die jeweiligen Instrumente. Diese Perspektive des unten vor-

gestellten Kriteriums der „Akzeptanz von Modellvorschlägen bei Stakeholdern“ wird daher hier inte-

griert und bewertet. 
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3.2 Betriebswirtschaftliche Auswirkungen für die EE-

AnlagenbetreiberInnen 

Die ermittelten Zahlungshöhen gelten nicht nur als Mehreinnahmen der Kommunen und/oder der 

BürgerInnen auf der Empfängerseite. Da die Instrumente zur finanziellen Beteiligung an EE-Anla-

gen zumeist eine Abschöpfung der Umsätze oder der Gewinne der BetreiberInnen der Anlagen 

vorsehen, stellen die Zahlungen zugleich betriebswirtschaftliche Belastungen für die BetreiberIn-

nen dar. In Abschnitt 4.4 werden die ermittelten Zahlungshöhen für die Beispielvarianten daher in 

Bezug zu betriebswirtschaftlichen Kennzahlen wie den Erträgen oder dem Kapitalwert der Anla-

geninvestition gesetzt und bezüglich ihrer Belastungswirkung bewertet. Nur wenn die Rahmenbe-

dingungen bei diesen teilweise zusätzlichen Kostenbelastungen einen wirtschaftlichen Betrieb zu-

lassen, ist eine Umsetzung der jeweiligen finanziellen Beteiligungsansätze möglich. Andernfalls 

würde der weitere Zubau von EE-Anlagen gefährdet und damit das Gesamtziel der Energiewende. 

Auch hier werden die für die Beispielvarianten der Instrumentenausgestaltung ermittelten Ergeb-

nisse herangezogen, um die in Kapitel 5 vorgenommenen Bewertungen konkreter Beteiligungsin-

strumente zu untermauern. 

Die betriebswirtschaftliche Belastung ist zugleich ein wichtiger Aspekt für die Bewertung der Ak-

zeptanz der AnlagenbetreiberInnen für die jeweiligen Instrumente. Diese Perspektive des unten 

vorgestellten Kriteriums der „Akzeptanz von Modellvorschlägen bei Stakeholdern“ wird daher hier 

integriert und bewertet. 

3.3 Planbarkeit der Zahlungshöhe für Kommunen und 

AnlagenbetreiberInnen 

Das Kriterium der Planbarkeit der Zahlungshöhe für Kommunen und AnlagenbetreiberInnen er-

gänzt die beiden vorhergehenden Kriterien der erzielbaren Zahlungshöhe und der betriebswirt-

schaftlichen Belastung. Sofern die Zahlungsströme Kostenbelastungen bspw. für Anlagenbetreibe-

rInnen darstellen, ist ein gewisser überschaubarer zeitlicher Horizont mit planbaren Zahlungsver-

pflichtungen für eine wirtschaftliche Betriebsführung notwendig. Auf der anderen Seite stellen die 

Zahlungsströme Einnahmen für verschiedenste AkteurInnen dar. Private AkteurInnen, aber auch 

öffentliche Haushalte bedürfen einer stabilen Planungsgrundlage für ihre Einnahmen, um damit 

Ausgaben gegen zu finanzieren. Die Höhe und der zeitliche Horizont der Zahlungsströme ist daher 

auf beiden Seiten für die Planbarkeit der wirtschaftlichen Tätigkeiten von Bedeutung. Vor allem 

Ausgestaltungsvarianten, die auf Energie- oder Umsatzerträge bei WEA als Bemessungsgröße für 

die Zahlungshöhe abzielen, sind mit einer gewissen Unsicherheit behaftet. Winderträge schwanken 

von Jahr zu Jahr und sind nicht vollständig vorhersehbar. Auf Seiten der AnlagenbetreiberInnen 

besteht also ein betriebswirtschaftliches Risiko, während auf Seiten der ZahlungsempfängerInnen 

ein Risiko bezüglich der Einnahmen besteht. Vor allem, wenn laufende jährliche Kosten mit diesen 

zusätzlichen Einnahmen gedeckt werden sollen, ist eine gewisse Stabilität der Einnahmen von Be-

deutung. 

Die Planbarkeit der Zahlungshöhe ist zugleich ein wichtiger Aspekt für die Bewertung der Akzep-

tanz sowohl der Kommunen bzw. der BürgerInnen als auch der EE-AnlagenbetreiberInnen für die 

jeweiligen Instrumente. Diese Perspektiven des unten vorgestellten Kriteriums der „Akzeptanz von 

Modellvorschlägen bei Stakeholdern“ werden daher auch hier integriert und bewertet. 
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3.4 Erfasste EE-Anlagen 

Um überhaupt an der von den EE-Anlagen generierten Wertschöpfung teilhaben zu können, müs-

sen Anknüpfungspunkte gefunden werden, die möglichst alle in der betrachteten Region betriebe-

nen Windenergie- und PV-Freiflächenanlagen erfassen. Ansätze für rein administrativ-geografische 

Erfassungen, wie bspw. innerhalb einer Gemeindefläche, greifen u.U. zu kurz, da sich EE-Anlagen 

oftmals außerhalb der Siedlungsflächen und damit tendenziell näher an der Gemeindegrenze be-

finden, so dass ggf. auch EE-Anlagen in Nachbargemeinden Auswirkungen in der betrachteten Ge-

meinde entfalten und daher von den Beteiligungsinstrumenten erfasst werden sollten. Ansätze 

bspw. zur Abschöpfung der Planungsvorteile orientieren sich an Planungsverfahren und umfassen 

ggf. nicht alle EE-Anlagen auf dem Gemeindegebiet. Darüber hinaus ist zu fragen, ob nur EEG-

geförderte Anlagen oder ob alle Anlagen auch ohne EEG-Förderung erfasst werden. 

Je nach Ausgestaltung der konkreten Beteiligungsinstrumente können also mehr oder weniger EE-

Anlagen erfasst werden. Werden zu wenig der Anlagen erfasst, besteht die Gefahr, dass die ak-

zeptanzfördernde Wirkung gegenüber der Bevölkerung gemindert wird. Zugleich besteht damit 

eine ggf. ungerechtfertigte Ungleichbehandlung der EE-Anlagen. 

3.5 Beteiligte AnwohnerInnen bzw. Kommunen 

Dieses Bewertungskriterium hängt eng mit der oben genannten Treffsicherheit bezüglich der regio-

nalen EE-Anlagen bzw. mit der Definition von Betroffenheit zusammen. Wird die finanzielle Beteili-

gung vorrangig als Maßnahme für den Ausgleich negativer Auswirkungen der EE-Anlagen verstan-

den, so sind diejenigen regionalen AkteurInnen zu beteiligen, die diesen Auswirkungen ausgesetzt 

sind, unabhängig von Gemeindegrenzen. Neben einer fundierten Definition von Betroffenheit zielt 

dieses Wirkungskriterium also auf die jeweiligen Akteursgruppen ab, die von den einzelnen finanzi-

ellen Beteiligungsansätzen profitieren sollen. So stellt sich bei der Erhöhung oder Neueinführung 

von Steuern oder Abgaben die Frage, ob die Einnahmen den betroffenen AkteurInnen zugutekom-

men. Bei einer direkten finanziellen Beteiligung von BürgerInnen ist zu prüfen, ob aufgrund der In-

strumentenausgestaltung nur ein Teil der Bevölkerung adressiert wird oder grundlegende, nicht 

berücksichtigte Hemmnisse Teile der Bevölkerung ausschließen. 

Die erzielbare Zahlungshöhe ist zugleich ein wichtiger Aspekt für die Bewertung der Akzeptanz der 

Kommunen bzw. der BürgerInnen für die jeweiligen Instrumente. Diese Perspektive des unten vor-

gestellten Kriteriums der „Akzeptanz von Modellvorschlägen bei Stakeholdern“ wird daher hier inte-

griert und bewertet. 

3.6 Gestaltungsspielraum der politischen AkteurInnen 

Vor allem bei den als Erhöhung oder Neuerhebung von Steuern oder Abgaben ausgestalteten fi-

nanziellen Beteiligungsansätzen, aber auch innerhalb der betriebswirtschaftlichen Bewertung stellt 

sich die Frage nach den Gestaltungskompetenzen der regionalen AkteurInnen, wie den Kommu-

nen oder den BürgerInnen, denen diese Einnahmen zufließen. Die Höhe von Steuer- und Abga-

bensätzen bspw., aber auch die Bezugsgrößen für die Bemessung der Steuer- oder Abgabenhöhe 

sind nicht immer von Kommunen beeinflussbar, so dass regionale Standortwettbewerbe teilweise 

begrenzt sind. Private AkteurInnen, wie bspw. die AnlageneigentümerInnen, wiederum richten sich 

nach den Vorgaben der Steuergesetze und anderer rechtlicher Vorgaben bei der Ausgestaltung 
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ihrer Investitionsbeteiligungen und der Betriebsführung der EE-Anlagen. Ein weiterer wichtiger Fak-

tor ist dabei die Frage, inwieweit die Akteure über die Mittelverwendung bestimmen können. 

Die erzielbare Zahlungshöhe ist zugleich ein wichtiger Aspekt für die Bewertung der Akzeptanz der 

Kommunen als Mitgestalter für die jeweiligen Instrumente. Diese Perspektive des unten vorgestell-

ten Kriteriums der „Akzeptanz von Modellvorschlägen bei Stakeholdern“ wird daher hier integriert 

und bewertet. 

3.7 Transaktionskosten 

Allen bisher diskutierten finanziellen Beteiligungsansätzen ist gemein, dass sie zur Umsetzbarkeit 

neu entwickelt oder zumindest weiterentwickelt werden müssen und teilweise mit erheblichen Ver-

änderungen gesetzlicher, regulatorischer oder marktlicher Rahmenbedingungen einhergehen. Da-

bei ist die Adressierung der von EE-Anlagen Betroffenen und die Einbeziehung durch die Beteili-

gungsansätze nicht per se treffsicher und muss teilweise durch ergänzende Maßnahmen und Re-

gelungen verbessert werden. Zahlungen an die Kommunen (anstatt direkt an betroffene BürgerIn-

nen) bedürfen ggf. eines Mechanismus zur Umsetzung in direkt akzeptanzsteigernde Maßnahmen, 

wohingegen direkte Individualzahlungen mit einem hohen Organisationsaufwand verbunden sind. 

Vertragliche Vereinbarungen sind mit Verhandlungen verbunden, und das damit einhergehende 

Risiko rechtlicher Auseinandersetzungen birgt Potenziale für hohe Transaktionskosten. Die einzel-

nen Ursachen für Transaktionskosten sind für die jeweiligen Beteiligungsansätze zu bestimmen 

und in ihrer Höhe qualitativ einzuschätzen. Die Transaktionskosten gehen zumindest indirekt auch 

in die Bewertung der anderen Kategorien mit ein. 

3.8 Akzeptanz von Modellvorschlägen bei Stakeholdern 

Die Machbarkeit bzw. Umsetzbarkeit einzelner finanzieller Beteiligungsansätze ist auch abhängig 

von der Akzeptanz dieser Ansätze bei den jeweils von den EE-Anlagen und den Beteiligungssät-

zen betroffenen bzw. adressierten Akteursgruppen. Betroffen sind zum einen die Anlagenbetreibe-

rInnen, an deren Gewinnen einige der bisher diskutierten finanziellen Beteiligungsansätze anknüp-

fen. Eine zusätzliche Kostenbelastung kann die Wirtschaftlichkeit des Anlagenbetriebs gefährden. 

Vor allem bei der Einführung von finanziell belastenden Instrumenten auch für bereits bestehende 

und im Betrieb befindliche Anlagen können solche unvorhergesehenen Belastungen geschäftsge-

fährdend sein und daher auf erheblichen Widerstand stoßen. Solche geschäftsgefährdenden Risi-

ken werden nicht nur von einzelnen AnlagenbetreiberInnen abgelehnt, sondern auch von den ent-

sprechenden Wirtschaftsverbänden, welche AnlagenherstellerInnen und -BetreiberInnen sowie 

weitere AkteurInnen entlang der Wertschöpfungsketten vertreten. 

Weiterhin sehen einzelne finanzielle Beteiligungsansätze, wie bspw. die Anpassung des Konzessi-

onsabgabensystems, eine Umverteilung der Abgabeneinnahmen zwischen verschiedenen Kom-

munen vor. Hier ist mit Widerständen ggf. benachteiligter Kommunen oder anderer AkteurInnen zu 

rechnen. 

Relevant für die Bewertung der Akzeptanz sind demnach die Bewertung der betriebswirtschaftli-

chen Auswirkungen bzw. die Erwartungen der jeweils betroffenen AkteurInnen zu diesen Auswir-

kungen. Hier besteht also eine Wechselwirkung zwischen diesen beiden Kriterien. 
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Zudem zielen die Beteiligungsansätze auf eine Stärkung der Teilhabe der Kommunen bzw. der 

Bürgerinnen und Bürger an der Wertschöpfung der EE-Anlagen ab. Ob und in welchem Umfang 

die zu bewertenden Beteiligungsansätze von den BürgerInnen akzeptiert werden, ist eine wichtige 

Fragestellung, weil davon auch die Akzeptanz für die EE-Anlagen betroffen ist. So zeigt bspw. Li-

enhoop (2018), dass direkte Zahlungen an Bürgerinnen und Bürger und Zahlungen an die Kom-

mune mit unterschiedlichen Akzeptanzniveaus verbunden sind. Auch IKEM et al. (2018, S. 35ff.) 

betonen, dass das Verhältnis von Betroffenheit und Teilhabe bspw. beim Ausbau der Windenergie 

eine besondere Rolle spielt. Hier wird der Zusammenhang mit dem Bewertungskriterium der betei-

ligten AnwohnerInnen bzw. Kommunen deutlich. Ggf. einfach umzusetzende Beteiligungsansätze 

bevorteilen eventuell nur einen kleinen Teil der betroffenen Akteursgruppen, sodass die Akzeptanz 

unter allen relevanten Akteursgruppen ggf. niedriger ausfällt. Allerdings sind zur Bewertung der Ak-

zeptanzwirkung bei verschiedenen Akteursgruppen weder empirische Erhebungen noch Experten-

interviews vorgesehen. Zudem lassen sich die teilweise gegensätzlich einzuschätzenden Akzep-

tanzwirkungen bei den verschiedenen Akteursgruppen nicht ohne weiteres zu einem Gesamter-

gebnis aggregieren. 

Die Akzeptanzwirkungen werden daher nicht als eigenes Bewertungskriterium behandelt. Stattdes-

sen werden Aspekte der Akzeptanzwirkung bei einzelnen anderen Bewertungskriterien berücksich-

tigt. Die Kriterien „erzielbare Höhe der finanziellen Beteiligung“ und „Beteiligte AnwohnerInnen bzw. 

Kommunen“ erlauben bspw. eine Einschätzung zur Akzeptanzwirkung auf die Kommune bzw. die 

BürgerInnen als ZahlungsempfängerInnen. Die Akzeptanzwirkung auf die EE-AnlagenbetreiberIn-

nen dagegen wird im Kriterium „betriebswirtschaftliche Auswirkungen für die EE-Anlagenbetreibe-

rInnen“ behandelt. Unter „Gestaltungsspielraum der politischen AkteurInnen“ wird der Einfluss der 

Kommunen auf die Instrumenten-Ausgestaltung beleuchtet, so dass wiederum die Akzeptanzwir-

kung auf die Kommunen in ihrer Rolle als Gestalter bewertet werden kann. 

3.9 Rechtliche Regelungs- / Umsetzungskomplexität 

Alle vorgeschlagenen Instrumente sind mit einer Änderung von rechtlichen Regelungen verbunden. 

Damit die Instrumente möglichst effektiv wirken und nur geringe Transaktionskosten verursachen, 

ist es erforderlich, dass sie eine geringe Regelungskomplexität aufweisen und daher mit einem 

möglichst geringen rechtlichen Regelungsaufwand verbunden sind. Es sollten also nur wenige Ge-

setze bzw. wenige gesetzliche Regelungen angepasst werden müssen. Darüber hinaus sollten die 

rechtlichen Regelungen einfach verständlich und von den Rechtsanwendern gut handhabbar sein. 

Dazu sollten die Normen systematisch wenig komplex und möglichst klar sein, also wenige unbe-

stimmte und auslegungsbedürftige Rechtsbegriffe enthalten. 

Neben der Regelungskomplexität sollte auch die Umsetzungskomplexität gering sein. Dieser As-

pekt hängt eng mit der Regelungskomplexität zusammen. Eine geringe Umsetzungskomplexität 

bedeutet, dass bei der Anwendung der Normen keine komplexen und aufwändigen Prüfungen er-

forderlich sind, etwa zur Bestimmung der Voraussetzungen einer Zahlungspflicht (bspw. bei der 

Ermittlung der zahlungspflichtigen Akteure) oder zur Berechnung der Zahlungshöhe. Zudem sollten 

komplexe Prozesse bei der Umsetzung wie langwierige Vertragsverhandlungen oder behördliche 

Prüf- und Entscheidungsverfahren vermieden werden.  
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3.10 Rechtliches Risiko (Verfassungsrecht, Unionsrecht) 

Ein wesentlicher Faktor für die tatsächliche Umsetzbarkeit eines Instruments ist die Vereinbarkeit 

des Instruments mit höherrangigem Recht, also mit dem Verfassungsrecht und dem Unionsrecht 

(Europarecht). Vor diesem Hintergrund wird bei der Untersuchung der Instrumente auf die Ein-

schätzung der verfassungs- und unionsrechtlichen Risiken ein besonderes Augenmerk gelegt. Die 

bisher geführten Diskussionen zur Neueinführung von Beteiligungsinstrumenten im Zusammen-

hang mit nichtsteuerlichen Abgaben haben sich dabei wesentlich mit der Frage ihrer verfassungs-

rechtlichen Zulässigkeit beschäftigt, wobei bei der Prüfung neuer Abgaben oder Zahlungspflichten 

an Kommunen insbesondere die Vereinbarkeit mit dem Finanzverfassungsrecht eine zentrale Rolle 

spielt. Daneben sind auch Grundrechte (insbesondere Art. 12, 14 und Art. 3 GG) zu prüfen sowie 

europarechtlich vor allem die Vereinbarkeit mit dem Beihilfenrecht und die Einordnung als Abgabe 

zu bewerten.  

4. Wichtige übergeordnete Aspekte einer 

finanziellen Beteiligung von Kommunen an 

EE-Anlagen 

4.1 Definition von anspruchsberechtigten AkteurInnen/ 

AdressatInnen 

Die Festlegung einer oder mehrerer Akteursgruppen mit Ansprüchen auf eine finanzielle Beteili-

gung an regionalen EE-Anlagen ist in mehrfacher Hinsicht notwendig. Ein Beteiligungsinstrument 

kann nur dann zielführend sein, wenn es die anspruchsberechtigten AkteurInnen adressiert und 

ihnen die Möglichkeit für eine finanzielle Beteiligung gibt. Grundsätzlich kann zwischen zwei Grup-

pen von anspruchsberechtigten AkteurInnen unterschieden werden: 1) natürliche Personen und 2) 

Kommunen, welche in den nachfolgenden Abschnitten kurz erläutert werden. 

4.1.1 Akteursgruppe natürliche Personen  

Sowohl bei der Akteursgruppe natürliche Personen als auch bei der Gruppe Kommunen stellt sich 

die Frage nach der Betroffenheit. Die Bezeichnung deutet bereits darauf hin, dass diejenigen Ak-

teurInnen finanziell beteiligt werden sollten, die von den EE-Anlagen betroffen sind und daher mög-

licherweise eine negativere Einstellung gegenüber den Anlagen haben könnten oder aber Vorteile 

aus der Errichtung von EE-Anlagen vor Ort erwarten. Eine negative Einstellung könnte die Umset-

zung von EE-Anlagen behindern und somit letztlich zu Mehraufwänden für die Energiewende füh-

ren. Eine solche Differenzierung für einzelne AkteurInnen wäre dann in allen Einzelfällen der Um-

setzung eines EE-Projekts fallspezifisch notwendig. Dies dürfte aber in vielen Fällen mit hohen 

Transaktionskosten verbunden und für die Definition und Bewertung von finanziellen Beteiligungs-

instrumenten, die für die Mehrheit der relevanten EE-Anlagen in Deutschland zielführend und prak-

tikabel sein sollen, nicht geeignet sein. In diesem Bericht werden daher bewusst nicht Instrumente 

für die direkte Kompensation negativer Auswirkungen zwischen AnlagenbetreiberInnen und An-
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wohnerInnen von EE-Anlagen erarbeitet. Solche Kompensationsinstrumente wären deutlich kom-

plexer und bedürften einer detaillierten Gesamtbewertung der Auswirkungen von EE-Anlagen auf 

die lokale Bevölkerung oder gar einzelner Personen. Es wird vielmehr davon ausgegangen, dass 

gemäß der Akzeptanzforschung zu EE-Anlagen eine grundsätzliche Befürwortung des EE-Aus-

baus vorherrscht, bei der lokalen Umsetzung jedoch Widerstand gegenüber einzelnen Projekten 

auftreten und ein Großteil der zustimmenden Bevölkerung in der Auseinandersetzung mit dem 

Thema inaktiv bleibt. Inaktive AkteurInnen zu aktivieren und Widerstände erfolgreich und nachhal-

tig zu mindern, ist daher das Ziel einer zusätzlichen finanziellen Beteiligung. 

Die Messung von Betroffenheit unter der lokalen Bevölkerung könnte vereinfacht über eine regio-

nale Abgrenzung der erfahrbaren oder sichtbaren Auswirkungen durch EE-Anlagen definiert wer-

den. Bei WEA ließe sich bspw. vereinfacht ein Radius um die Anlagen ziehen, der nach Kriterien 

wie Sichtbarkeit oder Hörbarkeit der Anlagen festgelegt wird (vgl. bspw. IKEM et al. 2018 S. 35f.) 

oder ohne Bezug zur konkreten Beeinträchtigung fixiert wird (vgl. BüGembeteilG M-V 2016). Aller-

dings könnte eine Aufteilung der Zahlung zur Akzeptanzförderung auf viele betroffene BürgerInnen 

zu sehr geringen Individualzahlungen führen. Wenn damit positive Akzeptanzeffekte gemindert 

würden, ist zu überlegen, ob Zahlungen an die Kommunen der betroffenen BürgerInnen eher ziel-

führend sein könnten. 

4.1.2 Akteursgruppe Kommunen  

IKEM et al. (2018, S. 35f.) haben daher vorgeschlagen, Kommunen als anspruchsberechtigte In-

stanzen zu definieren, deren Bestimmung und Bewertung bezüglich der Betroffenheit deutlich ein-

facher und daher mit geringeren Transaktionskosten zu bewältigen wären. Dabei kann die Betrof-

fenheit durch WEA nicht auf die Standortkommune beschränkt werden, denn vielfach sind WEA im 

Randbereich von Kommunen und damit nah an den angrenzenden Gemeinden verortet.  

Zudem würden die Zahlungen an eine oder mehrere Kommunen deutlich höher ausfallen, als die 

einzelnen Zahlungen an individuelle, betroffene Personen. Die mit einem zusätzlichen finanziellen 

Beteiligungsinstrument adressierten Kommunen könnten die Mehreinnahmen zielgerichtet für ak-

zeptanzsteigernde Maßnahmen nutzen, wobei hier unterstellt werden muss, dass Kommunen sich 

der Akzeptanzproblematik bewusst sind und Lösungswege kennen. Die zusätzlichen Einnahmen 

müssten sachgerecht und effizient verwendet werden und dabei in gewissem Maße die Betroffen-

heit eines Teils der kommunalen Bevölkerung durch die EE-Anlagen berücksichtigten. Kommunen 

stehen demokratische Prozesse zur Verfügung, um die Verwendung der Mittel zu steuern. Die aus 

den vorhergehenden Überlegungen ableitbare Zweckbindung der Mittelverwendung von Steuer- 

und Abgaben-Lösungen wird in Abschnitt 4.3.3 näher erläutert. Allerdings sind unter der Berück-

sichtigung von Kommunen als Adressaten eines Beteiligungsinstrumentes nicht nur Steuer- und 

Abgabenlösungen denkbar, sondern auch Zahlungen der AnlagenbetreiberInnen an die Kommune, 

etwa als Schenkung. 

In Betracht käme daher, die Standort- und jeweiligen Nachbarkommunen als betroffen und da-

mit anspruchsberechtigt einzustufen, die, so der oben genannte Vorschlag von IKEM et al. (2018, 

S. 35), sich innerhalb eines festgelegten Radius um die jeweilige Windenergieanlage befinden. Um 

dies gut administrierbar zu machen, müsste die entsprechende Regelung klar und einfach ausge-

staltet sein. Die GutachterInnen machen dazu in Kap. 7 einen Vorschlag im Rahmen der Instru-

mentenempfehlung. 
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4.2 Adressierung von Neu- und Bestandsanlagen mit 

finanziellen Beteiligungsinstrumenten  

4.2.1 Allgemeine Erwägungen 

Ein wichtiger grundlegender Aspekt eines Beteiligungsinstrumentes für EE-Anlagen ist die Frage der 

Einbeziehung von Neuanlagen und Bestandsanlagen. Als Neuanlagen werden EE-Anlagen verstan-

den, die erst nach dem Inkrafttreten des Beteiligungsinstrumentes einen Zuschlag in den EEG-Aus-

schreibungen erhalten. Unter den Begriff Neuanlagen fallen daher auch solche Anlagen, die bei In-

krafttreten des Beteiligungsinstrumentes zwar bereits geplant und/ oder projektiert wurden, jedoch 

noch nicht errichtet wurden. Als Bestandsanlagen gelten entsprechend EE-Anlagen, die vor dem 

Inkrafttreten des Beteiligungsinstrumentes bezuschlagt wurden. 

Potenzielle, finanzielle Beteiligungsinstrumente sollen den zukünftigen Ausbau weiterer EE-Anla-

gen flankieren, indem die Akzeptanz der lokalen Bevölkerung verbessert wird. Nach jährlichen Um-

fragen im Auftrag der Agentur für Erneuerbare Energien (AEE e.V.) sind die Akzeptanzwerte inner-

halb der Bevölkerung höher, wenn bereits Erfahrungen mit EE-Anlagen bestehen und die Perso-

nen also von negativen externen Effekten tatsächlich betroffen sind. Seit Beginn der Erhebung im 

Jahre 2011 liegt die Zustimmungsquote der Befragten mit Vorerfahrungen bei 69 - 74 % und bei 

Befragten ohne Vorerfahrung zwischen 61 und 52 % (AEE e.V. 2018). Eine weitere Erhebung der 

Fachagentur Windenergie an Land (2019) bestätigt dieses Tendenz: 78 % der Befragten sind “voll 

und ganz” (38 %) oder “eher” (40 %) mit den WEA in ihrem Wohnumfeld einverstanden – die Erhe-

bungen der FA Windenergie an Land aus den Jahren 2015 und 2017 kamen zu ähnlichen Ergeb-

nissen (Fachagentur Windenergie an Land 2015a; und 2017). Da offensichtlich mehrheitlich posi-

tive Erfahrungen der Bevölkerung mit lokalen WEA bestehen, scheint der Einbezug von Bestands-

anlagen nicht notwendig zu sein. Weil für den Ausbau der WEA aber auch die Erschöpfung zusätz-

licher Potenziale in Regionen mit bereits bestehenden Anlagen notwendig sind, Regionen mit Be-

standsanlagen auch bereits ihren Teil zur Energiewende beitragen und Neiddebatten möglichst 

vermieden werden sollten, sprechen Gerechtigkeitsaspekte grundlegend für einen Einbezug von 

Bestandsanlagen. 

Eine zusätzliche finanzielle Beteiligung lokaler AkteurInnen oder der Kommunen an bereits beste-

henden EE-Anlagen kann die Einstellung der lokalen Bevölkerung zur Energiewende allgemein 

und ggf. zu den bestehenden lokalen EE-Anlagen weiter verbessern. Es gibt nämlich unter den Be-

standsanlagen und vor allem in den Sparten der Windenergie und der Photovoltaik-Freiflächen-

Anlagen viele Anlagen, die als sog. „Fremdinvestorenmodelle“ mit nur sehr geringer, positiver regi-

onalökonomischer Wirkung entstanden sind. Oftmals werden unter den lokalen AkteurInnen nur die 

FlächenverpächterInnen durch die Pachteinnahmen finanziell an den Anlagenerträgen beteiligt. 

Diese vergleichsweise geringe und vor allem nur bei wenigen AkteurInnen anfallende finanzielle 

Teilhabe hat zu den vorhandenen, z.T. massiven regionalen Akzeptanzproblemen beigetragen. Die 

Erwartungen, dass kommunale Effekte durch Gewerbesteuereinnahmen realisiert werden können, 

haben sich bei diesen Modellen trotz der Anhebung des Anteils für die Standortkommunen oftmals 

nicht erfüllt, da professionelle Investoren vermehrt gewinnvermeidende Maßnahmen ergreifen (vgl. 

bspw. Kunze 2017). Damit wirken diese Bestandsanlagen in einzelnen Fällen negativ auf die Ak-

zeptanz der Windenergie insgesamt sowie auch auf den Bau neuer Anlagen in einer solchen Re-

gion und teilweise auch darüber hinaus. Demzufolge könnte die Einbeziehung von Bestandsanla-

gen in einer für den Betrieb der Anlage unkritischen Höhe zur Verbesserung der Akzeptanz der 

Windenergie generell und somit auch zu der Akzeptanz neuer Anlagen beitragen.  
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Insgesamt ist eine Abwägung zwischen der Zielsetzung der Akzeptanz-Stärkung und den rechtlichen 

Risiken notwendig, um festzulegen, ob neben Neuanlagen auch Bestandsanlagen von einem Instru-

ment zur zusätzlichen finanziellen Beteiligung adressiert werden sollen. Gerade dort, wo eine zu 

geringe finanzielle Beteiligung bei bereits bestehenden Anlagen zu Akzeptanzproblemen geführt hat, 

kann der Einbezug dieser Anlagen eventuell helfen, die Einstellung der lokalen Bevölkerung für einen 

weiteren Ausbau zu verbessern. Dabei ist allerdings zu bedenken, dass eine rein finanzielle Verbes-

serung nicht bei allen Akteuren auf Zuspruch trifft, vor allem, wenn die lokale Bevölkerung auch 

aufgrund anderer Einflussfaktoren negativ gegenüber EE-Anlagen eingestellt ist. Auch die Höhe der 

Belastung für Bestandsanlagen ist angemessen zu bestimmen, da diese den wirtschaftlichen Betrieb 

der Anlagen gefährden kann. Gesetzliche Rahmenbedingungen sind bereits in der Planungsphase 

der EE-Anlagen von Bedeutung, vor allem, wenn Steuern- und Abgabeninstrumente oder andere 

finanzielle Verpflichtungen für die AnlagenbetreiberInnen Auswirkungen auf die Wirtschaftlichkeit der 

geplanten Anlagen haben. Das gilt umso mehr für Anlagen, die bereits in Betrieb sind. Dies wird aber 

mitunter im Einzelfall nicht immer eindeutig und ex ante zu bewerten sein, weshalb sich hieraus ggf. 

ein hohes Risiko für die politische Durchsetzbarkeit einer solchen Maßnahme ergibt. 

4.2.2 Der verfassungsrechtliche Vertrauensschutz 

Der Grundsatz des Vertrauensschutzes stellt indes eine verfassungsrechtliche Grenze für den 

Einbezug von Bestandsanlagen in ein Beteiligungsinstrument dar. Dieser Grundsatz ist verfassungs-

rechtlich im Rechtsstaatsprinzip gemäß Art. 20 Abs. 3 GG verankert. Hieraus folgt das Rückwir-

kungsverbot, welches das Vertrauen der BürgerInnen in den Fortbestand der Rechtsordnung um-

fasst. Deren Vertrauen kann enttäuscht werden, wenn die Änderung bestehender oder die Schaffung 

neuer Vorschriften belastende Wirkung entfaltet. Um die Grenzen des Vertrauensschutzes zu be-

stimmen, wird zwischen echter und unechter Rückwirkung unterschieden. Eine echte Rückwirkung 

liegt vor, wenn der Gesetzgeber nachträglich in einen bereits abgeschlossenen Sachverhalt eingreift 

(Urteil des BVerfG v. 27.09.2005, 2 BvR 1387/02). Eine unechte Rückwirkung liegt demgegenüber 

vor, wenn eine Norm auf gegenwärtige, noch nicht abgeschlossene Sachverhalte und Rechtsbezie-

hungen für die Zukunft einwirkt und damit zugleich die betroffene Rechtsposition nachträglich ent-

wertet (Jarass und Pieroth 2016, Art. 20 Rn. 98).  

Der Grundsatz des Vertrauensschutzes könnte verletzt werden, wenn durch eine neu eingeführte 

finanzielle Belastung für AnlagenbetreiberInnen der wirtschaftliche Anlagenbetrieb auf Grundlage 

der bestehenden EEG-Förderung nicht mehr gewährleistet werden kann. Werden nach dem EEG 

geförderte Bestandsanlagen nachträglich in den Geltungsbereich eines Beteiligungsinstrumentes 

einbezogen, spricht viel dafür, dass es sich dabei um eine unechte Rückwirkung handelt, da nach-

trägliche Eingriffe in den Förderzeitraum nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichtes 

eine unechte Rückwirkung darstellen (Beschluss des BVerfG v. 20.09.2016, 1 BvR 1299/15, Rn. 21). 

Während echte Rückwirkungen grundsätzlich verboten sind, werden unechte Rückwirkungen als 

grundsätzlich zulässig betrachtet. Hintergrund dafür ist, dass es keinen verfassungsrechtlichen 

Schutz dafür gibt, dass geltendes Recht auch in der Zukunft unverändert bleiben muss (Beschluss 

des BVerfG v. 20.09.2016, 1 BvR 1299/15, Rn. 24). Bei EEG-vergüteten Anlagen gilt jedoch die 

Besonderheit, dass der Gesetzgeber mit der Gewährung der EEG-Vergütung über einen festen Zeit-

raum einen besonderen Vertrauenstatbestand für darauf aufbauende Investitionen geschaffen hat 

(Beschluss des BVerfG v. 20.09.2016, 1 BvR 1299/15, Rn. 25). Diesem kann der Gesetzgeber mit 

Wirkung für den geschützten Zeitraum nicht ohne Weiteres im Nachhinein die Grundlage entziehen.  

Dieser besondere Vertrauensschutz schließt allerdings nicht jegliche Randkorrektur der Gewäh-

rungsbedingungen aus, sofern sie sich auf ein berechtigtes öffentliches Interesse stützen kann, die 
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Garantie im Kern unberührt lässt und das berechtigte Vertrauen der Betroffenen nicht unangemes-

sen zurücksetzt (Beschluss des BVerfG v. 20.09.2016, 1 BvR 1299/15, Rn. 25).  

Ob die Schaffung der jeweiligen Beteiligungsinstrumente nur als eine Randkorrektur der Gewäh-

rungsbedingungen anzusehen ist, ist im Einzelfall zu prüfen. Jedenfalls stellt sich die Problematik 

des Eingriffes in einen besonderen Vertrauenstatbestand beim Einbezug von Bestandsanlagen, so-

weit die sich aus dem Beteiligungsinstrument ergebende finanzielle Belastung dazu führt, dass sich 

die EEG-Vergütung für Bestandsanlagen verringert. Die Einbeziehung von Bestandsanlagen ist auf-

grund des möglichen Eingriffs in den besonderen Vertrauensschutztatbestand mit rechtlichen Risi-

ken behaftet. Um bei einer Einbeziehung von Bestandsanlagen den Eingriff in den verfassungsrecht-

lichen Vertrauensschutz durch eine verringerte EEG-Vergütung zu vermeiden, könnte allerdings eine 

Sonderregelung für Bestandsanlagen getroffen werden, wonach sich die EEG-Vergütung für Be-

standsanlagen um den Betrag einer an die Kommune zu leistenden Zahlung erhöht (zu den poten-

ziellen betriebswirtschaftlichen Belastungen der BetreiberInnen von Bestandsanlagen siehe Ab-

schnitt 3.4). 

Der Vertrauensschutz kann auch für Neuanlagen zu beachten sein. Dies gilt bspw., wenn das Betei-

ligungsinstrument kurze Zeit vor einem Ausschreibungstermin in Kraft tritt und Projektierer keine 

Gelegenheit mehr haben, sich daraus ergebende Mehrkosten in ihren Kalkulationen zu berücksich-

tigen. Für diese Anlagen könnte daher eine Übergangsregelung notwendig sein, um die Verhältnis-

mäßigkeit zu wahren. Im Übrigen könnte der besondere Vertrauenstatbestand eine Rechtfertigung 

für die Ungleichbehandlung von Neu- und Bestandsanlagen darstellen, wenn letztere nicht in das 

Beteiligungsinstrument einbezogen würden. 

4.3 Akzeptanzförderung durch finanzielle Beteiligung  

Die grundsätzlich positiv gegenüber EE-Vorhaben eingestellte, aber schweigende Mehrheit der lo-

kalen Bevölkerung (Fachagentur Windenergie an Land 2019, S. 6f.) könnte durch eine finanzielle 

Beteiligung Anreize erhalten, sich aktiv für den EE-Ausbau zu positionieren und an Debatten um 

lokale Ausbauprojekte teilzunehmen. Negativ gestimmte Personen könnten Argumente für den EE-

Ausbau erhalten, die ihre Haltung verbessern oder gar in eine positive Richtung verändern können. 

Aktive EE-GegnerInnen sind dagegen zumeist schwieriger zu erreichen. Ihre Positionen sind meis-

tens gefestigt und oftmals mit sehr spezifischen, aber tief verwurzelten und teilweise emotionalen 

Argumenten beladen (vgl. bspw. Ellis und Ferraro 2016, S. 17; Fahrenkrug et al. 2016, S. 4; Hilde-

brand et al. 2012, S. 493ff.), die andere Argumente nicht oder nur schwer zulassen. Finanzielle An-

gebote können die negative Einstellung solcher Personen auch verstärken, wenn diese Angebote 

als eine Form der Bestechung wahrgenommen werden (vgl. bspw. Cherry et al. 2016, S. 5; Ellis 

und Ferraro 2016, S. 45; Lienhoop 2018, 101; Hoen et al. 2019, S. 3). Ähnliche Effekte könnten 

auch in breiteren Kreisen auftreten, wenn negative Einstellungen nicht nur durch eine unzu-

reichende wirtschaftliche Beteiligung an den EE-Anlagen entstehen, sondern auch durch andere, 

höher gewichtete Aspekte begründet sind. 

In den folgenden Abschnitten werden einzelne Aspekte der Akzeptanzförderung durch finanzielle 

Beteiligung diskutiert, welche die Wirksamkeit beeinflussen können und daher bei einer Ausgestal-

tung konkreter Beteiligungsinstrumente berücksichtigt werden müssen. Dazu gehört die Differen-

zierung direkter und indirekter Beteiligungsinstrumente, die sich vor allem auch hinsichtlich der bei 

direkten Beteiligungsinstrumenten oftmals zugleich gegebenen Beteiligung an Entscheidungspro-

zessen unterscheiden. Die für eine Akzeptanzwirkung erforderliche Höhe einer finanziellen Beteili-

gung wird diskutiert, da eine zu geringe Zahlung die Akzeptanzwirkung mindern könnte, eine zu 



 
38     |  IÖW, IKEM, BBH, BBHC 
 

hohe Zahlung aber ggf. unverhältnismäßig zu Lasten der Zahlungsträger, also der Anlagenbetrei-

ber gehen könnte. Zuletzt beschäftigen sich die GutachterInnen mit dem Aspekt der Zweckbindung 

der Mittelverwendung im Falle von Zahlungen an die Kommunen, damit die finanziellen Mittel auch 

tatsächlich akzeptanzfördernd eingesetzt werden. 

4.3.1 Akzeptanz-Wirkungen direkter und indirekter 

Beteiligungsinstrumente 

Im Fall von EE-Anlagen steht die Reduktion etwaiger Widerstände im Fokus, die durch negative 

externe Effekte und/oder gefühlte negative Betroffenheit hervorgerufen werden können. Aber auch 

die Aktivierung des großen Anteils einer schweigenden, aber grundsätzlich positiv eingestellten 

Mehrheit der Bevölkerung kann ein Ziel einer zusätzlichen finanziellen Beteiligung sein.8 Eine 

Reihe von sozialwissenschaftlichen Untersuchungen gibt Hinweise auf einen positiven Zusammen-

hang zwischen finanzieller Beteiligung und der positiven Einstellung gegenüber WEA (vgl. bspw. 

Schweizer-Ries et al. 2008, S. 46ff.; Warren und McFadyen 2010; Pedersen et al. 2009; Devine-

Wright 2005; Hyland und Bertsch 2017; Fachagentur Windenergie an Land 2016; Sonnenberger 

und Ruddat 2016; Ott und Keil 2017; Hübner et al. 2019b). Allerdings ist für eine positive Wirkung 

auf die Akzeptanz auf die Ausgestaltung der finanziellen Beteiligungsinstrumente zu achten. Bei-

spielsweise scheinen die Erfahrungen aus den verschiedenen finanziellen Beteiligungsinstrumente 

in Dänemark nur bedingt zu mehr Akzeptanz zu führen, insbesondere Kompensationsinstrumente 

waren hier nicht immer erfolgreich (vgl. Olsen 2016). 

Hinsichtlich der Wirkung verschiedener finanzieller Beteiligungsinstrumente auf die Akzeptanz im 

Einzelnen fehlt es allerdings an aussagekräftigen Studien. Nur wenige Untersuchungen beziehen 

sich auf diese Fragestellungen und lassen keine endgültigen Schlüsse zu. So decken bspw. die im 

Rahmen des Forschungsprojektes DZ-ES (Dezentrale Beteiligung an der Planung und Finanzie-

rung der Transformation des Energiesystems) durchgeführten Umfragen viele der behandelten 

Fragen ab, sind aber längst nicht ausreichend, um gesicherte Schlussfolgerungen ziehen zu kön-

nen. Die verschiedene Beteiligungsformen und deren Wirkung auf die Einstellung gegenüber EE-

Anlagen müssten für eine detaillierte Bewertung empirisch geprüft werden. Das ist allerdings expli-

zit nicht Gegenstand der vorliegenden Untersuchung. 

Die Eigentumsverhältnisse an den EE-Anlagen stellen das entscheidende Kriterium für die Abgren-

zung direkter und indirekter Beteiligungsansätze dar. Direkte Beteiligung umfasst alle Formen von 

Kapitaleinlagen, also (Mit-)Eigentum an den Anlagen. Eine Investitions- bzw. Eigentums-Beteili-

gung kann sowohl durch Bürgerinnen und Bürger als auch durch Kommune oder kommunale Un-

ternehmen erfolgen. Allgemein dürfte eine Präferenz für eine öffentliche oder aber „bürgerliche“ 

Eigentümerschaft bei EE-Anlagen bestehen – in Abgrenzung zur Eigentümerschaft durch private 

Unternehmen (Ott und Keil 2017). Auch wenn eine Kapitalbeteiligung eine direkte Beteiligung dar-

stellt und neben den monetären Effekten auch eine gewisse Verbindung der lokalen Bevölkerung 

mit den EE-Anlagen herstellen könnte, stellt sich deren gesetzliche Ausgestaltung als schwierig dar 

(vgl. IKEM et al. 2018). So sind bspw. die finanziellen Mittel in der Bevölkerung für eine signifikante 

Beteiligung an den lokalen EE-Anlagen nicht immer gegeben, zumindest nicht in der Breite, um 

eine Beteiligung aller betroffenen BürgerInnen sicherstellen zu können. In Bezug auf die Frage der 

                                                                                                                                                                  

8 Vgl. Fachagentur Windenergie an Land (Fachagentur Windenergie an Land 2019, S. 6f.). Zum Akzeptanz-Konzept vgl. 

Schweizer-Ries et al. (2008, S. 29ff.). 
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kommunalen Eigentümerschaft oder Beteiligung ist anzumerken, dass dies für viele Kommunen 

aufgrund haushaltsrechtlicher Restriktionen eine hohe Hürde darstellt. Für eine rechtssichere Be-

teiligung oder Eigenfinanzierung auch für solche Kommunen wären parallel Modelle zu entwickeln 

bzw. zu verbreiten. Die gesetzlich vorgeschriebene Kapitalbeteiligung durch BürgerInnen oder 

Kommunen an den EE-Anlagen ist bisher im BüGembeteilG M-V vorgesehen. Aufgrund verfas-

sungsrechtlicher Klagen steht aber genau dieser Ansatz zurzeit noch auf dem Prüfstand.9 Eine di-

rekte Beteiligung durch Kapitalbeteiligung von BürgerInnen und Kommunen steht daher nicht im 

Fokus der vorliegenden Untersuchung. 

Eine indirekte Beteiligung in Form von Zahlungen an ansonsten nicht am Eigentum der EE-Anla-

gen beteiligte BürgerInnen oder an die Kommune kann ebenfalls positive Akzeptanzeffekte mit sich 

bringen (Fachagentur Windenergie an Land 2018, S.11). Die Ausgestaltung indirekter Beteiligungs-

instrumente kann je nach konkreter Ausgestaltung deutlich geringere oder auch hohe bis sehr 

hohe Transaktionskosten mit sich bringen. Im Gegensatz zu einer direkten Kapitalbeteiligung gibt 

es hier keine direkte Teilhabe an den Gewinnen der EE-Anlagen durch die (Mit-)Eigentümerschaft. 

Vielmehr wird ein Teil der Anlagengewinne bzw. der mit den Anlagen verbundenen Wertschöpfung 

abgeschöpft und durch unterschiedlich gestaltbare Instrumente an die betroffenen BürgerInnen o-

der an die Kommune umverteilt. Denkbar sind hier Zahlungen an die betroffenen BürgerInnen oder 

die Kommunen, im rechtlichen Sinne also Schenkungen, aber auch Steuer- oder Abgabenzahlun-

gen an die Kommunen, die an einen steuerrechtlichen Tatbestand anknüpfen und damit einer Ziel-

setzung und einer Bemessungsgrundlage unterliegen. Ebenfalls verbreitet sind vergünstigte Strom-

tarife, die von BürgerInnen auch als gewünschte finanzielle Beteiligung genannt werden (vgl. Fach-

agentur Windenergie an Land 2018, S. 11). 

Bei den verschiedenen Formen indirekter finanzieller Beteiligungsinstrumente ist weiterhin zu be-

achten, dass bspw. Steuer- und Abgaben-Instrumente zu Mehreinnahmen bei den Kommunen füh-

ren, aber nicht unbedingt auch zu einem Zahlungseingang bei den (betroffenen) BürgerInnen füh-

ren müssen. Hier stellt sich insbesondere die Frage, ob die gegenüber den niedrigen direkten Indi-

vidualzahlungen an BürgerInnen tendenziell höheren Einnahmen der Kommunen ausreichen, um 

einen signifikanten positiven Effekt auf die Akzeptanz der BürgerInnen auszuüben. Es ist davon 

auszugehen, dass zumindest die Mittelverwendung durch die Kommunen akzeptanzförderlich aus-

gestaltet werden sollte (vgl. die Ausführungen im Abschnitt 4.3.3).  

4.3.2 Akzeptanzförderliche Höhe einer finanziellen Beteiligung 

Die Frage, wie hoch eine finanzielle Beteiligung ausgestaltet werden soll, um tatsächlich die Ak-

zeptanz für EE-Anlagen zu erhöhen bzw. den Widerstand gegen diese zu reduzieren, lässt sich 

derzeit noch nicht abschließend wissenschaftlich beantworten. Es gibt Hinweise aus der Verhal-

tensökonomik, dass eine zu geringe Zahlungshöhe die Akzeptanz sogar reduzieren kann (vgl. Frey 

und Oberholzer-Gee 1997). Aus diesem Grund ist anzunehmen, dass eine Beteiligung vieler be-

troffener BürgerInnen durch niedrige Zahlungen nur mit einer geringen Akzeptanzsteigerung ein-

hergehen oder sogar keinen bzw. einen negativen Effekt haben. Nur wenn die Zahlungen der EE-

AnlagenbetreiberInnen entsprechend hoch sind und hierdurch auch den BürgerInnen eine ausrei-

                                                                                                                                                                  

9 Eine umfassende rechtliche Bewertung findet sich bei Wegner (2018). Die Jahresvorausschau 2019 des Bundesverfas-

sungsgerichts e zeigt auf, dass hier noch ein Verfahren anhängig ist. 
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chende Summe zukommt, könnte ein positiver Effekt auf die Akzeptanz entstehen. Dies würde al-

lerdings wiederum die Effizienz der finanziellen Beteiligung in Frage stellen, da die Summe der in-

dividuellen Zahlungen prohibitiv hoch sein könnte. Auch könnten es BürgerInnen als nicht gerecht 

sehen, wenn eine Person, die deutlich näher an einer EE-Anlage wohnt und höhere Immissionen 

hinnehmen muss, die gleiche finanzielle Beteiligung erhält, wie eine weiter entfernt wohnende Per-

son. Eine auf die exakten Immissionen festgelegte Höhe der finanziellen Beteiligung, wie bspw. in 

Dänemark, führt wiederum zu hohen Transaktionskosten und ist eher als Kompensation von kon-

kreten negativen Beeinträchtigungen zu verstehen, die hier aber nicht untersucht werden. 

Daher ist aus Sicht der Effizienz eines Beteiligungsinstrumentes eine finanzielle Beteiligung einer 

oder mehrerer lokaler Organisationen vorteilhaft. Hier bieten sich Gebietskörperschaften und ins-

besondere die Kommunen an. Dabei muss sichergestellt werden, dass die Höhe der finanziellen 

Beteiligung und die Verwendung der Mittel von der lokalen Bevölkerung deutlich wahrgenommen 

werden kann und somit spürbare Effekte hat. Die exakte Höhe lässt sich wissenschaftlich nicht ab-

schließend festlegen, auch da es sich nicht um eine Kompensation von schwer messbaren Beein-

trächtigungen von Einzelpersonen handeln soll, sondern vielmehr um eine wirkungsvolle, aber in 

ihrer negativen Wirkung auf die betriebswirtschaftliche Situation der EE-AnlagenbetreiberInnen 

auch begrenzte finanzielle Beteiligung zur Erhöhung der Akzeptanz. Unabhängig von der Höhe der 

Zahlungen muss allerdings die Verwendung der kommunalen Mehreinnahmen sinnvoll, d.h. akzep-

tanzförderlich gestaltet werden, um eine Wirkung bei den BürgerInnen zu entfalten. Der folgende 

Abschnitt geht näher auf diesen Aspekt ein. 

4.3.3 Zweckbindung der Mittelverwendung in Steuer- und Abgaben-

Lösungen 

Die Adressierung von Kommunen als Profiteure indirekter finanzieller Beteiligungsinstrumente 

kann als Lösung dienen, wenn eine direkte Beteiligung der BürgerInnen und/oder der Kommune 

nicht möglich ist oder wenn indirekte Individualzahlungen an (betroffene) BürgerInnen nicht gerecht 

ausgestaltet werden können, mit zu hohen Transaktionskosten einhergehen oder in ihrer Höhe zu 

gering ausfallen, um eine positive Wirkung auf die Akzeptanz zu entfalten (vgl. Lienhoop 2018, S. 

103; Scherhaufer et al. 2016, S. 5). Allerdings sollten die Mehreinnahmen der Kommunen sinnvoll, 

d.h. akzeptanzförderlich verwendet werden. Verschwinden die Mehreinnahmen im öffentlichen 

Haushalt zur Deckung von Ausgaben, die ohnehin anstehen, so ist von einer geringeren Akzep-

tanzwirkung auszugehen. Andererseits muss jede Kommune individuell entscheiden, welche Maß-

nahmen umgesetzt oder unterstützt werden sollen und wie die Akzeptanz vor Ort gefördert werden 

kann. Aus dieser Perspektive sollte der Spielraum zur Mittelverwendung nicht zu eng, aber mit 

Blick auf die zu erzielende Akzeptanzwirkung auch nicht zu weit gefasst werden. Die folgenden Ab-

schnitte gehen den Fragen nach der rechtlichen Umsetzbarkeit einer Zweckbindung der Mittelver-

wendung sowie nach akzeptanzfördernden Maßnahmen und Entscheidungsprozessen nach. 

4.3.3.1 Rechtliche Umsetzbarkeit einer Zweckbindung der Mittelverwendung 

Ob bzw. inwieweit eine Zweckbindung zur Mittelverwendung für akzeptanzförderliche Maßnahmen 

möglich und ggf. sogar nötig ist, hängt von den rechtlichen Rahmenbedingungen des jeweiligen 

Beteiligungsinstruments ab.  

Für aus Steuerzahlungen eingenommene Finanzmittel, die in den allgemeinen kommunalen Haus-

halt fließen und damit der regelmäßigen Haushaltsplanung unterliegen, scheidet eine (vorwegge-
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nommene) Regelung der Zweckbindung aus. Bei der Sonderabgabe ist hingegen eine Zweckbin-

dung sogar zwingend erforderlich, um die Verknüpfung zwischen der Finanzierungsverantwortlich-

keit der zahlungsverpflichteten WEA-BetreiberInnen und der Ausgabe der Mittel herzustellen. Bei 

den anderen Instrumenten wird jeweils im Einzelfall zu prüfen sein, ob eine Zweckbindung grund-

sätzlich zulässig ist und welchen Inhalt diese haben kann.  

Bei der Zweckbindung für akzeptanzsteigernde Maßnahmen können sich graduelle Unterschiede 

in Bezug auf den Umfang und die Verbindlichkeit der jeweiligen Klausel der Beteiligungsinstru-

mente ergeben: So können akzeptanzsteigernde Maßnahmen, für die aus dem finanziellen Beteili-

gungsinstrument generierten Mittel verwendet werden sollen, in einem abschließenden, umfassen-

den Maßnahmenkatalog aufgeführt werden. Alternativ können sie sich aber auch aus einer allge-

meineren Regelung, konkretisiert durch Regelbeispiele, ergeben. Ebenso kann die Form einer 

Zweckbindungsregelung variieren, so dass sie einerseits etwa Bestandteil vertraglicher Regelun-

gen zur finanziellen Beteiligung sein kann, andererseits aber bei gesetzlich verpflichtenden Abga-

ben direkt in die gesetzliche Abgabenregelung mit aufgenommen wird. 

Eine wichtige Funktion, die eine Regelung zur zweckgebundenen Mittelverwendung erfüllen sollte, 

kann die zielgerichtete Weitergabe der finanziellen Mehreinnahmen der Länder durch Abgaben-

Lösungen sein, sofern die Einnahmen aus den Abgaben bei den Ländern entstehen. Aufgrund der 

möglichen Ertragskompetenz der Länder bei der Außenbereichsabgabe kann dies dabei eine Rolle 

spielen. Dabei muss sichergestellt werden, dass die Mittel von den Ländern an diejenigen Kommu-

nen weitergereicht werden, in denen Akzeptanzprobleme bestehen oder erwartet werden. Auch 

wenn zugleich akzeptanzförderliche Maßnahmen auf Landesebene denkbar sind, so bestehen die 

Probleme auf lokaler Ebene bei den Kommunen und können auch auf dieser Ebene am effizientes-

ten gelöst werden.  

4.3.3.2 Akzeptanzförderliche Maßnahme und Entscheidungsprozesse zur Mittelverwendung 

In der den GutachterInnen bekannten Fach-Literatur findet sich keine Definition akzeptanzförderli-

cher Maßnahmen im Bereich der erneuerbaren Energien. Es lassen sich aber grundlegende Emp-

fehlungen aus der Literatur zu Akzeptanzfragen ableiten. Ein erstes Argument ist die Sichtbarkeit 

bzw. die Transparenz bezüglich der Mehreinnahmen der Kommune durch ein neues finanzielles 

Beteiligungsinstrument. Da die Zahlungen bei Steuern- und Abgaben-Lösungen und allen weiteren 

Instrumenten, die Kommunen als Zahlungsempfänger vorsehen, nicht an die betroffenen BürgerIn-

nen fließen, kann eine akzeptanzsteigernde Wirkung nur erzielt werden, wenn den BürgerInnen die 

Mehreinnahmen der Kommune auch bewusst sind. Zu diesem Zweck können Kommunen die 

Mehreinnahmen öffentlich kommunizieren. Dazu eignet sich bspw. das Gemeindeblatt, in welchem 

Anlagengenehmigungen und Steuer- und Abgaben-Regelungen ggf. sowieso veröffentlicht werden. 

Informations- und Beteiligungsveranstaltungen, die im Rahmen des Planungs- und Genehmigungs-

prozesses von WEA durchgeführt werden, bieten gute Gelegenheiten, um interessierte BürgerIn-

nen frühzeitig über finanzielle Vorteile für die Kommune zu informieren. Für einen breiten Informati-

onsfluss können darüber hinaus weitere Kommunikationskanäle genutzt werden, wie bspw. Lokal-

medien, Internetauftritte der Kommune oder sogar spezifische Broschüren oder andere Print-Pro-

dukte zur Information über die EE-Anlagen in der Region. 

Die genannten Möglichkeiten zur transparenten Kommunikation der Mehreinnahmen der Kommu-

nen müssen nicht immer getrennt von der nachgelagerten Verwendung der finanziellen Mittel ge-

nutzt werden. Vielmehr verspricht die Offenlegung der zielgerichteten Verwendung der Mittel eine 

größere Wirkung auf die Einstellung der lokalen Bevölkerung zu den EE-Anlagen, wenn die Bürge-
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rInnen direkt erkennen können, ob die Mittelverwendung Vorteile für sie selbst oder für ihre Kom-

mune generiert. Mit Blick auf die Identifikation der BürgerInnen mit ihrer Kommune und der sozia-

len Zusammenhänge insgesamt ist aber davon auszugehen, dass auch die Finanzierung von Maß-

nahmen für öffentliche Einrichtungen oder soziale Projekte eine Akzeptanzwirkung entfalten, sofern 

den BürgerInnen die EE-Anlagen als Quelle der finanziellen Mittel bewusst ist. Hier ist also im Rah-

men der Maßnahmen-Entwicklung und –Umsetzung eine transparente Kommunikation notwendig. 

Sowohl im Falle einmaliger finanzieller Unterstützung in Form von Investitionen (bspw. dem Bau 

eines Spielplatzes oder einer anderen sozialen Einrichtung) als auch bei laufenden Finanzierungen 

(zumeist Personalmittel oder Unterhaltungskosten sozialer Einrichtungen) kann in der einfachsten 

Ausführung eine idealtypische „Bronzetafel“ die Quelle der finanziellen Mittel offenbaren. 

Eine weitere Strategie zur Sicherstellung einer akzeptanzfördernden Wirkung der Mittelverwen-

dung ist die Beteiligung der BürgerInnen an den Entscheidungsprozessen zur Mittelverwendung. 

Das geschieht bei Steuer- und Abgabenlösungen indirekt im Rahmen demokratischer Prozesse, 

wenn kommunale EntscheidungsträgerInnen gewählt werden. Allerdings dürfte die Verwendung 

vergleichsweise geringer kommunaler Mehreinnahmen von den EE-Anlagen nicht zu den relevan-

testen Kriterien der WählerInnen bei Kommunalwahlen gehören. Eine direktere Beteiligung am Ent-

scheidungsprozess ist dennoch möglich. Dazu finden sich bereits in der bisherigen Praxis ver-

schiedenste Ausgestaltungen in mehreren Kommunen Deutschlands. 

Die Gemeinden Bidingen in Bayern und Neuenkirchen in Schleswig-Holstein haben bspw. Vereine 

gegründet, denen über verschiedene Wege Gelder von den EE-Anlagen zukommen. In Bidingen 

vergibt der „Energieverein Bidingen“ Einnahmen aus der Kapital-Beteiligung an einem BürgerIn-

nen-Windrad auch an gemeinnützige Projekte, wie die Sanierung der Spielgeräte im Kindergarten 

(vgl. Ermisch et al. 2018, S. 40). Die betreibende Gesellschaft des Windparks in Neuenkrichen 

spendet jedes Jahr 1 Prozent der Einspeisevergütung an den „Bürgerverein Neuenkrichen e.V.“. 

Dieser fördert dann den Ausbau von lokaler Infrastruktur und kulturellem Angebot (vgl. Ermisch et 

al. 2018, S. 33). 

Eine weitere Praxis ist mit Sponsoring-Verträgen gegeben, durch welche die Betreibergesellschaf-

ten und/oder GrundstückseigentümerInnen den betroffenen Gemeinden in privatwirtschaftlichen 

Verträgen Gelder zur Verfügung stellen. Einen solchen hat unter anderem die Gemeinde Altmärki-

sche Höhe mit den EigentümerInnen des Windparks Gagel geschlossen. Darin ist eine jährliche 

Zahlung von 85.000 Euro an die Gemeinde vereinbart. Das Geld darf nicht für kommunale Pflicht-

ausgaben verwendet, sondern soll für gemeinnützige Zwecke bereitgestellt werden. Vereine und 

private Initiativen können sich dann für eine Förderung aus diesem Etat bewerben (vgl. Franke 

2016). Das gleiche Konzept beschert der Gemeinde Heldrungen in Thüringen jedes Jahr Einnah-

men in Höhe von ca. 30.000 Euro, welche vom Sozialausschuss des Gemeinderats in einem Be-

werbungsprozess für lokale Vereine und Institutionen verteilt werden (vgl. Stadt An der Schmücke 

2017). 

In den Gemeinden Ihlow und Holtriem werden Gelder von den Betreibenden über eine Stiftung für 

gemeinnützige Zwecke in die Gemeinden eingebracht. Die „Windkraft Ihlow Stiftung“ vergibt Förde-

rungen an lokale Vereine, die sich dafür mit Anträgen bewerben. Der Stiftungsrat entscheidet dann 

welche Anträge berücksichtigt werden (Gemeinde Ihlow 2017). Auch in der Samtgemeinde 

Holtriem fördert die „Windpark Norderland-Stitung“ soziale Vorhaben in der Gemeinde, nachdem 

die BürgerInnebeteiligung am Windpark Ochtersum zuvor gescheitert war (Burmann 2018). 

Je nach Beteiligungsform haben die BürgerInnen vor Ort ein unterschiedliches Maß an Mitbestim-

mungsrecht über die Verwendung der bereitgestellten Mittel. Während bei einer Patenschaft nur 
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die von den betreibenden Gesellschaften ausgewählten Institutionen und Projekte gefördert wer-

den, kann bei einem Sponsoring oft die betroffene Gemeinde selbst über die Mittelverwendung ent-

scheiden. Da lokale Bedürfnisse durch einen großen Gestaltungsspielraum der Kommunen bei der 

Mittelverwendung besser adressiert werden können, kann dadurch Frustpotenzial vermieden wer-

den (Agora Energiewende 2018, S. 37). 

Bereits für die Planungs- und Genehmigungsprozesse von EE-Anlagen empfehlen sowohl Praxis-

akteurInnen als auch SozialforscherInnen eine möglichst frühzeitige und gerecht ausgestaltete Ein-

bindung der lokalen Bevölkerung. Diese Beteiligungsprozesse sollen bereits der Akzeptanzsteige-

rung dienen (vgl. Setton 2019, S. 28f.; und Thüringer Energie- und GreenTech-Agentur (ThEGA) 

2014, S. 14ff.). Die Einbindung der BürgerInnen und anderer AkteurInnen in den Entscheidungs-

prozess zur Verwendung der Mehreinnahmen der Kommune kann in diese Beteiligungsprozesse 

integriert werden oder nach deren Vorbild ausgestaltet werden, um auch hier eine möglichst hohe 

akzeptanzförderliche Wirkung zu erzielen. 

4.4 Höhe und Ausgestaltung der Zahlung und Effekte für 

AnlagenbetreiberInnen und Kommunen 

Ziel eines neuen Instrumentes zur Stärkung der finanziellen Beteiligung von Kommunen und ihrer 

BürgerInnen an den lokalen EE-Anlagen ist die Abschöpfung eines Teils der Umsätze bzw. der Ge-

winne des EE-Anlagenbetriebs, um damit die ökonomische Teilhabe der Region und ihrer Akteu-

rInnen zu stärken. Diese Definition macht deutlich, dass dabei die EE-AnlagenbetreiberInnen be-

lastet werden. Um eine signifikante Akzeptanzwirkung zur erzielen (vgl. Abschnitt 4.3) und zugleich 

die Belastung der AnlagenbetreiberInnen auf ein vertretbares Niveau zu begrenzen, werden in die-

sem Abschnitt die Höhe und die grundlegenden Ausgestaltungsmöglichkeiten einer Zahlung von 

den EE-Anlagen an kommunale AkteurInnen diskutiert. 

4.4.1 Einmalige und laufende Zahlungsweisen 

Eine Zahlung der EE-AnlagenbetreiberInnen an die Kommune oder direkt an (betroffene) BürgerIn-

nen kann grundsätzlich einmalig erfolgen oder jährlich über die Betriebsdauer der EE-Anlage oder 

einen anderen abgegrenzten Zeitraum.  

Einmalige Zahlungen können bspw. zum Zeitpunkt der Inbetriebnahme der EE-Anlage erfolgen 

oder bereits vorher, bspw. wenn die Genehmigungen zur Errichtung und zum Betrieb der Anlage 

vorliegen und der Bau beschlossen ist. Dieser frühe Zeitpunkt ist zum einen geeignet, weil die Ent-

scheidungsprozesse zur Mittelverwendung bei Zahlungen an Kommunen in die Planungs- und Be-

teiligungsprozesse integriert werden können (vgl. Abschnitt 4.3.3.2). Zum anderen deuten empiri-

sche Studien bei WEA darauf hin, dass Akzeptanzprobleme vor allem im Planungsprozess und vor 

der Inbetriebnahme auftreten und danach, also während des Anlagenbetriebs, geringer ausfallen. 

Vermutet wird ein höherer Widerstand aufgrund fehlender Erfahrungen mit EE-Anlagen und ein 

nach der Inbetriebnahme eintretender Gewöhnungseffekt.10 Eine tendenziell höhere einmalige 

                                                                                                                                                                  

10 Vgl. hierzu die Ausführungen von Devine-Wright (2005, S. 103f.) und die Erkenntnisse der Akzeptanzumfragen der 

AEE e.V. (2018), die den Schluss zulassen, dass Personen mit eigenen Erfahrungen zu EE-Anlagen im Wohnumfeld 

eine positivere Einstellung zu EE-Anlagen aufweisen. 
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Zahlung ermöglicht den Kommunen oder den BürgerInnen direkt, teurere einmalige Anschaffungen 

oder Investitionen zu finanzieren, für die sonst Kredite aufgenommen und abbezahlt sowie hinsicht-

lich der Zinszahlungen finanziert werden müssen. Weiterhin wird die dauerhafte finanzielle Belas-

tung der EE-AnlagenbetreiberInnen in jedem Jahr der Betriebsdauer vermindert, wenn die Zielstel-

lung der Beteiligung der Kommune oder der BürgerInnen mit einer einmaligen Zahlung zu Betriebs-

beginn verfolgt wird. Dabei ist zu bedenken, dass die Zahlung frühzeitig vereinbart werden oder die 

Verpflichtung bspw. im Falle einer Steuer- oder Abgabenlösung bekannt sein sollte, damit die Zah-

lung in der betriebswirtschaftlichen Planung der InvestorInnen berücksichtigt werden kann. Wird 

die Zahlung zu spät vereinbart, kann die Wirtschaftlichkeit des Anlagenprojektes gefährdet werden. 

Wird der Zahlungszeitpunkt zu früh, also bspw. vor der Erteilung der notwendigen Genehmigungen 

festgelegt, so gehört die Zahlung bei Abbruch des Anlagenprojektes zu den versunkenen Kosten 

und erhöht somit das Investitionsrisiko.  

Statt einmaligen Zahlungen können auch finanzielle Beteiligungsinstrumente mit laufenden Zah-

lungen über die Betriebsdauer der EE-Anlagen in bspw. jährlichem Rhythmus geschaffen werden. 

Dieses Vorgehen erlaubt den AnlagenbetreiberInnen die zusätzliche Belastung aus den jährlichen 

Erträgen zu finanzieren, anstatt das Investitionsrisiko mit einer einmaligen Zahlung zu erhöhen. 

Laufende Zahlungen ermöglichen es außerdem der Kommune oder den BürgerInnen, laufende 

Ausgaben zu decken. Kommunen könnten mit regelmäßigen Mehreinnahmen bspw. jährliche Per-

sonal- oder Unterhaltungskosten öffentlicher oder sozialer Einrichtungen decken, die sonst in ihrem 

Haushalt nicht finanziert werden können. BürgerInnen bzw. private Haushalte könnten mit jährli-

chen Zahlungen ihr jährliches Einkommen steigern. Laufende Zahlungen bieten zudem den Vorteil, 

dass der sich stetig verändernde Kreis der von den EE-Anlagen Betroffenen adressiert wird und 

nicht nur die Betroffenen zum Zeitpunkt einer einmaligen Zahlung profitieren (vgl. IKEM et al. 

2018, S. 42). Allerdings wird die Bedeutung dieses Arguments je nach Verwendung der einmaligen 

Zahlung auch gemindert. Durch einmalige Zahlungen finanzierte Investitionen können auch über 

die Betriebsdauer der Windenergie-Anlagen hinweg Vorteile für eine breite Gruppe lokaler Akteu-

rInnen bringen und zu einer positiveren Einstellung gegenüber den EE-Anlagen führen. Solch ein 

dauerhafter Effekt ist bspw. vorstellbar bei der Finanzierung von Anfangsinvestitionen in öffentliche 

oder soziale Einrichtungen, deren laufender Betrieb dann aus anderen Haushaltsmitteln finanziert 

wird. 

Um die Vorteile beider Zahlungsvarianten zu nutzen, können sie auch kombiniert werden. Eine Ein-

malzahlung würde damit den Akzeptanzproblemen in der Planungs- und Bauphase begegnen und 

den Kommunen die Finanzierung umfangreicherer Investitionen ermöglichen. Daran anschlie-

ßende laufende, jährliche Zahlungen können genutzt werden, um die Akzeptanzwirkung über die 

Anlagenlebensdauer hinweg zu erreichen und Kommunen können damit laufende Ausgaben ak-

zeptanzfördernder Maßnahmen decken. Dabei ist allerdings zu beachten, dass damit nicht die Be-

lastung der EE-AnlagenbetreiberInnen vervielfacht wird. Die Zahlungshöhen der einmaligen und 

laufenden Zahlungen sind also auf ein vertretbares Gesamtniveau abzustimmen. 

4.4.2 Festlegung der Zahlungshöhe 

Die Festlegung der Höhe bzw. entsprechender Berechnungsparameter hat sich maßgeblich an drei 

Kriterien zu orientieren. So muss die finanzielle Beteiligung hoch genug ausfallen, um positive Ak-

zeptanzeffekte schaffen zu können. Zeitgleich sollte sie aber auch in einem angemessenen Ver-

hältnis zur finanziellen Belastbarkeit der zahlenden AnlagenbetreiberInnen stehen. Schließlich soll-

ten Einnahmen bzw. Kostenbelastungen, die sich durch die finanzielle Beteiligung ergeben, mög-

lichst planbar ausgestaltet sein. 



 
FINANZIELLE BETEILIGUNG VON KOMMUNEN AN EE-ANLAGEN  |     45 

Die (Einmal- oder laufende) Zahlung kann pauschal ausgestaltet, oder deren Berechnung abhän-

gig von verschiedenen Parametern sein. Pauschale Zahlungen pro Windenergie-Anlage führen 

zu gut planbaren Einnahmen auf Seiten der Kommunen oder BürgerInnen bzw. Kostenbelastungen 

für die AnlagenbetreiberInnen. Sie können allerdings auch Anlagen in Relation zu ihren verschie-

denen Ertragsmöglichkeiten und negativen Akzeptanzeffekten bspw. aufgrund der Anlagengröße 

sehr ungleich belasten. Anschauliche Erkenntnisse dazu liefern die Beispielrechnungen im Ab-

schnitt 4.4.3. 

Bei einer anlagenbezogenen Berechnung der Zahlungshöhe stellt sich die Frage, welche Para-

meter dafür herangezogen werden können. Absolut feststellbare Parameter für eine Bestimmung 

der Zahlungshöhe können variable technische Anlagen-Kennzahlen sein wie die Anlagenleis-

tung oder -höhe (bei Windenergie-Anlagen). Beide Berechnungsgrößen schaffen eine gute Plan-

barkeit der Einnahmen bzw. Kostenbelastungen. Die Tauglichkeit der Anlagenleistung als Berech-

nungsparameter ergibt sich insbesondere daraus, dass sie Einflussfaktor auf die Ertragspotenziale 

und die Investitionskosten ist, so dass höhere wirtschaftliche Potenziale und eine tendenziell hö-

here Belastung der AnwohnerInnen durch größere Anlagen auch eine stärkere Belastung rechtfer-

tigen. Die Anlagenhöhe kann als Referenz für die negative Belastung regionaler AkteurInnen die-

nen und beeinflusst auch zum Teil die Investitionskosten. Dabei ist zu berücksichtigen, dass ge-

rade Windenergie-Anlagen mit geringeren Standortgüten größere Naben- und Anlagenhöhen auf-

weisen, um den Windertrag zu steigern (vgl. Wallasch et al. 2018, S. 50, Tabelle 6). Diese Anlagen 

wären dabei also bei einer Berechnung (ausschließlich) anhand der Anlagenhöhe relativ stärker 

belastet.  

Die Festlegung der Beteiligungshöhe könnte sich auch am Anlagenerfolg bemessen, also an den 

erzeugten Strommengen, den Umsatzerlösen aus der Stromvermarktung, dem Gewinn oder dem 

Unternehmenswert. Damit könnte insbesondere der Anreiz verstärkt werden, gerade die windhöffi-

gen Standorte für den Zubau von WEA auszuweisen beziehungsweise zu akzeptieren. Allerdings 

dürfte die Ermittlung des Unternehmens- bzw. Projektwertes regelmäßig mit einem größeren Auf-

wand und damit erheblichen Transaktionskosten verbunden sein. Daneben spricht gegen eine Be-

messung der Zahlungshöhe an dem Unternehmensgewinn, dass dieser dem Einfluss der jeweili-

gen AnlagenbetreiberInnen unterliegt und damit der Anreiz zu Gewinnverschiebungen geschaffen 

werden würde (vgl. Abschnitt 5.6.2 zu Gewinnverschiebungen zur Einsparung bei der Gewerbe-

steuer). Schließlich stünde auch den Unternehmenserlösen als Berechnungsparameter entgegen, 

dass die akzeptanzrelevanten Beeinträchtigungen durch WEA zumindest nicht unmittelbar mit den 

Erlösen zusammenhängen. Stellvertretend für den jährlichen Anlagen-Ertrag im Betrieb bietet sich 

die erzeugte Strommenge als Bezugsgröße an. Damit würden ertragreichere Anlagen mit besseren 

Standortgüten absolut höher belastet und schwächere Standorte geringer. Allerdings besteht bei 

diesem Vorgehen eine Abhängigkeit von der Anlagenauslastung, bei Windenergie-Anlagen also 

vom jährlichen Winddargebot, das durchaus schwanken kann (vgl. Internationales Wirtschaftsfo-

rum Regenerative Energien (IWR) 2018). 

Neben der Anlagenleistung oder -höhe und dem Anlagenerfolg könnten negative externe Effekte 

wie etwa Schattenwurf oder Lärm in die Berechnung der Beteiligungshöhe miteinbezogen werden. 

Die mit der konkreten Bemessung bzw. Bewertung dieser Effekte für die einzelne Windenergiean-

lage verbundenen Transaktionskosten stehen dem aber wohl entgegen.  

Allgemein ist in der Ausgestaltung der Berechnungsparameter auch das EEG-Refinanzierungsre-

gime insoweit zu berücksichtigen, dass die Verteilungseffekte des sogenannten Referenzertrags-
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modells, das die Angleichung der Vergütungshöhe von WEA an unterschiedlichen Standortqualitä-

ten vorsieht, nicht, beziehungsweise nicht in größerem Umfang, durch gegenläufige Berechnungs-

kriterien der finanziellen Beteiligungshöhe konterkariert werden.  

Unter Berücksichtigung der genannten Aspekte erscheint es zur Ausgestaltung eines idealen Be-

teiligungsinstrumentes sinnvoll, mehrere Parameter für die Berechnung der finanziellen Beteiligung 

heranzuziehen. So könnte vorrangig auf die Anlagenhöhe abgestellt werden, da diese Kennzahl 

mutmaßlich in Zusammenhang mit den negativen Akzeptanzeffekten der WEA stehen.11 Um aber, 

auch mit Blick auf die gewünschten Effekte des Referenzertragsmodells, Anlagen an windschwä-

cheren Standorten nicht relativ stärker zu belasten, bietet es sich an, die Generatorleistung der 

WEA als weiteres Berechnungskriterium mitaufzunehmen – zumal diese auch von der (erwarteten) 

Rotorgeschwindigkeit der Anlage abhängt und damit ebenfalls im Zusammenhang mit akzeptanz-

mindernden Effekten durch Lärm und Schattenwurf steht. Schließlich ließe sich für die Berechnung 

laufender Zahlungen auch die erzeugte Strommenge in den Berechnungsschlüssel mitaufnehmen, 

um so einen besonderen Ausgleich für die Nutzung ertragreicher und zuweilen exponierter Stand-

orte zu schaffen. 

Der folgende Abschnitt stellt die hier diskutierten Zahlungsformen in Beispielrechnungen für Wind-

energie-Anlagen anschaulich vor und geht dabei sowohl auf die Einnahmen-Potenziale der Bürge-

rInnen als auch auf die betriebswirtschaftliche Belastung der WEA-BetreiberInnen ein. 

4.4.3 Beispielrechnungen zur Belastung der EE-Anlagen und zu den 

Einnahmepotenzialen der Kommunen 

4.4.3.1 Berechnungsgrundlagen und Varianten der Zahlungsformen 

Die Berechnungen für die im folgenden vorgestellten Ergebnisse orientieren sich an der Methodik 

zur Ermittlung der Stromgestehungskosten von WEA in Wallasch et al. (2018, S. 48ff.). Zum Ein-

satz kommt die Kapitalwertmethode als bewährter Ansatz zur vergleichenden Investitionsbewer-

tung. Die Ermittlung der Stromgestehungskosten wird entsprechend der Literaturvorlage nachvoll-

zogen und als Grundlage für die Berechnung weiterer Kennzahlen verwendet. Die Berechnungen 

werden für verschiedene Standortgüten zwischen 60 % und 120 % vorgenommen. Anlagen mit 

Standortgüten über 120 % werden nicht betrachtet, da sie für den zukünftigen Ausbau von nur ge-

ringer von Bedeutung sind (Wallasch et al. 2018, S. 52). Es ist weiterhin zu beachten, dass die fol-

genden Berechnungen aufgrund des jüngeren Veröffentlichungsdatums der zugrunde gelegten An-

lagendaten für Anlagen mit Inbetriebnahme ab 2017 gelten. 

Tabelle 4.1 gibt einen Überblick über die technischen Rahmendaten, die zur Ermittlung der Strom-

gestehungskosten und der Kapitalwerte genutzt wurden. Die Rahmendaten für Bestandsanlagen 

stammen aus Falkenberg et al. (2014) und gelten für WEA die in den Jahren 2012 und 2013 in Be-

trieb genommen wurde. Die Daten werden in Tabelle 9.1 im Anhang aufgeführt. 

                                                                                                                                                                  

11 So wird die Anlagenhöhe als Referenz für die Beeinträchtigung des Landschaftsbildes zur Ermittlung der Ausgleichszah-

lungen genutzt (vgl. Fachagentur Windenergie an Land 2016, S. 11). Sie ist außerdem ein Parameter für die Sichtbar-

keit der Anlage, die einen relevanten Akzeptanzfaktor darstellt (vgl. bspw. die Metastudie der Fachagentur Windener-

gie an Land 2015b, S. 22). 
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Abb. 4.1 stellt die ermittelten, durchschnittlichen Stromgestehungskosten für die betrachteten 

Standortgüten dar. In der Praxis besteht eine große Bandbreite bezüglich der Investitionskosten 

und der Stromerträge als wichtigste Einflussgrößen auf die Stromgestehungskosten. Die hier vor-

gestellten Berechnungs-Ergebnisse sind also als reiner Durchschnittswert zu verstehen. 

Abb. 4.2 zeigt die auf Basis der Kosten- und Ertragsdaten ermittelten Kapitalwerte je Standortgüte 

auf. Der Kapitalwert gehört zu den etablierten Bewertungsindikatoren der Wirtschaftlichkeit einer 

Investition und stellt den Saldo aller auf den Bewertungszeitpunkt abgezinsten Ausgaben und Ein-

nahmen einer Investition dar. Es wird deutlich, dass sich die Kapitalwerte zwischen guten und 

schlechten Standort deutlich unterscheiden, aber durchweg positiv sind. Bei gegebenen EEG-Ver-

gütungen übertreffen also die Einnahmen bzw. Erträge die Investitions- und Betriebskosten. Der 

Kapitalwert ist abhängig von den erreichbaren Energieerträgen, die bei besseren Standorten deut-

lich höher ausgeprägt sind. Mit der Kennzahl der Kapitalwerte wird im weiteren Verlauf die Wirt-

schaftlichkeit der Anlagen bewertet, sowie die Auswirkungen zusätzlicher finanzieller Verpflichtun-

gen durch neue finanzielle Beteiligungsinstrumente auf die Wirtschaftlichkeitssituation. 

 

Abb. 4.1: Stromgestehungskosten von Windenergie-Anlagen nach Standortgüten  

Quelle: eigene Berechnungen auf Basis von Wallasch et al. (2018, S. 48ff.). 
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Tabelle 4.1: Technische Rahmendaten und Investitionskosten für Windenergieanlagen nach Standortgüten 

Quelle: Wallasch et al. (2018, S. 48ff.). 

Standortgüte (%) 60% 70% 80% 90% 100% 110% 120% 130% 140% 150% 

Nennleistung (kW) 2.970 3.030 3.080 3.140 3.190 3.250 3.300 3.340 3.390 3.430 

Nabenhöhe (m) 134 133 131 129 128 126 124 123 121 120 

Rotordurchmesser (m) 115 114 114 113 112 111 111 110 109 109 

Spezifische Flächen- 
Leistung (W/m²) 285 294 304 313 323 333 342 352 361 371 

Investitionskosten 
(Euro/kW) 1.540 1.520 1.510 1.500 1.480 1.470 1.460 1.440 1.430 1.420 

Vollaststunden (h/a) 2.090 2.410 2.720 3.020 3.320 3.610 3.890 4.160 4.430 4.690 

mittlere Betriebskosten 1. 
und 2. Dekade (Euro/kW) 

48,9 51,2 53,4 55,6 57,8 59,8 61,9 63,8 65,7 67,6 
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Abb. 4.2: Kapitalwerte von Windenergie-Anlagen nach Standortgüten 

(für Anlagen mit dem Inbetriebnahmejahr 2017)  

Quelle: eigene Berechnungen auf Basis von Wallasch et al. (2018, S. 48ff.). 

 

Abb. 4.3: Kapitalwerte von Windenergie-Anlagen nach Standortgüten 

(für Anlagen mit den Inbetriebnahmejahren 2012/2013) 

Quelle: eigene Berechnungen auf Basis von Falkenberg et al (2014). 
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In Abb. 4.3 werden die Kapitalwerte für Bestandsanlagen aufgeführt. Es wird deutlich, dass die Be-

rücksichtigung einer erhöhten Anfangsvergütung bei besseren Standortgüten für weniger Betriebs-

jahre gewährt wird. Dadurch weisen Anlagen mit höheren Standortgüten geringere Kapitalwerte auf 

als Anlagen mit mittleren Standortgüten (mit Ausnahme des höchsten Kapitalwerts bei Anlagen mit 

120 %-Standorten). 

Die in Kapitel 5 ausführlich bewerteten Beteiligungsinstrumente der Außenbereichsabgabe, der 

Sonderabgabe und des EEG-integrierten Mechanismus sind grundsätzlich beliebig ausgestaltbar 

bezüglich der anvisierten Zahlungshöhe je Anlage und der Bezugsgröße für die Festlegung der 

Zahlung. Die Beispielrechnungen beziehen sich daher nicht explizit auf diese weiter unten bewerte-

ten Instrumente, sondern sind als Pauschalbeispiele für die unterschiedlichen Wirkungen einmali-

ger und laufender Zahlungen sowie von unterschiedlichen Bezugsgröße zur Festlegung der Zah-

lungshöhe zu verstehen.  

Tabelle 4.3 gibt einen Überblick über die Zahlungsformen und Bezugsgrößen, die für die folgenden 

Beispielrechnungen zugrunde gelegt wurden. In Variante A wird eine laufende Zahlung in jedem 

Betriebsjahr unterstellt, deren Höhe sich am Stromertrag der jeweiligen Anlage orientiert. Beispiel-

haft wird die Zahlungshöhe mit 0,1 Euro-Cent/kWh Stromertrag bemessen. Variante B sieht dage-

gen eine jährliche pauschale Zahlung pro Anlage vor und orientiert sich in der Höhe an dem Geset-

zesvorschlag in Brandenburg mit einer Zahlungshöhe von 10.000 Euro pro Anlage und Jahr. Vari-

ante B kombiniert einmalige und laufende Zahlungsformen, sowie mehrere Bezugsgrößen für die 

Bemessung der Zahlungshöhe. Die Wahl der Bezugsgrößen und der Zahlungshöhe entspricht der 

von IKEM et al. (2018, S. 79ff.) beispielhaft berechneten Sonderabgabe. Die einmalige Zahlung 

orientiert sich dabei an der Anlagenhöhe als Kennzahl für die negativen Auswirkungen der Wind-

energie-Anlagen und beträgt 100 Euro pro Meter Anlagenhöhe. Die jährliche laufende Zahlung ori-

entiert sich zum Teil auch an der Anlagenhöhe (10 Euro pro Meter Anlagenhöhe). Zusätzlich wer-

den aber die Anlagenleistung (6 Euro pro kW) und der Stromertrag (0,04 Euro-Cent pro kWh) als 

Bezugsgrößen herangezogen. Wie die folgenden Ergebnisse zeigen, erlaubt diese Kombination 

eine flexible Anpassung an WEA mit verschiedenen Standortgüten. 

Um eine Angleichung der ermittelten Zahlungshöhen bzw. der betriebswirtschaftlichen Belastung 

über die verschiedenen Standortgüten zu erreichen, werden die Belastungen in Variante A für 

Standortgüten unter 100 % mit dem vollen Korrekturfaktor der EEG-Vergütung nach §36h Abs. 1 

EEG 2017 nach oben korrigiert. Hintergrund dieser Korrektur ist, dass bei einer Orientierung der 

Zahlungen am Stromertrag schlechte Windstandorte deutlich geringere Zahlungen erhalten als 

gute Standorte. Die Belastung der AnwohnerInnen ist jedoch unabhängig vom Stromertrag zuse-

hen, so dass mit dem Korrekturfaktor sichergestellt wird, dass die Zahlungen an Standortkommu-

nen bei niedrigen Standortgüten im Vergleich zu guten Standorten eine angemessene Höhe errei-

chen. Da mit diesem Korrekturfaktoren auch die EEG-Vergütung für schlechtere Standorte erhöht 

wird, um den geringeren Stromertrag auszugleichen, erzielen die Anlagen über alle Standortgüten 

hinweg ähnlich hohe Umsätze und leisten in dieser Variante A der Beteiligung von Kommunen eine 

ähnlich hohe absolute Zahlung. Im Ergebnis ist daher der Anteil der Kommunal-Zahlungen an den 

Umsätzen der jeweiligen Anlage bei allen Standortgüten gleich hoch. Tabelle 4.2 gibt einen Über-

blick über die angewandten Korrekturfaktoren sowie über die sich daraus ergebenden Zahlungshö-

hen und die Anteile dieser Zahlungshöhe an den WEA-Umsätzen.
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Tabelle 4.2: Zahlungssätze und Zahlungshöhen unter Einbezug der EEG-Korrekturfaktoren nach Standortgüten 

Quelle: eigene Berechnungen, technische Rahmendaten: Wallasch et al. (2018). 

Standortgüte 60% 70% 80% 90% 100% 110% 120% 

installierte Nennleistung (kW) 2.970 3.030 3.080 3.140 3.190 3.250 3.300 

Volllastunden (h/a) 2.090 2.410 2.720 3.020 3.320 3.610 3.890 

Stromertrag (kWh/a) 6.207.300 7.302.300 8.377.600 9.482.800 10.590.800 11.732.500 12.837.000 

EEG-Korrekturfaktoren §36 h (1) EEG 2017 1,42* 1,29 1,16 1,07 1 0,94 0,89 

Zahlungssatz inkl. Korrekturfaktoren (€-Cent/kWh) 0,170** 0,258 0,232 0,214 0,2 0,188 0,178 

jährliche Zahlungen bzw. jährliche kommunale 
Einnahmen / WEA (Euro) 

10.577 18.840 19.436 20.293 21.182 22.057 22.850 

Anteil an jährlichen EEG-Einnahmen der WEA 2,0% 3,3% 3,3% 3,3% 3,3% 3,3% 3,3% 

*gleicher absoluter Abstand zu 70%-Standort, wie zwischen 70%- und 80%-Standort       

**zusätzlich um 40% verringert, da sehr schlechte Wirtschaftlichkeitssituation bei 60%-Standorten      
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Bei Variante B sind die Zahlungen an die Kommunen unabhängig vom Windertrag, die Anlagenbe-

treiberInnen werden jedoch an schlechten Standorten vergleichsweise hoch belastet. Angesichts 

der Ausbauziele für die Windenergie und der zunehmenden Ausschöpfung der Windpotenziale mit 

hoher Standortgüte, ist eine solch hohe Belastung schlechter Standorte nicht wünschenswert, da 

diese den weiteren Windenergieausbau hemmen könnte. Aus diesem Grund wird die relativ hohe 

Belastung für schlechtere Standorte gemindert, indem der Kehrwert des Korrekturfaktors nach 

§36h Abs. 1 EEG 2017 als Gewichtung der Zahlungshöhe genutzt wird. Diese Umkehrung der Ge-

wichtung wird allerdings ein wenig abgeschwächt, indem diesem Gewichtungsfaktor nochmals 

30 % der Differenz des ursprünglichen standortabhängigen Korrekturfaktors zum Korrekturfaktor 

des 100 %-Standortes (=1,0) aufgeschlagen werden.  

Zusätzlich tragen in den beiden Varianten A und B die WEA mit einer Standortgüte von 60 % nur 

60 % der ermittelten Zahlungshöhe, da die Wirtschaftlichkeit dieser Standorte bereits ohne zusätz-

liche Belastung sehr unvorteilhaft ausfällt. Eine zusätzliche Belastung sollte hier möglichst gering-

gehalten werden, um den Ausbau der Windenergie an diesen Standorten nicht zum Erliegen zu 

bringen. 

Tabelle 4.3: Einmalige und laufende Zahlungsformen und verschiedene Bezugsgrößen für 

die Zahlungshöhe 

Quelle: eigene Darstellung und IKEM et al. (2018, S. 79ff.). 

Variante Bezugsgröße Zahlungszeitpunkt Zahlungshöhe 

A Stromertrag (kWh) laufend (jährlich) 0,1 Euro-Cent/kWh 

B Anlagenanzahl laufend (jährlich) 10.000 Euro/Jahr*An-
lage 

C Anlagenhöhe / Anlagen-
leistung / Stromertrag 
(IKEM-Sonderabgabe) 

einmalig + laufend (jähr-
lich) 

Einmalig: 100 Euro/m 
Anlagenhöhe 
 
laufend:  
10 Euro/m Anlagenhöhe 
+ 6 Euro/kW Anlagen-
leistung  
+ 0,04 Euro-Cent/kWh 
Stromertrag 

Für die Bewertung der oben vorgestellten Varianten wird zuerst die erzielbare Zahlungshöhe als 

Vorteil für die Kommunen ermittelt. Dabei werden die Aspekte der absoluten Zahlungshöhe und 

der Planbarkeit der Einnahmen bewertet. Die absolute Zahlungshöhe ist von Bedeutung, da nur 

Mehreinnahmen in signifikanter Höhe die Möglichkeit bieten, damit auch akzeptanzförderliche 

Maßnahmen umzusetzen. Für die Finanzierung laufender akzeptanzförderlicher Maßnahmen ist 

außerdem die Planbarkeit der Einnahmen relevant. Dabei sind ertragsabhängige Zahlungen auf-

grund schwankender Winderträge weniger gut planbar, so dass auch die Einnahmen für die Kom-

mune oder die BürgerInnen nicht in jedem Jahr gleich hoch ausfallen und auch nicht vorab genau 

bestimmt werden können. 

Weiterhin wird die betriebswirtschaftliche Belastung der WEA-BetreiberInnen bewertet. Hier 

werden auch die ermittelten potenziellen Zahlungshöhen zugrunde gelegt und in die Ermittlung der 
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Kapitalwerte als betriebswirtschaftlicher Bewertungskennzahl integriert. Zudem wird die ermittelte 

Zahlungshöhe in Bezug zur Ertragskraft einer Windenergie-Anlage gesetzt. Höhere Zahlungen sind 

dabei belastender und können den wirtschaftlichen Betrieb ab gewissen Höhen gefährden. Auf-

grund der unterschiedlichen Ertragspotenziale verschiedener Standortgüten der WEA fallen diese 

relativen Belastungen aber sehr unterschiedlich aus. 

4.4.3.2 Erzielbare Zahlungshöhe verschiedener Beteiligungsvarianten 

Abb. 4.4 stellt die auf diese Weise ermittelten Zahlungshöhen für die verschiedenen Zahlungsvari-

anten und differenziert nach Standortgüten dar. Es wird deutlich, dass in allen drei Varianten bes-

sere Standorte mit höheren Energieerträgen vergleichsweise höhere Zahlungen generieren und 

Anlagen mit 60 %-Standorten aufgrund der Sonderbehandlung deutlich geringere. Aus Sicht der 

Kommunen bzw. der BürgerInnen, denen diese Zahlungen zufließen, sind also auch höhere zu-

sätzliche Einnahmen zu erwarten, je besser die Standortgüte der Windenergie-Anlagen in ihrer Re-

gion sind. Es fällt weiterhin auf, dass die jährlichen Zahlungen bei der Variante der Sonderabgabe 

über alle Standortgüten hinweg auf einem deutlich geringeren Niveau ausfallen. Dies ist dadurch 

begründet, dass die Sonderabgabe zusätzlich zu den laufenden Zahlungen eine einmalige Zahlung 

zum Beginn der Betriebsdauer vorsieht. Insgesamt sind aber alle drei Varianten der Zahlungsfor-

men geeignet, um in ihrer oben vorgestellten Ausprägung laufende Zahlungen in Höhe von ca. 

10.000 Euro pro Jahr zu generieren. 

 

Abb. 4.4: jährliche Zahlungen der Windenergie-Anlagen nach Standortgüten 

Quelle: eigene Berechnungen auf Basis von Wallasch et al. (2018, S. 48ff.). 
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Abb. 4.5 stellt die über die Lebensdauer der Windenergie-Anlagen aufsummierten und abdiskon-

tierten Zahlungen dar. Hier ist eine ähnliche steigende Tendenz bei besseren Standortgüten zu er-

kennen, sowie die deutlich geringeren Zahlungen der 60 %-Standorte. Die Sonderabgabe weist im 

Vergleich zu den anderen Zahlungsvarianten zumindest bei den 60 %-Standorten die höchste Zah-

lungssumme auf. Bei den besseren Standortgüten liegen die Zahlungen jedoch immer unter den 

anderen Varianten, allerdings aufgrund der hohen Einmalzahlungen mit einem geringen Abstand 

als bei den jährlichen Zahlungen in Abb. 4.4. Über eine Betriebsdauer von 20 Jahren können Kom-

munen oder die (beteiligten) BürgerInnen so Mehreinnahmen in Höhe von ca. 120.000 Euro bis ca. 

150.000 Euro erreichen, außer bei Windenergie-Anlagen mit einer Standortgüte von weniger als 

70 %. Es ist zu beachten, dass diese ermittelten Zahlungshöhen für einzelne Windenergie-Anlagen 

mit durchschnittlichen Rahmenbedingungen gelten. Die Einnahme-Potenziale für Kommunen oder 

BürgerInnen vervielfacht sich entsprechend, wenn mehrere Anlagen im Gemeindegebiet oder im 

Einzugsgebiet des Beteiligungsinstrumentes betrieben werden. 

Um diese Zahlungshöhen einzuordnen, wird ein Abgleich mit der durchschnittlichen Steuerkraft 

deutscher Gemeinden vorgenommen. Es wird also unterstellt, dass die ermittelten Zahlungen als 

Steuer- oder Abgabeneinnahmen den Kommunen zufließen. Nach Angaben des Statistischen Bun-

desamtes (2018) liegt die Steuerkraft bei sehr kleinen Gemeinden mit 500 Einwohnern bei ca. 

300.000 Euro pro Jahr und großen Gemeinden mit ca. 75.000 Einwohnern bei ca. 69 Mio. Euro pro 

 

Abb. 4.5: Summe der Zahlungen über die Betriebsdauer der Windenergie-Anlagen 

nach Standortgüten 

Quelle: eigene Berechnungen auf Basis von Wallasch et al. (2018, S. 48ff.). 
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Jahr.12 Tabelle 4.4 zeigt beispielhaft die Steuerkraft verschiedener Gemeinde-Größenklassen auf, 

sowie die Signifikanz einer zusätzlichen Einnahme von 10.000 Euro gemessen als Anteil an der 

Steuerkraft. Die Ergebnisse machen deutlich, dass in Gemeinden mit wenigen tausend Einwohne-

rInnen eine gewisse Bedeutsamkeit für Mehreinnahmen in Höhe von 10.000 Euro vorliegt. Kleine 

ländliche Gemeinden mit unter 1.000 Einwohnern können ihre Einnahmen gar um mehrere Pro-

zentpunkte steigern. Gerade ländliche, dünn besiedelte Regionen mit hohen Ausbaupotenzialen für 

die Windenergie würden also von zusätzlichen Einnahmen signifikant profitieren. Je größer die Re-

gionen, desto höher ihre Steuerkraft und desto geringer die Bedeutung für Mehreinnahmen in 

Höhe von 10.000 Euro. Hierbei ist ebenfalls zu bedenken, dass die so ermittelte Signifikanz der 

Mehreinnahmen für eine einzelne Windenergie-Anlage berechnet wurde. Werden im Gemeindege-

biet mehrere Anlagen betrieben, so vervielfacht sich auch die Bedeutung der Zahlungshöhe für die 

Kommunen. 

Tabelle 4.4: Steuerkraft deutscher Kommunen und Signifikanz einer zusätzlichen Einnahme 

in Höhe von 10.000 Euro nach Einwohnerzahl der Kommunen 

Quelle: eigene Berechnungen nach Statistisches Bundesamt (2018). 

Gemeindegrößenklasse: 
Gemeinden mit 
bis … bis unter … Ein-
wohnern 

Einwohner-Zahl 
(Bsp.) 

Steuerkraft 
(Euro/a) 

Anteil von 10.000 Euro 
an Steuerkraft 

Kreisfreie Städte 

20.000 - 50.000  35.000 33.561.979 0,03% 

50.000 - 100.000  75.000 65.242.299 0,02% 

100.000 - 200.000  150.000 140.827.770 0,01% 

200.000 - 500.000  350.000 305.178.893 0,00% 

Kreisangehörige Gemeinden 

unter 1.000  500 297.929 3,36% 

1.000 – 3.000   1.500 1.081.994 0,92% 

3.000 – 5.000  4.000 3.262.655 0,31% 

5.000 - 10.000  7.500 6.264.067 0,16% 

10.000 - 20.000  15.000 13.811.456 0,07% 

20.000 - 50.000  35.000 32.484.178 0,03% 

50.000 - 100.000  75.000 68.785.765 0,01% 

                                                                                                                                                                  

12 Dabei ist zu beachten, dass Steuereinnahmen bzw. die Netto-Größe der Steuerkraft nicht die einzigen Einnahmequellen 

für Kommunen sind. Gebühren und Beiträge, sowie Finanzzuweisungen haben eine ähnlich hohe Bedeutung für die 

kommunalen Finanzen (vgl. Schwarting 2018, S. 1ff.). 



 
56     |  IÖW, IKEM, BBH, BBHC 
 

4.4.3.3 Betriebswirtschaftliche Belastung der Windenergie-Anlagen 

Die ermittelten Zahlungshöhen je Zahlungsvariante werden in die Berechnung der Kapitalwerte in-

tegriert und ihre Auswirkungen auf die Wirtschaftlichkeitssituation dargestellt. Abb. 4.6 gibt einen 

ersten Überblick zur wirtschaftlichen Belastung der WEA durch die drei oben vorgestellten Varian-

ten der Zahlungsformen und Bezugsgrößen, indem die ermittelten Zahlungshöhen auf die Stromer-

löse der Windenergie-Anlagen bezogen werden. Es wird deutlich, dass die festgelegten Bezugs-

größen und Zahlungshöhen, sowie die Anwendung der Korrekturfaktoren grundsätzlich eine na-

hezu gleiche Belastung aller Standortgüten gemessen an den Erträgen erlauben. Die Variante A 

mit dem Bezug der Zahlungshöhe zum Stromertrag und Variante B mit der Pauschalzahlung pro 

Anlage weisen zudem eine relativ geringere Belastung für die schlechteren 60 %-Standorte auf. 

Die Sonderabgabe weist gegenüber den anderen beiden Varianten geringere Belastungen gemes-

sen am Stromertrag auf. Das ist vor allem durch den höheren Anteil der einmaligen Zahlung ohne 

Bezug zum Stromertrag und das geringere Niveau der laufenden Zahlungen bedingt. Grundsätzlich 

lassen sich in allen drei Varianten die Zahlungshöhe beliebig ausgestalten, so dass auch die Be-

lastung der Windenergie-Anlagen gezielt begrenzt werden kann. Dabei kann die Sonderabgabe 

aufgrund der mehrteiligen Zahlungsausgestaltung ohne besondere Korrekturfaktoren bezüglich der 

Höhe der gesamten Zahlungen als auch bezüglich der Verteilung der Belastung unter den ver-

schiedenen Standortgüten ausgestaltet werden. Die Kombination aus statischen Bezugsgrößen, 

wie der Anlagenhöhe und -Leistung und jährlich variablen und an die Ertragskraft angelehnte Be-

zugsgrößen bringt diese Flexibilität bei gleichzeitig geringer Komplexität mit sich. 

 

Abb. 4.6:  prozentuale Anteile der zusätzlichen Zahlungen an den Stromerlösen der 

Windenergie-Anlagen 

Quelle: eigene Berechnungen auf Basis von Wallasch et al. (2018, S. 48ff.). 
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Zuletzt werden die ermittelten Zahlungen der einzelnen Varianten einer finanziellen Beteiligung in 

die Berechnung des Kapitalwerts als zentraler betriebswirtschaftlicher Kennzahl intergiert. Abb. 4.7 

zeigt die prozentualen Veränderungen des Kapitalwerts nach Standortgüten und nach Beteili-

gungsvarianten differenziert auf. Da der Kapitalwert bei besseren Standortgüten bereits ohne die 

zusätzliche Belastung höher war (vgl. Abb. 4.2), ergeben sich geringere prozentuale Auswirkungen 

der zusätzlichen Zahlungen auf den Kapitalwert, trotz höherer, absoluter Zahlungen bei besseren 

Standortgüten (vgl. Abb. 4.5). Trotz der geringeren absoluten Zahlungshöhen bei 60 %-Standorten 

fallen auch hier die relativen Belastungen bei allen Varianten mit am höchsten aus. Besonders bei 

der Sonderabgabe ist der Abstand zur nächstbesseren Standortgüte sehr hoch, da hier keine ge-

sonderte Korrektur der Belastung nach Standortgüten vorgenommen wurde. Das durchschnittliche 

Niveau der Belastung mit einem um ca. 10 % verringerten Kapitalwert ist bei allen Varianten als 

moderat und verträglich zu bezeichnen, geben die teilweise sehr hohen Kapitalwerte doch eine 

Wirtschaftlichkeit deutlich über der in den Berechnungen unterstellten Eigenkapitalrendite von 8 % 

an. Diese Einschätzung dürfte jedoch in Einzelfällen unterschiedlich ausfallen. Zudem dürften Ver-

treterInnen der EE-Branche eine geringere Akzeptanz gegenüber zusätzlichen finanziellen Belas-

tungen von AnlagenbetreiberInnen aufweisen. Eine zu hohe Belastung birgt daher ggf. Risiken, 

Widerstände auszulösen. 

Zusammengefasst sind sowohl pauschale Zahlungsformen als auch Zahlungen mit Bezugsgrößen 

wie der Ertragskraft oder technischer Parameter (Anlagenhöhe oder -Leistung) geeignet, um über 

alle relevanten Standortgüten hinweg gleichmäßige und hinnehmbare Belastungen der Windener-

gie-Anlagen zu gewährleisten und zugleich zusätzliche Einnahmen für Kommunen oder BürgerIn-

nen in relevanter Höhe zu generieren. Um Windenergie-Anlagen mit schlechteren Standortgüten 

nicht übermäßig zu belasten sind allerdings ausgleichende Maßnahmen in der Berechnung der 

Zahlungshöhe vorzunehmen. Die Sonderabgabe bietet diese Flexibilität bereits aufgrund ihrer 

komplexeren Ausgestaltung. 

 

Abb. 4.7:  prozentuale Veränderung des Kapitalwerts nach Standortgüten 

Quelle: eigene Berechnungen auf Basis von Wallasch et al. (2018, S. 48ff.). 
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4.4.3.4 Ergebnisse für Bestandsanlagen 

Da die für die in den vorgehenden Abschnitten vorgenommenen Berechnungen auf aktuellsten 

Kostendaten basieren, gelten die Ergebnisse nur für WEA, die ab 2017 in Betrieb genommen wur-

den und bedingt auch für WEA, die zukünftig in Betrieb genommen werden und ähnliche Kosten- 

und Ertragsstrukturen aufweisen. Ältere WEA weisen teilweise erhebliche Abweichungen in ihren 

Kosten- und Ertragsstrukturen auf (vgl. Tabelle 4.1 und Tabelle 9.1). Daher wurden für Bestands-

anlagen gesonderte Berechnungen vorgenommen, deren Ergebnisse hier präsentiert werden. Aus-

gewählt wurden Anlagentypen mit den Inbetriebnahmejahren 2012 und 2013, die in Falkenberg et 

al. (2014) zugrunde gelegt wurden. Um die grundlegend anderen Förderbedingungen der Be-

standsanlagen zu verdeutlichen werden für die einzelnen Standortgüten andere Korrekturfaktoren 

angewandt als bei den Neuanlagen. So wird für die ertragsabhängige Zahlung der Variante A die 

EEG-Vergütung (in 2013) der jeweiligen Standortgüte ins Verhältnis zur EEG-Vergütung des 

100 %-Standortes gesetzt. Entsprechend erhalten die schwächeren Standorte einen höheren Kor-

rekturfaktor > 1 und die besseren Standorte einen geringeren Korrekturfaktor < 1, da letztere nur 

für wenige Jahre von der hohen Anfangsvergütung profitieren. Entsprechend fallen die jährlichen 

Zahlungen für die Variante A in Abb. 4.8 beim 100 %-Standort am höchsten aus und bei schwä-

cheren und stärkeren Standorten geringer. 

Für die Variante B der Pauschalzahlung in Höhe von 10.000 Euro pro Jahr wurde der Kehrwert die-

ses Korrekturfaktors genutzt, um die besseren Standorte höher zu belasten. So ergibt sich ein 

 

Abb. 4.8: jährliche Zahlungen der Windenergie-Anlagen nach Standortgüten 

(für Bestandsanlagen) 

Quelle: eigene Berechnungen auf Basis von Falkenberg et al. (2014). 
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deutlicher Unterschied der jährlichen Zahlungen zwischen den schlechtesten und den besten 

Standorten bei dieser Variante. 

Die Sondergaben führt aufgrund ihrer Kombination von Bemessungsgrößen zur Festlegung der 

Zahlungshöhe zu steigenden jährlichen Zahlungen bei besseren Standortgüten. Das Gesamtni-

veau bleibt mit unter 4.000 Euro pro Jahr und Anlagen allerdings weit hinter den anderen beiden 

Varianten zurück. 

Aufgrund der deutlich unterschiedlichen Ertragssituation von Bestandsanlagen im Vergleich zu 

Neuanlagen führen die zusätzlichen Belastungen der WEA-BetreiberInnen durch die drei vorge-

stellten Zahlungsvarianten zu teilweise deutlich höheren Belastungen gemessen an den Umsätzen. 

Abb. 4.9 mach deutlich, dass vor allem die Variante B der Pauschalzahlung zu Belastungen in 

Höhe von über 2 % der Umsätze über alle Standortgüten hinweg führt und bei den besten Standor-

ten in Höhe von bis zu 3,7 % der Umsätze. Hier wirkt sich die Verkürzung der Bezugszeit der er-

höhten Anfangsvergütung bei besseren Standorten deutlich aus. Bei der ertragsabhängigen Zah-

lung der Variante A und der Sonderabgabe der Variante C ist die Belastung über alle Standortgü-

ten hinweg gleichmäßiger und auf einem Niveau zwischen 1 % und 1,4 % der Umsätze, welches 

als vertretbar angenommen wird. Dabei ist allerdings zu berücksichtigten, dass Bestandsanlagen 

einen besonderen Vertrauensschutz genießen (vgl. Abschnitt 4.2.2) und auch diese Belastungs-

höhe genauer zu prüfen ist. 

 

Abb. 4.9:  prozentuale Anteile der zusätzlichen Zahlungen an den Stromerlösen der 

Windenergie-Anlagen (für Bestandsanlagen) 

Quelle: eigene Berechnungen auf Basis von Falkenberg et al. (2014). 
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Gemessen an der Veränderung des Kapitalwerts der WEA durch die zusätzliche Belastung zeigt 

sich nochmals die vergleichsweise schwierige Ertragssituation der höheren Standortgüten durch 

die Verkürzung der Bezugszeit der erhöhten Anfangsvergütung. Abb. 4.9 gibt die Berechnungser-

gebnisse wieder und macht deutlich, dass schwächere und bessere Standortgüten bei Bestands-

anlagen deutlich stärker belastet werden. Die Pauschalzahlung der Variante B bspw. kappt den 

ohnehin schon geringeren Kapitalwert für 150 %-Standorte um ca. 83 %. Damit wird der wirtschaft-

liche Betrieb dieser Bestandsanlagen nachträglich gefährdet. Bei der ertragsabhängigen Zahlung 

der Variante A und der Sonderabgabe der Variante C ist die Belastung über alle Standortgüten hin-

weg geringer, weist aber ebenso höhere Belastungen für schwächere und bessere Standorte auf. 

Das Belastungsniveau mittlerer Standortgüten in Höhe von bis zu 10 % des Kapitalwerts kann als 

moderat bezeichnet werden. Dabei ist allerdings zu betonen, dass Anlagen, die sich bereits in Be-

trieb befinden, von zusätzlichen Belastungen besonders in ihrer Wirtschaftlichkeit gefährdet wer-

den, da die Investitionen bereits getätigt sind und somit keine Anpassungsspielräume für eine 

Kompensation der zusätzlichen Zahlungen gegeben sind, wie sie Neuanlagen mit einer Erhöhung 

der Gebotspreise in den EEG-Ausschreibungen grundsätzlich haben. 

 

 

Abb. 4.10:  prozentuale Veränderung des Kapitalwerts nach Standortgüten (für Be-

standsanlagen) 

Quelle: eigene Berechnungen auf Basis von Falkenberg et al. (2014). 
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4.5 Kostenneutralität einer zusätzlichen finanziellen 

Beteiligung 

Sofern mit den finanziellen Beteiligungsansätzen negative und bisher unberücksichtigte Auswirkun-

gen der EE-Anlagen auf regionale AkteurInnen, also externe Effekte, ausgeglichen werden sollen, 

sind sie in einer gesamtwirtschaftlichen Interpretation kostenneutral. Viele der diskutierten finanzi-

ellen Beteiligungsansätze setzen allerdings bei den Erlösen bzw. den Gewinnen der EE-Anlagen-

betreiberInnen an. Auf mikroökonomischer Ebene stellt sich daher die Frage, ob diese teilweise 

zusätzlichen Belastungen von den AnlagenbetreiberInnen getragen werden oder ob die Belastun-

gen an die Endverbraucher, nämlich die Stromkunden, umgewälzt werden können. Diese Frage ist 

besonders vor dem Hintergrund der lange und ausführlich geführten Debatte um die Kosten der 

Energiewende relevant.13 Mit der Zielsetzung einer besseren lokalen Akzeptanz der EE durch eine 

höhere finanzielle Beteiligung könnte nämlich zugleich eine höhere Belastung der Endverbrauche-

rInnen und damit eine geringere Akzeptanz der Energiewende insgesamt einhergehen. 

Die mit den verschiedenen Instrumenten intendierten Zahlungen könnten AnlagenbetreiberInnen, 

abhängig vom Wettbewerbsniveau, bei der Kalkulation des Gebots berücksichtigen. Der Vorschlag 

wäre auch kostenneutral für den öffentlichen Haushalt, da keine Haushaltsmittel verwendet wer-

den. Allerdings könnten, abhängig vom Wettbewerbsniveau, die Zahlungspflichtigen der EEG-Um-

lage (EVU bzw. Letztverbraucher sowie Eigenversorger) belastet werden, da die EEG-Kosten um 

die notwendige Erhöhung des Gebotswerts steigen könnten. Dies wäre allerdings nicht unmittelbar 

sichtbar. Eine solche Einpreisung der Kosten in die EEG-Umlage abhängig vom Wettbewerbsni-

veau dürfte im Übrigen bei allen Modellen, die eine Erhöhung der Zahlungen der Anlagenbetreibe-

rInnen vorsehen, vorliegen. Ob tatsächlich eine Kostenerhöhung stattfindet, ist aber auch fraglich. 

Denn zeitgleich mit der Einführung der finanziellen Beteiligung der Kommunen und der damit ein-

hergehenden höheren Akzeptanz von Windenergievorhaben dürfte sich das Flächenangebot ver-

größern, da mit steigender Akzeptanz wieder mehr Flächen für neue Projekte zur Verfügung ste-

hen können. Damit würde auch der Wettbewerb in den Ausschreibungen steigen, was sich gerade 

kostensenkend auswirken dürfte. 

Die Frage der Kostenneutralität wird am Rande auch durch die mit der Einführung und der Umset-

zung der Beteiligungsinstrumente verbundenen Transaktionskosten berührt. Sollten einzelne In-

strumentenvorschläge mit signifikant hohen Transaktionskosten einhergehen, so würde hier die 

TrägerInnen der Transaktionskosten zusätzlich belastet, sofern sie diese nicht ebenfalls auf die 

VerbraucherInnen wälzen können. Daher stellen Transaktionskosten in den in Kapitel 5 vorgenom-

menen Bewertungen der Instrumentenvorschläge ein eigenes Bewertungskriterium. 

                                                                                                                                                                  

13 Hier ist vor allem der im EEG vorgesehene Wälzungsmechanismus von Bedeutung. Vgl. Verordnung zur Ausführung der 

Erneuerbare-Energien-Verordnung (EEAV 2010) i. d. F. vom 22. Februar 2010 (BGBl. I S. 134), zuletzt geändert 

durch Art. 1 V v. 20.2.2017 I 294 sowie §§ 56 ff. EEG. 
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4.6 Einfluss auf den interregionalen Wettbewerb im 

Rahmen der EEG-Ausschreibungen 

Ein auszugestaltendes Instrument zur finanziellen Beteiligung, welches darauf abzielt, einen Teil 

der von den AnlagenbetreiberInnen generierten Wertschöpfung abzuschöpfen, wirkt als Kostenbe-

lastung bei den AnlagenbetreiberInnen (vgl. Abschnitt 4.4.3). Eine bundeseinheitliche Regelung ist 

daher grundsätzlich notwendig, um die potenziell regional unterschiedliche Belastung aus einzel-

nen Landesregelungen zu vermeiden und somit Wettbewerbsverzerrungen insbesondere im Rah-

men der bundesweiten Ausschreibungen auszuschließen. Dabei sollten bspw. auch Länderöff-

nungsklauseln oder andere Möglichkeiten für Abweichungen einzelner Länder von dieser Regelung 

von vornherein verhindert werden. 

Unterschiedliche Belastungen für AnlagenbetreiberInnen in verschiedenen Regionen Deutschlands 

können sich aber auch durch Detailaspekte der Instrumentenausgestaltung ergeben. Knüpft die 

Bemessung der Zahlungshöhe bspw. am Stromertrag der Anlagen an, so ergeben sich je nach An-

lagenstandort unterschiedliche absolute Zahlungshöhen. Dabei ist davon auszugehen, dass Wind-

energieanlagen mit Standorten in Süddeutschland aufgrund der geringeren Stromerträge bei einer 

solchen Regelung auch geringere Zahlungen zu leisten hätten. Die Anwendung der in Abschnitt 

4.4.3 erläuterten Korrekturfaktoren kommt also zum Einsatz, um die Zahlungshöhe unabhängig 

von der Standortgüte der Windenergieanlagen an den Umsätzen der Anlage zu bemessen. Da die 

Korrekturfaktoren nach §36h Abs. 1 EEG 2017 allerdings die schlechteren Stromerträge bei gerin-

geren Standortgüten nicht vollständig kompensieren und für schlechtere Standorte i.d.R. höhere 

Eigenkapitalquoten notwendig sind (Wallasch et al. 2018, S. 51, Tabelle 8), werden bei diesem An-

satz Anlagen mit schlechteren Standortgüten bezüglich der mindernden Wirkung auf ihre Eigenka-

pitalrentabilität etwas schlechter gestellt (vgl. Abb. 4.10). Ein geringer Einfluss auf den interregiona-

len Wettbewerb ist durch solch eine Regelungsausgestaltung also vor diesem Hintergrund zu er-

warten. 

Ein weiterer wichtiger Aspekt ist allerdings auch die zu erwartende Einpreisung dieser neuen Kos-

tenbelastung durch die Windenergieanlagenbetreiber bei ihren Gebotswerten im Rahmen der 

EEG-Ausschreibungen. Kann die Kostenbelastung in voller Höhe und von allen Ausschreibungs-

teilnehmerInnen in den jeweiligen Gebotswert eingepreist werden, so ist von keiner interregionalen 

Ungleichbehandlung auszugehen. Dieser Fall ist sehr wahrscheinlich gegeben, sofern die EEG-

Ausschreibungen unterdeckt sind und genügend Spielraum für die Gebotswerte besteht. Bei einem 

höheren Wettbewerbsniveau schrumpft der Spielraum und die neue Kostenbelastung wird, wie an-

dere Kostenbestandteile auch, Teil eines Gesamtkostenwertes, aus dem sich mit Blick auf die 

Wettbewerbssituation ein Gebotswert ergibt. 

Ein potenzieller Einfluss einer finanziellen Beteiligung von Kommunen und/oder BürgerInnen an 

EE-Anlagen hängt also zumindest bei den WEA von der Berücksichtigung ausgleichender Fakto-

ren für die grundsätzlich unterschiedlichen Stromerträge verschiedener Standorte ab, kann aber 

gerade durch den Einsatz solcher Korrekturfaktoren auch gezielt gesteuert werden. 

4.7 Mittelabfluss im kommunalen Finanzausgleich  

Im Falle eines finanziellen Beteiligungsinstrumentes, das als zusätzliche Steuereinnahme für Kom-

munen ausgestaltet ist, sind die Wirkungen des kommunalen Finanzausgleichs zu beachten. Durch 

den kommunalen Finanzausgleich sollen Unterschiede in der Finanzausstattung der Kommunen 
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ausgeglichen werden. Soweit im Rahmen dieses Ausgleichs die zum Zwecke der Akzeptanzsteige-

rung von den betroffenen Kommunen erhaltenen Mittel abfließen würden, ließe sich dieser also 

nicht mehr erreichen.  

Geregelt ist der kommunale Finanzausgleich auf Landesebene, wobei die Landesgesetzgeber die 

entsprechenden Gesetze meist unter der Bezeichnung „Finanzausgleichsgesetz“ erlassen haben. 

Kompetenzrechtliche Grundlage hierfür ist Art. 106 Abs. 7 S. 2 GG. In den Landesgesetzen wird 

die Berechnungsmethode geregelt, die den Zuweisungen der Bundesländer an die Kommunen im 

Rahmen des kommunalen Finanzausgleichs zugrunde liegt. Das Grundprinzip ist dabei folgendes: 

Die tatsächliche Steuerkraft einer Kommune wird ermittelt und mit dem (fiktiven) Finanzbedarf ver-

glichen. Liegt die Steuerkraft unter dem Finanzbedarf, so wird die Differenz zu einem bestimmten 

Prozentsatz durch das Land aufgefüllt. Falls umgekehrt die Steuerkraft der Gemeinde über dem 

Finanzbedarf liegt, erhält sie von dem Land nichts. Zum Teil müssen diese Kommunen dann über 

eine Umlage zur Finanzausgleichsmasse beitragen.  

Auf der Einnahmeseite einer Kommune ist also die Steuerkraft ausschlaggebend. In ihrer Berech-

nung wird nicht auf sämtliche Einnahmen einer Kommune abgestellt, sondern nur auf die Steuer-

einnahmen, welche vor allem durch die Grundsteuer, Gewerbesteuer und den Gemeindeanteil an 

der Einkommensteuer abgebildet werden. Auswirkungen auf den kommunalen Finanzausgleich 

durch eine Maßnahme zur Akzeptanzsteigerung von WEA bestehen folglich nur bei denjenigen 

Maßnahmenvorschlägen, die mit erhöhten Steuereinnahmen einhergehen. Ein nicht vom Finanz-

ausgleich betroffenes Instrument, das als kommunale Abgabe ausgestaltet ist, wäre also vorzuzie-

hen, wenn Kommunen Zahlungen direkt und ohne Kürzung erhalten sollen. 

4.8 Zwischenfazit 

Die im vorliegenden Kapitel 4 vorgestellten und diskutierten übergeordneten Aspekte zu Instrumen-

ten für eine zusätzliche finanzielle Beteiligung von Kommunen oder BürgerInnen an lokalen EE-

Anlagen sind vielfältig und sollen die Einordnung der im folgenden Kapitel vorgestellten und bewer-

teten konkreten Instrumenten-Vorschläge unterstützen.  

Die Definition von anspruchsberechtigten AkteurInnen kann mit einer hohen Komplexität und ho-

hen Transaktionskosten einhergehen, wenn mit einem zusätzlichen finanziellen Beteiligungsinstru-

ment die tatsächlich von den EE-Anlagen betroffenen AkteurInnen adressiert werden sollen. Empi-

rische Untersuchungen über (empfundene) negative Beeinträchtigungen durch EE-Anlagen erlau-

ben näherungsweise quantitative Aussagen über mögliche finanzielle Kompensationen. Allerdings 

sind negative Beeinträchtigungen regional und individuell sehr unterschiedlich, so dass hier ein 

nicht vertretbarer Aufwand zum Abgleich zwischen Beeinträchtigungen und notwendigen finanziel-

len Beteiligungen vermutet werden kann. Das gilt ebenso für die Wahl zwischen direkten individuel-

len Zahlungen an (betroffene) BürgerInnen und indirekten Zahlungen an die Standort-Kommune 

der EE-Anlage und ggf. zusätzlich an Nachbarkommunen. Es ist unmittelbar ersichtlich, dass Zah-

lungen an die Kommune mit erheblich geringeren Transaktionskosten einhergehen. Die höheren 

Zahlungsbeträge an Kommunen ermöglichen zudem die Umsetzung größerer akzeptanzfördernder 

Projekte. Die Ausführungen kommen daher zu dem Schluss, den betroffenen Kommunen die 

Anspruchsberechtigung zuzuschreiben. Betroffen könnten dabei die Kommunen sein, die sich 

innerhalb eines festgelegten Radius um die jeweilige Windenergieanlage befinden, also neben den 

eigentlichen Standortkommunen auch benachbarte Kommunen, in denen negative Auswirkungen 

der EE-Anlagen erwartet oder gar beobachtet werden. Letztlich ist die Frage des anspruchsberech-

tigten Akteurs aber auch von der politischen Entscheidung darüber abhängig, ob die Förderung 
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lokaler Akzeptanz von WEA im Gesamtkontext der Energiewende eher gemeinwohl- oder individu-

alorientiert erfolgen soll.  

Die Frage der Adressierung von Neu- und Bestandsanlagen durch eine zusätzliche finanzielle 

Verpflichtung der AnlagenbetreiberInnen wird von zwei Argumenten getrieben. Einerseits sind es 

die bisher errichteten EE-Anlagen, die zu Akzeptanzproblemen geführt haben und eine teilweise 

nur unzureichende wirtschaftliche Beteiligung lokaler AkteurInnen vorsehen. Weiterhin besteht mit 

dem mittlerweile großen Bestand an EE-Anlagen ein hohes Potenzial, kurzfristig hohe Zahlungs-

ströme an Kommunen oder BürgerInnen zu generieren. Andererseits besteht bei nach dem EEG 

geförderten EE-Anlagen ein besonderer Vertrauenstatbestand, der negative Rückwirkungen auf 

die Wirtschaftlichkeit bereits getätigter und geförderter EE-Investitionen nicht zulässt. Können 

diese rechtlichen Bedenken nicht aus dem Weg geräumt werden, so sollte ein potenzielles Instru-

ment zur zusätzlichen finanziellen Beteiligung nur für zukünftig zu installierende Neuanlagen gel-

ten. 

Als Abgabe ausgestaltete Beteiligungsinstrumente sollten mit einer Zweckbindung für die Mittel-

verwendung kombiniert werden, damit die Einnahmen auch tatsächlich für akzeptanzförderliche 

Maßnahmen verwendet werden. Dabei ist zu beachten, dass Steuerinstrumente keine Zweckbin-

dung erlauben und die Mehreinnahmen durch die Funktionsweise des kommunalen Finanzaus-

gleichs in einigen Kommunen abgeschöpft werden könnten. Weiterhin sollten Kommunen in der 

Auswahl und Umsetzung akzeptanzförderlicher Maßnahme sowie bei der Beteiligung der BürgerIn-

nen am Auswahlprozess unterstützt werden. Nur so kann die zentrale Zielsetzung der Akzeptanz-

stärkung auch erreicht werden. 

Die Form der Zahlung (laufend oder einmalig) sowie die Bezugsgröße zur Bestimmung der Zah-

lungshöhe lassen vielfältige Ausgestaltungsmöglichkeiten zu, die grundsätzlich zu ähnlichen Mehr-

einnahmen für Kommunen oder BürgerInnen sowie zu ähnlichen betriebswirtschaftlichen Auswir-

kungen für die AnlagenbetreiberInnen führen können. Dabei sind Besonderheiten bezüglich der 

Planbarkeit der Einnahmen und bei Windenergie-Anlagen bezüglich der Wirtschaftlichkeitssituation 

bei verschiedenen Standortgüten zu berücksichtigen. 

Außer den vergünstigten regionalen Bürger-Stromtarifen lassen sich alle im folgenden Kapitel vor-

gestellten Instrumente anhand der hier vorausgenommenen Aspekte einordnen und bewerten. In 

den einzelnen Unterabschnitten der Bewertungskriterien wird daher regelmäßig Bezug auf das Ka-

pitel 4 genommen. 

5. Finanzielle Beteiligungsinstrumente 

5.1 Außenbereichsabgabe als Ressourcennutzungsabgabe 

5.1.1 Wesentliche Merkmale und Ausgestaltung 

5.1.1.1 Wesentliche Merkmale 

Im Rahmen einer Außenbereichsabgabe entrichten AnlagenbetreiberInnen eine Abgabe in der 

Form einer Ressourcennutzungs- bzw. Vorteilsabschöpfungsabgabe für die Nutzung des Außen-
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bereichs. Die Zulässigkeit der Erhebung einer Vorteilsabschöpfungsabgabe wurde durch das Bun-

desverfassungsgericht in seiner Entscheidung zum Wasserpfennig anerkannt (Beschluss des 

BVerfG v. 07.11.1995, 2 BvR 413/88). Danach kann der sich aus der bevorzugten Berechtigung 

zur Nutzung eines knappen Allgemeingutes ergebende Sondervorteil durch eine Abgabe abge-

schöpft werden (BVerfG, NVwZ 1996, 469 (472). Wesentliche Merkmale einer solchen Abgabe sind 

daher erstens das Vorliegen eines knappen Allgemeingutes, welches zweitens einer Bewirtschaf-

tung unterliegt sowie drittens das Vorliegen eines Sondervorteils, der sich aus der bevorzugten 

Nutzungsberechtigung ergibt. Vorteilsabschöpfungsabgaben werden bisher in der Wasserversor-

gung sowie der Abfall- und Abwasserentsorgung angewandt.  

Die Idee einer Außenbereichsabgabe beruht auf Ideen von Köck zur Abschöpfung von Vorteilen 

aus der Nutzung des Windes und wurde von der Stiftung Umweltenergierecht fortentwickelt. Die 

Außenbereichsabgabe knüpft dabei an die Nutzung der Außenbereichsflächen als knappe natürli-

che Ressource durch WEA an (Kahl und Wegner 2018). Als Gegenleistung für die Nutzung des 

Außenbereichs, in dem sich die WEA befinden, soll eine Abgabe von Windenergie-Anlagenbetrei-

berInnen erhoben werden. Der Sondervorteil wird dabei in der planerischen Ausweisung der Flä-

chen für WEA gesehen.  

Der Vorschlag der Stiftung Umweltenergierecht sieht zudem vor, dass die Abgabe nicht durch die 

Gemeinden selbst, sondern durch die Netzbetreiber erhoben werden soll. Hintergrund für diese 

Ausgestaltungsvariante ist das in Art. 84 Abs. 1 Satz 7 GG geregelte Aufgabenübertragungsverbot 

(dazu sogleich unten). Die Einnahmen sollen dann von den Netzbetreibern an die Standortkom-

mune weitergeleitet und dort eingesetzt werden. Schließlich soll jede Standortkommune auch auf 

die Einnahmen verzichten können, wenn sich vor Ort ein besseres Akzeptanzinstrument gefunden 

hat. Die Abgabe bezieht sich zudem nach dem von der Stiftung Umweltenergierecht entwickelten 

Vorschlag ausschließlich auf Neuanlagen. 

5.1.1.2 Ausgestaltungsoptionen 

5.1.1.2.1 Ertragshoheit der Länder 

Ziel der Maßnahme ist, dass die Erträge aus der Außenbereichsabgabe den Kommunen zukom-

men. Fraglich ist allerdings, ob dies auf rechtlich zulässiger Weise möglich ist.  

Das Grundgesetz unterscheidet zwischen den Gesetzgebungs-, Verwaltungs- und den Ertrags-

kompetenzen. Die Ertragskompetenz bezeichnet in Abgrenzung zur Verwaltungs- und Gesetzge-

bungskompetenz allgemein die Befugnis zum “Behaltendürfen” der mit der Abgabe erhobenen Gel-

der und umfasst damit etwa die Frage wie die mit der Abgabe erhobenen Erträge verteilt werden 

(Maunz und Dürig 2019 Art. 106, Rn. 1).  

Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichtes und der mehrheitlichen Auffassung in 

der Literatur richtet sich die Ertragskompetenz nichtsteuerlicher Abgaben mangels anderweitiger 

Regelung grundsätzlich nach der Verwaltungskompetenz (BVerfG, U. v. 28.03.2002, 2 BvG 

1/01). Diese Rechtsauffassung geht zurück auf das Urteil des Bundesverfassungsgerichtes zur 

Versteigerung von UMTS-Frequenzen. Der Senat ordnete darin die Ertragszuständigkeit für Ein-

nahmen, die nicht aus Steuern oder Finanzmonopolen stammen, bei denen vielmehr ein unmittel-

barer Zusammenhang mit der Erfüllung einer bestimmten öffentlichen Aufgabe oder Tätigkeit be-

steht, mangels anderweitiger gesetzlicher Regelung grundsätzlich der jeweiligen Verwaltungszu-

ständigkeit für die Sachaufgabe zu, für die die Abgabe erhoben wird. Es muss sich also zunächst 
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um Einnahmen handeln, die “nicht aus Steuern oder Finanzmonopolen stammen, bei denen viel-

mehr ein unmittelbarer Zusammenhang mit Erfüllung einer bestimmten öffentlichen Aufgabe 

oder Tätigkeit besteht”. Einerseits soll die Außenbereichsabgabe zur Akzeptanzsteigerung einge-

setzt werden. Die Akzeptanzsteigerung als solche ließe sich nur schwer als öffentliche Aufgabe 

qualifizieren. Der Zusammenhang zur Akzeptanzsteigerung – so zumindest ließe es sich argumen-

tieren – ist jedoch nicht unmittelbar, denn die Außenbereichsabgabe steht – als Unterfall der Vor-

teilsabschöpfungsabgabe - mit dem durch die Bauleitplanung gewährten Sondervorteil, der abge-

schöpft werden soll, in einem unmittelbaren Zusammenhang. Dies spricht daher dafür, die in der 

UMTS-Entscheidung dargelegten Grundsätze auf die Außenbereichsabgabe anzuwenden. Zwar 

steht das UMTS-Urteil in einem anderen Kontext, nämlich der Versteigerung von UMTS-Frequen-

zen und einem möglichen Anteil der Länder an dem Erlös aus den Versteigerungen. Jedoch bildet 

die Ertragskompetenz einen wesentlichen Kernpunkt der Entscheidung. Dies stellt jedoch keine 

abschließende Bewertung da, wie bereits die Einfügung des Wortes “grundsätzlich” durch den Se-

nat verdeutlicht. Als atypische Fälle werden etwa Verleihungsgebühren, Sonderabgaben und Um-

weltnutzungsabgaben in der Literatur genannt, teils mit unterschiedlichen Ansichten über die Er-

tragskompetenz. Lediglich für die Sonderabgabe hat das Bundesverfassungsgericht entschieden, 

dass es auf die Sachzuständigkeiten nach Art.73 ff. GG ankommen soll (BVerfGE 67, 256 (274)). 

Für andere Formen nichtsteuerlicher Abgaben gibt es keine abweichenden Entscheidungen. Dies 

spricht daher dafür bei Vorteilsabschöpfungsabgaben - einschließlich der Außenbereichsabgabe - 

die in der UMTS-Entscheidung aufgeführten Grundsätze anzuwenden.  

Somit stellt sich die Frage, wem die Ertragskompetenz bei der Außenbereichsabgabe zusteht. Die 

Abgabe knüpft hier an eine bauplanungsrechtliche Privilegierung von Windenergie-Anlagen als ab-

schöpfungsfähigen Sondervorteil an. Gemäß Art. 83 GG sind die Länder für den Vollzug des Bau-

planungsrechtes zuständig, sodass die Ertragskompetenz bei den Ländern liegt. Zwar vollziehen 

auch die Gemeinden durch die Bauleitplanung das Bauplanungsrecht des Bundes. Diese werden 

jedoch in Art. 83 GG nicht genannt und sind daher nicht ertragskompetent. Ein anderes Ergebnis 

folgt nach Auffassung der Gutachter auch nicht aus § 2 Abs. 1 und 2 BauGB. Danach wird den Ge-

meinden durch eine bundesgesetzliche Regelung insbesondere die Aufgabe der Aufstellung der 

Bauleitpläne zugewiesen. Hierbei handelt es sich um eine Aufgabe der Selbstverwaltung gemäß 

Art.28 Abs. 2 GG, die der kommunalen Planungshoheit zugeordnet wird. Ob diese Regelung auch 

eine Zuweisung der Erträge aus der Außenbereichsabgabe rechtfertigt, erscheint zumindest aus 

der Sicht der Gutachter als fraglich. Denn dann müsste die Erhebung der Abgabe der kommunalen 

Selbstverwaltungsgarantie gemäß Art.28 Abs. 2 GG unterfallen. Darüber hinaus verbietet das Auf-

gabenübertragungsverbot nach seinem Wortlaut jegliche Aufgabenzuweisungen des Bundes an 

die Kommune. Eine Aufgabenübertragung dürfte hier aber wohl vorliegen, da der Bund die Ge-

meinden ausdrücklich zur Abgabenerhebung ermächtigt und die Gemeinden damit ein Bundesge-

setz vollziehen.  

Zwar soll das Aufgabenübertragungsverbot nicht Aufgaben umfassen, die die Gemeinde im Rah-

men ihrer Selbstverwaltungsgarantie wahrnimmt, insbesondere nicht die durch das Baugesetzbuch 

vorgenommene Zuweisung der Bauleitplanung (BT-Drs. 16/2069, Seite4). Dadurch soll verhindert 

werden, dass die bestehende gemeindliche Position ausgehöhlt wird. Würde der Bund jedoch die 

Gemeinden zur Erhebung der Abgabe ermächtigen, würden den Gemeinden mehr als nur die Be-

fugnis der Bauleitplanung zugewiesen. Außerdem ist fraglich, ob die Abgabenerhebung als solche 

noch von der kommunalen Selbstverwaltungsgarantie umfasst ist.   

Der Rechtsprechung des BVerfG folgend, läge somit die Ertrags- und Verwaltungskompetenz für 

die Außenbereichsabgabe bei den Ländern. Damit wäre eine bundesgesetzliche Regelung, nach 

der die Gemeinden die Gelder erheben und über die Verteilung bestimmen können, nicht möglich. 
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Vielmehr wäre nur eine bundesgesetzliche Regelung möglich, die die Länder berechtigt, die Ab-

gabe zu erheben, da die Ertragskompetenz bei den Ländern liegt. Lediglich Jarass vertritt entge-

gen dem Bundesverfassungsgericht und der mehrheitlichen Literaturauffassung die Ansicht, dass 

die Ertragskompetenz der Gesetzgebungskompetenz folgt (Jarass und Pieroth 2016, Art. 105, Rn. 

17). Danach läge die Ertragskompetenz beim Bund, da dieser gemäß Art. 74 Abs.1 Nr. 18 GG die 

Gesetzgebungskompetenz trägt. Die Auffassung steht jedoch im Widerspruch zur Rechtsprechung 

des Bundesverfassungsgerichts und ist daher nach Auffassung der GutachterInnen so kaum ver-

tretbar. 

5.1.1.2.2 Weiterleitung der Mittel an die Kommune 

Da die Abgabe wegen der Ertragskompetenz der Länder nur von diesen erhoben werden kann, 

stellt sich die Frage, wie eine Weiterleitung der Gelder an die Kommune rechtssicher ausgestaltet 

werden könnte. Eine bundesgesetzliche Regelung, wonach die Länder unmittelbar verpflichtet wer-

den würden, die Gelder an die Gemeinde weiterzuleiten, wäre wohl unzulässig, da sie die Ertrags-

kompetenz der Länder umgehen würde. Darüber hinaus könnte in einer solchen Regelung auch 

eine Aufgabenzuweisung durch den Bund an die Gemeinde liegen, die nach dem Aufgabenüber-

tragungsverbot gemäß Art. 84 Abs. 1 Satz 7 GG nicht zulässig wäre.  

Eine weitere Möglichkeit bestünde demgegenüber in einer Bundesregelung, die eine Verpflichtung 

der Länder zur Verwendung der Mittel für die Akzeptanzsteigerung vorsieht. Die Akzeptanzstei-

gerung wäre dann ein für die Länder verbindlicher Verwendungszweck (Zweckbindung öffentli-

cher Mittel). Außerdem könnte die Bundesregelung mit einem Regelbeispiel versehen werden, 

wonach eine Akzeptanzsteigerung insbesondere dann vorliegt, wenn die Gelder an die Standort-

kommunen weitergeleitet und dort vor Ort eingesetzt werden. 

Diese Ausgestaltung wirft zunächst die Frage auf, ob eine Ressourcennutzungs- bzw. Außenbe-

reichsabgabe überhaupt mit einer Zweckbindung versehen werden darf. Strittig ist bereits, ob 

dem Grundsatz der Gesamtdeckung des Haushalts überhaupt Verfassungsrang zukommt. Diese 

Frage wurde durch das Bundesverfassungsgericht jedoch nicht entschieden. Stattdessen führte es 

aus, dass eine - möglicherweise verfassungswidrige - Einengung der Dispositionsfreiheit des 

Haushaltsgesetzgebers allenfalls dann angenommen werden, wenn Zweckbindungen in unvertret-

barem Ausmaß stattfinden (Beschluss des BVerfG v. 07.11.1995, 2 BvR 413/88, NVwZ 1996, 469 

(472)). Hierfür gibt es vorliegend keine Anhaltspunkte. Zudem hat das Bundesverfassungsgericht 

in seinem Beschluss zum Wasserpfennig die Zulässigkeit einer Zweckbindung von Einnahmen aus 

einer Ressourcennutzungsabgabe auf den Einzelfall bezogen bejaht (Beschluss des BVerfG v. 

07.11.1995, 2 BvR 413/88, NVwZ 1996, 469 (472)). 

Es stellt sich jedoch aufgrund der Ertragskompetenz der Länder die Frage, ob diese Zweckbin-

dung durch Bundesgesetz geregelt werden könnte. Ausgehend von dem Begriffsverständnis, dass 

die Ertragskompetenz die Befugnis zum Behaltendürfen bzw. der Verteilung der Erträge umfasst, 

wäre eine durch Bundesgesetz festgelegte Zweckbindung, die die Länder zur Weiterleitung der Er-

träge an die Gemeinden verpflichtet, wohl unzulässig. Wird mit der Zweckbindung allerdings nur 

geregelt, dass die Gelder ausschließlich einem gesetzlich festgelegten Sachzweck zugewendet 

werden dürfen, dürfte es sich um eine zulässige Zweckbindung durch den Bund handeln, welche 

die Ertragskompetenz der Länder nicht tangiert. Die Zweckbindung beträfe in dieser Konstellation 

lediglich die Mittelverwendung, nicht jedoch die Mittelverteilung. Außerdem ist jedenfalls für die 

Sonderabgabe anerkannt, dass die Gesetzgebungskompetenz für die Einführung nichtsteuerlicher 
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Abgaben die Befugnis umfasst, das Abgabenaufkommen bestimmten Zweckvorgaben zu unterwer-

fen (Urteil des BVerfG v. 10.12.1980 - 2 BvF 3/77). Die Festlegung einer Zweckbindung ist damit 

Gesetzgebungskompetenz des Bundes. 

Offen bleibt damit die Frage, ob als Zweckbindung im konkreten Einzelfall auch die Akzeptanzstei-

gerung festgesetzt werden könnte. In der Entscheidung zum Wasserpfennig macht das Bundes-

verfassungsgericht keine Angaben dazu, unter welchen Voraussetzungen eine Zweckbindung bei 

einer Ressourcennutzungsabgabe im Einzelfall zulässig sein kann. Gegen die Zulässigkeit einer 

Zweckbindung der Einnahmen zur Akzeptanzsteigerung könnte sprechen, dass ein Bezug zwi-

schen dem mit der Außenbereichsabgabe abgeschöpfte Vorteil (der bevorzugte Zugriff auf Außen-

bereichsflächen) und der Akzeptanzsteigerung fehlt. Für einen solchen Bezug müssten bspw. die 

mit der Abgabe erhobenen Gelder genutzt werden, um mehr Flächen zu schaffen oder die Land-

schaftspflege finanziell unterstützt werden. Im Wassergesetz Baden-Württemberg ist zum Beispiel 

vorgesehen, dass die Gelder zugunsten wasserwirtschaftlicher und gewässerökologischer Belange 

einzusetzen sind (§ 104 Abs. 4 WHG BW). Anstelle direkt den Flächen im Außenbereich zu Gute 

zu kommen, würden die Gelder für die Akzeptanzsteigerung verwendet werden, die ein außerhalb 

der Flächennutzung stehender Zweck ist. Mit der geplanten Mittelverwendung zur Akzeptanzstei-

gerung würde jedoch ein vergleichbarer Zweck nicht erreicht, da die Gelder nicht den Flächen im 

Außenbereich zu Gute kommen, sondern für einen außerhalb der Flächennutzung stehenden 

Zweck, die Steigerung der Akzeptanz, verwendet werden würden. Daher ist fraglich, ob eine 

Zweckbindung der mit der Außenbereichsabgabe erhobenen Mittel zur Akzeptanzsteigerung zuläs-

sig wäre. Für eine Zulässigkeit könnte wiederum sprechen, dass die Festlegung einer Zweckbin-

dung Ausdruck der Gesetzgebungskompetenz des Bundes ist. Der Bund wiederum hat einen weit-

reichenden Entscheidungsspielraum, der auch die Frage umfasst, welche Ziele er für förderwürdig 

hält (Urteil des BVerwG v. 16.11.2017, 9 C 15/16 Rn. 45). Dieser weite Entscheidungsspielraum 

könnte dafürsprechen, dass im Einzelfall auch nicht unmittelbar mit dem Vorteil zusammenhän-

gende Zwecke zulässig sind.  

Fraglich ist weiterhin, ob auch die Verwendung eines entsprechenden Regelbeispiels zulässig 

wäre. Dafür spricht, dass das Regelbeispiel keine ausdrückliche Verpflichtung der Länder normiert, 

die Gelder an die Gemeinde weiterzuleiten und so ihre Ertragskompetenz nicht verletzt. Dies 

spricht auch gegen eine Verletzung des Aufgabenübertragungsverbots. Problematisch könnte je-

doch die Rechtfertigung der Verwendung des Regelbeispiels sein, da der Geldfluss an die Kom-

mune nicht unmittelbar zur Akzeptanzsteigerung führt.  

Als Zwischenergebnis lässt sich daher festhalten, dass die Abgabe aufgrund der Ertragskompe-

tenz der Länder nur durch diese erhoben werden kann. Eine bundesgesetzliche Regelung, wonach 

die Gemeinden die Abgabe erheben können, ist deswegen ausgeschlossen. Grundsätzlich kann 

der Bund allerdings eine Zweckbindung der Länder für die Verwendung der Gelder regeln. Es ist 

jedoch sehr zweifelhaft, ob er als Zweckbindung die Akzeptanzsteigerung festlegen könnte, da der 

Bezug zwischen dem Außenbereichsvorteil und der Akzeptanzsteigerung fehlt. Auch eine Ver-

pflichtung der Länder zur verpflichtenden Mittelweitergabe an die Kommune erscheint insgesamt 

als unzulässig. Da die Länder zur Mittelweitergabe an die Kommune nicht verpflichtet werden kön-

nen, besteht bei der Außenbereichsabgabe das Risiko für die Gemeinden, dass ihnen keine Mittel 

von den Ländern weitergeleitet werden. 
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5.1.1.2.3 Abgabenerhebung durch Netzbetreiber 

Nach dem Vorschlag der Stiftung Umweltenergie sollen die Mittel der Außenbereichsabgabe durch 

die Netzbetreiber erhoben werden, die diese dann an die Gemeinden weiterleiten. Hierdurch sollte 

eine Verletzung des Aufgabenübertragungsverbotes vermieden werden.  

Vorliegend wird die Abgabe aufgrund der Ertragskompetenz der Länder unmittelbar durch diese 

erhoben. Einer Abgabenerhebung durch die Netzbetreiber bedarf es in diesem Fall nicht, weil sich 

eine Verletzung des Aufgabenübertragungsverbotes nicht stellt. Das Aufgabenübertragungsverbot 

verbietet es nur dem Bund, Aufgaben an die Gemeinden zu übertragen. Im Verhältnis der Länder 

zu den Gemeinden findet dieses keine Anwendung. Für einen “Umweg” über die Netzbetreiber im 

Falle der Abgabenerhebung durch die Länder besteht damit kein Bedürfnis - zumal dies die Kom-

plexität des Vorschlags erhöhen würde. Außerdem würde einer Bundesregelung zur Abgabenerhe-

bung durch die Netzbetreiber wohl ohnehin die Ertragskompetenz der Länder entgegenstehen.  

Unabhängig davon, besteht nach Einschätzung der GutachterInnen auch in der Abgabenerhebung 

durch den Netzbetreiber zumindest das Risiko einer Verletzung des Aufgabenübertragungsverbo-

tes, wenn bereits die Einziehung oder Entgegennahme der Gelder durch die Gemeinden von den 

Netzbetreibern als Aufgabenübertragung gewertet wird. Diese Frage stellt sich jedoch nur bei einer 

Abgabenerhebung durch die Gemeinde selbst, die hier jedoch bereits wegen der fehlenden Er-

tragskompetenz der Gemeinde oder des Bundes ausscheidet. 

5.1.1.2.4 Verzichtsmöglichkeit für Kommune 

Außerdem wird von der Stiftung Umweltenergie vorgeschlagen, den Gemeinden über eine “opt-

out-Klausel" die Möglichkeit zum Verzicht auf die Mittel einzuräumen. Dies soll dazu dienen, das 

Restrisiko einer Verletzung des Aufgabenübertragungsverbotes zu minimieren. 

Vorliegend stellt sich wohl bereits nicht die Frage der Verletzung des Aufgabenübertragungsverbo-

tes, weil die Abgabe bereits aufgrund der Ertragskompetenz der Länder nur durch die Länder erho-

ben werden kann. Das Aufgabenübertragungsverbot verbietet nur, dass der Bund Aufgaben an die 

Gemeinden überträgt. Es ist also im Verhältnis des Landes zur Kommune nicht anwendbar. Bei 

einer Abgabenerhebung durch die Länder besteht somit wohl kein Risiko einer Verletzung des Auf-

gabenübertragungsverbotes. Es bedarf somit keiner Verzichtsmöglichkeit durch die Gemeinden.   

5.1.1.2.5 Abgabenhöhe 

Bei der Ressourcennutzungsabgabe wird die Ausgestaltung der Höhe der Abgabe dadurch be-

grenzt, dass die Höhe der Abgabe den Wert der öffentlichen Leistung nicht überschreiten darf (Be-

schluss des BVerfG v. 07.11.1995, 2 BvR 413/88 NVwZ 1996, 469 (472)).  

Wie hoch der durch die Nutzung des Außenbereichs gewährte Vorteil ausfällt, lässt sich jedoch nur 

schwer bemessen. Bei der Bemessung der Abgabenhöhe können unterschiedliche Faktoren wie 

etwa der Ertrag der Anlage Berücksichtigung finden (Hoffmann und Wegner 2018 S. 48). Möglich 

wäre eine pauschale oder individuelle Bestimmung der Abgabenhöhe. Nach erster Einschätzung 

der GutachterInnen ist eine Abschöpfung von 1 bis 2 % des Jahresumsatzes angedacht. Ob 

dadurch der der Abgabe zugrundeliegende Vorteil überschritten wird, bedarf noch einer abschlie-

ßenden Prüfung. Wie bereits dargelegt, lässt sich der in der Nutzung des Außenbereichs liegende 

Vorteil nur schwer bestimmen. 
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5.1.1.2.6 Begünstigte 

Mit der Abgabenerhebung durch die Länder ist es sowohl denkbar, dass diese die Mittel an die 

Standortkommune, als auch an benachbarte Kommunen weiterleiten. Welchen Verteilungsschlüs-

sel die Länder anwenden, wäre dann jedoch abhängig von der Ausgestaltung der Regelung durch 

die Länder.   

5.1.1.2.7 Abgabenschuldner 

Die Abgabe könnte auch auf andere im Außenbereich privilegierte EE-Anlagen (Solar-, Biomasse- 

und Wasserkraft) erstreckt werden, da sich bei diesen Anlagen vergleichbare Akzeptanzprobleme 

stellen können. Darüber hinaus wäre es denkbar, auch weitere Außenbereichsnutzungen wie etwa 

die Tierhaltung in die Abgabe einzubeziehen. 

Nach dem Vorschlag der Stiftung Umweltenergie soll sich die Außenbereichsabgabe nur auf Neu-

anlagen beziehen. Es ist jedoch denkbar, auch Bestandsanlagen in die Regelung einzubeziehen. 

Dies wirft jedoch Fragen u.a. im Hinblick auf die Vereinbarkeit mit Art. 20 GG und dem Vertrauens-

schutz auf (siehe dazu sogleich). 

5.1.1.2.8 Ausgestaltungsform 

Nach dem oben dargelegten Vorschlag soll die Außenbereichsabgabe als Abgabe ausgestaltet 

werden. Für die Nutzung des Außenbereichs könnte (alternativ oder ergänzend zur Abgabe) eine 

Gebühr erhoben werden. Denn der auch für eine Gebühr erforderliche Gegenleistungsbezug liegt 

grundsätzlich vor, wenn - wie im Rahmen der Außenbereichsabgabe - der in der planerischen Aus-

weisung von WEA liegende Vorteil abgeschöpft wird, weil auf die Planung selbst kein Anspruch 

besteht (siehe dazu auch 4.1.2.10).  

Für eine Ausgestaltung als Gebühr spricht zunächst, dass sich dann das Risiko einer Übertragbar-

keit der Wasserpfennigentscheidung des Bundesverfassungsgerichts (siehe dazu sogleich) nicht 

stellt. Gegen eine Ausgestaltung als Gebühr spricht jedoch, dass Gebühren nur erhoben werden 

dürfen, um speziell die Kosten der individuell zurechenbaren öffentlichen Leistung zu decken (Ur-

teil des BVerfG v. 19.03.2003 - 2 BvL 9/98 2003). Besondere Schwierigkeiten bereitet dabei die 

Bestimmung der staatlichen Leistungen. Lässt sich daher, wie hier, der Wert für die Nutzung des 

Außenbereichs nicht eindeutig beziffern, spricht das gebührenrechtliche Kostendeckungsprinzip 

gegen die Ausgestaltung als Gebühr. 

5.1.1.2.9 Eingrenzung der zu bewertenden Ausgestaltung 

Vor dem Hintergrund der vorangestellten Analyse können die Ausgestaltungsoptionen wie folgt ein-

gegrenzt werden: 

– Ausgestaltung als Abgabe (nicht Gebühr), 

– Abgabenerhebung durch die Länder (Ertrags- und Verwaltungskompetenz), 

– Zweckbindung der Abgabe und Verbindung mit Regelbeispiel, jedoch keine Verpflichtung der 

Länder zur Mittelweitergabe, 

– Keine Abgabenerhebung durch die Netzbetreiber und keine Verzichtsmöglichkeit der Gemein-

den erforderlich, 
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– Bei Abgabenerhebung durch die Länder könnten Mittel sowohl an Standortkommune als auch 

an benachbarte Kommunen weitergeleitet werden, 

– Abgabe könnte WEA, aber auch andere EE-Anlagen im Außenbereich umfassen, 

– Neuanlagen und Bestandsanlagen möglich, jedoch verfassungsrechtlich mit Risiko behaftet 

(besonderer Vertrauensschutztatbestand). 

5.1.2 Bewertungsergebnisse 

5.1.2.1 Erzielbare Höhe der finanziellen Beteiligung und Berücksichtigung im kommunalen 

Finanzausgleich 

5.1.2.1.1 Abgabenhöhe 

Die Abgabe könnte nach erster Einschätzung der GutachterInnen 1 bis 2 Prozent des Jahresum-

satzes von WEA umfassen. Die Umsätze bzw. Erträge einer Windenergieanlage sind abhängig von 

der installierten Leistung der Anlage und den Vollbenutzungsstunden, die bei WEA erheblich variie-

ren. Während ältere Bestandsanlagen noch über Leistungen von bis zu 2-3 MW verfügen, können 

künftige Anlagen 4 MW oder darüber erreichen. Auch die Vollbenutzungsstunden variieren je nach 

Standort. Wie in Abschnitt 4.4 beschrieben wird, ist der Stromertrag einer Windenergie-Anlage eine 

geeignete Bezugsgröße, um die Höhe der Zahlung am Jahresumsatz der Betreiberunternehmen zu 

orientieren. Dort wird ebenso aufgezeigt, dass ein Satz von 0,1 Euro-Cent/kWh erzeugter Strom-

menge geeignet ist, um über alle Standortgüten hinweg ca. 1,6 Prozent des Jahresumsatzes des 

Anlagenbetriebs abzuschöpfen. Grundsätzlich besteht im Rahmen der Außenbereichsabgabe zu-

dem die Möglichkeit, diese Bezugsgröße mit weiteren zu kombinieren und somit die Flexibilitäten 

zu nutzen, die der Sonderabgabe zugrunde liegen (vgl. Abschnitt 5.2.1). 

5.1.2.1.2 Nichtberücksichtigung im Länder- und Kommunal-Finanzausgleich 

Die Mittel aus einer Außenbereichsabgabe fließen zwar in den allgemeinen Landeshaushalt (Be-

schluss des BVerfG v. 07.11.1995, 2 BvR 413/88, NVwZ 1996, 469 (472)). Sie werden aber nicht 

in den jeweiligen abschließenden Aufzählungen zu den im Finanzausgleich zu berücksichtigenden 

Einnahmen genannt und gelangen daher nicht in den Finanzausgleich (siehe dazu bereits oben). 

Mehreinnahmen, die sich für eine Kommune aus einer derart ausgestalteten Außenbereichsab-

gabe fließen, sind also nicht durch eine Abschöpfung über den Finanzausgleich gefährdet. 

5.1.2.2 Betriebswirtschaftliche Auswirkungen für die EE-AnlagenbetreiberInnen 

Durch die Erhebung der Abgabe ergeben sich Mehrkosten für AnlagenbetreiberInnen in der Abga-

benhöhe. Dies gilt auch für die BetreiberInnen von Neuanlagen, denn diese könnten aufgrund des 

Wettbewerbsdrucks gehindert sein, die Abgabe in das Ausschreibungsgebot einzupreisen. Die 

Höhe der Mehrkosten wäre dann jedoch durch den Wert des abzuschöpfenden Vorteils begrenzt. 

Bei einer Abgabenhöhe von ca. 1 Euro-Cent/kWh ist die betriebswirtschaftliche Belastung vertret-

bar (vgl. Abschnitt 4.4.3). Je nachdem, wie erfolgreich diese zusätzliche Belastung in die Gebote 

zukünftiger EEG-Ausschreibungen eingepreist werden kann, sinkt diese ermittelte Belastung noch-

mals. Aufgrund des Bezugs zum potenziell schwankenden Stromertrag ist allerdings die Planbar-

keit der Zahlungshöhe eingeschränkt (s. nächster Abschnitt) und birgt somit ein gewisses betriebs-

wirtschaftliches Risiko.  
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Die Akzeptanz einer Abgaben-Lösung kann bei VertreterInnen der EE-Branche verringert sein, 

wenn eine zu hohe betriebswirtschaftliche Belastung bewirkt wird. Die in Abschnitt 3.5.3 vorgestell-

ten Belastungsniveaus werden als vertretbar erachtet, allerdings ist diese Einschätzung bisher 

nicht mit BranchenvertreterInnen rückgekoppelt. 

5.1.2.3 Planbarkeit der Zahlungshöhe für Kommunen und für AnlagenbetreiberInnen 

Eine Einmalabgabe oder laufende Zahlung sind möglich. Eine Bindung an den Förderzeitraum für 

EE-Anlagen ist nicht erforderlich. Dabei ist zu beachten, dass die Bemessung der Abgabenhöhe 

am Stromertrag maßgeblich von den Volllaststunden abhängt, die bei Windenergie-Anlagen in je-

dem Betriebsjahr schwanken können. In der kurzen Frist ist also die Planbarkeit der Zahlungshöhe 

für Kommunen nicht vollständig gegeben. Über mehrere Jahre hinweg, hingegen verbessert sich 

die Planbarkeit, da sich ein Mittelwert für die Volllaststunden über einen längeren Zeitraum besser 

prognostizieren lässt. Auch für die AnlagenbetreiberInnen hängt die Planbarkeit der Zahlungsver-

pflichtungen von der Zuverlässigkeit der Stromertrags-Prognosen ab. Diese Unsicherheit geht aber 

mit der Planungsunsicherheit der Umsätze einher, die der Betrieb von Windenergie-Anlagen un-

weigerlich mit sich bringt. Da betriebswirtschaftliche Bewertungsgrößen oft auf den Output, also 

den Stromertrag, bezogen werden, lässt sich auch eine zusätzliche Abgaben-Zahlung pro kWh in 

die Unternehmensplanung einbeziehen. 

Da die Länder nicht verpflichtet sind, die Erträge an die Kommune weiterzuleiten, kann die Plan-

barkeit des Erhalts von Zahlungen aus der Abgabe für die Kommune eingeschränkt sein. Für die 

Kommunen besteht damit bei der Außenbereichsabgabe insgesamt das Risiko, dass sie keine Er-

träge aus der Abgabe erhalten (siehe dazu auch Abschnitt 5.1.2.5). 

5.1.2.4 Erfasste EE-Anlagen 

Die Abgabe könnte sich auf alle EE-Anlagen auf Außenbereichsflächen erstrecken, unabhängig 

davon ob diese eine EEG-Förderung erhalten oder nicht. Von der Abgabe wären damit nicht Anla-

gen im Innenbereich erfasst. Die praktische Auswirkung dieser Einschränkung ist jedoch als gering 

einzuschätzen, da die Anzahl von Windenergie-Anlagen im Innenbereich gering ist. 

Neben Neuanlagen wäre auch der Einbezug von Bestandsanlagen denkbar. Dabei sind die in Ab-

schnitt 4.2 und 5.1.2.10 diskutierten Zusammenhänge mit dem besonderen Vertrauensschutz bei 

EE-Anlagen zu bedenken. Der Einbezug von Bestandsanlagen geht also mit einem rechtlichen Ri-

siko einher. 

5.1.2.5 Beteiligte AnwohnerInnen bzw. Kommunen 

Da die Abgabenerhebung wegen der Ertragskompetenz bei den Ländern liegt, könnten diese die 

Gelder sowohl an Standortkommunen als auch benachbarten Kommunen weiterleiten. Der kon-

krete Verteilungsschlüssel bliebe der Ausgestaltung durch die Länder vorbehalten. Es bestünde 

also bei unzureichender Regelung des Verteilungsschlüssels das Risiko, dass die finanziellen Mit-

tel nicht zielgerichtet an die Kommunen fließen, in denen negative Beeinträchtigungen durch EE-

Anlagen bestehen oder erwartet werden. 

Insgesamt besteht bei der Abgabenerhebung durch die Länder für die Gemeinden das Risiko, dass 

die Länder die Gelder gar nicht an die Gemeinde weiterleiten, weil sie hierzu nicht direkt verpflich-

tet werden können. Wird jedoch eine geeignete Regelung zur zweckgebundenen Verwendung der 

Mittel entwickelt, ließe sich dieses Risiko mindern.  
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Grundsätzlich ist eine Abgabe als Zahlung an die Kommune geeignet, um einen möglichst großen 

Kreis (betroffener) AnwohnerInnen zu beteiligen. Die konkrete Mittelverwendung sowie die Beteili-

gung an der Entscheidung zur Mittelverwendung beeinflussen allerdings in jedem Einzelfall die 

Reichweite der finanziellen Beteiligung. 

5.1.2.6 Gestaltungsspielraum der politischen AkteurInnen 

5.1.2.6.1 Gestaltungsspielraum für die Länder 

Die Abgabenerhebung liegt wegen der Ertragskompetenz bei den Ländern. Die Bundesregelung 

würde die Berechtigung der Länder zur Erhebung der Abgabe regeln. Sie könnte die Länder nicht 

dazu verpflichten, die Gelder an die Kommune weiterzuleiten. Zwar könnte der Bund grundsätzlich 

eine Zweckbindung vorsehen, allerdings ist zweifelhaft, ob eine Zweckbindung zur Akzeptanzstei-

gerung zulässig wäre, da der Akzeptanzsteigerung der direkte Bezug zum Außenbereichsvorteil 

fehlt. Die Länder könnten in eigener Verantwortung einen Verteilungsschlüssel für die Verteilung 

der Gelder an die Gemeinden festlegen oder die Gelder selbst verwenden. Insgesamt ist der Ge-

staltungsspielraum der Länder damit als “hoch” einzuschätzen. 

5.1.2.6.2 Gestaltungsspielraum für die Gemeinden 

Für die Gemeinden besteht dementsprechend das Risiko, dass sie keine Mittel von den Ländern 

erhalten. Auch die Ausgestaltung eines Verteilungsschlüssels obliegt wegen der Ertragskompetenz 

den Ländern. Es besteht also auch bei unzureichender Regelung zum Verteilungsschlüssel das 

Risiko, dass die finanziellen Mittel nicht zielgerichtet an die Kommunen fließen. 

Auf Seiten der Kommunen, die mit einer zusätzlichen finanziellen Beteiligung die Akzeptanz für 

lokale EE-Projekte fördern sollen, kann die Akzeptanz für eine Abgabenlösung darunter leiden, 

dass die Länder nicht verpflichtet werden können, die Erträge weiterzuleiten. Ein Maßnahmenkata-

log oder Empfehlungen für akzeptanzförderliche Maßnahmen könnten die Weiterleitung der Abga-

beeinnahmen sowie die zielgerichtete, d.h. akzeptanzförderliche Verwendung der Mittel anzure-

gen. Zu strenge Vorgaben für die Mittelverwendung könnten jedoch deren Akzeptanz mindern. 

Hier muss also der Trade-off zwischen Zweckmäßigkeit und Akzeptanz beachtet werden. 

Soweit die Länder die Mittel an eine Gemeinde weiterleiten und bei der Mittelweitergabe keine 

Zweckbindung definieren, wäre die Gemeinde bei der Verwendung der Mittel frei. Der Gestaltungs-

spielraum der Gemeinden dürfte damit als “mittel” einzuschätzen sein. 

5.1.2.7 Transaktionskosten 

Die Abgabenerhebung durch die Länder erhöht den Verwaltungsaufwand der Länder. Darüber hin-

aus sind Transaktionskosten bei den Gemeinden möglich, soweit ein Mittelfluss an sie stattfindet 

und sie die Verwaltung der Gelder organisieren müssen. Sollte die Höhe der Zahlung im Einfluss-

bereich der Kommunen oder der Länder liegen, so besteht ggf. ein Aufwand zur Ermittlung einer 

sinnvollen Zahlungshöhe. 

Sofern die Mittelverwendung im Einflussbereich der Länder liegt und keine Vorgaben durch eine 

Bundesregelung bezüglich der Verwendung und/oder Verteilung an die Gemeinden bestehen, be-

steht ein weiterer Aufwand für die Länder in der Festlegung der Mittelverwendung bzw. der Mittel-

verteilung. Je nach Ausgestaltung können hier komplexe Entscheidungsprozesse angestoßen wer-

den. 
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5.1.2.8 Akzeptanz von Modellvorschlägen bei Stakeholdern 

Wie in Abschnitt 3.8 erläutert, wird die Akzeptanz von Modellvorschlägen bei Stakeholdern nicht 

eigenständig behandelt, um zu verhindern, dass ein aggregiertes und damit wahrscheinlich ver-

fälschtes Gesamtergebnis entsteht. Stattdessen finden sich Bewertungen zur eingeschätzten Ak-

zeptanzwirkung integriert in einigen der anderen Bewertungskriterien.  

Die Perspektive der Kommunen und BürgerInnen als ZahlungsempfängerInnen wird unter den Kri-

terien „erzielbare Höhe der finanziellen Beteiligung“, „Planbarkeit der Zahlungshöhe für Kommunen 

und für Anlagen-BetreiberInnen“ und „beteiligte AnwohnerInnen und Kommunen“ behandelt.  

Die Akzeptanzwirkung auf EE-AnlagenbetreiberInnen wird in den Kriterien „betriebswirtschaftliche 

Auswirkungen“ und „Planbarkeit der Zahlungshöhe für Kommunen und für Anlagen-BetreiberInnen“ 

bewertet.  

Unter „Gestaltungsspielraum der politischen AkteurInnen“ wird die Rolle der Kommunen als Mitge-

stalter der Beteiligungsinstrumente berücksichtigt, da auch hier eine Akzeptanzwirkung auf die 

Kommunen zu erwarten ist. 

5.1.2.9 Rechtliche Regelungs- / Umsetzungskomplexität 

Die Regelungs- und Umsetzungskomplexität ist als “mittel” bis “hoch” einzuschätzen. Denn auf-

grund der Ertragskompetenz der Länder müsste die Abgabe durch die Länder erhoben werden. 

Damit die Erträge letztlich bei den Kommunen ankommen, müssten dann Möglichkeiten für eine 

Weiterleitung der Erträge an die Kommunen gefunden werden. Unzulässig wäre dabei wohl eine 

Verpflichtung der Länder zur Weiterleitung der Erträge an die Kommune. Damit besteht bei diesem 

Instrument insgesamt das Risiko, dass die Erträge nicht an die Kommune weitergeleitet werden. 

Auch eine Zweckbindung mit Hilfe eines Regelbeispiels dürfte nicht ohne Weiteres zulässig sein. 

Einerseits stellt sich bei der Festlegung der Akzeptanzsteigerung als Zweckbindung die Frage, wo 

der konkrete Bezug zwischen der Nutzung des Außenbereichs und der Akzeptanzsteigerung liegt. 

Andererseits ist die Rechtfertigung des Regelbeispiels problematisch, da die damit verbundene 

Weiterleitung der Mittel an die Kommune nicht unmittelbar zu einer Akzeptanzsteigerung führt. 

5.1.2.10 Rechtliches Risiko (Verfassungsrecht, Unionsrecht) 

5.1.2.10.1 Verfassungsrechtliche Zulässigkeit der Abgabe: Übertragbarkeit der Wasser-

pfennig-Entscheidung 

Bei der Ressourcennutzungsabgabe handelt es sich um eine eigenständige Abgabenform, deren 

Zulässigkeit durch das Bundesverfassungsgericht in seiner Entscheidung zum Wasserpfennig erst-

mals bestätigt wurde (Beschluss des BVerfG v. 07.11.1995, 2 BvR 413/88). Fraglich ist jedoch, ob 

diese Grundsätze auch auf den vorliegenden Regulierungsvorschlag übertragen werden können. 

Abschöpfungsfähiges Allgemeingut: Knappe natürliche Ressource 

Die Zulässigkeit einer Ressourcennutzungsabgabe wird durch das Bundesverfassungsgericht zu-

nächst durch einen bevorzugten Zugriff auf eine knappe natürliche Ressource, die ein Gut der All-

gemeinheit darstellt, begründet (Beschluss des BVerfG v. 07.11.1995, 2 BvR 413/88, 2. Leitsatz). 
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Wind lässt sich danach nicht als abschöpfungsfähiges Allgemeingut qualifizieren, da diese Res-

source bei Aufkommen allen Nutzern unbegrenzt zur Verfügung steht. Der Wind ist daher für sich 

genommen nicht knapp und lässt sich somit nicht als eine knappe Ressource definieren, auf die im 

Wege einer Ressourcennutzungsabgabe ein bevorzugter Zugriff möglich wäre. 

Möglicherweise könnte jedoch der Boden ein abschöpfungsfähiges Allgemeingut darstellen. Er ist 

aufgrund seines begrenzten Vorkommens tatsächlich knapp. Dies gilt insbesondere für Flächen, 

die außerhalb von Siedlungsgebieten für die Windkraft genutzt werden können. Denn hier wird die 

tatsächliche Verfügbarkeit durch weitere konkurrierende Nutzungsinteressen wie etwa der Land-

wirtschaft zusätzlich eingeschränkt. Der Boden lässt sich daher als knappe natürliche Ressource 

qualifizieren.  

Fraglich ist jedoch, ob eine Ressourcennutzungsabgabe für die Nutzung des Bodens im Außenbe-

reich zulässig wäre, weil der Boden nur mittelbar betroffen ist. Eigentlich ist der Wind, der zur 

Stromerzeugung genutzt werden soll, die abzuschöpfende Ressource. In der Wasserpfennig-Ent-

scheidung hat das Bundesverfassungsgericht allerdings auf die Nutzung von ein und derselben 

natürlichen Ressource – das Wasser – abgestellt. Das Wasser war als Ressource in der Entschei-

dung unmittelbar von der Nutzung und der Abschöpfung betroffen. Hier wird auf den Boden als 

eine mittelbar betroffene Ressource abgestellt.  

Daher ist die Übertragbarkeit der durch das Bundesverfassungsgericht entwickelten Grundsätze 

fraglich. Gegen eine Übertragbarkeit spricht, dass nichtsteuerliche Abgaben nach der Rechtspre-

chung des Bundesverfassungsgerichtes nur ausnahmsweise zulässig sind. Dieser Ausnahmecha-

rakter gebietet grundsätzlich eine enge Auslegung, so dass eine Erweiterung des Anwendungsbe-

reichs der Ressourcennutzungsabgabe auf mittelbar betroffene natürliche Ressourcen bereits aus 

diesem Grund unzulässig sein könnte. Andererseits benötigt eine Windenergieanlage zur Stromer-

zeugung neben dem Wind auch den konkreten Standort. Der Standort als Boden könnte als unmit-

telbar betroffene Ressource gelten, indem die Abgabe auf die Boden- und nicht die Windnutzung 

bezogen wird.  

Unterliegen einer Bewirtschaftungsordnung 

Flächen, die im Außenbereich der Windkraftnutzung zur Verfügung stehen, müssten außerdem 

einer öffentlich-rechtlichen Bewirtschaftungsordnung unterliegen (Beschluss des BVerfG v. 

07.11.1995, 2 BvR 413/88, Rn. 1a). Diese ist unter anderem dadurch gekennzeichnet, dass kein 

Anspruch des Einzelnen auf die Erteilung einer Erlaubnis oder Bewilligung besteht. Die Gestattung 

der Erlaubnis bzw. Bewilligung zur Nutzung eines Gewässers steht vielmehr im Ermessen der Be-

hörde (sog. „Bewirtschaftungsermessen“) nach § 8 i. V. m. § 12 Abs. 2 WHG. 

Die Zulassung von Windkraftanlagen im Außenbereich bedarf grundsätzlich einer immissions-

schutzrechtlichen Genehmigung. Nach § 6 Abs. 1 BImSchG besteht jedoch ein gebundener An-

spruch auf die Erteilung der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung (“ist zu erteilen, wenn...”). 

Damit liegt auf der Ebene der Vorhabenzulassung zwar eine öffentlich-rechtliche Bewirtschaftung 

vor. Sie ist jedoch nicht unmittelbar mit der Bewilligung des WHG vergleichbar, da kein Ermessen 

der Genehmigungsbehörden besteht.  

Allerdings könnte ein vergleichbares Ermessen angenommen werden, wenn man auf der Ebene 

der Raumordnungs- und Flächennutzungsplanung auf das planerische Ermessen der Gemeinden 

bei der Ausweisung von Konzentrationszonen für WEA abstellt. Ein Anspruch des Einzelnen auf 

eine bestimmte Planung besteht grundsätzlich nicht. Etwas Anderes gilt allenfalls dann, wenn die 
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Planung im Einzelfall auf eine gezielte Verhinderungsplanung hinausläuft. Beispielsweise sind 

Plangeber verpflichtet, die in § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB zum Ausdruck kommende Privilegierung zu 

beachten und für die Windnutzung im Plangebiet in substanzieller Weise Raum zu verschaffen (Ur-

teil des Niedersächsischen Oberverwaltungsgerichts Lüneburg v. 17.06.2013, 12 KN 80/12). Die 

Ausweisungen der Flächennutzungs- und Raumordnungspläne sind gemäß 

§ 35 Abs. 3 S. 3 BauGB auch gegenüber WEA im immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsver-

fahren zu berücksichtigen. 

Bei Vorhaben im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes ließe sich ebenfalls argumentieren, 

dass mit der planerischen Ausweisung von Flächen für WEA ein vergleichbares Bewirtschaftungs-

ermessen vorliegt. Bei der Flächenzuweisung haben die Gemeinden auch einen Abwägungsspiel-

raum. Ein Anspruch auf die Aufstellung eines Bebauungsplanes besteht nicht (vgl. 

§ 1 Abs. 3 S. 2 HS. 1 (vgl. § 1 Abs. 3 S. 2 HS. 1 BauGB 2017).  

Außerhalb planerischer Festsetzungen in einem Bebauungs-, Flächennutzungs- oder Raumord-

nungsplan ist die Annahme einer vergleichbaren Bewirtschaftungsordnung problematischer. In die-

sem Fall kann sich allenfalls ein vergleichbares Ermessen aus der gesetzgeberischen Entschei-

dung, Vorhaben der Windkraftnutzung im Außenbereich zu privilegieren, ergeben. Es ist jedoch 

fraglich, ob darin eine vergleichbare Bewirtschaftungsordnung gesehen werden kann, weil die ge-

setzgeberische Entscheidung nicht mehr unmittelbar an die Flächenausweisung anknüpft.  

Für das Vorliegen einer Bewirtschaftung könnte andererseits die Entscheidung des Bundesverwal-

tungsgerichtes zur Veräußerungsverkürzung von Emissionsberechtigungen im Emissionshandel 

sprechen (Urteil des BVerwG v. 10.10.2012, 7 C 9/10, NVwZ 2013, 587). Danach ist eine Bewirt-

schaftungsordnung nach der individuelle Rechte zur Nutzung des betreffenden Umweltmediums 

durch ordnungsrechtliche Entscheidungen kontingentiert eingeräumt werden, nicht Voraussetzung 

für die Annahme eines abschöpfungsfähigen Sondervorteils. Eine Nutzungsregelung könne viel-

mehr auch anders ausgestaltet werden. Neben der hoheitlichen Verleihung begrenzter Nutzungs-

rechte sei es ebenso möglich, die Nutzungsmöglichkeit nicht individuell zu limitieren, sondern an 

eine Entgeltzahlung zu koppeln (Urteil des BVerwG v. 10.10.2012, 7 C 9/10, Rn. 23).  

Sondervorteil 

Außerdem muss ein Sondervorteil vorliegen. Dieser besteht bei der Ressourcennutzungsabgabe 

im Allgemeinen darin, dass der Einzelne, dem die Nutzung eröffnet wird, ein Vorteil gegenüber all 

denen erhält, die das betreffende Gut nicht oder nicht in gleichem Umfang nutzen dürfen. Notwen-

dig ist weiter eine die VorhabenträgerInnen begünstigenden, individuell zurechenbare öffentlichen 

Leistung, die als Gegenleistung für die Abgabenerhebung erfolgt.   

Befindet sich das Vorhaben im Geltungsbereich eines Flächennutzungs- oder Raumordnungspla-

nes, könnte ein Sondervorteil darin gesehen werden, dass in den Plänen Flächen für die Windkraft-

nutzung ausgewiesen werden. Denn dort greift der Planvorbehalt des § 35 Abs. 3 S. 3 BauGB 

nicht, so dass die Privilegierung in vollem Umfang wirken kann. Diesen Vorteil haben Flächenei-

gentümerInnen und PächterInnen außerhalb der in den Plänen ausgewiesenen Flächen nicht.  

Im Geltungsbereich eines Bebauungsplans könnte ein Sondervorteil darin bestehen, dass be-

stimmte Gebiete zur Windkraftnutzung ausgewiesen werden. Auch die Bauleitplanung durch die 

Gemeinde kann einen Sondervorteil bewirken, weil sie im Einzelfall auch zur Zulässigkeit von WEA 

in Gebieten führen kann, die bisher vom Geltungsbereich der Privilegierung nicht erfasst waren. 

Dies gilt insbesondere im Anwendungsbereich von Mindestabstandsregelungen. Außerdem könnte 



 
FINANZIELLE BETEILIGUNG VON KOMMUNEN AN EE-ANLAGEN  |     77 

in der gesetzgeberischen Wertung die Windkraftnutzung im Außenbereich zu privilegieren ein Son-

dervorteil liegen, da mit einem Bebauungsplan in der Regel lediglich eine Fläche überplant wird, 

auf der eine Zulassung nach § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB sonst wohl auch zulässig wäre.  

Liegt keine besondere Flächenausweisung in Raumordnungs-, Flächennutzungs-, oder Bebau-

ungsplänen vor, könnte sich ein Sondervorteil aus der Privilegierung nach § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB 

ergeben. Die dort genannten Vorhaben werden im Außenbereich privilegiert und sind damit im Ver-

gleich zu anderen (nicht privilegierten) baulichen Nutzungen im Außenbereich in der Regel zuläs-

sig. Gegenüber den übrigen privilegierten Nutzungen könnte ein Sondervorteil in der gesetzgeberi-

schen Entscheidung, die Windkraftnutzung zu privilegieren, darin liegen, dass Windkraftanlagen 

raumbedeutsamer sind als andere privilegierte Nutzungen sind und dennoch vom Gesetzgeber als 

privilegierte Vorhaben eingeordnet wurden. Ein Sondervorteil aus der Privilegierung der Windkraft-

nutzung im Vergleich zu anderen (privilegierten) EE-Vorhaben (z. B. Biomasse oder solare Strah-

lungsenergie) könnte sich daraus ergeben, dass an das Eingreifen der Privilegierung für die Wind-

kraftnutzung die geringsten einschränkenden Voraussetzungen durch den Gesetzgeber etabliert 

wurden. 

Zusammenfassend sind also Vorhaben im Außenbereich trotz Privilegierung nicht ohne Weiteres 

zulässig. Sie stehen unter dem Vorbehalt des Nichtentgegenstehens öffentlicher Belange 

(§ 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB). Zudem sind Vorhaben zur Nutzung der Windenergie dem Planvorbe-

halt des § 35 Abs. 3 S. 3 BauGB unterworfen. 

Im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes besteht zwar grundsätzlich ein Zulassungsanspruch 

gemäß § 30 BauGB. Allerdings besteht auf die Planung selbst kein Anspruch, so dass darin eine 

Gegenleistung gesehen werden könnte. Auch wenn kein staatlicher Planungsakt vorliegt, steht das 

Vorhaben unter dem Vorbehalt des Nichtentgegenstehens öffentlicher Belange 

(§ 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB). Ein Gegenleistungsbezug lässt sich damit nach Einschätzung der Gut-

achterInnen wohl begründen.  

Als Zwischenergebnis zur Übertragbarkeit der Wasserpfennig-Entscheidung des Bundesverfas-

sungsgerichts auf die Außenbereichsabgabe lässt sich somit festhalten, dass es Anhaltspunkte für 

Zweifel an der Übertragbarkeit gibt. Zunächst ist die unmittelbar zur Stromerzeugung genutzte 

Ressource der Wind, der jedoch nicht knapp ist. WEA-BetreiberInnen nutzen eigentlich den Wind 

zur Stromerzeugung, benötigen aber essenziell auch den Standort. Fraglich ist darüber hinaus, ob 

eine öffentlich-rechtliche Bewirtschaftung vorliegt. Jedenfalls die Annahme einer mit der Entschei-

dung des BVerfG zum Wasserpfennig vergleichbaren Bewirtschaftungsordnung ist zweifelhaft, da 

das Ermessen nicht der immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsbehörde zusteht, sondern al-

lenfalls auf der Ebene der Planungsträger oder der Legislative begründet werden kann. Für eine 

Übertragbarkeit hinsichtlich der Bewirtschaftung spricht jedoch die Entscheidung des BVerwG, wo-

nach eine abweichende Ausgestaltung der Bewirtschaftungsordnung ausdrücklich zulässig ist. 

Hinsichtlich des Sondervorteils ist ferner der Gegenleistungsbezug fraglich. Dafür spricht jedoch, 

dass Vorhaben im Außenbereich trotz Privilegierung nicht ohne weiteres zulässig sind. 

5.1.2.10.2 Weitere finanzverfassungsrechtliche Hürden: Ertragskompetenz und Aufga-

benübertragungsverbot 

Wie bereits dargelegt, liegt die Ertragskompetenz für die Abgabe bei den Ländern (siehe dazu be-

reits 5.1.1.2). Daher kommt eine bundesgesetzliche Regelung nur insoweit in Betracht, nach der 

die Länder die Abgabe erheben und die Mittel an die Kommunen weiterreichen. Eine Verpflichtung 
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der Länder zur Mittelweitergabe an die Kommune ist wegen der Ertragskompetenz unzulässig. In 

Betracht kommt eine Zweckbindung dergestalt, dass die Länder die Mittel zur Akzeptanzsteigerung 

verwenden müssen. Dies könnte verbunden werden mit einem Regelbeispiel nach dem auch Zah-

lungen an Kommunen als Option benannt werden. Zwar kann eine Ressourcennutzungsabgabe 

grundsätzlich mit einer Zweckbindung versehen werden, jedoch fehlt der Bezug zwischen der Au-

ßenbereichsnutzung und der Akzeptanzsteigerung. Zudem stellt sich beim Regelbeispiel die Frage 

der Rechtfertigung, da die damit verbundene Weiterleitung der Mittel an die Kommune nicht 

zwangsläufig zu einer Akzeptanzsteigerung führt.    

Gleichzeitig besteht wohl kein Problem mit dem Aufgabenübertragungsverbot, wenn die Kommu-

nen die Gelder nicht selbst von Dritten (bspw. Netzbetreibern) erhalten oder einziehen, sondern 

von den Ländern überwiesen bekommen. Denn das Aufgabenübertragungsverbot findet im Ver-

hältnis Land – Gemeinde keine Anwendung. 

Der Bund hat für den Erlass einer Regelung die konkurrierende Gesetzgebungskompetenz gem. 

Art.74 Abs. 1 Nr. 11 und Nr. 18 GG. Einer bundeseinheitlichen Regelung ist auch zur “Herstellung 

gleichwertiger Lebensverhältnisse im Bundesgebiet bzw. zur Wahrung der Rechts- oder Wirt-

schaftseinheit im gesamtstaatlichen Interesse” erforderlich, weil die EE-Ausbauziele Deutschland 

insgesamt verpflichten und die Abgabenerhebung die Akzeptanz im gesamten Bundesgebiet stei-

gern soll, um den Ausbau weiter voran zu bringen.  

Eine Abweichungskompetenz der Länder gemäß Art. 72 Abs.3 Nr.3 und Nr.4 GG liegt nicht vor. 

Der Kompetenztitel der Bodenverteilung gemäß Art. 74 Abs. 1 Nr. 30 GG ist vor dem entstehungs-

geschichtlichen Hintergrund der Bodenreform zu sehen und hat darüber hinaus keine eigenstän-

dige Bedeutung. Für die Nutzung des Bodes ist Art. 74 Abs. 1 Nr. 18 GG lex specialis. Auch der 

Titel der Raumordnung nach Art. 74 Abs. 1 Nr. 31 GG ist nicht betroffen, da der Regelungsvor-

schlag nicht direkt bei der Raumordnungsplanung durch die Länder ansetzt, sondern die Landes-

kompetenz nur zur Begründung des Planungsermessen heranzieht. 

5.1.2.10.3 Grundrechte 

Gleichheitssatz (Art.3 Abs. 1 GG) 

Im Hinblick auf das Verfassungsrecht könnte ein Verstoß gegen Art. 3 Abs.1 GG vorliegen.  

Dies setzt zunächst das Vorliegen einer Ungleichbehandlung wesentlich vergleichbarer Sachver-

halte oder eine Gleichbehandlung von wesentlichen ungleichen Sachverhalten voraus.  

Ungleichbehandlung durch Anknüpfung nur an Windenergieanlagen 

Wenn die Abgabe nur von WEA-BetreiberInnen erhoben wird, könnte eine Ungleichbehandlung 

darin gesehen werden, dass andere Anlagen auf ebenfalls “knappen” Außenbereichsflächen nicht 

abgabenpflichtig sein sollen.  

Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichtes steht dem Gesetzgeber beim Gleich-

heitssatz ein weitreichender Entscheidungsspielraum sowohl bei der Auswahl des Abgabenge-

genstandes als auch bei der Bestimmung des Abgabensatzes zu (Urteil des BVerwG v. 

16.11.2017, 9 C 15/16, Rn. 44). In der Entscheidung darüber, welche Sachverhalte, Personen oder 

Unternehmen gefördert werden sollen, ist der Gesetzgeber generell weitgehend frei. Insbesondere 

verfügt er über einen großen Spielraum bei der Einschätzung, welche Ziele er für förderungswürdig 



 
FINANZIELLE BETEILIGUNG VON KOMMUNEN AN EE-ANLAGEN  |     79 

hält. Allerdings bleibt er auch hier an den Gleichheitssatz gebunden. Dabei kann der Gesetzgeber 

seine Entscheidung auf sachbezogene Gesichtspunkte in weitem Umfang stützen, solange die 

Würdigung der jeweiligen Umstände nicht der Lebenserfahrung geradezu widerspricht. Insbeson-

dere muss der Kreis der von der Maßnahme Begünstigten sachgerecht abgegrenzt sein (Urteil 

des BVerwG v. 16.11.2017, 9 C 15/16, Rn. 45). 

Fraglich ist, ob die Heranziehung nur von WEA durch einen sachlichen Grund gerechtfertigt wer-

den kann. Ihre Größe und damit verbundene besondere Sichtbarkeit im Außenbereich könnten ei-

nen sachlichen Grund für die Differenzierung darstellen. Jedoch wird auch durch andere Außenbe-

reichsnutzungen (z. B. Tierhaltungsanlagen, Überlandleitungen oder Freiflächen-Solaranlagen) er-

heblich in das Landwirtschaftsbild eingegriffen. Tierhaltungsanlagen oder Biomasseanlagen bspw. 

können noch in weiten Entfernungen sichtbar in das Landschaftsbild eingreifen. Vor diesem Hinter-

grund erscheint es aus der Sicht der GutachterInnen fraglich, ob mit der von Stiftung Umweltener-

gierecht entwickelten Argumentation durch eine besonders raumgreifende Wirkung von WEA die 

Heranziehung nur dieser Anlagen gerechtfertigt werden könnte.  

Außerdem könnten strengere Anforderungen an die Gleichbehandlung von Abgabenschuldnern 

gestellt werden, da hier eine Abgabe erhoben wird und damit die strengeren Anforderungen des 

Steuerrechts an die Gleichbehandlung von Abgabenschuldnern auch für die Ausgleichsabgabe 

gelten könnten. 

Wird daher die Abgabe nur von WEA erhoben und nicht von anderen Außenbereichsnutzungen 

wie etwa Freiflächen-Solaranlagen oder Tierhaltungsanlagen, ist es aus Sicht der GutachterInnen 

fraglich, ob allein die raumgreifende Wirkung von WEA ein geeigneter sachlicher Grund ist, um die 

Ungleichbehandlung zu rechtfertigen. Es besteht somit das Risiko, eines (nicht nur durch eine 

raumgreifende Wirkung rechtfertigbaren) Eingriffes in Art.3 Abs. 1 GG. 

Ungleichbehandlung durch Anknüpfung nur an Neuanlagen 

Eine weitere Ungleichbehandlung ist denkbar, wenn nur Neu- und nicht Bestandsanlagen in die 

Abgabe einbezogen und so nur Neuanlagen von der Abgabe belastet werden. Fraglich ist daher, 

welche Argumente für oder gegen einen Einbezug von Bestandsanlagen in die Abgabe sprechen. 

Grundsätzlich spricht aus gesetzgeberischer Sicht für einen Einbezug von Bestandsanlagen, dass 

sich auch für diese Anlagen dieselben Akzeptanzprobleme stellen können. Gegen den Einbezug 

von Bestandsanlagen könnte jedoch der Vertrauensschutz sprechen. Wird auch von Bestandsanla-

gen eine Abgabe erhoben, dürfte es sich um eine unechte Rückwirkung handeln, da nachträgli-

che Eingriffe in den Förderzeitraum des EEG - die hier durch die Abgabenerhebung erfolgen würde 

- nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichtes eine unechte Rückwirkung darstellen 

(Beschluss des BVerfG v. 20.09.2016, 1 BvR 1299/15, Rn. 21). Dies wirft die Frage auf, ob und 

inwieweit der Vertrauensschutz die Ungleichbehandlung durch einen auf Neuanlagen beschränk-

ten Einbezug rechtfertigen kann.  

Unechte Rückwirkungen sind grundsätzlich zulässig. Bei EEG-Vergütungen gilt die Besonderheit, 

dass der Gesetzgeber die Vergütung über einen festen Zeitraum gewährt. Damit hat er einen be-

sonderen Vertrauenstatbestand für darauf aufbauende Investitionen geschaffen (Beschluss des 

BVerfG v. 20.09.2016, 1 BvR 1299/15, Rn. 25), die eine Beschränkung auf Neuanlagen rechtferti-

gen könnte. Hierfür spricht, dass für eine Rechtfertigung einer sachbezogenen Ungleichbehand-

lung nach der Willkürformel bereits ein sachlicher Grund genügt. 
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Dieser besondere Vertrauensschutz für Investitionen schließt allerdings – so das Bundesverfas-

sungsgericht – gerade, wenn sich die Zusage über einen so langen Zeitraum erstreckt, nicht jegli-

che Randkorrektur der Gewährungsbedingungen aus, sofern sie sich auf ein berechtigtes öf-

fentliches Interesse stützen kann. Außerdem muss die Änderung die Garantie im Kern unberührt 

lassen und darf das berechtigte Vertrauen der Betroffenen nicht unangemessen zurücksetzen (Be-

schluss des BVerfG v. 20.09.2016, 1 BvR 1299/15, Rn. 25).  

Legt man dies zu Grunde, ist der Einbezug von Bestandsanlagen verfassungsrechtlich mit Risiken 

behaftet. Denn der nachträgliche Einbezug in die Abgabe dürfte über eine “Randkorrektur der Ge-

währungsbedingungen” hinausgehen. Hiermit wird eine völlig neue Abgabe geschaffen, die zu ei-

ner Mehrbelastung für die AnlagenbetreiberInnen führen kann, soweit diese nicht etwa durch einen 

Mehrbetrag bei der Förderung von Bestandsanlagen ausgeglichen wird. Zwar haben Änderungen 

des EEG in der Vergangenheit auch bereits zu nachteiligen Auswirkungen für Bestandsanlagen 

geführt. Beispielhaft hierfür ist etwa die verpflichtende Einführung der Nachkennzeichnung von 

WEA (§ 9 Abs. 8 EEG 2017), die auch auf Bestandsanlagen anzuwenden ist. Es erscheint jedoch 

zweifelhaft, dass die Einführung einer Abgabe für die Nutzung des Außenbereichs mit diesen Än-

derungen im EEG vergleichbar ist, da hiermit eine neuartige Abgabenpflicht eingeführt wird.  

Es spricht daher viel dafür, dass der Eingriff in den besonderen Vertrauensschutztatbestand EEG-

geförderter Bestandsanlagen einen sachlichen Grund für eine Differenzierung zwischen Neu- und 

Bestandsanlagen darstellen kann. 

Berufsfreiheit gemäß Art. 12 Abs. 1 GG  

Die Abgabe müsste mit der Berufsfreiheit nach Art. 12 Abs. 1 GG vereinbar sein. Diese schützt als 

einheitliches Grundrecht nicht nur die Freiheit der Berufswahl, sondern auch die Freiheit der Be-

rufsausübung.  

Da mit der Abgabenerhebung nicht die Betätigung des Berufs der WEA-BetreiberInnen als solcher 

unmöglich gemacht wird, könnte diese in die Berufsausübungsfreiheit eingreifen. Nach der vom 

Bundesverfassungsgericht entwickelten Drei-Stufen-Theorie können Eingriffe in die Berufsaus-

übungsfreiheit jedoch bereits durch jede vernünftige Erwägung des Allgemeinwohls legitimiert wer-

den (Beschluss des BVerfG v. 11.02.1992, 1 BvR 1531/90).  

Mit der Abgabenerhebung können Gemeinden besser an der lokalen Wertschöpfung beteiligt und 

die Akzeptanz für den Bau der Anlagen gesteigert werden. Eine vernünftige Allgemeinwohlerwä-

gung liegt damit vor. Darüber hinaus ist noch darauf hinzuweisen, dass dem Gesetzgeber bei der 

Rechtfertigung von Eingriffen in die Berufsausübungsfreiheit auch ein weiter Einschätzungs- und 

Gestaltungsspielraum zugestanden wird (Beschluss des BVerfG v. 19.03.1975, 1 BvL 20, 21, 22, 

23, 24/73). Der Gesetzgeber darf auch Gesichtspunkte der Zweckmäßigkeit in den Vordergrund 

stellen. Die Maßnahme darf den Betroffenen aber nicht übermäßig belasten und angemessen sein 

(Beschluss des BVerfG v. 17.10.1990, 1 BvR 283/85). Da der abzuschöpfende Vorteil sich bei der 

Ressourcennutzungsabgabe auf den Sondernutzen begrenzt, dürfte eine übermäßige Belastung 

der AnlagenbetreiberInnen wohl ausgeschlossen sein. Auch eine Wettbewerbsverzerrung liegt 

wohl nicht vor, da die Abgabe bundesweit erhoben wird. 
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Eigentumsfreiheit gemäß Art. 14 Abs. 1 GG 

Die Abgabe müsste außerdem mit Art.14 Abs.1 GG vereinbar sein. Nach der Rechtsprechung des 

ersten Senats des Bundesverfassungsgerichtes wird Art.14 GG durch die Auferlegung von Abga-

ben nicht unmittelbar beeinträchtigt, da dieser nur konkrete Rechtspositionen und nicht das Vermö-

gen als solches schützt (Beschluss des BVerfG v. 08.04.1987, 2 BvR 909, 934, 935, 936, 938, 941, 

942, 947/82, 64/83 und 142/84). Etwas Anderes nimmt der erste Senat nur bei einer erdrosselnden 

Wirkung der Abgabe an. Diese liegt vor, wenn die Geldleistungspflichten den Betroffenen übermä-

ßig belasten und seine Vermögensverhältnisse grundlegend beeinträchtigen (Beschluss des 

BVerfG v. 24.09.1965, 1 BvR 228/65).  

Da die Abgabe vorliegend auf 1 bis 2 Prozent des Jahresumsatzes begrenzt werden soll, ist nicht 

von einer erdrosselnden Wirkung auszugehen. Schließlich ist die Abgabenhöhe durch den abzu-

schöpfenden Vorteil begrenzt, sodass auch daher das Risiko einer erdrosselnden Wirkung als ge-

ring einzuschätzen ist.     

Daran ändert sich im Ergebnis nichts, soweit nicht - wie hier - ein Eingriff unmittelbar in die Eigen-

tumsgarantie als solche, sondern eine Beeinträchtigung des subsidiären Rechtes am eingerichte-

ten und ausgeübten Gewerbebetrieb abgeleitet aus Art. 14 Abs. 1 GG in der Abgabe gesehen wird. 

Dies gilt wohl auch für mittelbare Eingriffe in die Eigentumsrechte der die WEA-Flächen verpach-

tenden LandeigentümerInnen. Diese könnte etwa vorliegen, wenn die Grundstückserträge (Pacht) 

durch die Regelung einer Abgabe zulasten der AnlagenbetreiberInnen als GrundstückspächterIn-

nen gemindert werden.  

5.1.2.10.4 Europarecht 

Die Abgabe weist europarechtlich nur geringe Risiken auf.  

Nach der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes steht die Erhebung einer nationalen 

Abgabe auf WEA mit den Vorgaben der Erneuerbaren Energien Richtlinie (Richtlinie 2018/2001) im 

Einklang (Urteil des EuGH v. 20.09.2017, C-215/16, 1. Leitsatz). Die Mitgliedstaaten verfügen über 

einen Wertungsspielräum, wie sie ihre nationalen Gesamtziele erfüllen. Dass die Mitgliedstaaten 

Förderregelungen erlassen können, bedeutet nicht, dass sie Windkraftanlagen nicht besteuern dür-

fen (Urteil des EuGH v. 20.09.2017, C-215/16, Rn. 33). Selbst wenn die Abgabe derart ausgestal-

tet wäre, dass die Abgaben dazu führen könne, dass der Mitgliedstaat seine nationalen Ziele ver-

fehlt, ergibt sich daraus allenfalls ein Verstoß des Mitgliedstaates gegen seine Verpflichtungen aus 

der Richtlinie. Allein die Einführung einer solchen Abgabe könnte nicht als ein Verstoß gegen die 

Richtlinie angesehen werden, da die Mitgliedstaaten über einen Spielraum verfügen, wie sie das 

Ziel der Richtlinie erreichen, solange sie dabei die Grundfreiheiten beachten (Urteil des EuGH v. 

20.09.2017, C-215/16, Rn. 40). 

Die Erhebung der Abgabe ist darüber hinaus auch mit der Energiesteuerrichtlinie (Richtlinie 

2003/96) vereinbar (Urteil des EuGH v. 20.09.2017, C-215/16, 2. Leitsatz). Denn die Abgabe wird 

nicht auf “Energieerzeugnisse” oder “elektrischen Strom” erhoben und daher nicht vom Anwen-

dungsbereich der Richtlinie erfasst (Urteil des EuGH v. 20.09.2017, C-215/16, Rn. 42 - 54).  

Darüber hinaus sind auch die Harmonisierungsvorgaben der Verbrauchssteuersystem-RL (Richtli-

nie 2008/118/EG) nicht anwendbar, da die Abgabe keine Steuer ist, die auf den Verbrauch von 

Energieerzeugnissen oder elektrischen Strom erhoben wird (Urteil des EuGH v. 20.09.2017, C-

215/16, 3. Leitsatz).  
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Als nationale Abgabe wäre darüber hinaus auch das spezielle abgabenrechtliche Diskriminierungs-

verbot gem. Art. 110 AEUV zu beachten. Dieses verbietet nicht generell die Erhebung nationaler 

Abgaben, sondern nur eine Mehrbelastung importierter gegenüber inländischen Waren. Da die Ab-

gabe nur auf WEA in Deutschland erhoben werden soll, bestehen keine Anhaltspunkte für eine 

Diskriminierung ausländischer Stromerzeuger. 

5.1.2.10.5 Ergebnis der rechtlichen Bewertung 

Der Vorschlag einer Außenbereichsabgabe ist rechtlich nicht unerheblichen Risiken ausgesetzt. 

Zunächst ist die Übertragbarkeit der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes zum “Wasser-

pfennig”, worauf die Herleitung einer solchen Ressourcennutzungsabgabe wesentlich beruht, 

rechtlich unsicher. Darüber hinaus könnte die isolierte Anknüpfung an WEA-Flächen eine verfas-

sungsrechtlich nicht gerechtfertigte Ungleichbehandlung gegenüber anderen vergleichbaren Au-

ßenbereichsnutzungen (z.B. Solarfreiflächen- oder Biomasseanlagen sowie nicht-energetischen 

Nutzungsformen) darstellen. Weiterhin wäre für eine zweckentsprechende Umsetzung des Instru-

ments problematisch, dass die Einnahmen grundsätzlich wohl den Ländern zustünden und eine 

verpflichtende Regelung durch den Bund zur Mittelweitergabe an die Kommunen verfassungs-

rechtlich kaum umsetzbar wäre.  

5.1.2.11 Zusammenfassung der Bewertungsergebnisse 

Die nachfolgende Tabelle bietet eine Zusammenfassung der Bewertungsergebnisse. In der mittle-

ren Spalte werden die Ergebnisse der vorhergehenden Abschnitte verbal zusammengefasst. Die 

letzte Spalte bietet einen schnellen Überblick einer Kurzbewertung mit einer symbolischen Darstel-

lung. 

Tabelle 5.1: Bewertungsergebnisse für die Außenbereichsabgabe 

Quelle: Eigene Darstellung. 

Bewertungs-Kriterium  Bewertungsergebnis Kurz- 
Bewertung 

Erzielbare Höhe der 
finanziellen Beteiligung 

mittel bis hoch, da Höhe durch abzuschöp-
fenden Vorteil begrenzt und Vorteil schwer 
bestimmbar 

0 / + 

Betriebswirtschaftliche 
Auswirkungen für die 
EE-AnlagenbetreiberInnen 

mittel (Mehrkosten für AnlagenbetreiberIn-
nen); niedrig nur, soweit Kosten bei Neuan-
lagen in Gebot eingepreist werden können 

0 / + 

Planbarkeit der 
Zahlungshöhe 

mittel bis hoch, je nach Ausgestaltung (ein-
malige oder laufende Zahlung möglich) 

0 / + 

Erfasste EE-Anlagen hoch, Einbeziehung von EEG-/Nicht-EEG-
Anlagen; keine Beschränkung auf WEA; 
Einbeziehung von Neuanlagen; Einbezug 
von  Bestandsanlagen denkbar, soweit kein 
verfassungswidriger Eingriff in Vertrauens-
schutztatbestand mit verfassungsrechtli-
chen Risiken verbunden    

+ 

Beteiligte AnwohnerInnen 
bzw. Kommunen  

mittel, Standort- und – je nach Ausgestal-
tung – auch betroffene Nachbarkommunen, 

0 
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Bewertungs-Kriterium  Bewertungsergebnis Kurz- 
Bewertung 

fehlender Mittelfluss von Ländern an Kom-
munen und fehlende akzeptanzsteigernde 
Mittelverwendung gefährdet Gesamtwir-
kung 

Gestaltungsspielraum der poli-
tischen AkteurInnen  

Länder: mittel bis hoch, da Weitergabe der 
Erträge an Kommune nicht zwingend, aber 
Einschränkung bei Mittelverwendung durch 
Zweckbindung möglich;  

Gemeinde: mittel bis hoch, je nachdem, ob 
Länder bei Mittelweitergabe eine Zweckbin-
dung bestimmen       

0 / + 

Transaktionskosten Niedrig (geringfügig erhöhter Verwaltungs-
aufwand bei Ländern und Kommune denk-
bar) 

+ 

Rechtliche Regelungs- / 
Umsetzungskomplexität  

Mittel bis hoch, da Abgabe von Ländern er-
hoben und Umsetzung der Weiterleitung an 
Kommunen komplex 

0 / - 

Rechtliches Risiko 
(Verfassungsrecht, 
Unionsrecht)  

Mittel, insb. Risiko der Übertragbarkeit der 
Entscheidung zum Wasserpfennig und 
nicht zu rechtfertigende Ungleichbehand-
lung bei Erstreckung nur auf Windenergie-
Anlagen möglich   

0 

5.2 Sonderabgabe 

5.2.1 Wesentliche Merkmale und Ausgestaltung 

5.2.1.1 Wesentliche Merkmale 

WEA-BetreiberInnen könnten über eine vom Bund geregelte Sonderabgabe mit Finanzierungs-

zweck zu einer Zahlung an anlagenbetroffene Kommunen verpflichtet werden – eine solche Son-

derabgabe wurde auf Landesebene im Juni 2019 vom Landtag Brandenburg beschlossen (Wind-

energieanlagenabgabengesetz 2019).  

Die Finanzverfassung geht grundsätzlich davon aus, dass die Erfüllung staatlicher Aufgaben durch 

Steuern finanziert wird. Nichtsteuerliche Abgaben wie die Sonderabgabe sollen daher die Aus-

nahme bleiben und unterliegen daher besonderen finanzverfassungsrechtlichen Voraussetzungen.  

So muss der Sachzweck der Sonderabgabe über die bloße Mittelbeschaffung hinausgehen und die 

von der Sonderabgabe in Anspruch genommenen müssen eine homogene Gruppe darstellen, die 

eine besondere Finanzierungsverantwortung trifft von der sie durch die gruppennützige Mittelver-

wendung (zumindest teilweise) entlastet werden. Außerdem müssen Sonderabgaben haushalts-

rechtlich vollständig dokumentiert und deren sachliche Rechtfertigung in angemessenen Abstän-

den überprüft werden (Beschluss des BVerfG v. 06.05.2014 - 2 BvR 1139/12; Urteil des BVerfG v. 

28.01.2014 - 2 BvR 1561/12; Urteil des BVerfG v. 10.12.1980 - 2 BvF 3/77). 
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Die Sonderabgabe zur Akzeptanzsteigerung bei Windenergieanlagen rechtfertigt sich dabei 

dadurch, dass den Windenergieanlagenbetreiber als homogene Gruppe eine Finanzierungsverant-

wortung durch eine Mitverantwortung für Akzeptanz bei dem Bau und Betrieb von WEA zukommt. 

Dies zeigen die Regelung der Bürgerenergiegesellschaften in § 36g EEG sowie die – auch aktuell 

diskutierten – Mindestabstandsregelungen unter Hinzuziehung des Verursacherprinzips aus Art. 

20a GG, nach dem die WEA-BetreiberInnen – über die Rücksichtnahmepflichten aus dem Bundes-

Immissionsschutzgesetz (insbes. § 5 BImSchG) hinaus – als Verursacher der Akzeptanzdefizite 

zur Verantwortung zu ziehen sind (Agora Energiewende 2018, 60 ff.). Schließlich soll die grup-

pennützige Verwendung als weitere Rechtfertigungsanforderung durch eine Zweckbindungsklausel 

sichergestellt werden. 

5.2.1.2 Ausgestaltungsoptionen 

Eine solche Zweckbindungsklausel steht in Wechselwirkung zu dem verfassungsrechtlich geregel-

ten Verbot der Aufgabenübertragung von Bund an Kommune (Art. 84 Abs. 1 S. 7 GG), nach wel-

chem dem Bund ein direkter Durchgriff zur Aufgabenzuweisung an die Kommunen verwehrt ist. 

Denn je strenger die Zweckbindungsklausel ausgestaltet ist, um den Rechtfertigungsanforderun-

gen an die Sonderabgabe zu entsprechen, desto größer ist die damit einhergehende Aufgaben-

übertragung mit Blick auf das Aufgabenübertragungsverbot.  

Diesem verfassungsrechtlichen Risiko könnte dadurch entgegengewirkt werden, dass der Mittel-

fluss über die Bundesländer an die Kommunen läuft. Dies könnte jedoch nicht vom Bund über die 

Länder verpflichtend sichergestellt werden, denn fehlt dem Bund dazu einerseits die Kompetenz für 

Regelungen zur Verwaltungsorganisation (vgl. Art 84 Abs. 1 S. 5 GG), andererseits läge darin eine 

unzulässige Umgehung des Aufgabenübertragungsverbots. Ob dem Verbot der Aufgabenübertra-

gung von dem Bund an die Kommunen gestalterisch damit begegnet werden kann, dass der Mittel-

fluss über die Netzbetreiber an die Kommunen läuft oder ihnen die Möglichkeit eingeräumt wird, 

auf die Mittel zu verzichten, bleibt fraglich. Beides ist risikobehaftet, denn trotz Mittelfluss über 

Dritte könnte schon die Annahme und Ausgabe der Mittel eine verbotene Aufgabenübertragung 

darstellen. Und auch die Einräumung einer Verzichtsoption ändert zum einen nichts an der ggfs. 

bestehenden Aufgabenzuweisung an Kommunen, zum anderen ist wohl auch die Pflicht tätig zu 

werden, um den Mittelverzicht zu erklären, mit den genannten verfassungsrechtlichen Risiken ver-

bunden. 

Die Sonderabgabe könnte im EEG geregelt werden, die (konkurrierende) Gesetzgebungskompe-

tenz des Bundes ergibt sich dabei als Annexkompetenz zur Sachgesetzgebungszuständigkeit in 

erster Linie für das Recht der Energiewirtschaft, des Bodenrechts sowie die Luftreinhaltung und 

Lärmbekämpfung aus Art. 72 Abs. 1, 74 Abs. 11, 18, 24 GG. 

Bei der Sonderabgabe bestimmt sich die Ertragskompetenz – abweichend zu den in der UMTS-

Entscheidung dargelegten Grundsätzen - nach den Sachzuständigkeiten gemäß Art. 73ff GG 

(BVerfGE 67, 256 (274)). Diese läge hier gemäß Art. 72 Abs. 1, 74 Abs. 11, 18, 24 GG beim Bund. 

Problematisch wäre dann jedoch wiederum das Aufgabenübertragungsverbot gemäß Art. 84 GG 

welches dem Bund grundsätzlich jegliche Aufgabenzuweisungen an die Gemeinde verbietet. 

Es stellt sich weiterhin die Frage nach der Zahlungsform (einmalig und/oder laufend) und einer ge-

eigneten Bezugsgröße zur Bemessung der Zahlungshöhe. Wie in IKEM et al. (2018, S. 79ff.) dar-

gelegt wurde, ist bei Windenergie-Anlagen eine Kombination aus einmaligen und laufenden Zah-

lungen, sowie die Orientierung nach verschiedenen (technischen) Bezugsgrößen zur Bemessung 

der Zahlungshöhe relativ frei gestaltbar. Die AutorInnen schlagen darin eine einmalige Zahlung in 
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Höhe von 6 Euro/kW Anlagenleistung zuzüglich 100 Euro/m Anlagenhöhe vor. Damit sollen der 

durchschnittliche Ertragswert und die potenziellen negativen Belastungen der Anlagen berücksich-

tigt werden. Sie schlagen weiterhin eine laufende, also jährliche Zahlung in Höhe von 10 Euro/m 

Anlagenhöhe und 0,04 Euro-Cent/kWh erzeugter Strommenge vor. Damit wird wiederum die po-

tenzielle, von der Anlagenhöhe ausgehende, negative Belastung berücksichtigt, aber auch der 

energetische Anlagenertrag, der sich direkt in einen wirtschaftlichen Ertrag übersetzt. Im Abschnitt 

4.4.3 werden Berechnungen zur potenziellen Zahlungshöhe nach dieser Ausgestaltung vorgestellt. 

Im hier folgenden Abschnitt wird eine Bewertung vorgenommen. 

5.2.2 Bewertungsergebnisse 

5.2.2.1 Erzielbare Höhe der finanziellen Beteiligung und Berücksichtigung im kommunalen 

Finanzausgleich 

5.2.2.1.1 Abgabenhöhe 

Die rechtlichen Rahmenbedingungen für die zulässige Höhe einer Sonderabgabe sind maßgeblich 

durch den Zusammenhang zwischen Gruppenverantwortung für die Abgabenerhebung und Grup-

pennützigkeit der Abgabenverwendung determiniert (Urteil des BVerfG v. 19.03.2003 - 2 BvL 9/98 

2003; Beschluss des BVerfG v. 18.05.2004 - 2 BvR 2374/99). Denn mit dem finanzverfassungs-

rechtlichen Ansatz der Sonderabgabe mit Finanzierungszweck, eine verantwortliche Gruppe be-

sonders zu belasten, um sie von einer ihrem Verantwortungsbereich zuzurechnenden Aufgabe 

durch die zwingend vorgegebene gruppennützige Verwendung zu entlasten, darf die Abgabe nur 

so hoch sein, wie es sich aus der Gruppenverantwortung für die jeweilige Aufgabe begründen lässt 

(Beschluss des BVerfG v. 16.09.2009 - 2 BvR 852/07) die Finanzierungsverantwortung kann also 

nicht höher sein, als der Mittelbedarf zur Erfüllung der von der Sonderabgabe verfolgten Ziele (Be-

schluss des BVerfG v. 18.05.2004 - 2 BvR 2374/99). Demnach richtet sich die zulässige Höhe der 

hier vorgeschlagenen Abgabe danach, wie hoch der finanzielle Einsatz sein muss, um die lokale 

Akzeptanz von WEA und damit ihren Zubau zu fördern. Dem Gesetzgeber kommt dabei in der 

Festlegung der Höhe ein erheblicher Gestaltungsspielraum zu (Beschluss des BVerfG v. 

16.09.2009 - 2 BvR 852/07).  

Für die Berechnung könnte also in Bezug auf eine Einmalzahlung etwa auf die Anlagenhöhe und 

die (erwartete) Anlagenleistung und für die Bemessung der Höhe der laufenden Zahlung neben der 

Anlagenhöhe auf die erzeugte Strommenge abgestellt werden. Die Abgabenhöhe könnte dabei bei 

ca. 1 - 2 % des Jahresumsatzes der Windenergieanlage liegen und als Einmal- und/oder laufende 

Zahlung ausgestaltet werden. Wie in Abschnitt 4.4.3 aufgezeigt wurde, ist auch eine Kombination 

von einmaligen und laufenden Zahlungen sowie von verschiedenen Bezugsgrößen zur Zahlungs-

höhe geeignet, um (Windenergie-) Anlagen mit verschiedenen Ertragssituationen zielgerichtet zu 

belasten und signifikante Zahlungshöhen aus Sicht der empfangenden Kommunen zu generieren. 

Diese Kombinationsmöglichkeiten erlauben eine flexible Ausgestaltung, um der breiten Streuung 

der betriebswirtschaftlichen Situation von Windenergie-Anlagen gerecht zu werden und zielt dar-

über hinaus auf eine höhere wirtschaftliche Belastung der AnlagenbetreiberInnen und zugleich hö-

here finanzielle Beteiligung der Kommune(n) bei ertragreicheren Anlagenstandorten ab. Damit wird 

dem Ziel der Akzeptanzförderung mit Blick auf die Verteilungsgerechtigkeit besonders Rechnung 

getragen. 

5.2.2.1.2 Nichtberücksichtigung im Länder- und Kommunal-Finanzausgleich  
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Die Einnahmen aus der Sonderabgabe sind nicht Teil des allgemeinen Haushalts. Sie fließen da-

her auch nicht im Rahmen des kommunalen Finanzausgleichs ab. 

5.2.2.2 Betriebswirtschaftliche Auswirkungen für die EE-AnlagenbetreiberInnen 

Mit der Erhebung einer Sonderabgabe entstünden Mehrkosten für die AnlagenbetreiberInnen in 

Höhe der Abgabe. Diese könnten - wie zur Außenbereichsabgabe bereits angesprochen – auch 

ggf. nicht über eine Einpreisung in die EEG-Gebote kompensiert werden, je nach Wettbewerbs-

lage.  

Wie in Abschnitt 4.4.3 für das Beispiel der Sonderabgabe aufgezeigt wurde, erlaubt die flexible 

Ausgestaltung von Zahlungsformen und von Bezugsgrößen zur Bemessung der Zahlungshöhe 

eine sehr zielgerichtete Belastung der Windenergie-AnlagenbetreiberInnen. Damit kann die Belas-

tung für ertragsärmere Standorte begrenzt werden, so dass bei einer geeigneten Ausgestaltung die 

betriebswirtschaftliche Belastung insgesamt vertretbar und damit die Akzeptanz dieses Beteili-

gungsinstruments auf Seiten der AnlagenbetreiberInnen erhöht ist, wobei zugleich signifikante Ein-

nahmen für die Kommunen erreicht werden. 

5.2.2.3 Planbarkeit der Zahlungshöhe für Kommunen und für Anlagen-BetreiberInnen 

Die Höhe der Sonderabgabe könnte pauschal oder jeweils in zeitlichen Abständen (bspw. jährlich) 

nach bestimmten Parametern berechnet ausgestaltet werden. Bei pauschalen Zahlungsbeträgen 

ist die Planbarkeit der Zahlungen sowohl für die zahlungsempfangenden Kommunen als auch für 

die zahlungsgebenden AnlagenbetreiberInnen gerade im Vergleich zu flexiblen Ausgestaltungsop-

tionen mit der Berücksichtigung ertragsorientierter Bezugsgrößen zur Bemessung der Zahlungs-

höhe in Anbetracht schwankender Ertragsprognosen bei Windenergieanlagen größer. Mit einem 

sicher planbaren Sockelbetrag der Kosten auf Seiten der AnlagenbetreiberInnen bzw. der Einnah-

men auf kommunaler Seite kann allerdings auch dann gerechnet werden, wenn eine Einmalzah-

lung und/oder laufende Zahlungen anhand fixer Bezugsgrößen, wie bspw. der Anlagenleistung und 

Höhe, berechnet werden. 

Die erwartete Akzeptanzwirkung ist dabei auf Kommunen bei pauschalen oder nach festen Be-

zugsgrößen berechenbaren Zahlungen hoch, wohingegen auf Seiten der AnlagenbetreiberInnen 

das Maß an Ertragsabhängigkeit in der Bemessung der Zahlungshöhe entscheidend für den Grad 

der Akzeptanz sein dürfte. 

5.2.2.4 Erfasste EE-Anlagen 

Grundsätzlich lassen sich sowohl Anlagen mit als auch ohne EEG-Förderung ebenso wie Neu- 

und/oder Bestandsanlagen von der Regelung erfassen. Mit der Anknüpfung an anlagenbedingte 

Akzeptanzprobleme liegt die Begrenzung des Erfassungsbereichs auf nach dem Bundes-Immissi-

onsschutzgesetz genehmigungspflichtige (und damit raumbedeutsame) Windenergieanlagen nahe. 

5.2.2.5 Beteiligte AnwohnerInnen bzw. Kommunen 

Die Mehreinnahmen einer Kommune auf Basis einer Sonderabgabe führt zur Beteiligung eines 

Großteils der (betroffenen) BürgerInnen, sofern die Mehreinnahmen zielgerichtet, d.h. akzeptanz-

fördernd genutzt werden. Da EE-Anlagen auch über kommunale Grenzen hinweg negative Auswir-

kungen haben können, sollten neben der Standort-Kommune auch weitere betroffene Nachbar-
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kommunen, etwa innerhalb eines festgelegten Radius um die WEA, finanziell durch die Sonderab-

gabe beteiligt werden. Hier ist eine geeignete Regelung notwendig, die deutlich macht, ob die Zah-

lungsverpflichtung der AnlagenbetreiberInnen im Rahmen einer Sonderabgabe gegenüber mehre-

ren Kommunen besteht oder ob die Zahlung nur einmal anfällt und mittels geeigneter Schlüssel auf 

mehrere Kommunen verteilt wird. Geeignete Schlüssel könnten die Anteile der jeweiligen kommu-

nalen Gebietsfläche innerhalb eines bestimmten Wirkradius sein oder auch die in diesem Wirkra-

dius ansässigen BürgerInnen. Die Gesamtgröße der Kommunen ist weniger geeignet, da hier 

Missverhältnisse zwischen Standort- und Nachbarkommunen bestehen können. Die Festlegung 

der kommunalen Anteile an einer aufgeteilten Zahlung kann mit mehr oder weniger hohen Trans-

aktionskosten einhergehen. 

5.2.2.6 Gestaltungsspielraum der politischen AkteurInnen 

Der Bundesgesetzgeber ist in der Ausgestaltung der Sonderabgabe innerhalb der rechtlichen 

Grenzen (s.u.) frei. Insbesondere fällt ihm Gestaltungsspielraum für die genaue Ausgestaltung der 

Zweckbindungsregelung zu, also etwa der Frage, für welche Maßnahmen die Finanzmittel aus der 

Sonderabgabe im Einzelnen auszugeben sind. 

5.2.2.7 Transaktionskosten 

Die Transaktionskosten für die Ermittlung der Anspruchsberechtigung von Kommunen hängen von 

der jeweiligen Ausgestaltung der Betroffenheit ab. Sofern, wie hier vorgeschlagen, die Betroffenheit 

über einen Radius um die WEA ermittelt wird, sind sie gering, können aber steigen, wenn eine oder 

mehrere Nachbarkommunen bei der Verteilung der Abgabeneinnahmen berücksichtigt werden 

müssen. Im Rahmen der Berechnung der Zahlungshöhe sind die Transaktionskosten bei einer 

pauschalen Festlegung der Zahlungshöhe pro Anlage gering und steigen demgegenüber, sofern 

die Höhe der Zahlung sich an verschiedenen Parametern (Anlagenhöhe, installierte Leistung etc.) 

zu orientieren hätte. Letztlich sind all diese Parameter aber von den AnlagenbetreiberInnen einfach 

darzulegen und von den Kommunen auch überprüfbar. Insgesamt ist also von eher geringen bis 

moderaten Transaktionskosten auszugehen. 

5.2.2.8 Akzeptanz von Modellvorschlägen bei Stakeholdern 

Wie in Abschnitt 3.8 erläutert, wird die Akzeptanz von Modellvorschlägen bei Stakeholdern nicht 

eigenständig behandelt, um zu verhindern, dass ein aggregiertes und damit wahrscheinlich ver-

fälschtes Gesamtergebnis entsteht. Stattdessen finden sich Bewertungen zur eingeschätzten Ak-

zeptanzwirkung integriert in einigen der anderen Bewertungskriterien.  

Die Perspektive der Kommunen und BürgerInnen als ZahlungsempfängerInnen wird unter den Kri-

terien „erzielbare Höhe der finanziellen Beteiligung“, „Planbarkeit der Zahlungshöhe für Kommunen 

und für Anlagen-BetreiberInnen“ und „beteiligte AnwohnerInnen und Kommunen“ behandelt.  

Die Akzeptanzwirkung auf EE-AnlagenbetreiberInnen wird in den Kriterien „betriebswirtschaftliche 

Auswirkungen“ und „Planbarkeit der Zahlungshöhe für Kommunen und für Anlagen-BetreiberInnen“ 

bewertet.  

Unter „Gestaltungsspielraum der politischen AkteurInnen“ wird die Rolle der Kommunen als Mitge-

stalter der Beteiligungsinstrumente berücksichtigt, da auch hier eine Akzeptanzwirkung auf die 

Kommunen zu erwarten ist. 
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5.2.2.9 Rechtliche Regelungs- / Umsetzungskomplexität 

Die Sonderabgabe könnte im EEG ergänzend geregelt werden. Die Regelung der Zweckbindung 

könnte dabei angesichts der damit verbundenen rechtlichen Risiken einen nicht unerheblichen 

Komplexitätsgrad aufweisen, im Übrigen ist die Regelungs- und Umsetzungskomplexität jedoch 

gering. 

5.2.2.10 Rechtliches Risiko 

5.2.2.10.1 Verfassungsrecht 

Finanzverfassungsrecht 

Neben den unter 5.2.1.2 genannten rechtlichen Risiken dadurch, dass das Finanzverfassungsrecht 

für eine Sonderabgabe zur Akzeptanzsteigerung bei WEA eine Zweckbindungsklausel zur Mittel-

verwendung einerseits voraussetzt, anderseits aber auch zu einem bestimmten Grad verbietet, ist 

im Hinblick auf die finanzverfassungsrechtliche Rechtfertigung der Sonderabgabe vor allem die Be-

gründung der Finanzierungsverantwortlichkeit der WEA-BetreiberInnen mit einem rechtlichen Ri-

siko behaftet.  

Die Finanzierungsverantwortung besteht, wenn die abgabenbelastete Gruppe “mit dem mit der 

Abgabenerhebung verfolgten Zweck in einer Beziehung spezifischer Sachnähe” steht (Beschluss 

des BVerfG v. 06.05.2014 - 2 BvR 1139/12), die Aufgabe also “ganz überwiegend in die Sachver-

antwortung der zu belastenden Gruppe, nicht in die der staatlichen Gesamtverantwortung” fällt (Ur-

teil des BVerfG v. 10.12.1980 - 2 BvF 3/77). 

Nach dem Vorschlag von IKEM et. al. (2018) wird die Finanzierungsverantwortlichkeit der WEA-

BetreiberInnen für akzeptanzfördernde Maßnahmen damit begründet, dass durch die Einführungen 

der Sonderregelungen in § 36g EEG 2017 und in Bayern durch die Etablierung der 10-H-Regelung 

auf Basis der Länderöffnungsklausel in § 249 Abs. 3 BauGB den WEA-Betreibern zumindest impli-

zit eine Mitverantwortung für die Förderung lokaler Akzeptanz zugewiesen wurde. Denn aus diesen 

Regelungen ließe sich die Einschätzung des Gesetzgebers ablesen, dass der Ausbau der Wind-

energie ohne die lokale Akzeptanz erschwert ist (Deutscher Bundestag 2016, 185; Landtag Bayern 

2014) und da nun die WEA-BetreiberInnen überwiegend finanziell von ihren Anlagen profitieren, 

während die lokale Bevölkerung nicht notwendigerweise unmittelbar finanziell beteiligt wird, läge es 

nahe, die Verantwortung zur Finanzierung akzeptanzsteigernder Maßnahmen speziell bei den An-

lagenbetreiberInnen zu sehen. Da dabei aber in erster Linie von der Gruppennützigkeit solcher 

Maßnahmen für die AnlagenbetreiberInnen auf deren Finanzierungsverantwortung geschlossen 

würde, wird letztere argumentativ mit Verweis auf das Verursacherprinzip begründet. Dieses, aus 

Art. 20a GG abgeleitet, gibt vor, dass die AnlagenbetreiberInnen eine Verantwortung für Nachteile 

durch ihre Anlagen haben, die über jene Nachteile hinausgehen, die von §§ 5, 6 BImSchG erfasst 

und damit auch unmittelbar von der Anlagengenehmigung in Bezug genommen wurden, so etwa 

negative Akzeptanzeffekte durch ihre Anlagen, an die die Sonderabgabe anknüpft. 

Dagegen, mit diesen Argumenten auf eine Finanzierungsverantwortung der WEA-BetreiberInnen 

für akzeptanzsteigernde Maßnahmen zu schließen, kann jedoch sprechen, dass weniger das Inte-

resse der Vorhabenträger an einem reibungslosen WEA-Ausbau, sondern eher das öffentliche In-

teresse, die selbstgesteckten Ziele für den Ausbau der Windenergie zu erreichen, durch eine Ab-

gabe zur Finanzierung akzeptanzsteigernder Maßnahmen befriedigt würde. Dies wäre für die Anla-
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genbetreiberInnen zwar durchaus gruppennützig, aber ergibt sich daraus noch keine Finanzie-

rungsverantwortung im Rahmen einer Sonderabgabe (siehe dazu Kahl und Wegner 2018, 8 ff.). 

Vor diesem Hintergrund ist es daher fraglich, ob eine Finanzierungsverantwortung der Anlagenbe-

treiberInnen begründet werden kann.  

Neben der Finanzierungsverantwortung könnte bei der Sonderabgabe auch die Begründung der 

gruppennützigen Verwendung der Mittel schwierig sein. Hier stellt sich insbesondere die Frage, 

ob die Akzeptanz geeignet ist, einen Gruppennutzen für WEA-BetreiberInnen zu begründen. Auch 

hier spielt eine Rolle, dass der Begriff Akzeptanz nur schwer zu fassen und daher nicht geeignet 

sein könnte, diesen in den Mittelpunkt einer Gruppennützigkeit zu stellen (Kahl und Wegner 2018, 

12 ff.). 

Damit zeigt sich, dass die Begründung der Finanzierungsverantwortung und der gruppennützigen 

Verwendung mit Risiken behaftet ist.     

Grundrechte 

Eine Ungleichbehandlung durch eine Sonderabgabe zwischen WEA-Betreibern und Betreibern an-

derer EE- oder auch sonstiger Anlagen sowie – im Falle einer entsprechenden Ausgestaltung – 

Betreibern nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz genehmigungsfreier Windenergieanlagen – 

kann wohl dadurch gerechtfertigt werden, dass in Anbetracht der typischerweise weitläufigen Sicht-

barkeit der Anlage, rotationsbedingter negativer externer Effekte und des räumlich geballten Anla-

genzubaus die Akzeptanzdefizite als Anknüpfungspunkt für die hier vorgeschlagene Sonderabgabe 

bei (nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz genehmigungspflichtigen und damit raumbedeut-

samen) WEA besonders groß sind und damit einen sachlichen Differenzierungsgrund darstellen 

(so auch  S. 67 f.). 

Die Sonderabgabe wäre überdies mit der Berufs- (Art. 12 Abs. 1 GG) und Eigentumsfreiheit (Art. 

14 Abs. 1 GG) vereinbar, vgl. Abschnitt 5.1.2.10.3 zur Außenbereichsabgabe. 

5.2.2.10.2 Unionsrecht 

Die Sonderabgabe ist europarechtlich allenfalls mit geringen Risiken verbunden, vgl. dazu die Be-

merkungen zur Außenbereichsabgabe unter 5.1.2.10.4. 

5.2.2.10.3 Ergebnis der rechtlichen Bewertung 

Der bundeseinheitlichen Regelung einer Sonderabgabe mit Finanzierungszweck stehen nicht uner-

hebliche verfassungsrechtliche Risiken entgegen. Sonderabgaben sind als finanzverfassungsrecht-

liche Ausnahme nur unter sehr engen Voraussetzungen zulässig. Im Hinblick auf die Sonderab-

gabe für Windenergieanlagenbetreiber zugunsten von Kommunen ist zum Ersten fraglich, ob die 

Finanzierungsverantwortung der WEA-Betreiber hinreichend sicher begründet werden kann. Zum 

Zweiten steht die für die Sonderabgabe erforderliche Regelung einer Zweckbindung in der Mittel-

verwendung im Spannungsfeld mit dem verfassungsrechtlichen Verbot der Übertragung von Auf-

gaben vom Bund an die Kommunen (Art. 84 Abs. 1 S. 7 GG), das eine Verpflichtung der Kommu-

nen zur zweckgebundenen Mittelverwendung wohl ausschließt.  
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5.2.2.11 Zusammenfassung der Bewertungsergebnisse 

Die nachfolgende Tabelle bietet eine Zusammenfassung der Bewertungsergebnisse. In der mittle-

ren Spalte werden die Ergebnisse der vorhergehenden Abschnitte verbal zusammengefasst. Die 

letzte Spalte bietet einen schnellen Überblick mit einer symbolischen Darstellung. 

Tabelle 5.2: Bewertungsergebnisse für die Sonderabgabe 

Quelle: Eigene Darstellung. 

Bewertungs-Kriterium  Bewertungsergebnis Kurz- 
Bewertung 

Erzielbare Höhe der 
finanzielle Beteiligung 

mittel bis hoch, je nach Ausgestaltung + 

Betriebswirtschaftliche 
Auswirkungen für die 
EE-AnlagenbetreiberInnen 

mittel (Mehrkosten für Anlagenbetreibe-
rInnen); niedrig nur, soweit Kosten bei 
Neuanlagen in Gebot eingepreist werden 
können 

0 / + 

Planbarkeit der 
Zahlungshöhe 

Ausgestaltung als Einmal- und/oder lau-
fende Zahlung möglich, einzelne Abga-
ben-Komponenten gut planbar, andere 
mit Einschränkung 

0 / + 

Erfasste EE-Anlagen Einbeziehung von EEG-/Nicht-EEG-Anla-
gen sowie Neu- und Bestandsanlagen 
möglich 

+ 

Beteiligte AnwohnerInnen 
bzw. Kommunen  

Standort- und – je nach Ausgestaltung – 
auch betroffene Nachbarkommunen, ak-
zeptanzsteigernde Mittelverwendung der 
Kommunen durch Zweckbindung sogar 
erforderlich 

+ 

Gestaltungsspielraum der 
politischen AkteurInnen  

mittel, (weiche) Zweckbindung erforder-
lich 

0 

Transaktionskosten Mittel bis niedrig, je nach Ausgestaltung 
der Erfassung der Anspruchsberechtig-
ten und Berechnung der Beteiligungs-
höhe 

0 / + 

Rechtliche Regelungs- / 
Umsetzungskomplexität  

Insgesamt eher gering + 

Rechtliches Risiko 
(Verfassungsrecht, 
Unionsrecht)  

Eher hoch, Aufgabenübertragungsverbot 
und finanzverfassungsrechtliche Recht-
fertigung der Sonderabgabe in Wechsel-
wirkung 

- 
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5.3 EEG-integrierter Mechanismus 

5.3.1 Wesentliche Merkmale und Ausgestaltung 

Aufgrund der verschiedenen finanzverfassungsrechtlichen Probleme bei der Schaffung einer 

neuen Abgabe für WEA-BetreiberInnen wurde auf der Basis des BWE-Vorschlags (Bundesver-

band Windenergie (BWE) 2019) und Ideen seitens des Auftraggebers ein Vorschlag entwickelt, der 

keine unmittelbare Zahlungspflicht im Wege einer Steuer oder Abgabe vorsieht, sondern eine Re-

gelung im EEG mit einer möglichen Berücksichtigung über die EEG-Förderzahlungen. Dabei wird 

eine Zahlung der AnlagenbetreiberInnen an die Kommunen im EEG geregelt. In Abgrenzung zum 

BWE-Vorschlag würden die Zahlungen grundsätzlich ausschließlich an die Kommune erfolgen 

müssen. Eigene Maßnahmen der WEA-BetreiberInnen gegenüber Dritten zur Akzeptanzsteigerung 

würde nicht ausreichen. Damit würde man dem Vorwurf begegnen, dass „Sowieso-Maßnahmen“ 

angerechnet werden können und dass AnlagenbetreiberInnen ohne Beteiligung der betroffenen 

Gemeinschaften über die Verteilung der Mittel entscheiden können. Außerdem würde eine einfa-

chere Abwicklung und eine bessere Kontrolle des Instruments ermöglicht. 

Die Zahlungen an die Kommune würden alternativ entweder als vollständig freiwillige Zahlung aus-

gestaltet, die unter bestimmten Umständen über die EEG-Förderung refinanziert werden kann 

(dazu 5.3.1.1), oder als Pflicht im EEG, bei deren Nicht-Einhaltung eine Sanktion über eine Verrin-

gerung der EEG-Förderung erfolgt (dazu 5.3.1.2). Um die Konsequenzen im EEG feststellen zu 

können, müssten die AnlagenbetreiberInnen gegenüber dem Netzbetreiber nachweisen, dass eine 

entsprechende Zahlung an die Kommune geleistet bzw. ein entsprechendes Angebot abgegeben 

wurde und einen entsprechenden Zahlungsnachweis mindestens jährlich im Rahmen der EEG-

Jahresendabrechnung vorlegen. Der Vorschlag bezieht sich ausschließlich auf Windenergieanla-

gen, da die Notwendigkeit einer finanziellen Beteiligung zur Akzeptanzsteigerung – in Abstimmung 

mit dem Auftraggeber – aktuell ganz wesentlich bei Windenergieanlagen gesehen wird. 

5.3.1.1 Freiwillige Zahlung 

Einerseits könnte geregelt werden, dass AnlagenbetreiberInnen freiwillig eine Zahlung an eine 

(oder mehrere) betroffene Kommune(n) leisten können und die geleisteten Zahlungen bei der Er-

mittlung der Höhe der EEG-Förderung berücksichtigt werden.  

Die Berücksichtigung in der EEG-Förderung könnte so erfolgen, dass sich der in der Ausschrei-

bung ermittelte anzulegende Wert im Falle der Zahlung der AnlagenbetreiberInnen an die Kommu-

nen um den an die Kommune zu zahlenden Betrag erhöht. Damit würde die Zahlung an die Kom-

mune über die (erhöhte) EEG-Förderung komplett ausgeglichen. Alternativ könnte der anzule-

gende Wert auch im Fall der Zahlung an die Kommune auch über den an die Kommune zu zahlen-

den Betrag hinaus erhöht werden, um durch den entsprechenden Bonus in der EEG-Förderung 

einen besonderen Anreiz zur Zahlung für die AnlagenbetreiberInnen zu schaffen. 

Der gesetzliche Höchstwert für den anzulegenden Wert würde dabei allerdings unverändert blei-

ben, d.h. der Anlagenbetreiber könnte maximal eine Förderung auf Basis des gesetzlich festgeleg-

ten Höchstwertes ausgezahlt bekommen. Die Erhöhung des anzulegenden Wertes bei nachgewie-

sener Zahlung an die Kommune könnte u.U. vom zuvor festgesetzten Höchstwert begrenzt wer-

den. Es obliegt dabei dem Gesetzgeber, ob der Höchstwert unverändert bleibt und Anlagenbetrei-

berInnen mit hohen Gebotswerten im Zweifel keinen oder keinen vollen Ausgleich für die Zahlung 
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an die Kommunen erhalten oder ob der Höchstwert für diesen Fall angepasst oder gar flexibel aus-

gestaltet wird. 

Um neben der Akzeptanzförderung einen weiteren Anreiz für eine freiwillige Zahlung zu setzen, 

wäre es zudem auch denkbar, die freiwilligen Zahlungen als Voraussetzung in einem Label für 

Windenergieanlagen zu machen. So könnte etwa bundesweit ein Label vergleichbar dem Thürin-

ger Label “Faire Windenergie” eingeführt werden, in dem die freiwilligen Zahlungen als zwingende 

Voraussetzung vorgegeben sind. 

Die Zahlungen der AnlagenbetreiberInnen an betroffene Kommunen wären in einem Schenkungs-

vertrag zu regeln, also ohne Gegenleistung der Kommunen und auf freiwilliger Basis sowohl für die 

BetreiberInnen als auch für die Kommune. Ggf. würde es aber auch ausreichen, wenn die Anla-

genbetreiberInnen die Zahlung ohne eine vorherige ausdrückliche Vereinbarung leisten würden. 

Da jedoch generell die Möglichkeit besteht, dass Kommunen ihnen angebotene Schenkungen bzw. 

Zahlungen ablehnen – wenngleich dies in Anbetracht der finanziellen Anreize für eine Zuwendung 

wohl regelmäßig nicht eintreten dürfte – wäre für den Fall, dass der an die Kommune zu zahlende 

Betrag geringer ist, als der vorerst zurückbehaltene Teil der EEG-Förderung, zu regeln, dass der 

Nachweis über ein Angebot der Zuwendung an die Kommune für die Auszahlung der entsprechen-

den Differenz genügt. 

Um strafrechtliche Risiken (vor allem §§ 331 ff. StGB) für die AnlagenbetreiberInnen und die jewei-

lige Kommune in dieser freiwilligen Ausgestaltung zu vermeiden (s. dazu unter 5.3.2.9), die bei der 

ähnlichen Regelung in § 5 Abs. 4 StromNEV im Netzausbau einer breiten Anwendung vielfach ent-

gegenstehen, kann dem EEG ein Mustervertrag als Anlage beigefügt werden und es könnten im 

Gesetz Eckpunkte festgelegt werden, bei deren Einhaltung strafrechtliche Konsequenzen zwin-

gend ausgeschlossen sind. Auch bietet es sich an, in der Gesetzesbegründung ausdrücklich auf 

den Umstand hinzuweisen, dass die Zahlung ohne kommunale Gegenleistung erfolgt. 

Die Freiwilligkeit der Zahlungen birgt gleichwohl Risiken für die Abhängigkeit der Kommunen. Bei 

einer freiwilligen Zahlung der AnlagenbetreiberInnen ohne Verankerung einer Zahlungspflicht kön-

nen die AnlagenbetreiberInnen nämlich vollkommen frei entscheiden, ob sie die Zahlung an die 

Kommune leisten oder nicht. Damit wird den AnlagenbetreiberInnen ein erheblicher Verhandlungs-

spielraum eingeräumt, sie könnten die Kommunen womöglich in finanzielle Abhängigkeiten brin-

gen. Dies spricht dafür, das Instrument auch bei einer freiwilligen Zahlung so auszugestalten, dass 

die Erhöhung der EEG-Förderung höher ausfällt als die notwendige Zahlung an die Kommunen, 

damit AnlagenbetreiberInnen einen eigenen Anreiz zur Zahlung an die Kommune haben. 

Anstelle freiwilliger Zahlungen, die über die Höhe der EEG-Vergütung berücksichtigt werden kön-

nen, wäre es auch denkbar, den zahlenden AnlagenbetreiberInnen ähnlich wie im Rahmen der 

Bürgerenergiegesellschaften (BEG) Privilegien für das weitere Ausschreibungsverfahren zuzu-

schreiben, anstatt über die EEG-Förderung Anreize für die freiwillige Zahlung zu setzen. Dem steht 

allerdings entgegen, dass sich die Privilegien der BEG in der Praxis nicht bewährt haben. Zudem 

bestünde die Gefahr, dass zunächst zugesicherte Zahlungen als Voraussetzung für den Erhalt der 

Privilegien später nicht eingehalten würden, während der Zuschlag – unter den privilegierten Kon-

ditionen – aber grundsätzlich nicht wieder umkehrbar wäre. Dieser Ansatz wird daher nicht weiter 

in der Prüfung berücksichtigt. 
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5.3.1.2 Zahlungsverpflichtung 

Alternativ könnte eine Zahlungspflicht der AnlagenbetreiberInnen an die Kommune im EEG statu-

iert werden. Danach hätten die AnlagenbetreiberInnen zu einem zu definierenden Zeitpunkt eine 

bestimmte Zahlung an eine (oder mehrere) betroffene Kommune(n) zu leisten (bzw. eine solche 

Zahlung anzubieten).  

Im Rahmen der Sanktion bei Missachtung der Pflicht kann qualitativ differenziert werden. Einer-

seits könnte die Pflicht als allgemeine Pflicht ausgestaltet werden, ohne eine zwingende Voraus-

setzung für die Auszahlung der vollen EEG-Förderung zu sein. Um jedoch gleichwohl einen Anreiz 

der AnlagenbetreiberInnen zur Zahlung zu setzen, könnte eine Sanktion im EEG verankert werden, 

die eine teilweise Vergütungsreduzierung vorsieht, etwa in ähnlicher Höhe wie die Zahlungs-

pflicht (siehe zur konkreten Empfehlung Kap. 7.2.1). Die Vergütungsreduzierung könnte auch hö-

her bemessen sein als die Zahlungspflicht an die Kommunen, so dass ein weiterer Anreiz für die 

AnlagenbetreiberInnen zur Zahlung an die Kommunen bestehen würde. Die Vergütungsreduzie-

rung würde damit dem EEG-Konto zugutekommen und damit die EEG-Umlage automatisch redu-

zieren. Die Sanktion könnte systematisch in § 52 EEG verankert werden, der bereits ein abgestuf-

tes Sanktionssystem bei Verstößen gegen Pflichten aus dem EEG vorsieht. Auch in dieser Ausge-

staltungsvariante bliebe der Höchstwert für den anzulegenden Wert unverändert. 

Alternativ könnte die Pflicht als strenge Vergütungsvoraussetzung ausgestaltet werden. Dies würde 

bedeuten, dass die EEG-Vergütungszahlungen nur dann geleistet werden könnten, wenn Anlagen-

betreiberInnen ihre Zahlungspflicht an die Kommune(n) erfüllen. Wird sie nicht erfüllt, würde der 

EEG-Förderanspruch vollständig entfallen. 

Unabhängig von der Ausgestaltung der Sanktion würde mit der Regelung als Pflicht im EEG recht-

lich kein unmittelbarer Anspruch der Kommunen auf die Zahlung und somit auch keine unbedingte 

Pflicht der AnlagenbetreiberInnen zur Zahlung an die Kommunen bestehen. Es würde lediglich 

eine einseitige Pflicht der AnlagenbetreiberInnen statuiert, die diese im Rahmen des EEG und als 

Voraussetzung eines (ungekürzten) EEG-Anspruchs zu leisten haben. Die Pflicht der Anlagenbe-

treiberInnen wäre allerdings nicht zwingend, denn es besteht keine Pflicht für die Anlagenbetreibe-

rInnen, die EEG-Förderung in Anspruch zu nehmen. Außerdem würde im Falle einer teilweisen 

Vergütungsreduzierung bei Nicht-Zahlung die ausgekehrte EEG-Förderung nur (geringfügig) redu-

ziert – ohne weitere Sanktionsfolgen.  

Wenn eine Kommune das Geld nicht annimmt oder die Umsetzung aus anderen Gründen außer-

halb des Einflusses der AnlagenbetreiberInnen scheitert, könnten die AnlagenbetreiberInnen die 

Pflicht allerdings nicht erfüllen. Daher sollte die Pflicht so ausgestaltet sein, dass ihr in diesem Fall 

bereits durch ein – von der Kommune abgelehntes – Zahlungsangebot durch die Anlagenbetreibe-

rInnen nachgekommen wäre. Allerdings müsste dann bei der EEG-Vergütung berücksichtigt wer-

den, dass diese um einen Betrag gekürzt werden müsste, den die AnlagenbetreiberInnen wegen 

der unterbliebenen Zahlung an die Kommune eingespart hat. Einfacher wäre es in der Ausgestal-

tung also, wenn die Kürzung der EEG-Vergütung im Sanktionsfall gleich hoch ist wie die an die 

Kommune zu leistende Zahlung. Dann würden AnlagenbetreiberInnen, deren Zahlungsangebot 

abgelehnt wurde, nicht stärker finanziell belastet als bei Annahme ihres Zahlungsangebots. 

Um strafrechtliche Risiken (s. dazu unter 5.3.2.9.1) auszuschließen, sollte auch hier ggf. ergän-

zend bzw. klarstellend geregelt werden, dass die Zahlung nicht als Gegenleistung für irgendeine 

Art von Leistung der Kommune gilt und gelten darf bzw. dass die Zahlungen in der gesetzlich fest-

gelegten Höhe keinen der Tatbestände der §§ 331 ff. StGB erfüllen. Zudem würde es sich auch in 
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der verpflichtenden Ausgestaltung anbieten, einen Mustervertrag über die finanzielle Zuwendung 

der AnlagenbetreiberInnen an die Kommunen zu erstellen, um strafrechtliche Risiken weiter zu ver-

ringern. 

5.3.1.3 Weitere Ausgestaltung 

5.3.1.3.1 Einbezogene Anlagen 

In der Ausgestaltung als freiwillige Zahlung werden wegen des zwingenden Bezugs zur EEG-För-

derung (s.o.) nur EEG-geförderte Anlagen einbezogen.  

Bei einer Ausgestaltung als Zahlungsverpflichtung könnte der Vorschlag sich zwar grundsätzlich 

auf alle Anlagen beziehen. Eine Zahlungsverpflichtung für WEA-Betreiber, die keine EEG-Förde-

rung in Anspruch nehmen dürfte aber mit mehreren Problemen behaftet sein. Denn der Anreiz 

durch die Pönale greift nicht, weil hier keine Förderzahlung gekürzt werden kann. Es bräuchte also 

eine anders ausgestaltete Sanktion. Alternativ und mit Blick auf den Fortbestand einer solchen Re-

gelung zur finanziellen Beteiligung von Kommunen an WEA über die Notwendigkeit einer EEG-

Förderung hinaus könnten die Zahlungspflicht für WEA, der Sanktionsmechanismus und die Prüf-

pflicht der Netzbetreiber bspw. im Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) geregelt werden. Solch eine 

alternative Regelung im EnWG bedürfte allerdings einer eingehenden Prüfung, die an dieser Stelle 

nicht vorgenommen wird. 

Würden nur Anlagen mit Anspruch auf eine EEG-Förderung einbezogen, wären zum einen die An-

lagen nicht (mehr) umfasst, deren Förderung demnächst ausläuft. Dies würde aber nur dann Rele-

vanz haben, wenn überhaupt auch Bestandsanlagen einbezogen wären. Zum anderen könnten 

aber auch solche Anlagen nicht erfasst werden, die von Anfang an ohne Förderanspruch geplant 

und errichtet wurden und zukünftig werden. Dies dürfte bei Windenergie-Anlagen auf kurze und 

wohl auch auf mittlere Sicht nicht relevant sein, da das Strompreisniveau noch erheblich unter den 

notwendigen Kosten für Errichtung und Betrieb von WEA liegt. Allerdings ist zu bedenken, dass 

sich die Situation in einigen Jahren auch ändern könnte. Dann wäre zu überlegen, wie die Pflicht 

zur Beteiligung von Kommunen auch ohne Vergütungsanspruch im EEG umgesetzt werden 

könnte.  

Etwas Anderes dürfte für Solaranlagen gelten, bei denen absehbar ist, dass Anlagen ohne Förde-

rung gebaut werden. Für Solaranlagen dürfte das Instrument also nur bedingt geeignet zu sein. Bei 

ihnen ist allerdings – entsprechend der Ausführungen in der Einführung – auch bislang ein geringe-

res Bedürfnis für ein Instrument zur Akzeptanzsteigerung ersichtlich. 

Bei Windenergie-Anlagen sollten grundsätzlich alle Anlagentypen einbezogen werden. Ausnahmen 

sollten lediglich für Kleinwindanlagen bestehen. Dies könnte darüber umgesetzt werden, dass nur 

die Anlagen einbezogen werden, die zur Teilnahme an den EEG-Ausschreibungen verpflichtet 

sind, also Anlagen ab 750 kW elektrischer Leistung. Zu bedenken wäre, ob Pilot-Windenergie-

Anlagen – entsprechend einer Reihe weiterer Sonderregeln für diese Anlagen im EEG – ausge-

nommen werden sollten. Ein Grund für die Sonderbehandlung von Pilot-Windenergie-Anlagen ist 

aber im Zusammenhang mit einer Zahlungspflicht an Kommunen nicht ersichtlich. Denn die Akzep-

tanz einer Pilot-Windenergie-Anlagen dürfte nicht anders einzuschätzen sein, als die einer sonsti-

gen Windenergie-Anlage. 
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Grundsätzlich könnte das Instrument auch für Bestandsanlagen eingeführt werden. Für Bestands-

anlagen würde sich allerdings das Problem stellen, dass sich eine Zahlungspflicht an die Kommu-

nen unmittelbar mindernd auf den Anspruch aus dem EEG auswirken würde. Dasselbe würde gel-

ten für den Fall, dass eine Reduzierung der EEG-Vergütung bei unterbliebener Zahlung an die 

Kommunen erfolgt. Diese Konsequenzen dürften in den verfassungsrechtlich begründeten Vertrau-

ensschutz der AnlagenbetreiberInnen eingreifen, und es erscheint sehr fraglich, ob dies verfas-

sungsrechtlich zu rechtfertigen wäre. Um keine verfassungsrechtlichen Risiken einzugehen, wäre 

es bei einer Einbeziehung von Bestandsanlagen daher wohl erforderlich, dass die EEG-Vergütung 

der BetreiberInnen von Bestandsanlagen um den Betrag erhöht werden müsste, der an die Kom-

munen zu zahlen wäre. Dies könnte vor dem Hintergrund der erwünschten Kostenneutralität aller-

dings problematisch sein, da in diesem Fall offensichtlich eine Erhöhung der EEG-Kosten erfolgen 

würde.  

Bei Neuanlagen könnte die Zahlungspflicht der AnlagenbetreiberInnen an die Kommune an den 

Zeitpunkt der Zuschlagserteilung im Rahmen von Ausschreibungen nach Inkrafttreten einer ge-

setzlichen Regelung anknüpfen, so dass AnlagenbetreiberInnen noch die Möglichkeit haben, die 

Zahlung an die Kommune in die Gebotsermittlung einzuberechnen. Dies hätte allerdings zur Folge, 

dass das Gesetz erst einige Jahre später tatsächlich wirken würde, weil die Anlagen noch erbaut 

werden müssen und tendenziell lange Realisierungszeiten haben. Denkbar wäre daher eine Über-

gangsregelung, wonach sich die Regelung auf alle Anlagen erstreckt, die nach Inkrafttreten des 

Gesetzes errichtet werden, aber für Anlagen, die vor Inkrafttreten des Gesetzes an der Ausschrei-

bung teilgenommen haben, sich der anzulegende Wert um den an die Kommunen zu zahlenden 

Betrag erhöht. 

Bei der Einbeziehung von Neuanlagen sollte überdies sichergestellt werden, dass alle Anlagen im 

Repowering erfasst werden. Hier dürfte sich kein spezieller Regelungsbedarf ergeben, sondern es 

würden die geltenden Regeln des EEG zur Anwendung kommen. Danach ist beim Repowering in 

der Regel von einer Neuinbetriebnahme einer neuen Anlage auszugehen, sofern eine neue Anlage 

i. S. d. EEG errichtet wird. 

5.3.1.3.2 Zahlungsgeber 

Die Zahlung wäre von den AnlagenbetreiberInnen zu leisten. Dies geht auch einher damit, dass die 

AnlagenbetreiberInnen auch sonst im EEG Berechtigte und Verpflichtete sind. Da die Anlagenbe-

treiberInnen auch InhaberInnen des Vergütungsanspruchs nach dem EEG sind, kann damit auch 

gewährleistet werden, dass die Sanktion einer Förderungsminderung in der verpflichtenden Ausge-

staltung oder eine Vergütungserhöhung bei freiwilligen Zahlungen wirksam umgesetzt werden 

kann. 

Im Rahmen einer Zahlungspflicht wäre alternativ auch denkbar, dass ein Zahlungsanspruch ge-

gen den Netzbetreiber begründet wird, an dessen Netz die Windenergie-Anlage angeschlossen ist. 

Dies könnte den Vorteil haben, dass die Zahlungsabwicklung vereinfacht wird, wenn der Beteili-

gungsbetrag nicht von den AnlagenbetreiberInnen ausgezahlt wird, die sie dann in den EEG-Aus-

gleichsmechanismus stellen und über den Netzbetreiber weiterreichen. Die Kommune hätte dann 

einen Anspruch unmittelbar gegen den Netzbetreiber. Dagegen spricht allerdings, dass kein Sach-

zusammenhang zwischen der Rolle des Netzbetreibers und der durch die Abgabe bezweckten Ak-

zeptanz besteht. Die Netzbetreiber haben bislang im EEG-Ausgleichsmechanismus die Rolle eines 

Treuhänders und Abwicklers zwischen Anlagenbetreiber und Übertragungsnetzbetreiber für die 

Weiterreichung der EEG-Strommengen und die Weiterreichung von Zahlungen für die Förderung. 

Dieser Rolle begründet sich daraus, dass die Netzbetreiber aus ihrer Funktion heraus die Anlagen 
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anschließen und den Strom daraus abnehmen. Dieser Rolle ist es wesensfremd, dass die Netzbe-

treiber Zahlungen an Dritte leisten, für die sie keinerlei eigene Verantwortung haben. Es würde sich 

diesbezüglich auch die Frage stellen, ob der damit verbundene Grundrechtseingriff der Netzbetrei-

ber, der sich durch die Abwicklungspflicht einschließlich der damit verbundenen Kosten ergibt, 

rechtfertigen ließe. Denn während die bisherigen Aufgaben der Netzbetreiber im EEG aus ihrer 

Rolle im Stromsystem und ihren daraus resultierenden Pflichten begründen lassen, ist die Abwick-

lung einer Zahlungspflicht für die Akzeptanz der Windenergie in keinem Zusammenhang mit dem 

Pflichtenkreis der Netzbetreiber zu sehen. Schließlich wäre auch eine Sanktionierung gegen den 

Netzbetreiber schwer umsetzbar.  

Für die Frage eines Verstoßes gegen das Aufgabenübertragungsverbot wäre es im Übrigen wohl 

irrelevant, ob die Zahlung an die Kommune vom Netzbetreiber oder von AnlagenbetreiberInnen 

kommt. Denn der mögliche Aufwand durch die Kommune dürfte sich bei der Annahme von Zahlun-

gen vom Netzbetreiber oder von AnlagenbetreiberInnen nicht wesentlich unterscheiden.  

Allerdings vermuten die GutachterInnen eine verminderte Akzeptanzwirkung, wenn die Anlagenbe-

treiberInnen der WEA aus ihrer Verantwortung für die Zahlung entlassen werden. Das zu entwi-

ckelnde Beteiligungsinstrument soll laut Zielsetzung der aktuellen Regierungskoalition auf Bundes-

ebene die „Standortgemeinden stärker an der Wertschöpfung von EE-Anlagen beteiligen“ (Bundes-

fraktionen der CDU/CSU und der SPD 2018, 73). Ausgangspunkt des vorgeschlagenen finanziel-

len Beteiligungsinstruments ist die Schaffung eines erkennbaren Zahlungsflusses von den WEA-

Betreibern an die Standortkommunen. So sollen die WEA-Betreiber durch eine finanzielle Beteili-

gung der kommunalen Bevölkerung an der von ihnen generierten Wertschöpfung zur Förderung 

lokaler Akzeptanz beitragen. Der direkte Bezug zwischen den lokalen WEA und der Zahlung an die 

Kommune würde bei einem Zahlungsfluss über die Netzbetreiber aber fehlen. Dabei ist zu vermu-

ten, dass diese fehlende Verantwortlichkeit der WEA-Betreiber von der lokalen Bevölkerung durch-

aus auch wahrgenommen wird. Dem tlw. von Kritikern geäußerten Gegenargument des Beste-

chungsversuchs durch eine finanzielle Beteiligung könnte so noch mehr Vorschub geleistet werden 

(SPIEGEL online 2020; Der Tagesspiegel 2020; Neue Westfälische 2014). Mangels geeigneter Un-

tersuchungen und aufgrund komplexer Wirkungszusammenhänge der konkreten Ausgestaltung 

eines finanziellen Beteiligungsinstrumentes, sind diese Akzeptanzzusammenhänge allerdings nur 

mutmaßlich. 

5.3.1.3.3 Zahlungsempfänger 

Der Zahlungsempfänger könnte grundsätzlich in der Regelung im EEG frei bestimmt werden. Es 

wäre denkbar, dass die Zahlungen nur an die Standortkommune gehen. Es wäre aber ebenso 

denkbar, dass Zahlungen auch an andere betroffene Kommunen erfolgen müssten. Dabei könnte 

etwa die Erhöhung der EEG-Förderung davon abhängig gemacht werden, dass nicht nur an die 

Standortkommune, sondern auch an betroffene Nachbarkommunen Zahlungen zu leisten sind, wo-

bei im Rahmen einer Zahlungspflicht die Beteiligung von Nachbarkommunen unmittelbar in die 

Pflichtenregelung mitaufgenommen werden könnte. Insgesamt wäre im Rahmen der Einbeziehung 

andere Kommunen sicher zu stellen, dass die Regelung zur Aufteilung der Zahlungen zwischen 

den betroffenen Kommunen nicht zu komplex ist, damit die Transaktionskosten für Anlagenbetrei-

berInnen und Kommunen nicht zu hoch werden. 

Alternativ dazu, dass die Zahlung an die Kommune erfolgt, wäre es auch denkbar, dass das Geld 

an eine von der Kommune kontrollierte Institution geht, z.B. eine Stiftung. Dies wird gegenwärtig in 

freiwilligen Ansätzen teilweise so praktiziert (vgl. die Ausführungen in Abschnitt 4.3.3.2). Wenn 

man eine entsprechende gesetzliche Regelung schaffen würde, würde dies aber voraussetzen, 
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dass in jeder betroffenen Kommune eine solche Institution existiert. Dies dürfte – schon verfas-

sungsrechtlich – schwierig umsetzbar sein, wenn jede Kommune zunächst zur Bildung einer ent-

sprechenden Institution verpflichtet werden müsste. Denkbar wäre allerdings, dass alternativ zur 

Zahlungspflicht an Kommunen eine Zahlungspflicht an eine Institution besteht, an der die Kom-

mune zu 100 % beteiligt ist. Auch hier wäre eine entsprechende Regelung aber verfassungsrechtli-

chen Risiken ausgesetzt und würde wohl zu einem administrativen Mehraufwand führen. 

5.3.1.3.4 Zahlungshöhe 

Die Höhe der Zahlung ist grundsätzlich frei bestimmbar. Besondere rechtliche Schranken für die 

Höhe der Zahlungspflicht sind grundsätzlich nicht erkennbar. 

5.3.1.3.5 Zahlungszeitpunkt 

Der Zahlungszeitpunkt könnte frei bestimmt werden. Insbesondere könnten Einmalzahlungen 

und/oder laufende Zahlungen geregelt werden. Bei laufenden Zahlungen dürfte wegen der An-

knüpfung an den EEG-Vergütungsanspruch eine Verknüpfung mit dessen Dauer von 20 Jahren 

naheliegen. 

5.3.1.3.6 Zweckbindung 

Fraglich ist, ob eine Zweckbindung für die Verwendung der Mittel vorgesehen werden kann. Dabei 

ist zunächst festzustellen, dass ein Ermessen der AnlagenbetreiberInnen über die Mittelverwen-

dung – im Gegensatz zum BWE-Vorschlag – gerade nicht bestehen soll. Nicht die Anlagenbetrei-

berInnen sollen darüber bestimmen, wofür die Mittel ausgegeben werden sollen, sondern die Kom-

mune in Repräsentation der örtlichen Gemeinschaft. 

Dies schließt allerdings nicht aus, dass die Kommune bei der Mittelverwendung grundsätzlich an 

gewisse Vorgaben für die Zwecke der Mittelausgabe gebunden werden könnte. Fraglich ist aller-

dings, ob bzw. inwieweit dies geregelt werden kann. Denn dagegen spricht, dass die Kommune 

durch eine einseitige Zahlung der AnlagenbetreiberInnen gerade nicht unmittelbar verpflichtet wer-

den kann. Es ist Inhalt des Vorschlags, dass die Zahlung bzw. das Zahlungsangebot einseitig von 

den AnlagenbetreiberInnen an die Kommune erfolgen soll, ohne Gegenleistung der Kommune und 

auch nicht etwa in Umsetzung eines Anspruchs der Kommune auf Zahlung mit tatbestandlichen 

Bedingungen. Es wäre allerdings denkbar, dass auf Seiten der AnlagenbetreiberInnen geregelt 

werden kann, die Mittel mit einer Zweckbindung an die Kommune zu zahlen. Dies könnte dadurch 

erfolgen, dass im Rahmen der Ausgestaltung als freiwillige Leistung diese Zweckbindung als 

Pflichtbestandteil des Zuwendungsvertrags zwischen AnlagenbetreiberInnen und Kommune vorzu-

sehen ist, so dass BetreiberInnen die volle EEG-Förderung nur erhalten, wenn der Schenkungsver-

trag dieser Anforderung genügt. Bei einer Ausgestaltung als Zahlungspflicht könnte geregelt wer-

den, dass diese Pflicht nur dann erfüllt ist, wenn die AnlagenbetreiberInnen die Kommune zur Ver-

wendung der Mittel für akzeptanzsteigernde Maßnahmen zivilrechtlich verpflichten. Es würde also 

eine Art zweckgebundene Zuwendung erfolgen. Dies entspräche den Regelungen einer Schen-

kung unter Auflage (§ 527 BGB), den geschenkten Gegenstand in einer bestimmten Weise zu ver-

wenden. 

Eine bundesgesetzlich vorgesehene und verbindliche Zweckbindung zur Mittelverwendung für die 

Kommunen ist aber letztlich stets mit dem Risiko behaftet, eine verfassungsrechtlich unzulässige 

Aufgabenübertragung (Art. 84 I S. 7 GG) des Bundes an die Kommune darzustellen. Auch im Falle 
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einer mittelbaren Zweckbindung über die Festlegung von Inhalten des Zuwendungsvertrags dürften 

insoweit Restrisiken bestehen. 

5.3.1.3.7 Art und Weise der Leistung 

Grundsätzlich ist – wie auch bei allen anderen Instrumenten – eine reine Zahlung an die Kommu-

nen vorgesehen. Im Hinblick auf eine einseitige Zahlungspflicht der AnlagenbetreiberInnen im 

EEG wurde aber auch diskutiert, ob neben Zahlungspflichten auch andere Formen von Leistungen 

der AnlagenbetreiberInnen zugunsten der Kommunen denkbar wären, z. B. sonstige materielle 

Leistungen. Grundsätzlich wäre es auch denkbar, eine Pflicht der AnlagenbetreiberInnen zur Er-

bringung bestimmter sonstiger materieller Leistungen für akzeptanzsteigernde Maßnahmen zu-

gunsten der Kommunen zu erbringen. Problematisch dürfte dabei allerdings sein, dass dies die Ab-

wicklung und damit die Transaktionskosten nicht unerheblich erhöhen dürfte. Denn zum Ersten 

müsste zunächst definiert werden, welche Leistungen zulässigerweise erbracht werden können. 

Zum Zweiten müsste ein Verfahren zur Bestimmung der Kosten gefunden werden, die für die Maß-

nahmen angesetzt werden dürfen. Beide Aspekte müssten in der Praxis dann für jede Form der 

materiellen Leistung geprüft werden. Dies dürfte einen nicht unerheblichen Aufwand im Einzelfall 

mit sich bringen. Von daher raten die GutachterInnen eher von einer alternativen Pflichterfüllung 

durch sonstige Leistungen ab. 

5.3.1.3.8 Vertragliche Ausgestaltung 

Im Falle der Ausgestaltung als freiwillige Zahlung zum Erhalt einer höheren EEG-Förderung wäre 

die Rechtsgrundlage für die Zuwendung der AnlagenbetreiberInnen an die Kommune(n) ein zivil-

rechtlicher Schenkungsvertrag. Hierzu ist die Pflicht zur notariellen Beurkundung (§ 518 Abs. 1 

BGB) zu beachten, wobei die Formvorgabe nicht gilt, wenn die Schenkung vollzogen ist 

(§ 518 Abs. 2 BGB) oder bei sog. Real- oder Handschenkungen, bei denen der Vollzug unmittelbar 

und ohne vorherigen Schenkungsvertrag erfolgt. Im Übrigen könnten im EEG selbst abweichende 

Regelungen zu den §§ 516 ff. BGB aufgenommen werden, um Ausnahmen von den strengen For-

merfordernissen zuzulassen. 

Die Verpflichtung der AnlagenbetreiberInnen zur Zahlung an Kommunen würde grundsätzlich als 

einseitige Zahlungspflicht der AnlagenbetreiberInnen ausgestaltet. Dies setzt zunächst nicht zwin-

gend den Abschluss eines Vertrages voraus. Denn die Leistung an die Kommune kann auch ohne 

vorherigen Abschluss eines Vertrags erbracht werden. Die Umsetzung der Verpflichtung könnte 

aber auch durch einen Vertrag erfolgen, was den Zahlungsfluss zusätzlich rechtlich absichern 

würde. Der Vertrag sollte privatrechtlich ausgestaltet sein, damit eindeutig klargestellt ist, dass 

mit dem Vertrag keine öffentlich-rechtlichen Pflichten der Kommune, etwa im Zusammenhang mit 

der Erteilung von Genehmigungen, bestehen. Der Vertrag wäre wohl als Schenkungsvertrag 

(§§ 516 ff. BGB) auszugestalten, wobei dazu die formellen Anforderungen – sofern keine abwei-

chenden Regelungen im EEG getroffen werden – zu beachten wären (s.o.).  

Sowohl in der freiwilligen als auch in der verpflichtenden Ausgestaltung könnten für den Inhalt der 

Schenkungsverträge über die Zahlung der Anlagenbetreiber an die Kommunen gesetzliche Vorga-

ben gemacht werden. Zum einen könnte geregelt werden, dass die Zahlung des Anlagenbetreibers 

an die Kommune eine einseitige Leistung darstellt ohne jedweden Gegenleistungsanspruch an die 

Kommune, um strafrechtliche Risiken (§§ 331 ff. StGB, Bestechungsdelikte) zu verringern. Denn 

ein strafrechtliches Risiko besteht dann grundsätzlich nicht, wenn jedweder Bezug zwischen der 

Zahlung des Anlagenbetreibers an die Kommune einerseits und einer möglichen Diensthandlung 

oder Dienstausübung eines Beamten andererseits ausgeschlossen werden kann. Daneben könnte 
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der Zeitpunkt für den Beginn der Beteiligungszahlungen festgelegt werden, etwa der Beginn der 

EEG-Förderzahlungen an den Anlagenbetreiber, sowie der Zeitpunkt des Vertragsabschlusses ge-

setzlich vorbestimmt sein. Für die freiwillige Ausgestaltung könnte zudem eine feste Vertragsdauer 

vorgeschrieben werden, etwa von 20 Jahren, um damit die Planbarkeit der Zahlungen über den 

EEG-Förderzeitraum hinweg zu gewährleisten. 

Außerdem könnten für die Zuwendungsverträge eine Zweckbindungsvereinbarung für die Verwen-

dung der Mittel durch die Kommune vorgesehen werden (s. bereits oben). 

Unabhängig von einer vertraglichen Ausgestaltung ist es in der Praxis notwendig, dass die Anla-

genbetreiberInnen einen Nachweis über die Zahlung an die Kommune erhalten, den sie gegenüber 

dem Netzbetreiber zum Beleg über die Erfüllung der Pflicht nach dem EEG vorlegen können. Die-

ser Nachweis setzt allerdings nicht zwingend einen Vertrag voraus. 

Schließlich könnte zusätzlich ein staatlicher Akteur, etwa die Bundesnetzagentur, mit der Erstel-

lung eines unverbindlichen Mustervertrages betraut werden, um die Anlagenbetreiber und Kommu-

nen in der rechtssicheren und strafrechtlich möglichst risikofreien Vertragsgestaltung zu unterstüt-

zen. 

5.3.2 Bewertungsergebnisse 

5.3.2.1 Erzielbare Höhe der finanziellen Beteiligung und Berücksichtigung im kommunalen 

Finanzausgleich 

5.3.2.1.1 Abgabenhöhe 

Im Hinblick auf die Höhe der Zahlung der AnlagenbetreiberInnen bestehen keine unmittelbaren tat-

sächlichen oder rechtlichen Schranken. Die Höhe kann also grundsätzlich frei durch den Gesetzge-

ber bestimmt werden. 

Wie in Abschnitt 4.4.3 mit den Berechnungen zur Ausgestaltungs-Variante A aufgezeigt wurde, 

kann mit einer Zahlung in Höhe von 0,1 Euro-Cent/kWh Stromertrag eine signifikante Zahlungs-

höhe erreicht werden, die zugleich auf eine vertretbare Belastung der AnlagenbetreiberInnen be-

grenzt ist. Diese Bewertung ist allerdings insofern eingeschränkt, als dass die Bezugsgröße des 

Stromertrags zur Bemessung der Zahlungshöhe zu einer schlechteren Planbarkeit der Zahlung 

und damit zu einem betriebswirtschaftlichen Risiko für die AnlagenbetreiberInnen und zu einem 

Einnahme-Risiko für die Kommunen führt. Dem Risiko für die AnlagenbetreiberInnen kann mit ei-

nem Korrekturfaktor für die Standortgüte der Windenergie-Anlagen Rechnung getragen werden. 

Dieses Vorgehen geht allerdings mit einer Verringerung der Einnahmen für Kommunen mit 

schlechten Windstandorten einher. 

5.3.2.1.2 Berücksichtigung im kommunalen Finanzausgleich 

Die Finanzmittel aus der Zahlung durch die WEA-BetreiberInnen würden in den kommunalen 

Haushalt fließen. Sie würden jedoch nicht in den kommunalen Finanzausgleich einbezogen 

werden, da sie nicht in die jeweiligen abschließenden Aufzählungen jener Einnahmen fallen, die für 

die Ermittlung der Steuerkraft zu berücksichtigen sind, welche wiederrum maßgeblich ist für die 

Berechnung der Schlüsselzuweisungen im Finanzausgleich. 
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5.3.2.2 Betriebswirtschaftliche Auswirkungen für die EE-AnlagenbetreiberInnen 

Die freiwillige Zahlung hat keine betriebswirtschaftlichen Auswirkungen, wenn und soweit die Anla-

genbetreiberInnen als Ausgleich einen Anspruch auf eine entsprechende Erhöhung der EEG-För-

derung erhalten. Wenn im Rahmen einer freiwilligen Zahlung oder einer Zahlungspflicht die Nicht-

Zahlung an die Kommune eine Verringerung der EEG-Vergütung zur Folge hat, kann dies von 

AnlagenbetreiberInnen betriebswirtschaftlich voll berücksichtigt werden, wenn und soweit sie diese 

Mehrkosten bei der Abgabe des Gebots berücksichtigen können. Dies ist grundsätzlich möglich, 

wenn durch die Erhöhung der Kosten die Gesamtkosten des Projekts nicht so hoch wären, dass 

der gesetzlich vorgesehene Höchstpreis in den Ausschreibungen überschritten würde. Eine Über-

schreitung des Höchstpreises dürfte unter den gegenwärtigen Bedingungen wohl nicht erfolgen. 

Ob die Kosten im Gebot tatsächlich vollständig berücksichtigt werden können, könnte aber auch 

vom Wettbewerbsniveau und dem damit zusammenhängenden Kostendruck abhängen. 

Wie in Abschnitt 3.4.3 dargelegt wurde, können bei der Festlegung der Zahlungshöhe Korrekturfak-

toren zum Einsatz kommen, mit denen die absolute Zahlungshöhe über alle WEA-Standortgüten 

hinweg auf ein ähnlich hohes Niveau gebracht werden. Damit würde zugleich der Anteil der Zah-

lung an die Kommunen an den Umsatzerlösen der AnlagenbetreiberInnen über alle Standortgüten 

hinweg gleich hoch ausfallen, jedoch eine relativ höhere Belastung schlechterer Standorte hinsicht-

lich der erzielbaren Eigenkapitalrendite bewirkt. Sofern das Instrument auch für Bestandsanlagen 

oder für Anlagen, die bereits einen wirksamen Zuschlag erhalten haben, gelten würde, würden sich 

die Einnahmen der AnlagenbetreiberInnen um den Betrag der Zahlungspflicht verringern. In die-

sem Falle wäre zu überlegen, ob die EEG-Förderung für diese Anlagen um einen entsprechenden 

Betrag erhöht werden müsste. Es spricht aus Sicht der GutachterInnen viel dafür, dass aus Grün-

den des verfassungsrechtlich gebotenen Vertrauensschutzes eine entsprechende Erhöhung der 

EEG-Vergütungszahlungen erforderlich wäre. 

5.3.2.2.1 Körperschaftssteuer/ Gewerbesteuer 

Fraglich ist, ob die Zahlungen des WEA-Betreibers an die Kommune ertragsmindernd wirken und 

damit nicht bei der Ermittlung mit der Körperschaftssteuer/Gewerbesteuer berücksichtigt belastet 

werden. Wenn die Ausgaben nicht als ertragsmindernd wirken würden, könnte dies zur Folge ha-

ben, dass der WEA-Betreiber zwar den Betrag für die Zahlung an die Kommune aus dem EEG-

Konto erhält, die Zahlung an die Kommune aber nicht vom Gewinn abziehen kann und damit wirt-

schaftlich schlechter gestellt wird. Damit die Zahlungen als ertragsmindernd berücksichtigt werden 

(bzw. den Verlustvortrag erhöhen), müssten sie als Betriebsausgabe anerkannt werden. Bei freiwil-

ligen Zahlungen besteht das Risiko, dass die Zahlung nicht als betrieblich veranlasst gilt und damit 

nicht als Betriebsausgabe anerkannt wird. Bei der Ausgestaltungsvariante als Zahlungspflicht kann 

man argumentieren, dass die Zahlung aus einer gesetzlichen Pflicht folgt und zudem in Erfüllung 

eines (Schenkungs-)Vertrags mit der Kommune und insofern nicht freiwillig ist. Um das Risiko einer 

Nicht-Berücksichtigung als Betriebsausgabe zu umgehen, könnte geregelt werden, dass die Zah-

lungen als Betriebsausgaben i.S.d. EStG gelten. Der sicherste Weg wäre, dies über eine ausdrück-

liche gesetzliche Regelung zu normieren („Die Zahlungen an die Kommune i.S.d. § … EEG gelten 

als Betriebsausgabe im Sinne des § 4 Abs. 4 des Einkommensteuergesetzes.“). Möglicherweise 

genügt aber auch ein klarstellender Hinweis in der Gesetzesbegründung.  
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5.3.2.2.2 Schenkungssteuer 

Fraglich ist weiterhin, ob für Zahlungen der AnlagenbetreiberInnen an die Kommunen die Schen-

kungssteuer anfällt. Das Anfallen der Schenkungssteuer ist im Erbschafts- und Schenkungssteu-

ergesetz (ErbStG) geregelt. Gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 2 des ErbStG unterliegt der Schenkungssteuer 

die sogenannte Schenkung unter Lebenden. § 7 Abs. 1 Nr. 1 ErbStG definiert eine Schenkung un-

ter Lebenden als jede freigebige Zuwendung unter Lebenden, soweit der Bedachte durch sie auf 

Kosten des Zuwendenden bereichert wird. Eine Schenkung unter Lebenden setzt nicht voraus, 

dass an dem Zuwendungsvorgang natürliche Personen beteiligt sind. Vielmehr können auch juristi-

sche Personen Zuwendender oder Adressat der Zuwendung sein (Beschluss des BFH v. 

26.08.2004, II B 104/03, BFH/NV 2005, 57). 

Eine freigebige Zuwendung setzt in objektiver Hinsicht voraus, dass die Leistung zu einer Berei-

cherung des Bedachten auf Kosten des Zuwendenden führt und unentgeltlich ist sowie in subjekti-

ver Hinsicht den Willen des Zuwendenden zur Freigebigkeit. Objektiv bedarf es einer Vermögens-

verschiebung, d.h. einer Vermögensminderung auf der Seite des Zuwendenden und einer Vermö-

gensmehrung auf der Seite des Bedachten. Subjektiv bedarf es des Bewusstseins des Zuwenden-

den, die Leistung ohne Verpflichtung und ohne rechtlichen Zusammenhang mit einer Gegenleis-

tung zu erbringen (BFH, Urteil vom 03.07.2019, II R 6/16, Rn. 15). Der subjektive Tatbestand ist 

erfüllt, wenn der Zuwendende den rechtlich-sozialen Bedeutungsgehalt der Unentgeltlichkeit “nach 

Laienart” zutreffend erfasst (sog. Parallelwertung in der Laiensphäre) (BFH, Urteil vom 03.07.2019, 

II R 6/16, Rn. 15).  

Voraussetzung ist damit zunächst, dass eine Bereicherung des Bedachten aufgrund der Zuwen-

dung vorliegt. Zahlt der Anlagenbetreiber eine bestimmte Geldsumme an die Kommune, ist diese 

auf Kosten des Anlagenbetreibers bereichert. Fraglich ist jedoch, ob die Zuwendung nach dem Wil-

len der AnlagenbetreiberInnen ohne Gegenleistung erfolgt. Stellt man etwa auf die Verwendung 

der Gelder für akzeptanzsteigernde Maßnahmen ab, profitiert davon auch der Anlagenbetreiber, 

sodass darin eine Gegenleistung erblickt werden könnte. Dieser ist sich der Anlagenbetreiber auch 

bewusst, sodass darin eine Gegenleistung erblickt werden könnte.  

Unabhängig von der Frage, ob eine freigebige Zuwendung vorliegt oder nicht, wäre diese jeden-

falls nach § 13 Abs. 1 Nr. 15 ErbStG von der Steuer befreit. Gemäß § 13 Abs. 1 Nr. 15 ErbStG 

gelten Anfälle an Bund, Land oder eine inländische Gemeinde als steuerfrei. Danach sind unmittel-

bar einer Gebietskörperschaft gemachte Zuwendungen unter Lebenden von der Schenkungssteuer 

befreit. Der Zweck der Zuwendung ist ohne Bedeutung, solange er sich im Rahmen der Aufgaben 

der Gebietskörperschaft hält (Jülicher, in Troll/Gebel/Jülicher/Gottschalk, ErbStG, April 2019, 

Rn.175). Danach wäre die Zuwendung, die die AnlagenbetreiberInnen an die Gemeinde leisten, 

von der Erbschafts- und Schenkungssteuer befreit. Nach dem ausdrücklichen Wortlaut des 

§ 13 Abs. 1 Nr. 15 ErbStG würde die Befreiung darüber hinaus auch für Zuwendungen gelten, die 

nicht unmittelbar an die Gemeinde gehen, aber mit der Auflage versehen werden, diese aus-

schließlich für die Zwecke der Gemeinde zu verwenden. Damit würde der Befreiungstatbestand 

sogar solche Zuwendungen umfassen, die nicht unmittelbar an die Gemeinde getätigt werden, son-

dern mittelbar erst über Private den Gemeinden zufließen würden. 

Wie in Abschnitt 4.4.3 dargelegt wurde, können bei der Festlegung der Zahlungshöhe Korrekturfak-

toren zum Einsatz kommen, mit denen die absolute Zahlungshöhe über alle WEA-Standortgüten 

hinweg auf ein ähnlich hohes Niveau gebracht werden. Damit würde zugleich der Anteil der Zah-

lung an die Kommunen an den Umsatzerlösen der AnlagenbetreiberInnen über alle Standortgüten 
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hinweg gleich hoch ausfallen, jedoch eine relativ höhere Belastung schlechterer Standorte hinsicht-

lich der erzielbaren Eigenkapitalrendite bewirkt. 

5.3.2.3 Planbarkeit der Zahlungshöhe für Kommunen und für Anlagen-BetreiberInnen 

Bei einer Ausgestaltung als freiwillige Zahlung hängt die Zahlung letztlich vom Willen der zahlungs-

pflichtigen AnlagenbetreiberInnen ab. Dadurch wird, auch wenn der finanzielle Anreiz einer Schen-

kung an die Kommunen zum Empfang der vollständigen EEG-Förderung groß ist, die Planbarkeit 

der Zahlung für die Kommunen gemindert. Demgegenüber ist die Planbarkeit der Zahlungshöhe für 

die AnlagenbetreiberInnen bei diesem Zahlungsinstrument hoch. Bei einer Ausgestaltung des In-

struments als Zahlungspflicht, bei deren Missachtung Strafzahlungen in festgelegter Höhe zu leis-

ten sind, wäre die Planbarkeit der Zahlungshöhe für die zahlungsempfangenden Kommunen hö-

her. 

Im Hinblick auf die zeitliche Ausgestaltung gäbe es keine tatsächlichen oder rechtlichen Einschrän-

kungen. Die Zahlungspflicht könnte also als Einmalzahlung oder als laufende Zahlung oder als 

Kombination aus Einmalzahlung und laufenden Zahlungen ausgestaltet werden. Die Zahlungstak-

tung wäre, da die freiwillige Zahlung an die EEG-Förderung anknüpft, jährlich. Um einen stetigeren 

Zahlungsfluss zu erreichen, könnten aber auch monatliche Zahlungen vorgesehen werden. 

Die Planbarkeit der oben beschriebenen Zahlung ist nicht in höchstem Maße gegeben, da sie an 

den jährlichen Stromertrag geknüpft ist, der je nach Windertrag schwankt. Die jährlichen Einnah-

men für Kommunen als auch die Belastung für die AnlagenbetreiberInnen würden demnach, je 

nach Windertrag, unterschiedlich ausfallen. Über einen längeren Zeitraum betrachtet, sind die Ein-

nahmen aber nicht von den Handlungen des Anlagenbetreibers abhängig und dürften auf dem ab-

geschätzten Niveau liegen. 

5.3.2.4 Erfasste EE-Anlagen 

Bei der Ausgestaltung als freiwillige Zahlung wären mit der Anknüpfung an die EEG-Förderung 

ausschließlich EEG-geförderte Anlagen von diesem Instrument erfasst. Eine Zahlungspflicht im 

EEG kann theoretisch für alle EE-Anlagen eingeführt werden, die vom Geltungsbereich des EEG 

erfasst sind. Da die Sanktionen und damit der Anreiz zur Umsetzung allerdings an den Vergü-

tungsanspruch nach dem EEG anknüpfen, dürfte die Pflicht für Anlagen ohne Anspruch auf eine 

finanzielle EEG-Förderung nur eingeschränkt umgesetzt werden können. Da bei WEA davon aus-

zugehen ist, dass diese auf kurze und mittlere Sicht noch einen Bedarf auf eine finanzielle EEG-

Förderung haben, ist das Instrument in diesem Zeitrahmen für WEA umfassend geeignet. Für So-

laranlagen, bei denen bereits eher absehbar ist, dass keine Notwendigkeit für eine EEG-Förderung 

mehr besteht, ist das Instrument nur bedingt geeignet. 

Eine alternative Sanktionierung von Anlagen, die keine finanzielle EEG-Förderung mehr erhalten, 

erscheint wenig aussichtsreich. Denn eine Verweigerung des Netzanschlusses oder der physikali-

schen Stromabnahme bei einer Verletzung der Zahlungspflicht an die Kommunen, dürfte wegen 

eines Verstoßes gegen auch europarechtlich verankerte Pflichten zum diskriminierungsfreien Netz-

zugang nur schwierig umsetzbar sein. Ob eine Anwendung auf Anlagen ohne Anspruch auf finanzi-

elle EEG-Förderung aber dennoch sinnvoll möglich sein könnte, wurde aber nicht im vorliegenden 

Projekt abschließend geprüft und könnte bei Bedarf vertieft untersucht werden. 
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5.3.2.5 Beteiligte AnwohnerInnen bzw. Kommunen 

Die Zahlungspflicht kann sich sowohl an Standortkommunen der Anlage richten als auch an Nach-

barkommunen. Es ist lediglich eine Regelung erforderlich, mit der AnlagenbetreiberInnen erkennen 

können, an welche Kommune die Zahlung bzw. das Angebot der Zahlung gerichtet werden muss. 

Durch die Adressierung der Kommune als Zahlungsempfänger werden potenziell alle von den EE-

Anlagen negativ betroffenen BürgerInnen beteiligt, sofern die Mehreinnahmen von der Kommune 

zielgerichtet, d.h. akzeptanzfördernd verwendet werden (vgl. hierzu Abschnitt 4.3.3). 

Empfehlenswert ist auch hier der Einbezug der Nachbarkommunen, sofern sie in einem vorab defi-

nierten Radius um die WEA herum liegen. Um dies gut administrierbar zu machen, müsste die ent-

sprechende Regelung klar ausgestaltet sein (vgl. hierzu Kap. 4.1.2). 

5.3.2.6 Gestaltungsspielraum der politischen AkteurInnen 

Der Gestaltungsspielraum für die Kommunen im Rahmen der Mittelverwendung hängt davon ab, 

ob und inwieweit eine Zweckbindung der Mittel für die Kommune vorgegeben wird. Je stärker die 

Vorgaben für die Zweckbindung, desto geringer ist der Gestaltungsspielraum für die Kommune bei 

der Ausgabe der Mittel. Wenn hingegen gar keine Zweckbindung vorgegeben wird, hat die Kom-

mune einen großen Spielraum für die Mittelverwendung. 

Eine Zweckbindung wäre vor dem Hintergrund des verfassungsrechtlichen Aufgabenübertragungs-

verbots (Art. 84 Abs. 1 S. 7) wohl allenfalls in unverbindlicher Form möglich – etwa über entspre-

chende Vorgaben in einem unverbindlichen Musterzuwendungsvertrag oder einem unverbindlichen 

Hinweis auf den Zusammenhang von Beteiligungszahlung und Akzeptanzförderung – etwa im Rah-

men der Gesetzesbegründung.  

Überdies könnte eine Pflicht zur Bekanntmachung des zwischen dem Anlagenbetreiber und der 

Kommune geschlossenen Schenkungsvertrags geregelt werden, um dadurch die finanzielle Beteili-

gung zumindest sichtbar zu machen und dadurch der kommunalen Öffentlichkeit die Möglichkeit 

zur demokratischen Mitentscheidung und Kontrolle über die Verwendung der entsprechenden 

Mehreinnahmen zu eröffnen. Zudem würde dies strafrechtliche Risiken mit Blick auf §§ 331 ff. 

StGB wohl erheblich verringern. 

Die Höhe der Zahlung ist von den Kommunen nicht beeinflussbar, da es sich hierbei um eine Bun-

desregelung handelt. Die Zahlungshöhe wird demnach im EEG festgelegt und ist für Anlagenbe-

treiberInnen und Kommunen verbindlich. Kommunen steht jedoch zu, die Annahme der Zahlung zu 

verweigern. 

5.3.2.7 Transaktionskosten 

Die Transaktionskosten dürften insgesamt gering sein. AnlagenbetreiberInnen müssen lediglich die 

zahlungspflichtige Kommune bestimmen und die entsprechende Zahlung leisten bzw. ein entspre-

chendes Zahlungsangebot abgeben. Die Kommunen müssen die finanziellen Mittel entgegenneh-

men und über die Ausgabe der Mittel bestimmen. Der notwendige Aufwand für die Kommunen 

dürfte umso geringer sein, je schwächer die Zweckbindung der Mittel ausgestaltet ist. 
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Wenn ein Vertrag geschlossen wird, können die Transaktionskosten verringert werden, wenn dem 

EEG ein Mustervertrag zu den Schenkungen der AnlagenbetreiberInnen an die betroffenen Kom-

munen angehängt wird. Für mögliche notarielle Beurkundungskosten im Rahmen der Schenkungs-

verträge könnte im EEG eine Ausnahmeregelung geschaffen werden – letztlich sind diese Kosten 

aber wohl auch wegen ihrer geringen Höhe vernachlässigbar. 

5.3.2.8 Akzeptanz von Modellvorschlägen bei Stakeholdern 

Wie in Abschnitt 3.8 erläutert, wird die Akzeptanz von Modellvorschlägen bei Stakeholdern nicht 

eigenständig behandelt, um zu verhindern, dass ein aggregiertes und damit wahrscheinlich ver-

fälschtes Gesamtergebnis entsteht. Stattdessen finden sich Bewertungen zur eingeschätzten Ak-

zeptanzwirkung integriert in einigen der anderen Bewertungskriterien: 

Die Perspektive der Kommunen und BürgerInnen als ZahlungsempfängerInnen wird unter den Kri-

terien „erzielbare Höhe der finanziellen Beteiligung“, „Planbarkeit der Zahlungshöhe für Kommunen 

und für Anlagen-BetreiberInnen“ und „beteiligte AnwohnerInnen und Kommunen“ behandelt.  

Die Akzeptanzwirkung auf EE-AnlagenbetreiberInnen wird in den Kriterien „betriebswirtschaftliche 

Auswirkungen“ und „Planbarkeit der Zahlungshöhe für Kommunen und für Anlagen-BetreiberInnen“ 

bewertet.  

Unter „Gestaltungsspielraum der politischen AkteurInnen“ wird die Rolle der Kommunen als Mitge-

stalter der Beteiligungsinstrumente berücksichtigt, da auch hier eine Akzeptanzwirkung auf die 

Kommunen zu erwarten ist. 

5.3.2.9 Rechtliche Regelungs- / Umsetzungskomplexität 

Zur Implementierung dieses Beteiligungsinstruments ist lediglich eine Regelung im EEG erforder-

lich. Der damit verbundene Gesetzgebungsaufwand ist also eher gering.  

5.3.2.9.1 Strafrechtliche Risiken 

In beiden Ausgestaltungsvarianten könnten jedoch strafrechtliche Risiken für Anlagenbetreiber o-

der Kommunen, insbesondere im Rahmen der §§ 331 ff. StGB, einer effektiven Umsetzung dieses 

Instruments entgegenstehen. So hat dies vereinzelt etwa die Umsetzung von Zahlungen im Sinne 

des § 5 Abs. 4 StromNEV in der Praxis behindert (50Hertz et al. 2013; Recht und Montag 2014). 

Im Rahmen einer verpflichtenden Ausgestaltung wäre demgegenüber die Gefahr eines Gegenleis-

tungsbezugs zwischen Kommune und AnlagenbetreiberInnen durch die gesetzlich geregelte Zah-

lungspflicht verringert. 

Bestechung und Bestechlichkeit 

Nach § 332 Abs. 1 StGB (Bestechlichkeit) macht sich ein Amtsträger oder ein für den öffentli-

chen Dienst besonders Verpflichteter strafbar, wenn er einen Vorteil für sich oder einen Dritten als 

Gegenleistung dafür fordert, sich versprechen lässt oder annimmt, dass er eine Diensthandlung 

vorgenommen hat oder künftig vornehme und dadurch seine Dienstpflichten verletzt hat oder ver-

letzen würde. Spiegelbildlich hierzu macht sich wegen Bestechung nach § 334 Abs. 1 StGB straf-

bar, wer einem Amtsträger, einem für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten oder einem 

Soldaten der Bundeswehr einen Vorteil für diesen oder einen Dritten als Gegenleistung dafür an-

https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=STGB&p=334
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bietet, verspricht oder gewährt, dass er eine Diensthandlung vorgenommen hat oder künftig vor-

nehme und dadurch seine Dienstpflichten verletzt hat oder verletzen würde. Neben der Annahme 

bzw. der Gewährung eines Vorteils setzt eine Strafbarkeit nach den §§ 332, 334 StGB in Abgren-

zung zu den in den §§ 331, 333 StGB geregelten Straftatbeständen voraus, dass ein Vorteil als 

Gegenleistung für eine bestimmte - bereits vorgenommene oder künftige Diensthandlung – ge-

währt wird (Korte, in Münchener Kommentar zum StGB, 3. Auflage 2019, § 332 StGB Rn. 6).  

Fraglich ist bereits, ob die Zuwendung des Anlagenbetreibers an die Kommune für eine Dienst-

handlung eines Amtsträgers erfolgt. Zwar erhält die Kommune hier vom Anlagenbetreiber eine fi-

nanzielle Zuwendung und damit einen geldwerten Vorteil. Es ist jedoch nicht erkennbar, dass hier-

durch durch einen Amtsträger eine konkrete Diensthandlung zugunsten des Anlagenbetreibers vor-

genommen wird. Darüber hinaus wäre die Diensthandlung wohl auch nicht pflichtwidrig. Eine 

Diensthandlung ist pflichtwidrig, wenn sie gegen Gesetze, Verwaltungsvorschriften, Richtlinien, all-

gemeine Dienstanweisungen oder Anweisungen des Vorgesetzten verstößt (Korte, in Münchener 

Kommentar zum StGB, 3. Auflage 2019, § 332StGB Rn. 17). Legt man dies zugrunde, spricht ge-

gen die Pflichtwidrigkeit der vorgenommenen Diensthandlung, dass die Möglichkeit einer Zuwen-

dung des Anlagenbetreibers an die Kommune und die entsprechende Verwendung der Gelder 

durch die Kommune für akzeptanzsteigernde Maßnahme im EEG vorgesehen ist. Eine Pflichtwid-

rigkeit würde jedoch nur dann entfallen, wenn sich die Zuwendung und die Diensthandlung auch in 

der gesetzlich bestimmten Vorgehensweise abspielen. Dies kann zwar nicht für jeden Einzelfall 

sicher ausgeschlossen werden. Das Risiko eines gesetzeswidrigen Verhaltens ist allerdings dem 

Instrument zur kommunalen Beteiligung nicht inhärent, sondern kann allgemein nicht ausgeschlos-

sen werden. Das insoweit bestehende Risiko einer Strafbarkeit nach §§ 332, 334 StGB dürfte da-

her zu vernachlässigen sein. 

Vorteilsannahme und Vorteilsgewährung 

Gemäß § 331 StGB (Vorteilsannahme) macht sich ein Amtsträger oder ein für den öffentlichen 

Dienst besonders Verpflichteter strafbar, wenn er für die Dienstausübung einen Vorteil für sich oder 

einen Dritten fordert, sich versprechen lässt oder annimmt. Spiegelbildlich hierzu macht sich nach 

§ 333 StGB (Vorteilsgewährung) strafbar, wer einem Amtsträger, einem für den öffentlichen 

Dienst besonders Verpflichteten oder einem Soldaten der Bundeswehr für die Dienstausübung ei-

nen Vorteil für diesen oder einen Dritten anbietet, verspricht oder gewährt. Im Unterschied zur 

Strafbarkeit nach den §§ 332, 334 StGB muss der Vorteil keine Gegenleistung für eine bestimmte 

Diensthandlung sein. Vielmehr genügt es, wenn sich die Vorteilsgewährung auf eine Dienstaus-

übung bezieht (Korte, in Münchener Kommentar zum StGB, 3. Auflage 2019, § 332 StGB Rn. 

104). Schließlich muss die Annahme des Vorteils ein Äquivalent für die Dienstausübung darstellen. 

Hierfür ist eine Übereinkunft zwischen annehmenden Amtsträger und Gewährendem, die über den 

Austausch von Vorteil und Dienstausübung getroffen wird (sog. Unrechtsvereinbarung), erforder-

lich (Korte, in Münchener Kommentar zum StGB, 3. Auflage 2019, § 331 StGB Rn. 116). 

Fraglich ist bereits, ob der durch die Zuwendung des Anlagenbetreibers erlangte Vorteil dem Amts-

träger “für die Dienstausübung” gewährt wird. Das Tatbestandsmerkmal für die Dienstausübung ist 

nur gegeben, wenn der Vorteil die Gegenleistung der Dienstausübung ist (Korte, in Münchener 

Kommentar zum StGB, 3. Auflage 2019, § 331 StGB Rn. 117). Zur Dienstausübung gehören alle 

Handlungen, die zu den dienstlichen Obliegenheiten des Amtsträgers gehören und die von ihm in 

dienstlicher Eigenschaft vorgenommen werden. Deshalb liegt allein in der Vereinbarung über die 

Gewährung und Annahme von Drittmitteln oder sonstigen Sponsoringleistungen, Spenden und 

Schenkungen zwischen dem Amtsträger und dem Gewährenden noch keine Unrechtsvereinba-
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rung, auch wenn der Amtsträger die Vorteile für die Ausübung des Dienstes einsetzt. Eine Un-

rechtsvereinbarung i.S. des § 331 Abs. 1 StGB kommt dann in Betracht, wenn die Zuwendung eine 

Gegenleistung für die sonstige Dienstausübung des Amtsträgers, zum Beispiel die Beteiligung an 

Vergabe- und Beschaffungsentscheidungen zugunsten des Gewährenden, darstellt. Allerdings 

kann es auch ausreichen, wenn die Zuwendung für ein nicht abschließend spezifiziertes Tätigwer-

den des Amtsträgers erfolgt und sich der Zuwendende nur ein günstiges Verhalten im weiteren 

Sinne “erkaufen” will. Erhält die Kommune vom Anlagenbetreiber zur Finanzierung akzeptanzstei-

gernder Maßnahme einen finanziellen Betrag, handelt es sich hierbei zwar um einen finanziellen 

Vorteil. Dieser würde jedoch nicht als Gegenleistung für die Vornahme einer Dienstausübungs-

handlung durch einen Amtsträger stehen, sondern das Geld würde nur durch den Anlagenbetreiber 

zur Verfügung gestellt. Dies wird durch die gesetzliche Regelung ausdrücklich so vorgesehen. Dar-

über hinaus würde der Anlagenbetreiber den Vorteil auch nicht einem bestimmten Amtsträger, son-

dern der Kommune zuwenden. 

Es stellt sich die Frage, ob das Vorliegen einer Unrechtsvereinbarung entfällt, wenn die Zuwen-

dung an die Kommune im EEG vorgesehen ist. Grundsätzlich hat der Tatbestand der Vorteilsan-

nahme und dementsprechend auch der Vorteilsgewährung einen sehr weiten Anwendungsbereich, 

der Literatur und Rechtsprechung bereits dazu veranlasst hat, Fallgruppen für die einschränkende 

Auslegung zu entwickeln. Eine Fallgruppe bildet die Drittmitteleinwerbung im Hochschulbereich 

und in der Gesundheitsversorgung. Der BGH entschied für die Fälle der Drittmitteleinwerbung, 

dass Tatbestand der Vorteilsannahme nicht erfüllt sei, wenn ein Hochschullehrer Drittmittel ein-

wirbt, soweit es sich bei den einzuwerbenden Drittmitteln nicht nur der Sache nach um Fördermittel 

für Forschung und Lehre handele, sondern wenn diese auch dem im Drittmittelrecht vorgeschriebe-

nen Verfahren (Anzeige und Genehmigung) unterworfen werden und dieses im Einzelfall eingehal-

ten wurde. Der BGH begründet diese einschränkende Auslegung des Straftatbestandes damit, 

dass das vom Straftatbestand geschützte Rechtsgut, das Vertrauen in die Sachgerechtigkeit und 

„Nicht-Käuflichkeit“ dienstlichen Handelns, nicht in dem vom Gesetzgeber vorausgesetzten Maße 

strafrechtlich schutzbedürftig sei, wenn das im Hochschulrecht vorgesehene Verfahren eingehalten 

werde. Auf diese Weise – so der BGH – werde die Durchschaubarkeit (Transparenz) des Vor-

ganges hinreichend sichergestellt, den Kontroll- und Aufsichtsorganen eine Überwachung ermög-

licht und so der Notwendigkeit des Schutzes vor dem Anschein der „Käuflichkeit” von Entscheidun-

gen des Amtsträgers angemessen Rechnung getragen. Zudem werden Strafrecht und Hochschul-

recht so auf der Tatbestandsebene in einen systematischen Einklang gebracht und ein Wertungs-

bruch vermieden (BGH, 23.5.2002 – 1 StR 372/01, BGHSt 47, 295 (306) = NJW 2002, 2801 

(2804). 

Legt man dies zu Grunde, könnte durch ein transparentes Verfahren für die Zuwendung des Anla-

genbetreibers an die Kommune unter Umständen eine Unrechtsvereinbarung ausgeschlossen wer-

den. Allerdings hat der BGH diese Grundsätze nur für den Bereich der Drittmitteleinwerbung entwi-

ckelt. Ob diese auch auf Bereich außerhalb der Drittmitteleinwerbung übertragen werden können, 

ist nicht abschließend geklärt. Für den Bereich der Wahlkampfspenden etwa, hat der BGH eine 

Übertragbarkeit abgelehnt (BGH 28.10.2004 – 3 StR 301/03, BGHSt 49, 275 (287 ff.) = NJW 2004 

3569 (3572 f.), zustimmend Zöller GA 2008, 151 (162). Ob eine Tatbestandseinschränkung auf der 

Grundlage der Rspr. des BGH zur Drittmitteleinwerbung auch im Bereich des allgemeinen (Verwal-

tungs-)Sponsorings oder der Einwerbung von Spenden in Verbindung mit der Dienstausübung in 

Betracht kommt, ist bisher noch nicht entschieden (Korte, in Münchener Kommentar zum StGB, 3. 

Auflage 2019, § 331 StGB Rn. 155). Es bleibt somit fraglich, ob die Einhaltung der Vorgaben des 

EEG und eine entsprechende Transparenz bei der Ausgestaltung genügen, um die Verwirklichung 

des Straftatbestandes mit hinreichender Sicherheit auszuschließen. 

https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=stgb&p=331
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=stgb&p=331&x=1
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&d=2002-05-23&az=1STR37201&ge=BGH
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=47&s=295&z=BGHSt
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=47&z=BGHSt&sx=306
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=2002&s=2801&z=NJW
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=2002&z=NJW&sx=2804
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Darüber hinaus können Zuwendungen nicht dem Anwendungsbereich der §§ 331 ff. StGB unterfal-

len, wenn es Regeln für die Annahme von Vorteilen für die Dienstausübung gibt und damit keine 

Regelwidrigkeit des Äquivalenzverhältnisses besteht. Ist der Vorteil zum Beispiel Bestandteil eines 

städtebaulichen Vertrages oder eines anderen öffentlich-rechtlichen Austauschvertrages liegt kein 

regelwidriges Verhältnis vor, wenn die Voraussetzungen der §§ 11 BauGB, 56 VwVfG erfüllt sind 

(Korte, in Münchener Kommentar zum StGB, 3. Auflage 2019, § 331 StGB Rn. 161). Für Ausnah-

men vom Anwendungsbereich soll es demgegenüber nicht alleine ausreichen, dass es gesetzliche 

Vorschriften gibt, aus denen sich unmittelbar oder mittelbar nur ergibt, dass Vorteile angenommen 

werden dürfen, ohne dass die Annahme der Vorteile für die Dienstausübung geregelt ist 

(BGH 23.5.2002 – 1 StR 372/01, BGHSt 47, 295 (310 f.) = NJW 2002, 2801 (2806); OLG Hamburg 

11.7.2000 – 2 Ws 129/00, StV 2001, 284 (288); Ambos JZ 2003, 345 (352). Würde vorliegend etwa 

in der Form eines Musterschenkungsvertrages in Kombination mit einer gesetzlichen Regelung im 

EEG oder hinreichend deutlich in der gesetzlichen Regelung allein die gegenleistungslose Zuwen-

dung des Anlagenbetreibers an die Kommune vorgesehen, wäre dies mit den Regelungen in §§ 11 

BauGB bzw. 56 VwVfG vergleichbar. Auch in einem solchen Fall verbleibt jedoch ein Risiko der 

Verwirklichung des Straftatbestandes, wenn die im EEG und Schenkungsvertrag vorgesehene Ver-

fahrensweise nicht eingehalten wird. 

5.3.2.9.2 Gesamtbewertung 

Die strafrechtlichen Risiken bei der Umsetzung des Instruments sind als gering einzustufen. Zur 

weiteren Verringerung bzw. zum Ausschluss der Risiken sollten aber bestimmte Reglungen im Ge-

setz getroffen werden. Dazu könnte zum Ersten in der gesetzlichen Regelung klargestellt werden, 

dass die Zahlung an die Kommune ohne jedwede Gegenleistung erfolgen muss. Darüber hinaus 

könnte gesetzlich geregelt werden, dass die Erfüllung der Pflicht aus dem EEG zur Zahlung an die 

Kommune nicht als Tatbestand i.S.d. §§ 331 ff. gilt. Schließlich könnte auch ein gesetzlich geregel-

ter Musterschenkungsvertrag als Anlage zum EEG beigefügt werden. Mit dieser gesetzlichen Re-

gelung eines Vertrags würde sichergestellt, dass bei einer Zahlung aufgrund dieses Vertrags eine 

Strafbarkeit nicht besteht. Für diese Ergänzung spricht zudem, dass ein ggf. (zu) großer Verhand-

lungsspielraum der AnlagenbetreiberInnen gerade in finanzschwachen Kommunen in Bezug auf 

die freiwilligen Zuwendungen durch klare Musterregelungen beschränkt werden könnte. 

Daneben könnte zur Verringerung von Transaktionskosten eine Sonderregelung zur Nichtgeltung 

von Formvorschriften für Schenkungsverträge geregelt werden. Außerdem bestünde die Möglich-

keit einer Übergangsregelung. Weitere gesetzliche Regelungen außerhalb des EEG müssen nicht 

geändert werden.  

Insgesamt ist die rechtliche Regelungs- und Umsetzungskomplexität daher als eher gering einzu-

schätzen.  

https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&d=2002-05-23&az=1STR37201&ge=BGH
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=47&s=295&z=BGHSt
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=47&z=BGHSt&sx=310
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=2002&s=2801&z=NJW
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=2002&z=NJW&sx=2806
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&d=2000-07-11&az=2WS12900&ge=OLGHAMBURG
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=2001&s=284&z=StV
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=2001&z=StV&sx=288
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=2003&s=345&z=JZ
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=2003&z=JZ&sx=352
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5.3.2.10 Rechtliches Risiko bei einer Zahlungspflicht (Verfassungsrecht, Unionsrecht) 

In der Bewertung des rechtlichen Risikos wird zwischen den beiden Ausgestaltungsvarianten einer 

Regelung als Zahlungspflicht zum Erhalt der gesamten EEG-Förderung einerseits (dazu im Fol-

genden unter 4.3.2.10) und der freiwilligen Zahlung als Voraussetzung für eine Fördererhöhung 

andererseits (dazu im Folgenden unter 4.3.2.11) unterschieden. 

5.3.2.10.1 Verfassungsrechtliche Risiken 

Finanzverfassungsrecht 

Bei der Ausgestaltung als Zahlungspflicht würde eine gesetzlich geregelte Pflicht der Anlagenbe-

treiberInnen zur Zahlung (oder zum Zahlungsangebot) an die Kommune(n) bzw. in die entspre-

chenden kommunalen Haushalte bestehen, wobei bei Nicht-Zahlung die ausgekehrte EEG-Förde-

rung reduziert werden würde. Sofern damit in formalrechtlicher Betrachtung ein Steuertatbe-

stand oder eine nicht-steuerliche Abgabe geschaffen werden würde, wäre die entsprechende Re-

gelung an den Vorgaben der Finanzverfassung nach Art. 104 ff. GG zu messen.  

Grundvoraussetzungen von Steuern und nicht-steuerlichen Abgaben sind, dass zum einen eine 

öffentlich-rechtliche Zahlungs- bzw. Abgabepflicht begründet wird und zum anderen, dass mittels 

der jeweiligen Steuer oder Abgabe eine Aufkommenswirkung zugunsten der öffentlichen Hand 

erreicht wird (Beschluss des BVerfG v. 9.1.1996, 2 BvL 12/95; Urteil des BGH v. 25.06.2014, VII 

ZR 169/13). 

Gegen eine Einordnung des EEG-integrierten Mechanismus als Steuer oder nicht-steuerliche Ab-

gabe in spricht zunächst, dass vorliegend als wesentlicher Unterschied zu einer Steuer oder staat-

lich veranlassten Abgabe lediglich eine einseitige Pflicht der AnlagenbetreiberInnen zur Zahlung 

besteht. Wesen einer Steuer ist es, dass diese zwangsweise durch einseitigen Hoheitsakt auferlegt 

werden kann. Auch einer Sonderabgabe ist es inhärent, dass sie hoheitlich auferlegt und zwangs-

weise durch den Staat durchgesetzt werden kann. Nach der vorliegenden Konzeption kann der 

Staat bzw. die Kommune die Zahlung jedoch nicht mit öffentlich-rechtlichen Instrumenten der Ver-

waltungsvollstreckung oder auf gerichtlichem Wege durchsetzen – eine öffentlich-rechtliche Zah-

lungspflicht besteht daher nicht. Wenn AnlagenbetreiberInnen nicht zahlen, erfolgt als Sanktion le-

diglich eine Reduzierung der EEG-Vergütung, die in einem privatrechtlichen Mechanismus erfolgt. 

Den zahlungsverpflichteten AnlagenbetreiberInnen wird dabei die Entscheidung überlassen, die 

Zahlungspflicht zu erfüllen oder eine Kürzung ihrer EEG-Förderung in Kauf zu nehmen. Es beste-

hen also keine öffentlich-rechtlichen Konsequenzen, sondern lediglich zivilrechtliche Folgen. 

Zudem ist eine Aufkommenswirkung zugunsten der öffentlichen Hand dem hier untersuchten In-

strument in verpflichtender Ausgestaltung nicht inhärent. Eine Aufkommenswirkung zugunsten der 

öffentlichen Hand liegt vor, wenn Einnahmen der öffentlichen Hand generiert werden oder sie zu-

mindest Zugriff auf die Geldmittel erhält. So entschied der BGH, dass die EEG-Umlage mangels 

Aufkommenswirkung zugunsten der öffentlichen Hand keine nicht-steuerliche Abgabe sei, da die 

Mittel ausschließlich zwischen juristischen Personen des Privatrechts bewegt werden (Bundesge-

richtshof 2014, NVwZ 2014, 1180; (Oberlandesgericht Hamm v. 14.05.2013, 19 U 180/12 Rn. 37). 

Werden die AnlagenbetreiberInnen wie durch die vorgeschlagene Regelung durch Gesetz einseitig 

zur Zahlung an die Kommune bzw. in den kommunalen Haushalt verpflichtet, liegt eine Aufkom-

menswirkung zugunsten der öffentlichen Hand vor, denn die Finanzmittel würden direkt von den 

zahlenden AnlagenbetreiberInnen an die begünstigte(n) Kommune(n) gehen. Nach dem Vorschlag 
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der GutachterInnen tritt diese Folge aber nicht zwingend ein. Denn neben den Fall der pflichtgemä-

ßen Zahlung an die Kommune(n) tritt der Pönalfall, in dem als einzige Sanktion die EEG-Förderung 

des nichtzahlenden Anlagenbetreibers reduziert wird (s.o.). In der Option des Pönalfalls fehlt indes 

eine Aufkommenswirkung zugunsten der öffentlichen Hand, denn die Finanzmittel verblieben in 

diesem Fall, in dem die an die jeweiligen AnlagenbetreiberInnen ausgekehrte EEG-Förderung re-

duziert würde, auf dem privatrechtlich ausgestalteten EEG-Konto. Die Mittel würden also insbeson-

dere nicht an die öffentliche Hand fließen und somit keine von staatlicher Verfügungsgewalt über 

generierte Mittel getragene Aufkommenswirkung für die öffentliche Hand (Urteil des BGH v. 

25.06.2014, VII ZR 169/13) erreichen.  

Materielle Betrachtung 

Finanzverfassungsrechtliche Relevanz könnte dem EEG-integrierten Mechanismus in der Ausge-

staltung als Zahlungspflicht allenfalls bei einer materiellen Betrachtung mit dem Argument zu-

kommen, dass der Mechanismus eine steuerähnliche bzw. mit nicht-steuerlichen Abgaben ver-

gleichbare Wirkung hätte. Danach dürfe für die finanzverfassungsrechtliche Bewertung kein Unter-

schied gemacht werden zwischen einer öffentlich-rechtlicher Abgabenpflicht und einer faktisch be-

stehenden Geldleistungspflicht bzw. zwischen einer Aufkommenswirkung zugunsten der öffentli-

chen Hand, etwa in ein staatlich verwaltetes Sondervermögen, und einem gesetzlich verpflichtend 

vorgesehenen Transfer von Finanzmitteln zwischen Privaten (Pohlmann 1997; Kerssenbrock 

2014). Diese materielle Betrachtung entspricht nicht der ständigen Rechtsprechung insbeson-

dere zur Einordnung des EEG als Sonderabgabe, nach der regelmäßig eine formale Betrachtung 

entscheidend sein soll (siehe zuletzt Urteil des BGH v. 25.06.2014, VII ZR 169/13). 

Gegen eine materielle Einordnung als Steuer bzw. nicht-steuerliche Abgabe spricht aber, dass 

keine direkte Zahlungspflicht besteht, weil sich die vorgeschlagene Pflicht zur Zahlung nur an Anla-

genbetreiberInnen richtet, die EEG-Fördermittel erhalten. Bei Verzicht auf diese Förderung entfiele 

auch die Zahlungspflicht. Die Fördermittel werden dabei im Rahmen eines privatrechtlich ausge-

stalteten Förderregimes gewährt und es besteht keine Pflicht, die Förderung in Anspruch zu neh-

men.  

Gleichwohl könnte argumentiert werden, dass zumindest eine faktische Pflicht zur Inanspruch-

nahme der privatrechtlich ausgestalteten EEG-Förderung bestünde, soweit sie von den zahlungs-

verpflichteten AnlagenbetreiberInnen in Anspruch genommen werden muss, weil sich entspre-

chende Anlagen sonst nicht wirtschaftlich betreiben ließen. Damit bestünde also die (faktische) 

Pflicht, sich an die Vorgaben zur EEG-Förderung zu halten, mithin auch an die Vorgaben eines 

EEG-integrierten Mechanismus in Ausgestaltung als Zahlungspflicht. 

Dies könnte dann jedenfalls in Betracht kommen, soweit eine Nicht-Zahlung mit dem vollständigen 

Wegfall der EEG-Förderung sanktioniert werden würde (siehe zu dieser Ausgestaltungsvariante 

unter 5.3.1.2). Um das Element der Freiwilligkeit zu verstärken und damit die verfassungsrechtli-

chen Risiken wegen der Annahme einer staatlichen Abgabe zu minimieren, sollte die Zahlungs-

pflicht im EEG nach Einschätzung der GutachterInnen daher so ausgestaltet werden, dass die 

EEG-Förderung bei Verstoß gegen die Pflicht zur Zahlung an die Kommune nicht vollständig verlo-

ren geht. Denn je geringer ein etwaiger faktischer Zwang der AnlagenbetreiberInnen zur Einhaltung 

der Vorgaben eines EEG-integrierten Mechanismus ist, desto unbegründeter dürfte hingegen die 

Einordnung als faktische staatliche Abgabe bzw. als Umgehung des Finanzverfassungsrecht sein. 
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Vor diesem Hintergrund dürfte eine solche faktische Pflicht dann aber eher nicht in Betracht kom-

men, wenn im Sanktionsfall nicht die gesamte EEG-Förderung wegfällt, sondern nur um einen rela-

tiv zur Gesamtförderung nur geringfügigen Betrag gekürzt wird. Weil in diesem Fall die übrige För-

dermenge unberührt bliebe, betrifft die Frage einer faktischen Pflicht zur Inanspruchnahme der 

EEG-Förderung auch nur diese geringe Teilfördermenge. Diese dürfte jedoch regelmäßig nicht 

darüber entscheiden, ob die entsprechende Anlage sich wirtschaftlich betreiben ließe oder nicht. 

Damit dürfte eine (faktische) Pflicht zur Einhaltung der Vorgaben des EEG-Mechanismus, die 

grundsätzlich eine Nähe zur Steuer oder nicht-steuerlichen Abgabe begründen könnte, wohl nicht 

bestehen 

Überdies spricht auch in dem Fall, dass von einer solchen Pflicht zur Einhaltung der Vorgaben aus 

dem EEG-Mechanismus ausgegangen werden sollte gegen die materielle Einordnung als Steuer 

oder nicht-steuerliche Abgabe, dass eine zwangsweise durchsetzbare Pflicht zur Zahlung letztlich 

nicht besteht. Wenn die betroffenen AnlagenbetreiberInnen der Pflicht zur Zahlung im Rahmen des 

EEG-integrierten Mechanismus nicht nachkommen, wird im folgenden Pönalfall lediglich ihre EEG-

Förderung gekürzt. Eine Zahlungspflicht, die dennoch etwa über gerichtliche Zwangsmaßnahmen 

durchgesetzt werden könnte, liegt nicht vor.  

Zudem läge schon eine mit öffentlich-rechtlichen Abgaben vergleichbare unmittelbare finanzielle 

Belastung der AnlagenbetreiberInnen mittels einer Zahlungspflicht im Vergleich zur Situation vor 

Implementierung des Instruments überhaupt nur dann vor, wenn sich das Niveau der Gebote bei 

den Windausschreibungen infolge der Regelungen nicht um den Wert erhöhen würde, den die 

Zahlungen an die Kommunen ausmachen. Dies ist aber – innerhalb der Höchstgebotsgrenzen – 

grundsätzlich zu erwarten. Damit würden AnlagenbetreiberInnen, die sich nicht beteiligen wollen 

und deshalb Pönalen zu zahlen hätte, voraussichtlich nicht wahrnehmbar schlechter stehen, als sie 

ohne das Instrument stünden. Schließlich spricht auch gegen eine solche finanzverfassungsrechtli-

che Einordnung, dass im Pönalfall ein abgabenähnlicher Transfer von Finanzmitteln vom Belaste-

ten zum Begünstigten (Pohlmann 1997) fehlen dürfte. Denn durch die Kürzung der EEG-Förderung 

bei Nicht-Zahlung werden gerade keine Finanzmittel transferiert, sondern lediglich Fördermittel ge-

kürzt, die damit auf dem EEG-Konto verbleiben. 

Die Pflicht zur Zahlung einer Abgabe an die Kommune sollte also lediglich als allgemeine Pflicht im 

EEG ausgestaltet sein (wie bspw. § 9 EEG zur Vorhaltung von technischen Einrichtungen zum Ein-

speisemanagement). Um gleichwohl einerseits einen Anreiz zu setzen und andererseits die 

Zwangswirkung der AnlagenbetreiberInnen deutlich zu reduzieren, könnte die EEG-Vergütung bei 

unterbliebener Zahlung lediglich um einen geringen Betrag reduziert werden (s.o.). Denkbar wäre 

etwa, dass die EEG-Vergütung lediglich um den Betrag gekürzt wird, der der Höhe der Zahlungs-

pflicht an die Kommune entspricht. Dies hätte allerdings den Nachteil, dass damit keine unmittel-

bare wirtschaftliche Motivation für die AnlagenbetreiberInnen zur Zahlung an die Kommune be-

steht. Deshalb könnte die Vergütungsreduzierung in einem etwas höheren Betrag als der Zah-

lungspflicht an die Kommune bestehen (Bsp.: Bei einer verpflichtenden Abgabe an die Kommune i. 

H. v. 0,1 ct/kWh reduziert sich bei Nichtzahlung die Vergütung um 0,15 ct/kWh). Je höher dabei 

aber der zahlenmäßige Unterschied ist zwischen der an die Kommune zu leistenden Zahlung ei-

nerseits und der Förderungskürzung im Pönalfall andererseits, desto größer ist der (faktische) 

Pflichtcharakter der Zahlung an die Kommune für den Anlagenbetreiber gegenüber der Inkauf-

nahme einer Förderungsreduzierung im Pönalfall. Da die Option der Förderungskürzung im Pönal-

fall von besonderer Bedeutung ist für die Einschätzung der finanzverfassungsrechtlichen Zulässig-

keit des EEG-integrierten Mechanismus in der Ausgestaltung als Zahlungspflicht (s.o.), erhöht sich 
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mithin das finanzverfassungsrechtliche Risiko mit steigender Differenz zwischen den beiden Beträ-

gen. Bei geringfügigen Differenzen dürften die finanzverfassungsrechtlichen Risiken aber eher aus-

geschlossen sein. 

Bewertung bei Finanzierung der EEG-Umlage aus Haushaltsmitteln 

Fraglich ist letztlich noch, ob sich vor dem Hintergrund der Senkung der EEG-Umlage über einen 

Zuschuss aus Steuer- bzw. über den nationalen Emissionshandeln eingenommenen Mitteln 

das finanzverfassungsrechtliche Risiko erhöht. Die Verteilung von Finanzmitteln im föderalen Bun-

desstaat ist durch die Finanzverfassung grundsätzlich abschließend geregelt. Den Kommunen ste-

hen danach unmittelbar Steuereinnahmen nur nach Maßgabe des Art. 106 GG zu, und besondere 

finanzielle Zuweisungen an Kommunen müssen dem zweigliedrigen Aufbau der Finanzverfassung 

in Bund und Länder entsprechend (Art. 106 IX GG) über die jeweiligen Bundesländer erfolgen. Ein 

direkter Mittelfluss vom Bundeshaushalt in einen kommunalen Haushalt außerhalb dieser Rege-

lung wäre mithin unzulässig.  

Vor dem Hintergrund der Debatte um eine teilweise steuerfinanzierte EEG-Umlage (Bundesregie-

rung 2020) lässt sich für den EEG-integrierten Mechanismus zwar nicht ausschließen, dass auch 

Bundesmittel mittelbar über die AnlagenbetreiberInnen einem kommunalen Haushalt zukommen. 

Allein die Tatsache, dass die Anlagenbetreiber Finanzmittel von dem EEG-Konto erhalten, das teil-

weise vom Bund finanziert wird, kann indes nicht dazu führen, dass Zahlungen des Anlagenbetrei-

bers an die Kommune wie eine Bundeszahlung zu behandeln wären. Dabei würde außer Acht ge-

lassen, dass die Zahlung entlang einer langen Kette von Transaktionen verläuft und die Zahlungs-

quelle aus Bundesmitteln einer genauen Zahlungsleistung an die Kommunen nicht unbedingt zuge-

ordnet werden kann. Die Leistung aus Bundesmitteln auf das EEG-Konto verläuft über den Über-

tragungsnetzbetreiber, von dort an den Netzbetreiber, über die EEG-Förderung weiter an den Anla-

genbetreiber und erst dann an die finanziell beteiligte Kommune. Der Zahlungsfluss vom Bund an 

die Kommune(n) wird also durch mehrere privatrechtlich ausgestaltete Zwischenglieder unterbro-

chen – ein direkter Zusammenhang zwischen der Zahlung des Bundes und den Einnahmen auf 

Seiten der Kommune(n), etwa durch eine gesetzliche Festlegung der Einpreisung entsprechender 

Mehrkosten oder anderen Vorgaben für das wirtschaftliche Handeln der AnlagenbetreiberInnen, 

wird gerade nicht festgelegt. Es steht den AnlagenbetreiberInnen frei, die Mehrkosten einzupreisen 

oder durch andere Einnahmen auszugleichen, z.B. durch solche aus der Vermarktung des Stroms 

als private Vermarkter im Rahmen der Direktvermarktung.  

Soweit von einem hinreichend bestimmbaren Zahlungsfluss ausgegangen werden würde, müsste 

auch bei anderen Zahlungen der AnlagenbetreiberInnen in kommunale Haushalte, die dieser ggf. 

in sein EEG-Gebot einpreist – etwa Grund- oder Gewerbesteuerzahlungen – von einem finanzver-

fassungsrechtlich unzulässigen Mittelfluss ausgehen. Diesen Zahlungen bleibt ihr Charakter als 

Steuerzahlungen des Anlagenbetreibers aber erhalten. Demgemäß muss auch der Charakter der 

Zahlungen vom Anlagenbetreiber an die Kommune im Rahmen des EEG-integrierten Mechanis-

mus als freiwillige Zuwendung erhalten bleiben – die bloße Möglichkeit einer Einpreisung von ent-

sprechenden Mehrkosten in das EEG-Gebot vermag nicht zu einer anderen Einschätzung führen. 

Verstoß gegen Aufgabenübertragungsverbot 

Es könnte argumentiert werden, dass durch die verpflichtende Annahme des Geldes durch die 

Kommune ein Verstoß gegen das Aufgabenübertragungsverbot gemäß Art. 84 Abs. 1 S. 7 GG be-

steht. Denn die Kommune erhält durch ein Bundesgesetz eine Pflicht zur Annahme des Geldes 
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und der Verwaltung der Ausgaben. Im Sinne eines weiten Verständnisses des Aufgabenübertra-

gungsverbots (siehe dazu oben) erscheint es denkbar, dass diese Pflichten der Kommunen als 

verbotene Aufgabenübertragung angesehen werden könnten. 

Dagegen könnte sprechen, dass die Kommune nur Geld annehmen muss und die damit verbunde-

nen Mehrausgaben jedenfalls durch die Zahlungen gedeckt werden können. Andererseits könnte 

der Verstoß gegen das Aufgabenübertragungsverbot wahrscheinlicher sein, wenn eine Zweckbin-

dung der Mittel geregelt wird und damit die Kommune Mittel oder Personal vorhalten muss, um das 

Geld entsprechend zweckgebunden auszugeben. Dieses Argument könnte gegen die Regelung 

einer Zweckbindung sprechen. 

Bei einer Ausgestaltung mit oder ohne Zweckbindung könnte ein Verstoß gegen das Aufgaben-

übertragungsverbot aber jedenfalls wohl dann ausgeschlossen werden, wenn die Kommune nicht 

verpflichtet ist, das Geld anzunehmen, sondern wenn sie auch ein Recht hat, die Zahlung durch 

AnlagenbetreiberInnen abzulehnen. Dies könnte durch eine Regelung umgesetzt werden, dass An-

lagenbetreiberInnen die Zahlung der Kommune lediglich anbieten müssen. Das Angebot könnte 

dann – je nach gewünschter Ausgestaltung – als zweckgebundene Zahlung oder als Zahlung ohne 

Zweckbindung von AnlagenbetreiberInnen angeboten werden. Die Kommune könnte dann frei ent-

scheiden, ob sie das Geld annimmt oder ablehnt. Bei der weiteren Ausgestaltung wäre allerdings 

zu bedenken, dass sich der Vergütungsanspruch des Anlagenbetreibers bei einer Verweigerung 

der Zahlungsannahme durch die Kommune um den entsprechenden Betrag der sonst bestehen-

den Zahlungspflicht reduzieren muss. Denn andernfalls hätten AnlagenbetreiberInnen die Möglich-

keit, Zahlungspflichten in die Gebote einzupreisen, die dann gar nicht bestehen und deshalb im 

Vergleich zu anderen Anlagenbetreibern gewinnerhöhend wirken würden. 

Grundrechte 

Mit der Zahlungspflicht bzw. der Förderreduzierung im Pönalfall könnte ein Eingriff in die Grund-

rechte der AnlagenbetreiberInnen verbunden sein, wobei hier die Grundrechte auf Berufsaus-

übungsfreiheit und Eigentum betroffen sein könnten (Art. 12 und 14 GG). Allerdings ist wie auch 

schon im Rahmen der Ausgestaltung als freiwillige Zahlung zum Erhalt der vollen EEG-Förderung 

ein Eingriff in diese Grundrechte fraglich, da keine unmittelbare durchsetzbare Zahlungspflicht der 

AnlagenbetreiberInnen begründet werden soll, sondern lediglich eine Voraussetzung für einen pri-

vatrechtlichen Zahlungsanspruch nach EEG begründet wird, der freiwillig in Anspruch genommen 

werden kann. Darüber hinaus kann die Zahlungspflicht bzw. eine etwaige Förderkürzung einge-

preist werden, wenn AnlagenbetreiberInnen dies bei der Abgabe der Gebote in den EEG-Aus-

schreibungen mitberücksichtigen. Wenn man gleichwohl einen Eingriff annehmen würde, dürfte 

dieser Eingriff durch die für die Zahlungspflicht bestehenden Gründe der Akzeptanzsteigerung des 

Windenergieausbaus als wichtiges Element bei der Umsetzung der gesamtgesellschaftlich wichti-

gen Energiewende gerechtfertigt werden. In der Verhältnismäßigkeitsprüfung dürften diese wichti-

gen Gründe des Allgemeinwohls allenfalls verhältnismäßig geringe Eingriffe in die Rechte der Anla-

genbetreiberInnen rechtfertigen können. 

Da lediglich Windenergieanlagenbetreiber belastet werden und nicht andere EE-Anlagenbetreibe-

rInnen könnte ein Verstoß gegen Art. 3 GG vorliegen. Die Ungleichbehandlung dürfte aber durch 

einen sachlichen Grund zu rechtfertigen, nämlich die besonders starke Auswirkung einer Wind-

kraftanlage auf die Umgebung und aus diesem Grund erheblich größeren Akzeptanzprobleme für 

Windkraft als bei anderen Technologien.  
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5.3.2.10.2  Unionsrechtliche Risiken 

Vereinbarkeit mit dem Beihilferecht (Art. 107 ff. AEUV) 

Ausgangspunkt einer Bewertung des Instruments vor dem Hintergrund des europäischen Beihilfe-

rechts ist die Frage, ob der EEG-Fördermechanismus als Beihilfe einzuordnen ist. Nach unserer 

Einschätzung ist zwar das Urteil zum EEG 2012 (Urteil des EuGH (Deutschland/Kommission EEG 

2012) v. 28.03.2019, C-406/16) auf die späteren Gesetzesfassungen des EEG übertragbar, so 

dass der aktuelle Fördermechanismus nicht als Beihilfe einzuordnen ist. Allerdings dürfte sich 

durch die oben erwähnte Änderung des Ausgleichsmechanismus durch eine Zuweisung von Mit-

teln aus dem staatlichen Haushalt eine andere beihilferechtliche Bewertung ergeben. Eine ab-

schließende Bewertung zum beihilferechtlichen Charakter des EEG-Fördermechanismus ist also 

gegenwärtig nicht möglich. Selbst wenn man den Fördermechanismus im EEG 2017 nicht als Bei-

hilfe bewertet, stellt sich aber die weitere Frage, ob durch die Implementierung des vorbeschriebe-

nen Instruments eine Beihilfesituation im Sinne des Art. 107 Abs. 1 AEUV geschaffen wird Hierbei 

ist zwischen der ersten Stufe (Zahlung der AnlagenbetreiberInnen an die Gemeinde) und der zwei-

ten Stufe (Verwendung der gezahlten Gelder durch die Gemeinde) zu unterscheiden. 

Auf der ersten Stufe ist keine Beihilfesituation gegeben. Art. 107 Abs. 1 AEUV setzt voraus, dass 

es sich um staatliche oder aus staatlichen Mitteln gewährte Beihilfen gleich welcher Art handelt, die 

durch die Begünstigung bestimmter Unternehmen oder Produktionszweige den Wettbewerb verfäl-

schen oder zu verfälschen drohen und sie den Handel zwischen den Mitgliedstaaten beeinträchti-

gen. Diese Voraussetzungen müssen kumulativ vorliegen. Bei einer Zahlung des Anlagenbetrei-

bers an die Gemeinde zur Erfüllung eines Schenkungsvertrags fehlt es bereits an einer Staatlich-

keit der Mittel. Zwar können nach der Rechtsprechung des EuGH Beihilfen auch von privaten Ein-

richtungen gewährt werden; allerdings müssen diese privaten Einrichtungen vom Staat zur Durch-

führung oder Beihilfengewährung errichtet werden und die Gewährung dem Staat zurechenbar 

sein, um eine Staatlichkeit der Mittel annehmen zu können (vgl. Urteil des EuGH (Preussen, Elek-

tra) v. 13.03.2001, C-379/98, Rn. 58; Urteil des EuGH (Kirsammer-Hack) v. 30.11.1993, C-189/91, 

Rn. 16; Urteil des EuGH (Sloman, Neptun) v. 17.03.1993, C-72/19, Rn. 19; Urteil des EuGH 

(Deutschland/Kommission) v. 14.10.1987, Rs. 248/84, Rn. 17; Urteil des EuGH (Steinike, Weinlig) 

v. 14.10.1987, C-238/84, Rn. 21; Urteil des EuGH (Frankreich/Kommission) v. 30.01.1985, Rs. 

290/83, Rn. 14). Das ist bei den Anlagenbetreibern nicht der Fall. Zudem handelt es sich bei den 

gezahlten Geldern um private Mittel der AnlagenbetreiberInnen. Werden private Mittel eingesetzt, 

scheidet eine Staatlichkeit der Mittel grundsätzlich aus (Urteil des EuGH (Preussen, Elektra) v. 

13.03.2001, C-379/98). Darüber hinaus kommt es durch eine Zahlung des Anlagenbetreibers nicht 

zu einer Begünstigung bestimmter Unternehmen oder Produktionszweige. Auf der ersten Stufe 

werden allein die von dem Betrieb der WEA betroffenen Gemeinden begünstigt.  

Fraglich ist aber, ob auf der zweiten Stufe – bei der Verwendung und Auszahlung der Gelder durch 

die Gemeinde – eine Beihilfesituation gegeben sein könnte. Der von den WEA-Betreibern gezahlte 

Betrag fließt in den Haushalt der Gemeinden, so dass eine Staatlichkeit der Mittel anzunehmen 

sein dürfte. Da die konkrete Ausgestaltung der Verwendung dieser Gelder den Gemeinden über-

lassen bleibt, lässt sich nicht abschließend klären, ob im Einzelfall eine Beihilfesituation anzuneh-

men ist. Entscheidend ist in diesem Zusammenhang, wem diese Gelder letztendlich zugutekom-

men. Ein Verstoß gegen das Beihilferecht dürfte aber nur dann in Betracht kommen, wenn gesetz-

lich festgelegt würde, dass die Mittel in einer bestimmten Weise zugunsten bestimmter ausgewähl-

ter Unternehmen zu verwenden sind. Dies ist nach der geplanten Ausgestaltung nicht der Fall. Bei 

einer freien Mittelverwendung durch die Kommunen würden nicht bestimmte Unternehmen durch 

die Zahlungen begünstigt. Aber auch bei einer Zweckbindung, bei der weder Unternehmen noch 
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bestimmte Produktionszweige begünstigt werden, sondern die Zahlungen an öffentliche Einrichtun-

gen gehen, die nicht im europäischen Wettbewerb stehen, zu zahlen sind, wäre der Anwendungs-

bereich des Beihilferechts nicht eröffnet. 

Eine Beihilfesituation entsteht auch nicht in dem Moment, in dem der Netzbetreiber eine erhöhte 

EEG-Förderung an AnlagenbetreiberInnen auszahlt, der die Zahlung an die Kommune geleistet 

hat. Denn wenn die EEG-Förderung generell keine Beihilfe darstellt, kann auch die Zahlung einer 

erhöhten EEG-Förderung keine Beihilfesituation schaffen. Denn die an den Zahlungsflüssen betei-

ligten AkteurInnen, der „Fördertopf“ und der Rechtsgrund bleiben unverändert. 

Ordnet man den Fördermechanismus des EEG 2017 als Beihilfe ein, stellt sich die zusätzliche 

Frage, ob sich die Einschätzung der Kommission zur Vereinbarkeit der Beihilfe mit dem Unions-

recht nach Art. 107 Abs. 3 lit. c AEUV (Europäische Kommission (C (2018) 5019 final) 2018; Euro-

päische Kommission (C (2017) 8482 final) 2017; Europäische Kommission (C (2016) 8789 final) 

2016) durch die Implementierung des Instruments ändern würde. Grundsätzlich käme es durch die 

Regelung nicht zu einer wesentlichen Änderung des bestehenden Fördermechanismus. Insbeson-

dere führt sie nicht unmittelbar zu einer größeren Belastung der Letztverbraucher mit der EEG-Um-

lage. 

Allerdings könnte man die Frage stellen, ob sich durch die mögliche Erhöhung der EEG-Förderzah-

lungen im Fall von Zahlungen der AnlagenbetreiberInnen an Kommunen eine unzulässige Erhö-

hung der gewährten Beihilfe ergeben könnte. Denn grundsätzlich sollen ja Betriebsbeihilfen nur die 

Gesamtgestehungskosten des Stroms abbilden (siehe Europäische Kommission (Leitlinien für 

staatliche Umweltschutz- und Energiebeihilfen 2014-2020) 2014, Rn. 131) und keine darüberhin-

ausgehenden Kosten erfassen. Eine Prüfung der Gesamtgestehungskosten ist allerdings wohl 

dann nicht erforderlich, wenn die Höhe der Förderung durch Ausschreibungen ermittelt wird. Denn 

im Fall von Ausschreibungen geht die Kommission grundsätzlich davon aus, dass die Beihilfe zu-

lässig ist (siehe Europäische Kommission (Leitlinien für staatliche Umweltschutz- und Energiebei-

hilfen 2014-2020) 2014, Rn. 126). Die hier betroffenen WEA würden vollständig im Ausschrei-

bungsregime teilnehmen. Mögliche Zusatzkosten aus Zahlungen an die Kommunen könnten daher 

lediglich im Gebotspreis berücksichtigt werden. Eine anderweitige Erhöhung der Förderkosten des 

EEG, etwa durch einen besonderen Bonus, würde nicht erfolgen. Vor diesem Hintergrund dürfte 

eine mögliche Kostenerhöhung nach dem Beihilferecht zulässig sein.  

Selbst wenn die Zusatzkosten aus den Zahlungen an die Gemeinden nicht im Gebotspreis berück-

sichtigt würden, sondern eine spezielle Erhöhung der EEG-Förderung im Fall der Zahlung der An-

lagenbetreiberInnen an die Kommunen erfolgen würde, dürfte dies keinen Verstoß gegen das Bei-

hilferecht darstellen. Denn die Kommission hat auch entschieden, dass besondere Prämien zu-

gunsten von lokalen Bürgerenergiegesellschaften zulässig sein können und damit die Bedeutung 

der lokalen Akzeptanz von EE-Projekten mittelbar als Rechtsfertigungsgrund für höhere Förderzah-

lungen anerkannt. (Europäische Kommission (Aide d’État SA.46259 (2016/N), C (2018), 1092) 

2016). 

Im Ergebnis erscheint daher das Risiko eines Verstoßes gegen das Beihilfenrecht als sehr gering. 

Vereinbarkeit mit Art. 30, 110 AEUV 

Die Abgabenverbote verfolgen das Ziel, jede innerstaatliche Abgabenerhebung zu verhindern, die 

geeignet wäre, Erzeugnisse aus anderen oder für andere Mitgliedstaaten zu diskriminieren und da-

mit deren freien Verkehr innerhalb der Gemeinschaft unter normalen Wettbewerbsbedingungen zu 
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behindern (Urteil des EuGH (Netwerk Essent) v. 17.07.2008, C-206/06, Rn. 40; Urteil des EuGH 

(Air Liquide Industries) v. 15.02.2006, C-393/04 u. C-31/05, Rn. 55; Urteil des EuGH (Stadtge-

meinde Fronleiten) v. 08.11.2007, C-221/06, Rn. 30). Entscheidend ist hierbei die Frage, ob in die-

ser Ausgestaltungskonstellation eine Abgabe im Sinne der Vorschriften überhaupt vorliegt. 

Voraussetzung für die Anwendbarkeit dieser Vorschriften ist zunächst ein Warenbezug (Urteil des 

EuGH (Netwerk Essent) v. 17.07.2008, C-206/06, Rn. 43 ff. mWn.). Mithin kommt es auf die kon-

krete gesetzliche Ausgestaltung der Vorschrift an. Knüpft die Höhe des an die Gemeinde zu zah-

lenden Betrags an die Herstellung oder an die Lieferung einer bestimmten Strommenge (beispiels-

weise die bezuschlagte Gebotsmenge) an, wäre ein Warenbezug der Zahlung anzunehmen. 

Knüpft der Gesetzgeber hingegen an die Errichtung einer Anlage innerhalb des Gemeindegebiets 

an, ist keine Warenbezogenheit der Zahlung vorhanden. Fehlt der Warenbezug, scheidet die An-

wendbarkeit der Art. 30, 110 AEUV aus. 

Zudem setzt eine Abgabe eine einseitige gesetzliche Verpflichtung voraus. Legt man den Anlagen-

betreibern gesetzlich die Pflicht zur Zahlung des Betrags der Gemeinde auf, wäre diese Vorausset-

zung wohl erfüllt. Handelt es sich hingegen um eine freiwillige Option zum Erhalt einer „Mehrförde-

rung“, fehlt es an dieser Voraussetzung. Ein gesetzlich geschaffener wirtschaftlicher Anreiz dürfte 

nicht einer gesetzlich auferlegten finanziellen Belastung gleichzustellen sein. 

Fraglich ist, ob das Merkmal möglicherweise auch dann erfüllt ist, wenn zwar keine gesetzliche 

aber eine faktische Zahlungspflicht besteht. Diese könnte sich daraus ergeben, dass ohne die zu-

sätzliche Förderung (die erst nach Zahlung des Beitrags an die Gemeinde ausgezahlt wird) eine 

Realisierung des Projekts wirtschaftlich nicht möglich wäre. Der EuGH hatte in diesem Zusammen-

hang jedoch entschieden, dass der Umstand, dass eine sich aus den tatsächlichen Umständen er-

gebende faktische bzw. tatsächliche Zahlungspflicht nicht ausreiche, um von einer Abgabe ausge-

hen zu können (vgl. Urteil des EuGH (Deutschland/Kommission EEG 2012) v. 28.03.2019, C-

406/16, Rn. 71). 

Darüber hinaus fehlt es an den für eine Abgabe nach Art. 30 AEUV erforderlichen Grenzübertritt. 

Von der Vorschrift werden grundsätzlich nur solche Abgaben erfasst, die im grenzüberschreitenden 

Warenverkehr anfallen; die „innere Abgabenhoheit“ ist durch das Europarecht weniger stark regle-

mentiert.  

Eine inländische Abgabe könnte jedoch auch dann einen Verstoß gegen Art. 30, 110 AEUV be-

gründen, wenn es sich um eine sogenannte „parafiskalische Abgabe“ handelt. Ein Verstoß gegen 

das Unionsrecht liegt dann vor, wenn die Belastung gleichermaßen inländische und ausländische 

Erzeugnisse trifft, der Ertrag allerdings lediglich den inländischen Produkten zugutekommt (Urteil 

des EuGH (IGAV) v. 18.06.1975, C-94/74). Bei einer gesetzlichen Zweckbindung wird sicherge-

stellt, dass der Ertrag aus den Zahlungen der AnlagenbetreiberInnen nicht an die inländischen An-

lagenbetreiberInnen zurückfließt. Durch akzeptanzfördernde Maßnahmen seitens der Gemeinde 

würden nicht nur die inländischen AnlagenbetreiberInnen profitieren, sondern auch Anlagenbetrei-

berInnen aus anderen Mitgliedstaaten. Da diese Voraussetzung für die „Mehrförderung“ gleicher-

maßen inländischen sowie Anlagenbetreibern aus anderen Mitgliedstaaten besteht, ist nicht von 

einer europarechtswidrigen Diskriminierung auszugehen.  
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5.3.2.11 Rechtliches Risiko bei freiwilligen Zahlungen (Verfassungsrecht/Unionsrecht) 

5.3.2.11.1 Verfassungsrecht 

Finanzverfassungsrecht 

Die oben unter 5.3.2.10.1 genannten finanzverfassungsrechtlichen Risiken in Bezug auf die Ausge-

staltungsvariante als Zahlungspflicht ergeben sich in diesem Maße in der Ausgestaltung als freiwil-

lige Zahlung nicht. Zwar würden auch hier EEG-Mittel direkt von AnlagenbetreiberInnen an die 

Kommunen, also in einen staatlichen Haushalt fließen. Aber daraus dürfte sich keine finanzverfas-

sungsrechtlich zu rechtfertigende “versteckte Sonderabgabe” ergeben. Denn während dem in der 

Ausgestaltung als Zahlungspflicht entgegensteht, dass die vorgeschlagene Pflicht an die EEG-För-

derung anknüpft, innerhalb eines privatrechtlichen Regimes geleistet wird und nicht durch staatli-

chen Zwang durchsetzbar ist, besteht im Rahmen der freiwilligen Zahlung bereits keine Pflicht. 

Eine Bewertung als faktische Zahlungspflicht käme allerdings in Betracht, wenn der Wert der ver-

ringerten EEG-Förderung bei Nicht-Zahlung an die Kommune höher angesetzt werden würde, als 

der an die Kommunen zu leistende Zahlung, um die Anreize zur finanziellen Beteiligung der Kom-

munen zu erhöhen (s. auch zu dieser Überlegung schon oben unter 5.3.2.10.1). Damit würden in 

erster Linie diejenigen mehrbelastet, die gerade keine Zahlungen an die Kommunen leisten. Aller-

dings spricht her zunächst entscheidend gegen die Annahme einer staatlichen Abgabe, dass eine 

Zahlungspflicht allenfalls an das EEG-Konto besteht. Das EEG-Konto ist allerdinge keine staatliche 

Stelle, Zudem kann die Ausgestaltung einer Förderung und die Festlegung von Fördervorausset-

zungen im EEG nicht an den Voraussetzungen einer staatlich auferlegten Zahlungspflicht gemes-

sen werden. Das Risiko einer “faktischen” Pflicht zur Zahlung an die Kommunen könnte weiter ver-

ringert werden, wenn die Höhe dieser Wertdifferenz nicht zu hoch angesetzt würde und der über-

wiegende Anteil der EEG-Förderung also unabhängig von einer finanziellen Beteiligung der Kom-

munen bestehen bliebe. 

Das finanzverfassungsrechtliche Risiko einer freiwilligen Ausgestaltung könnte allerdings mit Blick 

auf die Senkung der EEG-Umlage durch Zuschüsse aus dem Bundeshaushalt im Vergleich zur 

Ausgestaltung als Zahlungspflicht leicht erhöht sein (siehe zu diesem Gedanken im Rahmen der 

Zahlungspflicht unter 5.3.2.10.1). Denn bei einer Erhöhung der EEG-Förderung nach Zahlung an 

die Kommune bestünde eine stärker erkennbare Verbindung zwischen der Zahlungsquelle – dem 

teilweise aus dem Bundeshaushalt finanzierten EEG-Konto – und dem jeweiligen kommunalen 

Haushalt als Zahlungsempfänger. 

Verstoß gegen Aufgabenübertragungsverbot 

Die Bundesregelung zu dem hier vorgeschlagenen Beteiligungsinstrument führt dazu, dass ein 

starker Anreiz für die AnlagenbetreiberInnen besteht, der Kommune Finanzmittel zuzuwenden. So-

fern bereits die Mittelannahme und -verwendung als Aufgabe im Sinne des Aufgabenübertragungs-

verbots aus Art. 84 Abs. 1 S. 7 GG eingestuft wird, könnte sich daraus ein verfassungsrechtliches 

Risiko ableiten. 

Dagegen spricht aber, dass, insbesondere anders als bei einer finanziellen Beteiligung mittels ver-

pflichtender Abgaben, bei denen Kommunen unter Umständen durch eine Zweckbindungsklausel 

zur Mittelverwendung Aufgaben fest zugewiesen werden, bei dem hier untersuchten Beteiligungs-

instrument die zahlungsempfangenden Kommunen freiwillig darüber entscheiden können, ob sie 
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die Zuwendung und so auch die damit verbundenen Aufgaben annehmen. Dies ergibt sich in der 

Zahlungsausgestaltung daraus, dass die AnlagenbetreiberInnen kein Anspruch darauf haben, ei-

nen Schenkungsvertrag mit der jeweils betroffenen Kommune zu schließen – diese kann selbst 

über ihre Zustimmung zum Vertragsschluss entscheiden. 

Schließlich könnte alternativ der Zahlungsfluss nicht an die Kommunen, sondern an Stiftungen vor-

gesehen werden, bei denen die Gelder vereinbarungsgemäß an eine Stiftung gehen, deren Kon-

trollgremium auch von Gemeindevertretern besetzt wird (vgl. Abschnitt 4.3.3.2). Damit lägen die 

mit der Mittelannahme und -verwendung verbundenen Aufgaben – formal betrachtet – nicht bei der 

Kommune, diese könnte aber mittelbar über die Mittelverwendung mitentscheiden. Da sich in die-

ser Ausgestaltung als Umgehung des direkten Mittelflusses an die Kommunen weiterhin Aufgaben 

für kommunale Amtsträger ergeben, lassen sich damit die verfassungsrechtlichen Risiken mit Blick 

auf das Aufgabenübertragungsverbot aber wohl nicht vollständig ausräumen.  

Grundrechte 

Eine Verletzung der Grundrechte aus Art. 12 GG (Berufsfreiheit) oder Art. 14 GG (Eigentumsga-

rantie hier in Ausprägung als Recht auf den eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb und/o-

der mittelbare Verletzung der Eigentumsfreiheit der Verpächter von WEA-Grundstücken) liegt nicht 

vor. Zum einen ist dies bereits fraglich, da keine durchsetzbare Zahlungspflicht der Anlagenbetrei-

berInnen begründet wird – die finanzielle Zuwendung an anspruchsberechtigte Kommunen bloß 

Voraussetzung ist für den Erhalt der vollen EEG-Förderung. Die zahlungspflichtigen Anlagenbetrei-

berInnen können freiwillig über die Zuwendung an die Kommunen entscheiden.  

Schließlich wäre auch bei Annahme eines Schutzbereichseingriffs dieser wohl gerechtfertigt. Denn 

die Zahlungshöhe dürfte relativ zur gesamten Förderung gering sein, und es besteht im Rahmen 

des jeweilig geltenden Höchstgebotswerts die Möglichkeit einer Einpreisung der zusätzlichen Kos-

tenbelastung in das Gebot im EEG-Ausschreibungsverfahren. Damit ist die Eingriffsintensität in die 

Eigentumsgarantie sowie in die Berufsfreiheit bzw. hierbei bloß die Berufsausübungsfreiheit eher 

gering, wobei diesem Eingriff der gewichtige Belang entgegensteht, den Zubau von WEA durch die 

Steigerung der lokalen Akzeptanz zu fördern im Gesamtkontext Energiewende als gesamtgesell-

schaftliches Vorhaben. 

Schließlich lässt sich auch die Ungleichbehandlung der WEA-BetreiberInnen gegenüber den Be-

treiberInnen anderer EE-Anlagen im Sinne des Art. 3 Abs. 1 GG mit den höheren Akzeptanzproble-

men durch die besonders raumgreifende Wirkung sowie die Häufigkeit der WEA als sachlichen 

Grund rechtfertigen. 

5.3.2.11.2 Unionsrecht 

Beihilfenrecht 

Eine abschließende Bewertung zum beihilferechtlichen Charakter des EEG-Fördermechanismus 

ist, wie dargestellt gegenwärtig nicht möglich. Sofern die EEG-Förderung als Beihilfe eingeordnet 

würde, müssten alle Zahlungen an AnlagenbetreiberInnen mit dem Beihilferecht vereinbar sein. Ein 

Verstoß gegen das Beihilferecht käme in Betracht, wenn mit der anfänglichen Reduzierung der 

EEG-Förderung – etwa, sofern Bestandsanlagen erfasst sein wollten – eine Erhöhung der Förde-

rung verbunden wäre. Dies dürfte jedoch keinen Verstoß gegen das Beihilferecht darstellen. Denn 
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die Kommission hat auch entschieden, dass besondere Prämien zugunsten von lokalen Bürger-

energiegesellschaften zulässig sein können und damit die Bedeutung der lokalen Akzeptanz von 

EE-Projekten mittelbar als Rechtsfertigungsgrund für höhere Förderzahlungen anerkannt (Europäi-

sche Kommission (Aide d’État SA.46259 (2016/N), C (2018), 1092) 2016). Außerdem sind bei der 

Ausgestaltung der Förderung als Ausschreibung keine Grenzen für die Höhe der Förderung (siehe 

dazu schon oben 4.3.2.10.2) 

Vereinbarkeit mit Art. 30, 110 AEUV 

Eine Abgabe nach Art. 30, 110 AEUV dürfte schon aus den im Rahmen der Zahlungsverpflichtung 

genannten Gründen nicht vorliegen. Im Bei freiwilligen Zahlungen kommt noch hinzu, dass es bei 

einer freiwilligen Option zum Erhalt einer „Mehrförderung“ schon an der Voraussetzung einer Ab-

gabe fehlt. Denn ein gesetzlich geschaffener wirtschaftlicher Anreiz dürfte nicht einer gesetzlich 

auferlegten finanziellen Belastung gleichzustellen sein. 

5.3.2.11.3 Ergebnis der rechtlichen Bewertung 

Die rechtlichen Risiken des EEG-integrierten Mechanismus in der Ausgestaltung als Zahlungs-

pflicht sind insgesamt gering. Die verfassungs- und finanzverfassungsrechtlichen Probleme, die 

andere vorgeschlagene Steuer- und Abgabeninstrumente mit sich bringen, werden mit diesem In-

strument behoben, da die Zahlungspflicht sowohl in formeller als auch in materieller Sicht außer-

halb der finanzverfassungsrechtlichen Dogmatik zu Steuern und nicht-steuerlichen-Abgaben steht 

und somit nicht deren Rechtfertigungsvoraussetzungen unterfällt. Denn mit einer entsprechenden 

Regelung wird keine öffentlich-rechtlich durchsetzbare Zahlungspflicht begründet, sondern eine 

Pflichtenregelung in Anknüpfung an das zivilrechtliche ausgestaltete EEG-Förderregime. Zudem 

wird im Pönalfall die EEG-Förderung lediglich (geringfügig) reduziert – und verbleibt insoweit auf 

dem privatrechtlich ausgestalteten EEG-Konto. Schließlich werden die finanzverfassungsrechtli-

chen Risiken auch für den Fall einer (Teil-)Finanzierung der EEG-Umlage aus Haushaltsmitteln 

des Bundes als gering eingeschätzt, da ein hinreichend bestimmbarer Zahlungsfluss vom Bundes-

haushalt an die kommunalen Haushalte nicht besteht. Schließlich bestehen auch keine beachtli-

chen strafrechtlichen Risiken in der Umsetzung des Instruments, insbesondere im Falle einer inso-

weit klarstellenden Regelung, dass die Straftatbestände der §§ 331 ff. StGB bei ordnungsgemäßer 

Umsetzung des Instruments nicht erfüllt sind. 

In der Ausgestaltung des EEG-integrierten Mechanismus als freiwillige Zahlungen bestehen 

ebenfalls nur geringe rechtliche Risiken. Mangels Regelung einer Zahlungspflicht sind finanzver-

fassungsrechtliche Risiken überwiegend ausgeschlossen. Lediglich im Falle einer (Teil-)Finanzie-

rung der EEG-Umlage aus Bundeshaushaltsmitteln dürfte ein rechtliches Risiko bestehen, da ein 

Zahlungsfluss von Bundesmitteln in kommunale Haushalte in dieser Ausgestaltung klarer bestimmt 

werden kann. 

5.3.2.12 Zusammenfassung der Bewertungsergebnisse 

Die nachfolgende Tabelle bietet eine Zusammenfassung der Bewertungsergebnisse. In der mittle-

ren Spalte werden die Ergebnisse der vorhergehenden Abschnitte verbal zusammengefasst. Die 

letzte Spalte bietet einen schnellen Überblick mit einer symbolischen Darstellung. 
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Tabelle 5.3: Bewertungsergebnisse für die finanzielle Beteiligung durch den EEG-integrier-

ten Mechanismus mit Zahlungsverpflichtung im EEG 

Quelle: Eigene Darstellung. 

Bewertungs-Kriterium  Bewertungsergebnis Kurz- 
Bewertung 

Erzielbare Höhe der finanzi-
ellen Beteiligung 

Ohne besondere Beschränkungen + 

Betriebswirtschaftliche Aus-
wirkungen für die EE-Anla-
genbetreiberInnen  

niedrig, soweit Förderungsreduzierung in 
Gebot vollständig eingepreist werden 
kann; mittel, soweit sich Erlöse reduzie-
ren, weil Zahlung nicht vollständig in Ge-
bot berücksichtigt werden kann 

0 / + 

Planbarkeit der Zahlungs-
höhe für Kommunen und für 
Anlagen-BetreiberInnen bei 
einer Zahlungspflicht  

Planbarkeit für AnlagenbetreiberInnen 
und Kommunen hoch 

+ 

Erfasste EE-Anlagen  Mittel, da nur EEG-geförderte Anlagen 
erfasst; Windkraftanlagen auf mittlere 
Sicht noch vollständig erfasst, da EEG-
Förderung voraussichtlich erforderlich; 
bei Solaranlagen mindestens mittelfristig 
fraglich 

0 

Beteiligte AnwohnerInnen 
bzw. Kommunen  

hoch, Einbeziehung von Nachbarkommu-
nen möglich, Zweckbindung kann gere-
gelt werden zur Gewährleistung einer ak-
zeptanzsteigernden Mittelverwendung 

+ 

Gestaltungsspielraum der 
politischen AkteurInnen  

Kommunaler Gestaltungsspielraum 
hängt von Zweckbindung ab, für die aber 
keine Mindestvorgaben bestehen 

+ 

Transaktionskosten mittel bis niedrig, insbesondere wenn 
Vorgaben zur Schenkung die Abwicklung 
vereinfachen (Mustervertrag, Formvor-
schriften) 

0 / + 

Rechtliche Regelungs- / 
Umsetzungskomplexität  

Niedrig; es sind nur Änderungen im EEG 
erforderlich; Umsetzungskomplexität 
kann verringert werden durch entspre-
chende Ausgestaltung 

0 / + 

Rechtliches Risiko 
(Verfassungsrecht, Unions-
recht) 

niedrig; allenfalls verfassungsrechtliches 
Risiko wegen möglicher Einordnung als 
“versteckte Sonderabgabe”; Risiko kann 
verringert werden, je schwächer die 
Pflicht für die AnlagenbetreiberInnen ist 

+ 
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Tabelle 4.3: Bewertungsergebnisse für die finanzielle Beteiligung durch den EEG-integrier-

ten Mechanismus mit freiwilliger Zahlung 

Quelle: Eigene Darstellung. 

Bewertungs-Kriterium  Bewertungsergebnis Kurz- 
Bewertung 

Erzielbare Höhe der 
finanziellen Beteiligung 

Ohne besondere Beschränkungen + 

Betriebswirtschaftliche 
Auswirkungen für die 
EE-AnlagenbetreiberInnen 

niedrig, soweit Zahlung an Kommune zu 
entsprechender Erhöhung der Förderung 
führt oder soweit Förderungsreduzierung 
in Gebot vollständig eingepreist werden 
kann; mittel, soweit sich Erlöse reduzie-
ren, weil Zahlung nicht vollständig in Ge-
bot berücksichtigt werden kann 

0 / + 

Planbarkeit der Zahlungs-
höhe für Kommunen und für 
Anlagen-BetreiberInnen  

 

Planbarkeit für AnlagenbetreiberInnen 
hoch Planbarkeit für Kommunen einge-
schränkt, weil Zahlungsentscheidung 
letztlich bei AnlagenbetreiberInnen liegt; 
damit auch Gesamteffizienz und Zweck 
des Instruments gefährdet 

- / 0 

Erfasste EE-Anlagen  mittel, da nur EEG-geförderte Anlagen 
erfasst; Windkraftanlagen auf mittlere 
Sicht noch vollständig erfasst, da EEG-
Förderung voraussichtlich erforderlich; 
bei Solaranlagen mindestens mittelfristig 
fraglich 

- / 0 

Beteiligte AnwohnerInnen 
bzw. Kommunen  

mittel bis hoch, Einbeziehung von Nach-
barkommunen möglich, Zweckbindung 
kann geregelt werden zur Gewährleis-
tung einer akzeptanzsteigernden Mittel-
verwendung, allerdings liegt die Zah-
lungsentscheidung bei den Anlagenbe-
treiberInnen 

0 / + 

Gestaltungsspielraum der 
politischen AkteurInnen  

Kommunaler Gestaltungsspielraum 
hängt von Zweckbindung ab, für die aber 
keine Mindestvorgaben bestehen 

+ 

Transaktionskosten mittel bis niedrig, insbesondere wenn 
Vorgaben zur Schenkung die Abwicklung 
vereinfachen (Mustervertrag, Formvor-
schriften 

0 / + 

Rechtliche Regelungs- / 
Umsetzungskomplexität  

Niedrig; es sind nur Änderungen im EEG 
erforderlich; Umsetzungskomplexität 
kann verringert werden durch entspre-
chende Ausgestaltung 

0 / + 

Rechtliches Risiko  
(Verfassungsrecht, Unions-
recht) 

niedrig, da keine – auch mittelbare – 
Zahlungspflicht besteht  

+ 
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5.4 Vergünstigte regionale Bürger-Stromtarife 

5.4.1 Wesentliche Merkmale und Ausgestaltung 

5.4.1.1 Wesentliche Merkmale 

Im Rahmen lokaler EE-Projekte finden sich im ganzen Bundesgebiet Beispiele für Stromtarife, die 

mehrere Besonderheiten aufweisen und als finanzielle Beteiligungsinstrumente verstanden werden 

können. Zum einen werden diese besonderen Tarife von den Versorgungsunternehmen, welche re-

gionale EE-Anlagen betreiben, Verbraucher und Verbraucherinnen im Umkreis der jeweiligen EE-

Anlagen oder mit Wohnsitz in der Standort-Gemeinde angeboten. Damit wird der Kreis der Verbrau-

cher und Verbraucherinnen lokal begrenzt und ein Bezug zu den EE-Anlagen vor Ort hergestellt. 

Teilweise wird der Kreis der bevorzugten Verbraucher und Verbraucherinnen noch enger gezogen, 

indem der Tarif mit Sonderkonditionen nur MiteigentümerInnen und MitbetreiberInnen der EE-Anla-

gen angeboten wird, wie bspw. bei der Bürgerenergie Kreis Düren eG (2019). 

Zum anderen werden diese lokalen Stromtarife mit teilweiser Versorgung durch die lokale Strom-

produktion zu vergleichsweise günstigeren Konditionen angeboten. Diese besonderen Tarifkonditi-

onen werden teilweise als günstiger im Vergleich zu den Konditionen für nicht ortsansässige 

Stromkunden beschrieben. Wo keine lokale Begrenzung für die Konditionen vorgenommen wird, 

weisen einige Tarife auch noch günstigere Arbeitspreise im Vergleich zum bundesweiten Durch-

schnitt auf.  

5.4.1.2 Ausgestaltungsoptionen 

Allen Varianten gemein ist die Beschreibung und Anpreisung als „günstiger“ oder „vergünstigter“ 

Tarif. Aufgrund dieser beschriebenen Charakteristika lässt sich diese Form der indirekten finanziel-

len Beteiligung an EE-Anlagen als „vergünstigte Bürger- oder Regionalstromtarife“ bezeichnen. 

Hierbei ist allerdings ein Fokus darauf zu legen, mit welchem Referenztarif dieser Vergleich stattfin-

det. Üblicherweise wird ein Vergleich zum Grundversorgungs-Tarif im Zuge der Kommunikations-

strategie als Argumentationsgrundlage für die kommunizierte signifikante Vergünstigung herange-

zogen. Auch die vergünstigten Tarife sind kostendeckend kalkuliert, sofern hier nicht anderweitige 

Anreize im Hintergrund wirken. Diese können beispielsweise mehrjährige Vertragslaufzeiten mit 

verschiedenen Preisen von Lieferjahr 1 zu Lieferjahr 2 sein, bei denen die Kalkulation für Jahr 2 

unterdeckt ist, um Kunden initial für den Tarif zu gewinnen. Es handelt sich hierbei also nicht um 

eine konkrete Zahlung an betroffene Personen oder Haushalte, sondern um Stromkosten-Einspa-

rungen, welche allerdings von den Anlagenbetreibern getragen werden und bei den Verbraucherin-

nen und Verbrauchern zu einer Erhöhung des für andere Konsumausgaben oder Spar-Formen ver-

fügbaren Einkommens führen. 

Dabei sind diese Tarife zu unterscheiden von Mieterstrom-Modellen, die durch die Vermeidung der 

Nutzung des Stromnetzes Teile der Netzentgelte, Konzessionsabgaben und Umlagen vermeiden 

und einer begrenzten Zahl von Mietparteien im gleichen Gebäude günstige Lieferkonditionen er-

möglichen. Hier werden zumeist PV-Aufdach-Anlagen und / oder Blockheizkraftwerke genutzt, um 

innerhalb eines Gebäudes oder Gebäudekomplexes die Direktversorgung von privaten Haushalten 

oder Gewerbeeinheiten zu gewährleisten. Die vergünstigte Tarifstruktur ist bei Mieterstrommodel-

len also durch die Rahmenbedingungen mehrerer Abgaben- und Entgeltstrukturen bedingt. Die „re-
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gionale“ Begrenzung wird durch die Vermeidung der Nutzung des öffentlichen Stromnetzes be-

stimmt. Beide Aspekte werden bei den hier relevanten vergünstigten Stromtarifen weiter bzw. an-

ders gefasst. 

Ebenfalls abzugrenzen ist die regionale Grünstromkennzeichnung nach §79a EEG 2017. Die so 

gekennzeichneten Tarife bzw. Strommengen müssen nicht unbedingt günstiger sein. Ganz im Ge-

genteil sollen sie eigentlich eine Höherwertigkeit des Stroms nachweisen und damit höhere Preise 

rechtfertigen. Ohne eine Stromkosteneinsparung ist hier also kein finanzielles Beteiligungsinstru-

ment gegeben. Eine Verknüpfung mit der Grünstromkennzeichnung könnte sich allerdings als sinn-

voll erweisen, da ansonsten davon auszugehen ist, dass fehlenden Strommengen zur Versorgung 

der Strom-AbnehmerInnen günstig hinzugekauft werden und damit nicht zwingend nur aus regio-

nalen EE-Anlagen stammen. 

Vergünstigte Stromtarife werden in verschiedenen Literaturquellen zur finanziellen Beteiligung an 

EE-Anlagen genannt (vgl. bspw. Hoffmann und Wegner 2018; IKEM et al. 2018; und BüGembe-

teilG M-V 2016; und Bundesverband Windenergie (BWE) 2019). Dort werden jedoch keine Aus-

wertungen oder Bewertungen konkreter Ausgestaltungs-Aspekte vorgenommen, so dass diesbe-

züglich auf keine vorliegende Literatur zurückgegriffen werden kann. 

Die Details der Ausgestaltung solcher Tarife, die sich bereits in der Praxis finden, können variieren 

und beeinflussen damit die Wirksamkeit dieses Instrumentes bezüglich der Akzeptanz-Erhöhung. 

Im Folgenden werden die relevanten Aspekte der Ausgestaltung vergünstigter regionaler Bürger-

stromtarife aus den vorliegenden Praxisbeispielen herausgearbeitet und beschrieben. 

5.4.1.2.1 Regionale Abgrenzung 

Ein wichtiges Ausgestaltungsmerkmal ist die regionale Abgrenzung der anspruchsberechtigten 

StromverbraucherInnen. Zielsetzung ist hier die finanzielle Begünstigung der Anwohnerinnen und 

Anwohner, die im Umkreis der Windenergie- oder anderen EE-Anlagen wohnhaft sind, die den 

Strom für den vergünstigten Tarif liefern. Denkbar ist das Angebot vergünstigter Stromtarife an re-

gional ansässige private Haushalte und an (Kleinst-) Gewerbeunternehmen. Letztere profitieren 

nur, wenn das Angebot die ihnen sowieso zur Verfügung stehenden Gewerbe-Stromtarife ebenfalls 

unterschreitet. Dies ist tendenziell für Unternehmen mit geringen Verbräuchen der Fall, die bisher 

einfache Stromtarife mit einem Preisniveau für private Haushalte beziehen. Die regionale Abgren-

zung kann dabei anhand von Gemeindegrenzen oder von Postleitzahlgebieten (PLZ-Gebieten) in-

nerhalb der Gemeindegrenzen des Anlagen-Standortes vorgenommen werden.  

Eine andere denkbare und bereits umgesetzte Variante (bspw. beim Windpark Klingenberg im 

Landkreis Osterholz, vgl. energiequelle GmbH (2019)) ist die regionale Abgrenzung anspruchsbe-

rechtigter Haushalte und Unternehmen innerhalb eines selbst festgelegten Umkreises um die 

Windenergie-Anlagen herum. Der Umkreis kann zielgerichtet anhand eines angenommenen oder 

nachgewiesenen Radius der Betroffenheit um die Anlagen herum gewählt werden.  

Zusammengefasst sind Gemeindegrenzen zur Festlegung der Anspruchsberechtigung einfacher 

und kostengünstiger zu prüfen, während ein festgelegter Umkreis um die Anlage herum bei geeig-

neter Ausgestaltung eine höhere Treffsicherheit der von den WEA betroffenen Bürgerinnen und 

Bürger gewährleistet. Dabei ist weiterhin zu bedenken, dass die Betroffenheit für eine exakte Defi-

nition fallspezifisch untersucht werden muss (vgl. IKEM et al. 2018, S.35ff.) und ein zu großer Kreis 

anspruchsberechtigter Verbraucher und Verbraucherinnen ggf. die Wirtschaftlichkeit des Stromta-

rif-Angebotes gefährden kann. Näheres findet sich im Abschnitt 5.4.2. 
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5.4.1.2.2 Höhe der Einsparung 

Die Höhe der finanziellen Beteiligung regionaler AkteurInnen durch die Einsparung von Strombe-

zugskosten bemisst sich individuell anhand der Relation des vergünstigten Strompreises zum Re-

ferenzpreis. Letzterer kann bei der Ausgestaltung des Instrumentes höchstens regionalspezifisch 

festgelegt werden, indem ein regionaler Referenzpreis, wie bspw. der regionale Grundversor-

gungstarif, angelegt wird. Die Höhe der Einsparungen der einzelnen Kunden ergibt sich dann aber 

erst im Vergleich zu ihrem jeweiligen vorherigen Stromtarif. Das Wechselverhalten privater Haus-

halte als Stromtarifkunden und die dabei erzielbaren Einsparungen lassen die Abschätzung einer 

Mindesthöhe der Vergünstigung von 3 Euro-Cent pro kWh des Arbeitspreises im Vergleich zum 

regionalen Grundversorgungstarifs zu. Das entspricht ca. 10 % des aktuell bundesweit durch-

schnittlichen Haushalts-Strompreises und einer jährlichen Einsparung von 100 Euro bei einem 

durchschnittlichen Vier-Personen-Haushalt. Details zur Berechnung finden sich im Abschnitt 

5.4.2.1.  

5.4.1.2.3 Bisherige Verbreitung und Praxiserfahrungen 

Die unter 1. beschriebenen regionalen und vergünstigten Stromtarife werden hauptsächlich von 

regionalen Energieversorgern angeboten, die zugleich (Mit-) EigentümerInnen regional installierter 

EE-Anlagen sind. Zu den relevanten EE-Anlagen gehören Windenergie-Anlagen, vor allem Wind-

parks mit mehreren Anlagen (vgl. die Auflistung unter 2.), und teilweise zusätzlich Photovoltaik-

Freiflächenanlagen und Bioenergie-Anlagen (vgl. bspw. eG Wittmund 2019; oder die EnBW ODR 

AG 2019). Aufgrund der volatilen Stromerzeugen bei PV- und Windenergie-Anlagen wird die 

Stromlieferung für diese Tarife nicht ausschließlich von den eigens betriebenen EE-Anlagen gesi-

chert. Vielmehr wird die sichere Stromlieferung durch eine Mischung der Strommengen aus den 

eigenen Anlagen mit anderen Erzeugungsanlagen oder mit Zukäufen realisiert (vgl. bspw. Westfa-

lenWIND Strom GmbH 2019a). Teilweise ergeben sich erst hieraus vergünstigte Konditionen, 

wenn vergleichsweise günstige Strommengen aus Wasserkraftwerken in die Kalkulation einbezo-

gen werden (vgl. bspw. Green City AG 2019). 

Die Anbieter der Stromtarife sind zumeist etablierte oder neu gegründete Stromversorger. Zu den 

etablierten Unternehmen gehören u.a. regionale Netzbetreiber mit eigenen Erzeugungsanlagen 

oder Eigentumsanteilen an EE-Anlagen (bspw. die eG Wittmund 2019; oder auch die Städtische 

Werke AG 2019). Neu gegründete Unternehmen entwickeln sich zum Teil aus EE-Anlagen-Projek-

tierern, die auch den Anlagenbetrieb übernehmen und aus dieser Situation heraus auch Vertriebs-

strukturen für die selbst erzeugten Energiemengen aufbauen (bspw. die energiequelle GmbH mit 

eigenen EE-Anlagen und regionalen Stromtarif-Angeboten. Vgl. energiequelle GmbH 2019; oder 

die WestfalenWIND Gruppe als Zusammenschluss mehrerer Windpark-Betreiber. Vgl. Westfalen-

WIND Strom GmbH 2019b). Teilweise entwickeln erfolgreiche Unternehmen überregionale Strate-

gien, indem sie Beteiligungen an mehreren EE-Anlagen im ganzen Bundesgebiet aufbauen und 

etablierte Stromtarif-Konzepte in die jeweiligen Regionen übertragen (bspw. beim Anbieter energie-

quelle GmbH 2019). Hier ergeben sich Skalenvorteile in der Verwaltung, Abrechnung und Kunden-

betreuung, sowie Marketing-Effekte durch erfolgreiche Tarifangebote. 

Die relevanten Abnehmer sind private Haushalte und kleinere gewerbliche Verbraucher, die nicht 

schon von im Vergleich zu Haushaltsstrompreisen günstigen Gewerbe-Tarifen profitieren. Die Inan-

spruchnahme der vergünstigten Tarifkonditionen wird zumeist auf regional ansässige Haushalte 

und Gewerbeunternehmen begrenzt. Dabei finden sich Abgrenzungen über die kommunale Ge-

markung bzw. Postleitzahl-Gebiete (bspw. beim Windstrom-Angebot der Städtische Werke AG 
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2019) oder Umkreis-Angaben bis zu mehreren Kilometern um den Anlagenstandort oder den Ein-

speisepunkt am Stromnetz (bspw. beim Tarif eqStrom, der vergünstigte Konditionen für Verbrau-

chern im Umkreis des Windparks Klingenberg im Landkreis Osterholz anbietet. Vgl. energiequelle 

GmbH 2019). Tlw. wird der Kreis der adressierten VerbraucherInnen noch weiter eingeschränkt. 

Bspw. bietet die Regionalstrom Kreis Düren eG die vergünstigten Konditionen nur den Genossen-

schaftsmitgliedern an (vgl. Bürgerenergie Kreis Düren eG 2019). Hier wird diese eher indirekte fi-

nanzielle Beteiligung kombiniert mit der Teilhabe am Anlageneigentum als direkter Beteiligung. 

Es existiert keine öffentlich verfügbare Datenbank der bisherigen und aktuellen Angebote der be-

schriebenen Stromtarife. Dies ist begründet durch die oftmals lokal begrenzten Angebote, die kei-

ner überregionalen Vermarktung bedürfen und auch durch die noch geringe Verbreitung solcher 

Angebote. Im Folgenden werden beispielhaft Angebote aufgeführt, die im Rahmen einer Internet-

Recherche ausfindig gemacht werden konnten. Diese Auflistung ist daher nicht vollständig, gibt 

aber einen ersten Überblick und lässt erste Rückschlüsse auf einige Rahmenbedingungen und 

Charakteristika zu. 

– Die Westfalen Windstrom GmbH ist ein Zusammenschluss mehreren WEA-BetreiberInnen 

zum Zwecke des Stromvertriebs. Sie werben u.a. mit einen im Vergleich zum Bundesdurch-

schnitt günstigeren Arbeitspreis (WestfalenWIND Strom GmbH 2019a). 

– Die ENERTRAG AG gewährt Kunden in ausgewählten Gemeinden auf Antrag einen „Wind-

kraftbonus“, der sich aus der Anzahl der lokalen WEA und den Einwohnern der jeweiligen Ge-

meinde errechnet. Der Bonus beträgt bis zu 50 % des Betrages der individuellen Stromrech-

nung. Im Januar 2018 betrug der durchschnittliche Windkraftbonus über alle teilnehmenden 

Gemeinden hinweg bspw. 21 % (eigene Berechnung nach ENETRAG AG (2018)). 

– Der Ökostromtarif der Föhrer Windkraft wird zwar bundesweit angeboten, liegt aber deutlich 

unter dem durchschnittlichen Strompreis für Haushalte. Zudem betont der Anbieter die regio-

nale Verankerung der Stromerzeugung und die damit verbundenen regionalen Wertschöp-

fungseffekte (Strom von Föhr Vertriebs-GmbH 2019). 

– Genossenschaftsmitgliedern der Bürgerenergie Kreis Düren eG wird über den „Regionalstrom 

Düren“ vergünstigt angeboten. Damit wird der Kreis der adressierten VerbraucherInnen noch-

mals enger gezogen (Bürgerenergie Kreis Düren eG 2019). 

– Der Arbeitspreis des Anbieters Regionalstrom „Perl“ liegt deutlich unter dem durchschnittlichen 

Strompreis für Haushalte (Grünstromwerk Vertriebs GmbH 2019). 

– Die eG Wittmund ist bereits lange als Netzbetreiber aktiv und vertreibt seit den 1980ern auch 

Strom aus eigenen EE-Anlagen. Hier wird nicht nur ein Bezug zu einer Anlage oder einem 

Windpark hergestellt, sondern zur breiteren EE-Anlagen-Struktur der Region (eG Wittmund 

2019). 

– eqSTROM bietet einen „preisgünstigen, lokal zugeschnittenen Stromtarif“ bspw. im Umkreis 

des Windparks Klingenberg an und hat dieses Konzept auch auf diverse andere Windparks 

übertragen (energiequelle GmbH 2019). 

– Die EnBW Ostwürttemberg DonauRies AG wirbt mit einem „günstigen Sondertarif“ RegioDirekt 

für Verbraucher aus der Region und mit „regionaler Wertschöpfung“ (EnBW ODR AG 2019). 

– Im Rahmen des Wind-Großprojektes RH2-PTG wird in der Gemeinde Gültz ein günstiger 

Stromtarif angeboten (WIND-WASSERSTOFF-projekt GmbH & Co. KG 2015). 

https://www.westfalenwind.de/
https://ww2.enertrag.com/fileadmin/downloads/public/windkraftbonus/windkraftbonus-flyer_web.pdf
https://www.strom-von-foehr.de/
http://www.buergerenergie-dueren.de/regionalstrom/
http://www.buergerenergie-dueren.de/regionalstrom/
https://www.gruenstromwerk.de/perl
https://www.eg-wittmund.de/produkte/strom.html
https://www.energiequelle.de/aktuelles/page/8/
https://www.odr.de/landing_page_regiodirekt.html
https://www.rh2-ptg.de/aktuelles/gemeinde-gueltz-stimmt-vorhaben-zu/
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– Die bundesweit tätige Naturstrom AG bietet einen Anwohner-Stromtarif aus dem Wind-Groß-

projekt von Naturstrom bei Bamberg an. Es wird die weitere Vergünstigung nach der Erweite-

rung des Windparks betont, sowie die parallele direkte finanzielle Beteiligung von BürgerInnen 

am Windpark (Internationales Wirtschaftsforum Regenerative Energien (IWR) / IWR.de GmbH 

2017). 

– Im Planungsprozess der Nord-Ostsee Windkraft GmbH & Co. KG ist ein vergünstigter Stromta-

rif vorgesehen und wird von den BürgerInnen sehr begrüßt. Allerdings ist der Windpark bisher 

nicht umgesetzt worden, so dass weitere Erfahrungswerte bspw. zur Verbreitung unter den re-

gionalen BürgerInnen fehlen (Nord-Ostsee Windkraft Ohe GmbH & Co. KG 2012). 

– Die Städtischen Werke AG in Kassel wirbt mit einem Windstromtarif „exklusiv für Nachbarn“. 

Hier ist allerdings eine Verwaltungs-Aufpreis vorgesehen. Der lokale Strombezug wird mit Her-

kunftsnachweisen sichergestellt. Eine günstige Ausgestaltung dieses Tarifs kann mit den vor-

liegenden Informationen allerdings nicht nachvollzogen werden (Städtische Werke AG 2019). 

– Nach §10 Abs. 1 BüGembeteilG M-V sind „vergünstigte lokale Stromtarife“ eine mögliche Be-

teiligungsform als Alternative zu den vorgeschriebenen Kapitalbeteiligungen: 

– Das Gesetz definiert nur die zu adressierenden Verbraucher, die hier deckungsgleich sind 

mit den Kaufberechtigten, denen ansonsten die Eigenkapitalbeteiligung an den EE-Anla-

gen anzubieten sind. 

– Darüber hinaus wird nicht vorgeschrieben, wie die Vergünstigung des Stromtarifs auszuge-

stalten ist und wie hoch diese Vergünstigung ausfallen sollte. 

– In der Gemeinde Bartow wird seit 2017 anwohnenden Verbrauchern ein Stromtarif ange-

boten, der ein pauschaler, jährlicher Bonus von 100 Euro auf der Stromrechnung gutge-

schrieben wird. Dem Windpark-Betreiber wurde eine Ausnahme von den Regelungen des 

BüGembeteilG M-V erteilt, mit der Begründung, dass die angebotene wirtschaftliche Betei-

ligung über dessen Anforderungen hinaus geht (vgl. Amt Treptower Tollenseewinkel 2017, 

S.3). 

5.4.2 Bewertungsergebnisse 

5.4.2.1 Erzielbare Höhe der finanziellen Beteiligung 

Laut der FA Windenergie an Land sehen 66% der BürgerInnen hierin eine besonders gute Möglich-

keit der finanziellen Beteiligung, neben 41% für EK-Beteiligungen und 31% für Sondereinnahmen 

für Kommunen (vgl. Fachagentur Windenergie an Land 2018, S.11f.). 

Die Höhe der realisierbaren finanziellen Beteiligung mit Hilfe vergünstigter Bürger- oder Regio-

nalstromtarife kann direkt auf der Ebene der profitierenden Haushalte oder gewerblichen Stromver-

braucher ermittelt werden, die diese Tarife in Anspruch nehmen. Ein privater Haushalt mit einem 

durchschnittlichen Stromverbrauch von 3.500 kWh zahlte im Jahr 2018 einen durchschnittlichen 

Arbeitspreis von 29,44 Euro-Cent pro verbrauchter kWh Strom (BMWi 2019) und somit 

1.030,40 Euro pro Jahr zzgl. eines monatlichen oder jährlichen Grundpreises. Die Vergünstigung 

der BürgerInnen- oder Regionalstromtarife wird zumeist beim Arbeitspreis vorgenommen, eine 

Ausnahme besteht allerdings bspw. bei der Regionalstrom Kreis Düren eG, welche den monatli-

chen Grundpreis für Genossenschaftsmitglieder abgesenkt hat (Bürgerenergie Kreis Düren eG 

2019). Im Vergleich zum bundesweit durchschnittlichen Arbeitspreis von 29,44 Euro-Cent/kWh lie-

gen die vergünstigten Arbeitspreise zumeist zwischen 3 und 4 Euro-Cent/kWh niedriger, teilweise 

reicht die Spanne bis zu 6 Euro-Cent/kWh (vgl. WestfalenWIND Strom GmbH 2019a; und Nord-

http://www.windbranche-nrw.de/news/nachrichten/artikel-33287-naturstrom-vollendet-gross-windpark-in-bayern
https://www.nord-ostsee-windkraft.de/ergebnisse-des-treffens-am-21-november
https://www.sw-kassel.de/privatkunden/energie/windstrom.html
https://www.neu-sw.de/strom/produkte
https://www.altentreptow.de/media/custom/2973_945_1.PDF?1524665991
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Ostsee Windkraft Ohe GmbH & Co. KG 2012, allerdings wurde der Windpark hier noch nicht er-

richtet.). Letztlich ist die Bewertung der sich aus dem Bürger-Stromtarif ergebenden Vergünstigung 

abhängig vom Referenzpreis, der für die Verbraucherhaushalte und –Unternehmen im Status Quo 

vor Inanspruchnahme des vergünstigten Tarifs gilt. Für eine sinnvolle Bewertung der Höhe der Ver-

günstigung eines solchen Stromtarifs ist beispielsweise der Tarif der örtlichen Grundversorgung 

nutzbar. Allerdings sinkt der Anteil der VerbraucherInnen mit einem regionalen Grundversorgungs-

Tarif kontinuierlich (Bundesnetzagentur 2019, S.14). Zudem liegt der durchschnittliche Arbeitspreis 

der Grundversorgertarife um ca., 2,4 Euro-Cent/kWh über dem durchschnittlichen Stromtarif 

(32,80 Euro-Cent/kWh zu 30,43 Euro-Cent/kWh, vgl. stromauskunft.de (2020) und BMWi (BMWi 

2019)). Ein regionaler Referenz-Tarif ist dennoch insofern passend, als dass die Preiskalkulation 

eines vergünstigten Bürger-Stromtarifs die jeweiligen Netzentgelte, Konzessionsabgaben und Um-

lagen enthält und regionale Anbieter hier ähnliche Preisstrukturen aufweisen. Tab. 1 gibt einen 

Überblick der Potenziale zur Stromkosteneinsparung je nach Differenz des vergünstigten Arbeits-

preises zum Referenzpreis. 

Tabelle 5.4: potenzielle Stromkosteneinsparungen durch vergünstigte Bürger- oder 

Regionalstromtarife 

Für einen privaten Haushalt mit einem jährlichen Stromverbrauch von 3.500 kWh. 

Quelle: eigene Berechnungen. 

Differenz zwischen vergünstigtem 
Arbeitspreis und Referenzpreis 

Stromkosten-Einsparung durch vergünstigten 
Arbeitspreis (Euro pro Jahr) 

1 Euro-Cent/kWh 35 Euro 

2 Euro-Cent/kWh 70 Euro 

3 Euro-Cent/kWh 105 Euro 

4 Euro-Cent/kWh 140 Euro 

5 Euro-Cent/kWh 175 Euro 

6 Euro-Cent/kWh 210 Euro 

7 Euro-Cent/kWh 245 Euro 

Laut Bundesnetzagentur (2019, S.30) liegen die durchschnittlichen Einsparpotenziale für Stromver-

braucher mit einem Jahresverbrauch von 3.500 kWh durch eine Vertragsumstellung oder einen 

Lieferantenwechsel bei 64 Euro bzw. 93 Euro. Wenn der regionale Grundversorgungs-Tarif als Re-

ferenzpreis herangezogen wird, sollte diese ohnehin erreichbare Einsparung von 93 Euro also min-

destens erreicht werden, um Haushalte, die einen Stromtarifwechsel vornehmen wollen, für einen 

vergünstigten Regionalstromtarif gewinnen zu können. Daraus ergibt sich Arbeitspreis für den ver-

günstigten Bürgerstrom-Tarif, der mindestens um 3 Euro-Cent/kWh unter dem Arbeitspreis des 

durchschnittlichen Arbeitspreises, also bei ca. 27 Euro-Cent/kWh und damit ca. 5,4 Euro-Cent un-

ter dem durchschnittlichen Grundversorgertarif von 32,80 Euro-Cent liegen muss. Bezogen auf den 

bundesweit durchschnittlichen Grundversorgertarif von 32,80 Euro-Cent/kWh im Jahr 2018 ergibt 

sich also eine anzuvisierende Vergünstigung von mindestens 15 %. Für eine klare Anreizwirkung 

ist eine etwas höhere Vergünstigung von bspw. 20 % empfehlenswert. 
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Zugleich beschreibt die Bundesnetzagentur eine steigende Sensibilität der Verbraucherinnen und 

Verbraucher für Stromkosteneinsparungen durch Tarif- oder Lieferantenwechsel (Bundesnetzagen-

tur 2019, S.253ff.). Auch diese Entwicklung könnte zu einer weiteren Verbreitung vergünstigter 

Bürger- oder Regionalstromtarife beitragen, sofern sie günstiger als der regionale Grundversor-

gertarif und der durchschnittliche Wechsel-Tarif sind. 

Mit Blick auf die Betroffenheit der Bürgerinnen und Bürger durch die WEA ist zu betonen, dass sich 

die oben vorgestellten potenziellen Stromkosten-Einsparungen für einen Haushalt mit 3 bis 4 Per-

sonen ergeben. Die finanziellen Vorteile pro Person betragen also nur einen Bruchteil der Strom-

kosten-Einsparungen des jeweiligen Haushalts je nach Haushaltsgröße. Dennoch lassen sich die 

potenziellen Stromkosten-Einsparungen aufgrund der direkten Zusammenhänge mit den vergüns-

tigten Arbeitspreisen und den Stromverbräuchen vergleichsweise genau ermitteln. 

Auch wenn hier keine direkte Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern an den lokalen EE-Anlagen 

vorliegt, können die adressierten Verbrauchergruppen dennoch direkt und langfristig durch einge-

sparte Stromkosten profitieren. Die Höhe der Einsparungen fällt individuell unterschiedlich aus, 

kann jedoch signifikante Größenordnungen einnehmen und ist langfristig planbar. Diese direkte 

Spürbarkeit finanzieller Vorteile kann erheblich zur Wirkung dieses Beteiligungsinstrumentes auf 

die Akzeptanz der jeweiligen Bürgerinnen und Bürger beitragen. Zudem wird damit der Kostende-

batte um die EEG-Umlage als Treiber von Haushaltsstrompreisen begegnet. 

Zur Stärkung der Akzeptanz regionaler EE-Anlagen in der Breite sind vergünstigte Stromtarife 

wahrscheinlich nur bedingt geeignet. Zum einen können in dichter besiedelten Gebieten mit weni-

ger regionalen EE-Anlagen die produzierten Strommengen unzureichend sein. Dann müssten rest-

liche Strommengen aus anderen Erzeugerquellen hinzugekauft werden, was die günstigen Preis-

strukturen und das erneuerbare Labelling der Tarife gefährden könnte. Zum anderen müssen die 

AkteurInnen vor Ort die Tarifangebote wahrnehmen, um in den Genuss der Stromkosteneinsparun-

gen zu kommen. Wird Teilen der Bevölkerung aufgrund der regionalen Abgrenzung der Anspruchs-

berechtigung kein solches Angebot gemacht, besteht die Gefahr von Verteilungsungerechtigkeiten. 

Dabei können subjektive Empfindungen trotz einer objektiv sinnvollen Abgrenzung der Anspruchs-

berechtigung eine Rolle spielen und die Akzeptanzwirkung des Instrumentes, zumindest in diesen 

Teilen der Bevölkerung, mindern oder gar ins Negative umkehren. 

Bei einer ausreichenden Verbreitung solcher Tarife kann das Interesse an weiteren, direkten Betei-

ligungsmöglichkeiten geweckt werden, die wiederum zur Erhöhung der Akzeptanz beitragen kön-

nen. Einige BetreiberInnen von EE-Anlagen kombinieren bereits bewusst diese Beteiligungsinstru-

mente (vgl. bspw. Bürgerenergie Kreis Düren eG 2019). 

5.4.2.2 Betriebswirtschaftliche Auswirkungen für die EE-AnlagenbetreiberInnen 

Die Wirtschaftlichkeitsauswirkungen vergünstigter Bürger- oder Regionalstromtarife können nicht 

ohne weiteres auf Ebene der EE-Anlagen bewertet werden. Dies ist vor allem dadurch begründet, 

dass die Anbieter dieser Stromtarife zumeist nicht nur einzelne Anlagen oder Anlagenparks zur 

Stromerzeugung zur Verfügung haben und darüber hinaus mehrere Quellen der Stromerzeugung 

bündeln, um die Versorgung ihrer Tarifkunden sicherzustellen. EigentümerInnen einzelner EE-An-

lagen sind aufgrund ihrer dargebotsabhängigen Stromerzeugung nicht in der Lage, Verbraucher 

vollumfänglich zu versorgen. Hier können Zukäufe fehlender Strommengen oder Kooperationen mit 

örtlichen Energieversorgungsunternehmen zielführend sein. Je nach Verhältnis zwischen Stromer-

zeugung und –Verbrauch im Rahmen der vergünstigten Tarife liegen also gänzlich andere Bedin-

gungen für die Wirtschaftlichkeitsbewertung der EE-AnlagenbetreiberInnen vor. Weiterhin werden 
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die vergünstigten Tarife zumeist nur einer begrenzten Verbrauchergruppe angeboten. Für andere 

Verbrauchergruppen werden wiederum andere Stromtarife ohne besondere Vergünstigungen an-

geboten. Unter Umständen werden die Vergünstigungen der BürgerInnen- oder Regionalstromta-

rife auf diese Weise querfinanziert. Teilweise haben die EE-AnlagenbetreiberInnen keine eigenen 

Strom-Vertriebsstrukturen und kooperieren daher mit (regionalen) Energieversorgungsunterneh-

men. Je nach vertraglicher Ausgestaltung dieser Kooperation liegen wiederum andere Rahmenbe-

dingungen für die Wirtschaftlichkeitsbewertung vor. Die Auswirkungen auf die Wirtschaftlichkeit des 

Anbieters ergeben sich dann durch die weiteren Geschäftstätigkeiten und die genaue Ausgestal-

tung der vergünstigten Tarife. Die so ggf. entstehenden Kosten auf Seiten der Stromtarifanbieter 

können also in ihrer Höhe nicht genau ermittelt werden. Im Folgenden werden zur Einordnung der 

Finanzierbarkeit vergünstigter Tarife grundlegende Zusammenhänge erläutert. 

Grundsätzlich sind die Kostensenkungspotenziale und die Gestaltbarkeit von Kostenkomponenten 

in der Tarifpreissetzung für den Lieferanten nur sehr begrenzt (vgl. nachfolgende Abbildung). Be-

einflussbar sind hier in geringem Umfang die Bezugskosten (Hebel 1) durch eine angepasste Be-

schaffungsstrategie bzw. kostengünstigere Stromerzeugung sowie in ebenfalls geringem Umfang 

die Vertriebskosten (Hebel 2) durch effiziente schlanke Prozesse und die Reduktion von einge-

preisten Vertriebsmargen. Wenn ein Instrument zur Gewährleistung vergünstigter regionaler 

Stromtarife wirken soll, muss dieses im Bereich der Abgaben und Umlagen bzw. Entgelte wirken, 

um signifikante Reduktionspotenziale zu entfalten. Im Beispielfall der Westfalen Windstrom GmbH 

liegt der angebotene Arbeitspreis des vergünstigten Tarifs bei 26,96 Euro-Cent/kWh (2018). Der 

vergleichbare Arbeitspreis (Referenzpreis) der Grundversorgung in diesem Gebiet lag in 2018 bei 

31,09 Euro-Cent/kWh e. Durch eine Rückrechnung der Preisbestandteile (Strombeschaffung zu 

Preisen von 2017 an der EEX, Vertriebskosten, Abgaben, Umlagen, Steuern, Entgelte und Kon-

zession) ergibt sich eine Vertriebsmarge von 6,966 Euro-Cent/kWh für den verkauften Strom aus 

der Grundversorgung (Deckungsbeitrag I). Gelänge es der Westfalen Windstrom GmbH, ihren 

Strom zu einer vergleichbaren Kostenstruktur zu vertreiben, bestände die theoretische Möglichkeit 

auch noch bei einem Preis von 24,12 Euro-Cent/kWh kostendeckend zu arbeiten. 
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Im Ergebnis ergibt sich also durchaus eine verringerte Wirtschaftlichkeit bei den EE-Anlagenbetrei-

berInnen für diejenigen Energiemengen, die sie über vergünstigte Stromtarife anbieten. Ist das nur 

ein Teil ihrer selbst vertriebenen oder insgesamt abgesetzten Strommengen, so ist das Verhältnis 

zwischen vergünstigt und „normal“ vertriebenen oder abgesetzten Strommengen ausschlaggebend 

für die Bewertung der wirtschaftlichen Gesamtsituation der AnlagenbetreiberInnen. Im Extremfall 

des vollständigen Vertriebs sämtlicher Strommengen über vergünstigte Stromtarife würde die Roh-

marge sinken, so dass ggf. gerade nur noch kostendeckend gewirtschaftet werden kann und die 

Bedienung der Eigen- und Fremdkapitalgeber gefährdet wird. Dieser schwere Eingriff in die unter-

nehmerische Kosten- und Erlösgestaltung kann durch eine entsprechend geringere Differenz des 

vergünstigten Arbeitspreises zum Referenzpreis entgegengewirkt werden, so dass eine Min-

destrendite als unternehmerischer Anreiz und zur Bedienung der Kapitalgeber gewährleistet ist. Da 

die Höhe der für eine auskömmliche Wirtschaftlichkeit notwendigen Vergünstigung gegenüber dem 

Referenzpreis von der individuellen Situation der EE-AnlagenbetreiberInnen abhängt, kann an die-

ser Stelle keine konkrete Empfehlung gegeben werden. 

Auf Seiten der EE-AnlagenbetreiberInnen dürfte die Akzeptanz für eine verpflichtende Regelung 

zum Angebot vergünstigter Bürger-Stromtarife nur sehr gering ausfallen. Es würde ein tlw. erhebli-

cher Eingriff in bestehende Geschäftsmodelle vorgenommen, wenn Vertriebsstrukturen aufgebaut 

oder Kooperationen mit Energieversorgungsunternehmen eingegangen werden müssen. Zugleich 

ergibt sich ein Eingriff in die regionale Wettbewerbssituation für bereits bestehende Energieversor-

gungsunternehmen, wenn die EE-AnlagenbetreiberInnen zu einem regionalen Vertrieb verpflichtet 

 

Abb. 5.1: Beispielrechnung Vertriebspreisbildung Strom  

Quelle: eigene Darstellung von BBHC. 



 
130     |  IÖW, IKEM, BBH, BBHC 
 

werden. Damit wird die Akzeptanz des Instruments durch regionale/ lokale Versorger nicht nur un-

erheblich betroffen. 

5.4.2.3 Planbarkeit der Zahlungshöhe für Kommunen und für Anlagen-BetreiberInnen 

Die Dauer der Stromkosten-Einsparungen für private Haushalte und Gewerbeunternehmen, die 

vergünstigte Stromtarife in Anspruch nehmen, ist abhängig von den konkreten Vertragskonditio-

nen, welche die EE-Anlagen-BetreiberInnen oder die beteiligten Energieversorgungsunternehmen 

anbieten. Sofern die Vergünstigung nicht als einmaliger Bonus ausgestaltet ist, ergeben sich jähr-

lich wiederkehrende Einsparungen während der gesamten Vertragslaufzeit. Die Höhe der Vergüns-

tigung wird dabei in der Regel zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses festgelegt und kann sich im 

weiteren Verlauf der Vertragslaufzeit aufgrund der Entwicklung der wirtschaftlichen Rahmenbedin-

gungen verändern. Steigt der Referenzpreis, der für die Bewertung der Vergünstigung herangezo-

gen wird, weil bspw. die Strombereitstellungskosten des lokalen Grundversorgers steigen, so steigt 

damit auch die Vergünstigung gemessen am Grundversorger-Tarif. Sinkt der Referenzpreis im 

Zeitverlauf, so verringert sich auch die daran gemessene Vergünstigung. Die Preisentwicklungen 

für Strompreise für Endverbraucher deuten allerdings darauf hin, dass Grundversorger-Tarife ten-

denziell ansteigen werden (Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft e.V. 2019). 

Die auf lange Frist ausgelegten Geschäftsmodelle von EE-Anlagen, sind vergleichsweise wenig 

anfällig für Einflüsse verschiedener Markt-Entwicklungen. Da Windenergie- und Photovoltaik-Anla-

gen bspw. keine Brennstoffe beziehen, sind sie in ihrer Preisgestaltung unabhängig von Preis-Ent-

wicklungen auf den Märkten für Brennstoffe. Mit der Sonneneinstrahlung und dem durchaus 

schwankenden Winddargebot weisen sie andererseits spezifische Abhängigkeiten auf, die ihre 

Jahres-Stromproduktion beeinflussen. Je größer das Anlagenportfolio und die Möglichkeiten zu 

einem günstigen Zukauf fehlender Strommengen, desto eher ist davon auszugehen, dass die 

Preisstrukturen für vergünstigte Bürger-Stromtarife von EE-Anlagen-Betreibern langfristig stabil 

bleiben können und nicht Ursache für eine negative Entwicklung der damit verbundenen Stromkos-

ten-Einsparungen sind. 

Damit sind vergünstigte Bürger-Stromtarife unter Beachtung einer attraktiven Höhe der Stromkos-

teneinsparungen bei Vertragsschluss, die zugleich einen noch kostendeckenden Betrieb für die 

EE-AnlagenbetreiberInnen ermöglichen, geeignet, um langfristig eine finanzielle Beteiligung sicher-

zustellen. Die Bandbreite der adressierbaren EE-Anlagen und der potenziell zu beteiligenden loka-

len AkteurInnen wird in den folgenden Abschnitten diskutiert. 

Für die privaten Haushalte und Gewerbeunternehmen als VerbraucherInnen ist ein hohes Niveau 

der Planbarkeit der Kosteneinsparungen sehr wahrscheinlich mit einer hohen Akzeptanzwirkung 

verbunden. Eingesparte Stromkosten bewirken ein höheres verfügbares Einkommen für andere 

Ausgaben. Sofern regelmäßige Ausgaben mit den Einsparungen finanziert werden sollen, ist aller-

dings ein hohes Niveau der Planbarkeit der Einsparungen notwendig. 

Auf Seiten der EE-AnlagenbetreiberInnen liegt der Fokus zur Einschätzung der Akzeptanzwirkung 

des Instrumentes eher auf den betriebswirtschaftlichen Auswirkungen, die im vorhergehenden Ab-

schnitt 5.4.2.2 behandelt werden. Da die Planbarkeit der verminderten Erlöse für die EE-Anlagen-

betreiberInnen aufgrund stabiler Vorhersagen der Stromverbräuche der Haushalte und Gewerbe-

unternehmen ein ebenso hohes Niveau aufweist, ist hier zumindest keine negative Akzeptanzwir-

kung zu erwarten. Einzig die schwer prognostizierbare Verbreitung vergünstigter Bürger-Stromta-

rife und der damit zu liefernden vergünstigten Strommengen bewirkt eine gewisse Unsicherheit für 

die betriebswirtschaftliche Situation der AnlagenbetreiberInnen. 
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5.4.2.4 Erfasste EE-Anlagen 

Ein Anknüpfungspunkt für die verpflichtende Umsetzung vergünstigter Bürger-Stromtarife durch die 

EE-AnlagenbetreiberInnen, der bei Steuer- und Abgabenlösungen über entsprechende Tatbe-

stände definiert wird, muss im Fall vergünstigter Bürger-Stromtarife gesondert definiert werden. 

Grundsätzlich können alle EE-Anlagen ab einer gewissen jährlich produzierten Mindest-Strom-

menge oder einem Mindest-Umsatz berücksichtigt werden, die einen gesonderten Stromvertrieb 

über eigene Vertriebsstrukturen oder in Kooperation mit (regionalen) Energieversorgungsunterneh-

men sinnvoll ermöglichen. Sollten die zusätzlichen Kosten des Stromvertriebs nicht durch eine be-

stehende ausreichende Gewinnmarge gedeckt sein, würde der wirtschaftliche Anlagenbetrieb ge-

fährdet, was nicht im Sinne der Förderung des EE-Ausbaus ist (vgl. die Ausführungen zur Kosten-

belastung der AnlagenbetreiberInnen unten). In ihrer Wirtschaftlichkeit gefährdete Anlagen könnten 

von diesem Instrument ausgenommen werden. Alternativ könnte die für eine vergünstigte Tarifaus-

gestaltung notwendige Differenz zu einem Referenz-Strompreis für in ihrer Wirtschaftlichkeit ge-

fährdete Anlagen geringer festgelegt werden. Die gefährdete Wirtschaftlichkeit als Entlastungskrite-

rium müsste von den AnlagenbetreiberInnen überprüfbar dargelegt werden.  

Grundsätzlich könnte ein Pooling mehrerer regionaler EE-Anlagen, bspw. in einem Gemeinde- o-

der PLZ-Gebiet, geeignet sein, um einen regionalen vergünstigten Stromtarif zu gestalten, wenn 

damit eine ausreichende Stromproduktion und eine größere Verteilung der damit für die EE-Anla-

genbetreiberInnen einhergehenden Belastung erreicht wird. In Kooperation mit regionalen Energie-

versorgern sind so auch Regionalmarken möglich, wie sie bspw. die eG Wittmund (2019) geschaf-

fen hat. 

In den betriebswirtschaftlichen Spielräumen, die Bestandsanlagen im Rahmen ihrer Betriebspla-

nung und der EEG-Vergütung haben, könnten auch Bestandsanlagen bei der Gestaltung von ver-

günstigten Stromtarifen eine Rolle spielen. Dabei wäre allerdings sehr sorgfältig zu prüfen, inwie-

weit dies in den verfassungsrechtlich geschützten Vertrauensschutz der Anlagenbetreiber eingreift. 

5.4.2.5 Beteiligte AnwohnerInnen bzw. Kommunen 

Eine erste Variante der regionalen Abgrenzung anspruchsberechtigter Personen und Personen-

gruppen ist die Festlegung fester PLZ-Gebiete, deren innewohnenden privaten Haushalte und oder 

Gewerbeunternehmen das vergünstigte Stromlieferungsangebot in Anspruch nehmen dürfen (vgl. 

bspw. ENERTRAG AG 2018; und WIND-WASSERSTOFF-projekt GmbH & Co. KG 2015). Diese 

Variante ist mit vergleichsweise geringen Transaktionskosten zur Prüfung der Anspruchsberechti-

gung verbunden, da die Abnahmestellen der Haushalte und Unternehmen zumeist einfach und ein-

deutig einem Gemeinde- oder PLZ-Gebiet zugeordnet werden können. Sofern die Betroffenheit 

von Bürgerinnen und Bürgern durch die Windenergie-Anlagen allerdings über die Gemeindegren-

zen hinausgeht, ist durch diesen Ansatz die Treffsicherheit seitens der Bürgerinnen und Bürger 

nicht gewährleistet. So befinden sich viele Anlagen im unbesiedelten Außenbereich einer Kom-

mune und damit tendenziell näher an einer Grenze zu einer oder mehreren angrenzenden Kommu-

nen als am geografischen Zentrum der Standortkommune. Die Ausweitung der Anspruchsberechti-

gung auf Nachbarkommunen oder benachbarte PLZ-Gebiete dagegen, führt zu einem sprunghaf-

ten Anstieg der anspruchsberechtigten Verbraucherhaushalt- und –Unternehmen, der ggf. die Wirt-

schaftlichkeit des Tarifangebotes für die WEA-BetreiberInnen gefährdet und ggf. durch eine Erhö-

hung des angebotenen Stromtarifs kompensiert wird. 

Eine weitere Variante ist mit einem geografisch festgelegten Umkreis um den Standort der EE-An-

lage gegeben e. Bei Anlagenparks mit mehreren Anlagen muss ggf. ein Kreismittelpunkt definiert 
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werden oder die Grundstücksgrenze der Anlagen als Ausgangspunkt für die Umkreis-Festlegung. 

Wird der Kreisdurchmesser an die Reichweite negativer Wirkungen der EE-Anlagen auf Anwohne-

rInnen angelehnt, so kann damit sichergestellt werden, dass die von den Windenergie-Anlagen be-

troffenen AkteurInnen Anspruch auf einen vergünstigten Stromtarif haben. Die Transaktionskosten 

zur Prüfung der Anspruchsberechtigung fallen hier allerdings deutlich höher aus, da fallweise ge-

prüft werden muss, ob eine Abnahmestelle innerhalb des festgelegten Radius liegt. Verbraucherin-

nen und Verbraucher, die sich knapp außerhalb des Radius befinden, wären dann nicht mehr an-

spruchsberechtigt, aber ggf. noch von den Anlagen betroffen, wenn der Radius nicht entsprechend 

weit gezogen wird. Den AnlagenbetreiberInnen oder Anbietern der vergünstigten Stromtarife ist 

allerdings ein hohes Maß an Flexibilität gegeben, um den Umkreis an Gerechtigkeitsaspekte anzu-

lehnen und entsprechend zielführend auszugestalten.  

Beide Varianten erlauben es EE-Anlagen und anspruchsberechtigte AkteurInnen ohne Berücksich-

tigung von u.U. dazwischenliegenden Gemeindegrenzen zu definieren. Da bei dieser direkten Be-

teiligungsform die Steuerhoheit der Kommune oder andere Gebietskörperschaften keine Rolle 

spielt, ließe sich eine sehr gute Treffsicherheit bezüglich der von den EE-Anlagen betroffenen Ak-

teurInnen ausgestalten. Es besteht allerdings die Gefahr, dass im Falle mehrerer verschiedener 

BetreiberInnen von EE-Anlagen auch mehrere Anspruchsverhältnisse zwischen Anlagenbetreibe-

rInnen und BürgerInnen bestehen. Im ungünstigsten Fall entscheiden sich sämtliche interessierte 

BürgerInnen für eines der verschiedenen Stromtarif-Angebote, so dass die anderen Unternehmen 

finanziellen Anstrengungen für den regionalen Stromvertrieb unternehmen, ohne damit Kundschaft 

zu gewinnen. Eine Verpflichtung für das Angebot vergünstigter Stromtarife versetzt die Unterneh-

men daher in eine unsichere Wettbewerbssituation, in die sie freiwillig eventuell nicht eintreten wür-

den und die sie nur begrenzt beeinflussen können. 

Da eine Verpflichtung nur für das Angebot vergünstigter Stromtarife seitens der EE-Anlagenbetrei-

berInnen oder kooperierender Energieversorgungsunternehmen festgelegt werden kann, kann mit 

diesem Instrument nicht sichergestellt werden, dass die von den EE-Anlagen betroffenen AkteurIn-

nen tatsächlich finanziell beteiligt werden. Tatsächliche finanzielle Vorteile fallen nur bei denjenigen 

privaten Haushalten und Gewerbeunternehmen an, die solche Angebote auch wahrnehmen und 

annehmen. Daher ist es von großer Bedeutung, dass die EE-AnlagenbetreiberInnen verpflichtet 

werden, die Angebote für vergünstigte Stromtarife entsprechend zu kommunizieren und an die be-

troffenen Akteursgruppen heranzutragen. Hier sind Anzeigen in regionalen Pressemedien denkbar, 

aber auch direktere Formate, wie regionale Postwurfsendungen an alle Haushalte und Gewerbeun-

ternehmen. Letztere Variante wäre mit höheren Kosten verbunden. 

Ob die adressierten AkteurInnen das Angebot eines vergünstigten Stromtarifs annehmen, hängt 

zudem vor allem von der individuellen Einsparung gegenüber ihrer aktuellen Stromversorgungslö-

sung ab. Ihre grundlegende Einstellung zum lokalen EE-Ausbau und zur Energiewende spielt auch 

eine Rolle. Es ist allerdings zu erwarten, dass gerade aufgrund der schlecht plan- und steuerbaren 

Verbreitung der vergünstigten Bürger-Stromtarife auch nur eine begrenzte Akzeptanzwirkung er-

zielt werden kann. Damit ist ein weiterer Grund gegeben, dieses Instrument nicht als alleinigen An-

satz zur Förderung der Akzeptanz lokaler EE-Anlagen zu nutzen. Das Angebot vergünstigter 

Stromtarife kann dennoch ergänzend zum Einsatz kommen, um andere Instrumente zu stützen 

und das Portfolio akzeptanzfördernder Maßnahmen zu vergrößern. 
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5.4.2.6 Gestaltungsspielraum der politischen AkteurInnen 

Es ist vorstellbar, dass Kommunen das Einzugsgebiet für das vergünstigte Strompreis-Angebot 

gestalten, sowie den absoluten oder relativen Abstand des vergünstigten Strompreises zum Refe-

renzpreis. Gegen eine solche Einflussnahme der Kommunen spricht allerdings, dass damit die Be-

lastung der AnlagenbetreiberInnen davon abhängt, wie die Kommune die Parameter definiert. Eine 

Festlegung durch Kommunen setzt außerdem voraus, dass ein solches Instrument verpflichtend 

eingeführt werden kann, was unserer Gesamteinschätzung nach sehr fraglich ist. 

Da bei vergünstigten Bürger-Stromtarifen Zahlungen direkt zwischen den AnlagenbetreiberInnen 

und den BürgerInnen fließen, gibt es seitens der Kommunen oder der Länder keinen Spielraum zur 

Ausgestaltung der Mittelverwendung. Lediglich im Falle eigener kommunaler Unternehmen, die als 

Energieversorger auftreten, ist eine aktive Mitgestaltung möglich. 

Die Akzeptanz der Kommunen für ein solches Instrument ist nur schwer einzuschätzen, ohne einen 

konkreten Austausch mit KommunalvertreterInnen. Zum einen bleibt der Aufwand für Kommunen 

sehr gering, da sie nicht direkt aktiv werden müssen, um vergünstigte Bürger-Stromtarife zu konzi-

pieren und zu verbreiten. Sie könnten dennoch zu einer Verbreitung beitragen, indem sie die ihnen 

zur Verfügung stehenden Informationskanäle nutzen. Zum anderen können die Kommunen nicht 

an der konkreten Instrumentenausgestaltung mitwirken, solange eigene kommunale Unternehmen, 

wie bspw. Stadtwerke, als Energieversorger auftreten und vergünstige Bürger-Stromtarife anbie-

ten.  

5.4.2.7 Transaktionskosten 

Die Ausgestaltung vergünstigter Bürger-Stromtarife ist durchaus mit Transaktionskosten verbun-

den, deren Höhe allerdings im Voraus nicht genau bestimmt werden kann. Vor allem EE-Anlagen-

betreiberInnen, die bisher keinen eigenen Stromvertrieb vornehmen, müssen sich entscheiden, ei-

nen eigenen Stromvertrieb aufzubauen, um diese Tarife zu vertreiben, oder geeignete (regionale) 

Energieversorgungsunternehmen als Kooperationspartner zu finden, die diese Aufgabe überneh-

men. Der Aufbau eines Stromvertriebs ist mit erheblichen Kosten verbunden, vor allem, wenn bis-

her die EEG-Einspeisevergütung genutzt wurde und Aufgaben wie ein umfassendes Rechnungs-

wesen und eine Kundenbetreuung zuvor nicht zur Unternehmensaufgabe gehörten. Mit der Nut-

zung der Vertriebswege etablierter und ggf. auch regional angesiedelter Energieversorgungsunter-

nehmen als Kooperationspartner könnte der Aufbau eigener Vertriebsstrukturen vermieden wer-

den. Die vertraglichen Ausgestaltungen zwischen Energieversorgungsunternehmen und EE-Anla-

genbetreiberInnen müssen dennoch individuell ausgehandelt werden und sind daher mit Transakti-

onskosten verbunden. 

Ein weiteres bestimmendes Merkmal für die mit vergünstigten Bürgerstromtarifen verbundenen 

Transaktionskosten ist die regionale Abgrenzung anspruchsberechtigter privater Haushalte und 

Gewerbeunternehmen. Beide oben beschriebenen Varianten erzeugen Transaktionskosten für die 

Anbieter solcher Stromtarife, wenn es um die Prüfung der Anspruchsberechtigung im Zuge des 

Vertragsschlusses geht. Werden PLZ-Gebiete festgelegt, deren ansässige private Haushalte und 

Gewerbeunternehmen als anspruchsberechtigt gelten, so fällt eine Prüfung einfach und kosten-

günstig aus, indem die PLZ des Standortes der Abnahmestelle abgeglichen wird. Auch die Erweite-

rung oder Verringerung des Kreises Anspruchsberechtigter ist ähnlich einfach und kostengünstig 

gestaltbar. 
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Wird dagegen ein geografischer Umkreis um den Standort der EE-Anlage zur Abgrenzung regional 

ansässiger Anspruchsberechtigter festgelegt, ist die Prüfung deutlich aufwändiger und mit höheren 

Transaktionskosten verbunden. Die Anbieter des Stromtarifs oder die Nachfrager müssten einen 

überprüfbaren Nachweis des geografischen Standorts ihrer Abnahmestelle liefern, um die An-

spruchsberechtigung zu kontrollieren. Zudem können Kosten für die Verhandlung von Einzelfällen 

anfallen, bei denen Tarif-Nachfrager knapp außerhalb des definierten Umkreises um die EE-An-

lage(n) ansässig sind. Flexibilitäten bei der Definition des Umkreises können hier hilfreich sein, 

sollten aber hinsichtlich der Betroffenheitsdefinition und den mit der finanziellen Beteiligung verbun-

denen Vorstellungen von Gerechtigkeit abgeglichen werden. 

Weiterhin müssen die vergünstigten Stromtarife den anspruchsberechtigten privaten Haushalten 

und Gewerbeunternehmen angeboten werden, um eine entsprechende Verbreitung zu erreichen 

und Wirkung zu entfalten. Hier kommen Anzeigen in regionalen Presse-Medien in Frage, die mit 

geringen bis moderaten Kosten verbunden sind, aber keine vollständige Verbreitung der Tarifange-

bote garantieren können. Eine höhere Reichweite könnten Postwurfsendungen an alle Anspruchs-

berechtigten haben. Diese Variante ist allerdings je nach Anzahl der definierten Anspruchsberech-

tigten mit höheren Kosten verbunden. 

5.4.2.8 Akzeptanz von Modellvorschlägen bei Stakeholdern 

Wie in Abschnitt 3.8 erläutert, wird die Akzeptanz von Modellvorschlägen bei Stakeholdern nicht 

eigenständig behandelt, um zu verhindern, dass ein aggregiertes und damit wahrscheinlich ver-

fälschtes Gesamtergebnis entsteht. Stattdessen finden sich Bewertungen zur eingeschätzten Ak-

zeptanzwirkung integriert in einigen der anderen Bewertungskriterien.  

Die Perspektive der Kommunen und BürgerInnen als ZahlungsempfängerInnen wird unter den Kri-

terien „erzielbare Höhe der finanziellen Beteiligung“, „Planbarkeit der Zahlungshöhe für Kommunen 

und für Anlagen-BetreiberInnen“ und „beteiligte AnwohnerInnen und Kommunen“ behandelt.  

Die Akzeptanzwirkung auf EE-AnlagenbetreiberInnen wird in den Kriterien „betriebswirtschaftliche 

Auswirkungen“ und „Planbarkeit der Zahlungshöhe für Kommunen und für Anlagen-BetreiberInnen“ 

bewertet.  

Unter „Gestaltungsspielraum der politischen AkteurInnen“ wird die Rolle der Kommunen als Mitge-

stalter der Beteiligungsinstrumente berücksichtigt, da auch hier eine Akzeptanzwirkung auf die 

Kommunen zu erwarten ist. 

5.4.2.9 Rechtliche Regelungs- / Umsetzungskomplexität 

Eine rechtliche Regelung vergünstigter Stromtarife müsste in vielerlei Hinsicht klar ausgestaltet 

werden. So wäre genau zu definieren, unter welchen Voraussetzungen ein Stromtarif als vergüns-

tigt gilt. Dazu wäre zum Ersten ein Referenzpreis festzulegen (hierfür würde sich wohl der Grund-

versorgertarif eignen), und es wäre zudem eine notwendige Preisdifferenz zum Referenzpreis zu 

bestimmen. Weiterhin wäre festzulegen, wann, gegenüber wem und auf welche Weise der entspre-

chende Tarif den Stromkunden anzubieten wäre. Insbesondere die Festlegung eines Adressaten-

kreises dürfte komplex sein, wenn man nicht die – wohl zu weitgehende und auch undifferenzierte 

– Abgrenzung nach Landkreisgrenzen wählen würde.  

Darüber hinaus gilt es im Rahmen der zivilrechtlichen Ausgestaltung von Bürger-/Regionalstromta-

rifen zu beachten, dass Stromkundenverträge insbesondere gegenüber Haushaltskunden in ihrer 
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Laufzeit beschränkt sind (Verbraucherschutz). Langfristige Lieferverträge können den Kunden da-

mit nicht angeboten werden. Dies dürfte aber nicht ausschließen, dass seitens der Anlagenbetrei-

ber langfristige Preisgarantien abgegeben werden können, damit für die Verbraucher ein starker 

Anreiz zur Bindung an das Stromprodukt besteht. Weiterhin ergibt sich auch aus Verbraucher-

schutzerwägungen, dass der Gefahr der Regelungsumgehung durch für die Stromkunden ungüns-

tige Vertragsklauseln entgegengewirkt werden müsste (vgl. § 42a EnWG).  

Zudem wäre die Regelung und Umsetzung vergünstigter Stromtarife auch dadurch sehr komplex, 

dass, sofern es sich bei dem gelieferten Strom um regionalen oder „grünen“ Strom handeln soll 

oder mit Blick auf die Akzeptanzförderung sogar handeln muss, die dazu bestehenden Regelungen 

zu beachten und anzupassen wären. Dies betrifft insbesondere die Regelungen im EEG, die die 

die Vermarktung von Strom aus geförderten EEG-Anlagen als Grünstrom grundsätzlich verbieten 

(§§ 79, 80 EEG). Wenn die Bürger direkt grünen Strom aus der geförderten EEG-Anlage geliefert 

bekommen sollen, wäre hierzu eine entsprechende Anpassung der Regeln des EEG erforderlich. 

Zwar ist nach neuer Rechtslage die Vermarktung von Strom aus geförderten EEG-Anlagen als re-

gionaler Strom aus erneuerbaren Energien teilweise zulässig. Sofern ein vollständig regionales 

Grünstromprodukt geliefert werden soll, wäre allerdings gleichwohl eine Anpassung der Rechtslage 

im EEG erforderlich. 

Schließlich ist zu regeln, inwieweit mögliche Mehrkosten aus dem Angebot vergünstigter Stromta-

rife in der EEG-Förderung berücksichtigt werden können. Sofern nur Neuanlagen vergünstigte 

Stromtarife anbieten müssten, könnten diese die Mehrkosten in die Gebote in der Ausschreibung 

mit einpreisen. Bei der Einbeziehung von Bestandsanlagen müsste aber geprüft werden, ob für 

diese Anlagen eine Erhöhung der EEG-Förderung erforderlich ist, damit die Mehrkosten aus dem 

vergünstigten Stromtarif nicht die Wirtschaftlichkeit der EEG-Anlagenbetriebs gefährden. 

Insgesamt verlangt die rechtlich verbindliche Umsetzung von vergünstigten Stromtarifen damit eine 

erhebliche rechtliche Umsetzungs- und Regelungskomplexität. 

5.4.2.10 Rechtliches Risiko 

5.4.2.10.1 Unionsrecht  

Eine Verletzung der Warenverkehrsfreiheit durch vergünstigte Stromtarife könnte mit Blick auf 

WEA-BetreiberInnen aus dem Ausland in Betracht kommen, die eigenständig einen Stromtarif an-

bieten. Denn anders als vergleichbare nationale BetreiberInnen von WEA könnten sie die vergüns-

tigten Stromtarife nicht in ihre jeweiligen Gebote im Rahmen der EEG-Ausschreibung einpreisen 

und so ggf. mittelbar über die EEG-Förderung refinanzieren. Die wirtschaftlichen Bedingungen des 

Angebots vergünstigter Stromtarife wären für sie mithin ungünstiger. 

Die Endkundenvermarktung über EVU stellt aber wohl den Regelfall dar, wobei sowohl in- als auch 

ausländische EVU in Kooperation mit inländischen WEA-BetreiberInnen vergünstigte Stromtarife 

anbieten können, die im Rahmen der Gebote im EEG-Ausschreibungsverfahren entsprechend ein-

gepreist werden könnten. Eine Verletzung der Warenverkehrsfreiheit dürfte regelmäßig also ohne-

hin ausscheiden. 

Gegen deren Verletzung im Falle der Endkundenvermarktung über (ausländische) WEA-Betreibe-

rInnen spricht indes, dass für die vergleichbaren nationalen BetreiberInnen mit der Möglichkeit ei-
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ner bloß mittelbaren Refinanzierung der vergünstigten Stromtarife über die EEG-Förderung ein hin-

reichender Zusammenhang zwischen dieser Förderung einerseits und den betriebswirtschaftlichen 

Umständen des Angebots vergünstigter Stromtarife andererseits nicht bestehen dürfte. 

Sofern zudem geregelt wird, dass es sich bei dem gelieferten Strom um „grünen“ Strom handeln 

muss, spricht gegen die Verletzung der Warenverkehrsfreiheit, dass grüner Strom aus dem Aus-

land – etwa Wasserstrom – als „grüner Strom“ bislang teilweise günstiger verkauft werden kann als 

EEG-geförderter-Grünstrom. Insgesamt dürfte daher vor dem Hintergrund der komplexen Preisbil-

dung und Einordnung von grünem Strom dessen Einfluss auf die Warenverkehrsfreiheit kaum zu-

ordnen- und bewertbar sein. 

Schließlich ließe sich ein Eingriff in die Warenverkehrsfreiheit mit dem Ziel der Akzeptanzsteige-

rung zur Beschleunigung des WEA-Ausbaus letztlich wohl aus Gründen des Umweltschutzes 

rechtfertigen. 

5.4.2.11 Finanzverfassungsrecht 

In Bezug auf vergünstigte Stromtarife sind keine finanzverfassungsrechtlichen Risiken ersichtlich. 

Insbesondere ist auch bei einem verpflichtenden Regelungscharakter nicht von einer versteckten 

Sonderabgabe auszugehen, da der Staat weder über die Mittel verfügt noch letztverbindlich eine 

Abgabenpflicht statuieren würde – denn letztlich steht der Vertragsschluss im Ermessen der Strom-

kunden. 

5.4.2.11.1 Grundrechte 

Mit der Verpflichtung zum Angebot vergünstigter Stromtarife kommt in erster Linie eine Verletzung 

der Wettbewerbsfreiheit der Stromlieferanten in Betracht. Dies ließe sich allerdings dadurch aus-

räumen, dass alle Stromlieferanten das gleiche Recht bekämen, den vergünstigten Stromtarif für 

oder im Namen der AnlagenbetreiberInnen anzubieten und die Kunden den Anbieter dann auswäh-

len würde. Daneben würde eine Pflicht zum Angebot vergünstigter Stromtarife in die Berufsaus-

übungsfreiheit der anderen Stromlieferanten eingreifen. Dies könnte möglicherweise mit der Ak-

zeptanzsteigerung als Regelungsziel gerechtfertigt werden. Ob und inwieweit eine Rechtfertigung 

möglich ist, dürfte aber stark von der konkreten Ausgestaltung der Regelungen zum vergünstigten 

Stromtarif abhängen. 

Ebenso könnte im Falle einer verpflichtenden Regelung eine nach Art. 3 I GG rechtfertigungsbe-

dürftige Ungleichbehandlung gegenüber anderen Anlagen mit negativer Akzeptanzwirkung beste-

hen, die ebenso vergünstigte Produkte/Tarife anbieten könnten. Letztlich läge dafür aber mit Blick 

auf die besonderen akzeptanzgefährdenden Umstände bei WEA, respektive deren erheblicher 

raumgreifender Wirkung sowie der hohen Anlagenanzahl, ein sachlicher Differenzierungsgrund zur 

Rechtfertigung vor. 

5.4.2.11.2 Wettbewerbs- und Kartellrecht 

Dabei ist zu bedenken, dass gewisse verfassungsrechtliche Bedenken hinsichtlich der Wettbe-

werbsfreiheit der WEA-Betreiber bzw. der kooperierenden EVU bestehen, wenn nur sie durch 

diese Verpflichtung vergünstigte Stromtarife anbieten können und damit gewissermaßen Wettbe-

werbsvorteile gegenüber konkurrierenden Unternehmen bestehen. Auch von Seiten der Verbrau-

cher wäre die Auswahlmöglichkeit eingeschränkt, wenn nur ein Angebot für einen vergünstigten 

Stromtarif besteht. Gegen eine wettbewerbsrechtlich relevante Einschränkung spricht jedoch, dass 
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theoretisch jedes EVU mit dem jeweiligen WEA-Betreiber einen vergünstigten Tarif anbieten kann. 

Aus kartellrechtlicher Sicht könnten allenfalls dann wettbewerbsrechtlich relevante Probleme ent-

stehen, soweit Anlagenbetreiber eine marktbeherrschende Stellung innehaben und diese bei der 

Auswahl des EVU ausnutzen. Bisher gibt es für eine marktbeherrschende Stellung einzelner Anla-

genbetreiber aber keine Anhaltspunkte. Darüber hinaus darf der Rahmenvertrag zwischen Anla-

genbetreiber und EVU keine zu lange Laufzeit haben, da sonst eine vertikale Bindung des EVU 

entstehen könnte. Bei Vertragslaufzeiten von ein bis zwei Jahren sollte dies allerdings kein Prob-

lem sein. Auch ohne Marktbeherrschung stellt sich die Kooperation zwischen dem WEA-Betreiber 

und dem EVU kartellrechtlich bezogen auf einzelne Kunden als eine Form der Höchstpreisbindung 

des EVU dar. Gerade nach europäischem Wettbewerbsrecht, das die deutsche Rechtslage eben-

falls beeinflusst, sind Höchstpreisbindungen, wenn sie nicht im Einzelfall verschleierte Festpreise 

oder Mindestpreisbindungen darstellen, wohl aber bereits keine Wettbewerbsbeschränkung und 

damit kartellrechtlich zulässig. Überdies spricht – selbst wenn man eine spürbare Beschränkung 

anzunehmen hätte - viel für die Freistellungsfähigkeit, da Windenergieerzeugung durch höhere 

Verbraucherakzeptanz unter gleichzeitiger Beteiligung der Verbraucher gefördert wird. 

5.4.2.11.3 Ergebnis der rechtlichen Bewertung 

Die rechtlichen Risiken der Einführung vergünstigter Stromtarife sind stark von deren Ausgestal-

tung abhängig. Am geringsten dürften sie in der freiwilligen Ausgestaltung vergünstigter Stromtarife 

sein, also auch dann, soweit für AnlagenbetreiberInnen, die zum Angebot vergünstigter Stromtarife 

verpflichtet werden, pflichtgemäße Handlungsalternativen vorgesehen werden. 

5.4.2.12 Zusammenfassung der Bewertungsergebnisse 

Die nachfolgende Tabelle bietet eine Zusammenfassung der Bewertungsergebnisse. In der mittle-

ren Spalte werden die Ergebnisse der vorhergehenden Abschnitte verbal zusammengefasst. Die 

letzte Spalte bietet einen schnellen Überblick einer Kurzbewertung mit einer symbolischen Darstel-

lung. 

Tabelle 5.5: Bewertungsergebnisse für vergünstigte Bürger-Stromtarife 

Quelle: Eigene Darstellung. 

Bewertungs-Kriterium  Bewertungsergebnis Kurz- 
Bewertung 

Erzielbare Höhe der finanzi-
ellen Beteiligung  

mittel bis hoch, je nach Ausgestaltung + 

Betriebswirtschaftliche 
Auswirkungen für die 
EE-AnlagenbetreiberInnen  

niedrig bis hoch, je nach Situation der 
AnlagenbetreiberInnen (EVU/Einzelbe-
treiber) 

0 

Planbarkeit der Zahlungs- 
höhe für Kommunen und für 
Anlagen-BetreiberInnen 

mittel- bis langfristig, je nach Entwicklung 
des Referenzpreises 

+ 

Erfasste EE-Anlagen niedrig, da betriebswirtschaftliche Gren-
zen bei Einzelanlagen 

- 

Beteiligte AnwohnerInnen 
bzw. Kommunen  

mittel bis hoch, je nach regionaler Ab-
grenzung der Anspruchsberechtigung 

+ 
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Bewertungs-Kriterium  Bewertungsergebnis Kurz- 
Bewertung 

Gestaltungsspielraum der 
politischen AkteurInnen  

niedrig, privatwirtschaftliche Verträge, 
ggf. in Kooperation mit regionalen EVU, 
Mindest-Einsparung und reg. Abgren-
zung ggf. festlegbar 

- / 0 

Transaktionskosten je nach regionaler Abgrenzung niedrig 
bis hoch 

0 / + 

Rechtliche Regelungs- / 
Umsetzungskomplexität  

unklar, im BüGemBeteilG M-V enthalten, 
eher nicht technologieoffen 

0 

Rechtliches Risiko 
(Verfassungsrecht, Unions-
recht)  

unklar, eher freiwillige Ausgestaltung 0 / + 

5.5 Grundsteuer 

Im Grundsteuer- bzw. Bewertungsrecht befassten sich Ende 2019 zwei Gesetzentwürfe mit spezi-

ellen Regelungen für Windenergieanlagen. Zum einen regelt der am von den Fraktionen der Bun-

desregierung eingebrachte (ursprünglich CDU/CSU-Fraktion), vom Bundestag am 18.10.2019 und 

vom Bundesrat am 08.11.2019 beschlossene Grundsteuerreformgesetzentwurf (Bundesregierung 

2019b) neben den Anpassungen mit Blick auf die Einheitswerte zur Grundsteuerberechnung, dass 

ein Zuschlag für Windenergieanlagenflächen (Stellfläche sowie Fläche der zugehörigen Betriebs-

vorrichtungen) auf im Übrigen land- oder forstwirtschaftlich genutzten Flächen erhoben werden soll 

(§ 238 Abs. 2 BewG neu) parallel zur pauschalen Zuordnung dieser Flächen zur Grundsteuer A (§ 

233 Abs. 1 BewG neu). Diese Zuschlagsregelung soll dem Umstand Rechnung tragen, dass sol-

che abgegrenzten WEA-Standortflächen, deren Umgriffsflächen einem land- oder forstwirtschaftli-

chen Betrieb dienen, nunmehr dem land- und forstwirtschaftlichen Vermögen, also der Grund-

steuer A, zugerechnet werden sollen. Vor dem Hintergrund, dass diese Regelung mithin nicht auf 

eine Akzeptanzsteigerung durch Mehreinnahmen besonders WEA-betroffener Kommunen abzielt, 

weder auf Seiten der betroffenen Kommune, noch unmittelbar bei den betroffenen BürgerInnen, 

sondern auf eine ausgeglichene Neuverteilung der Grundsteuerlasten, wird dieser Entwurf von den 

GutachterInnen nicht weiter untersucht. 

Zum anderen hat die Bundesregierung am 15.10.2019 einen Gesetzentwurf zur Umsetzung des 

Klimaschutzprogramms 2030 im Steuerrecht vorgeschlagen (Bundesregierung 2019a). Dieser 

sieht die Möglichkeit für Kommunen vor zur Festsetzung eines gesonderten Hebesatzes für Wind-

energieanlagen-Flächen. Durch entsprechende Grundsteuermehreinnahmen sollen die Kommunen 

finanziell an den jeweiligen WEA-Erträgen beteiligt werden. Der Entwurf wurde auf Empfehlung des 

Vermittlungsausschusses vom Bundesrat abgelehnt (Deutscher Bundestag 2019). Zudem zielt 

auch dieser Vorschlag zumindest nicht ausdrücklich auf eine Akzeptanzsteigerung ab, sondern auf 

eine Beteiligung der Gemeinden an den WEA-Erträgen “als Ausgleich für die damit verbundenen 

Aufwände auf Gemeindeebene” sowie darauf, “Flächen für Windenergieanlagen zu mobilisieren” 

(Bundesregierung 2019a, 13). Die Untersuchungsergebnisse der GutachterInnen zu diesem Ent-

wurf vor seiner Ablehnung werden dennoch folgend dargestellt. 
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5.5.1 Wesentliche Merkmale und Ausgestaltung 

5.5.1.1 Wesentliche Merkmale 

Gemäß § 25 Abs. 1 GrStG bestimmen die Gemeinden den Hebesatz der Grundsteuer insbeson-

dere als Hundertsatz des Steuermessbetrags. Der Hebesatz ist damit eine Komponente, mit der 

die Höhe der Grundsteuer bestimmt wird. Diese berechnet sich grundsätzlich durch Multiplikation 

des Grundsteuerwertes mit der Steuermesszahl und dem Hebesatz der Gemeinde. Die Steuer-

messzahl wird durch die Anwendung der nach §§ 14 und 15 GrStG bundeseinheitlich festgelegten 

Steuermesszahlen auf den jeweils spezifischen nach dem Bewertungsgesetz (BewG) ermittelten 

Einheitswert der jeweiligen Fläche berechnet. Die Gemeinden haben jedoch die Möglichkeit, über 

den Hebesatz die absolute Höhe der Grundsteuer zu bestimmen. Art. 106 Abs. 6 GG gestattet es 

den Gemeinden, den Hebesatz im Rahmen der Gesetze selbst festzulegen. Der Hebesatz stellt 

damit die für die Kommune relevante Stellschraube zur Anhebung oder Absenkung der Grundsteu-

erlast dar.  

Die Gemeinde kann den Hebesatz jährlich in der Haushaltssatzung oder mehrjährig in einer beson-

deren Abgabensatzung festlegen (VG Halle, 1. 2. 2010, 4 A 304/09).  

Gemäß § 25 Abs. 4 GrStG in seiner bisherigen Fassung kann die Gemeinde für die Betriebe der 

Land- und Forstwirtschaft einerseits (sog. Grundsteuer A) und andererseits für das Grundvermö-

gen (sog. Grundsteuer B) einen eigenen Hebesatz festlegen. Der Gesetzesentwurf sieht nun vor, 

die Vorschrift dahingehend zu ergänzen, dass die Gemeinden “Gebiete für Windenergieanlagen 

und den dort belegenden Grundbesitz als besondere Grundstücksgruppe bestimmen” und für diese 

Grundstücksgruppe einen gesonderten Hebesatz erheben können (Bundesregierung 2019a, 10).  

Mit den “Gebieten für Windenergieanlagen” sind dabei nach Interpretation der GutachterInnen Flä-

chen gemeint, die planerisch im Wege der Regionalplanung (in erster Linie wohl WEA-Eignungsge-

biete i.S.d. § 7 ROG) oder der kommunalen Flächennutzungsplanung (Konzentrationsflächen für 

WEA) einer Nutzung durch WEA zugewiesen wurden. Bis 2025 kommen dafür grundsätzlich so-

wohl land- und forstwirtschaftliches Vermögen (Grundsteuer A) als auch das Grundvermögen 

(Grundsteuer B) in Betracht, ab 2025 jedoch ausschließlich land- und forstwirtschaftliches Vermö-

gen (Bundesregierung 2019a, 11). 

Der Gesetzesentwurf sieht vor, dass die Gemeinde die “genaue Bezeichnung der land- und forst-

wirtschaftlichen Flächen und deren Lage im WEA-Gebiet jeweils nach den Verhältnissen zu Beginn 

eines Kalenderjahres bestimmen muss, in einer Karte nachzuweisen hat und durch eine Allgemein-

verfügung öffentlich bekannt zu geben sind. Die Gemeinde muss in der Allgemeinverfügung die 

planungsrechtlichen oder tatsächlichen Umstände für die Heranziehung der Flächen und deren 

Umfang nachvollziehbar darlegen und begründen. 

Wie auch bei Grundsteuer A und B, muss der gesonderte Hebesatz für alle Grundstücke in den 

von der Gemeinde zu bestimmenden besonderen Grundstücksgruppe einheitlich sein.  

Der Gesetzentwurf für gesonderte Grundsteuerhebesätze für WEA wurde am 18.12.2019 auf Be-

schlussempfehlung vom Vermittlungsausschuss des Deutschen Bundestags und Bundesrats abge-

lehnt und damit nicht umgesetzt. Der Vorschlag wurde daraufhin von den GutachterInnen nicht 

weiterverfolgt. Insbesondere die rechtliche Bewertung wurde daher nicht tiefergehend vorgenom-

men. 
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5.5.1.2 Ausgestaltung 

Die Hebesätze einer gesonderten Grundsteuer für WEA-Gebiete – wie auch die Hebesätze für die 

Grundsteuer A und B bisher – können grundsätzlich von den Kommunen jährlich und nach eige-

nem Bemessen verändert werden. Zwar bleibt den Bundesländern gemäß § 26 GrStG eine Rege-

lung zur Festsetzung von Höchstsätzen vorbehalten, dies kam aber bisher in keinem Bundesland 

zur Anwendung (vgl. Ruff 2019). Ebenso liegt die Festlegung der WEA-Gebietsgruppen, für die der 

jeweils gesonderte Hebesatz gelten soll, im Aufgabenbereich der Kommune. Auch diese erfolgt 

jährlich gem. § 25 Abs. 5 S. 3 GrStG n.F. (Bundesregierung 2019a, 10 f.). 

5.5.2 Bewertungsergebnisse 

5.5.2.1 Erzielbare Höhe der finanziellen Beteiligung und Berücksichtigung im kommunalen 

Finanzausgleich 

5.5.2.1.1 Zahlungshöhe 

Die Höhe der finanziellen Beteiligung durch die Festlegung gesonderter Hebesätze durch Kommu-

nen ist abhängig von Fläche der kommunal festgelegten besonderen Gebietsgruppen sowie von 

den jeweils für diese Gebietsgruppen festgelegten gesonderten Grundsteuerhebesätzen.  

In der Ausgestaltung dieser gesonderten Hebesätze genießen die Kommunen einen hohen Frei-

heitsgrad. Zwar regelt § 25 Abs. 5 S. 6 GrStG neu, dass dieser die Hebesätze für die Grundsteuer 

A bzw. B nicht unterschreiten darf, aber insbesondere gelten keine festen Höchsthebesätze.  

Die Länder haben von der ihnen ausdrücklich durch § 26 GrStG eingeräumten Möglichkeit, solche 

Höchstwerte festzulegen, bislang keinen Gebrauch gemacht. Zudem wäre auch eine Festlegung 

von Obergrenzen für die gemeindliche Festsetzung von Hebesätzen durch den Bund ist verfas-

sungsrechtlich wohl grundsätzlich zulässig. Gemäß Art. 106 Abs. 6 Satz 2 GG besteht das Hebe-

satzrecht der Gemeinden “im Rahmen der Gesetze”. Dies ist nach übereinstimmender Auffassung 

dahingehend zu verstehen, der Bund im Rahmen seiner konkurrierenden Gesetzgebungskompe-

tenz für die Grundsteuer verbindliche Ober- und Untergrenzen vorgeben darf (Maunz und Dürig 

2019, Seiler, in: Rn. 117).  

Das Bundesverfassungsgericht hat zur vergleichbaren Rechtslage bei der Gewerbesteuer positiv 

entschieden, dass der Bund den Gemeinden bei der Erhebung der Gewerbesteuer einen verbindli-

chen Mindesthebesatz vorgeben konnte (BVerfG, Beschluss vom 27. 1. 2010 - 2 BvR 2185/04, 2 

BvR 2189/04). Eine Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts meint allerdings, dass aus der 

Verfassung selbst keine Notwendigkeit zur Einsetzung eines maximalen Höchstbetrages für die 

Festsetzung der Grundsteuer abgeleitet werden (BVerwG, Beschluss vom 26.20.2016, 9 B 28/16, 

Rn. 4). Auch dass die Länder bisher – soweit ersichtlich – nicht von ihrer Befugnis Höchsthebes-

ätze nach § 26 GrStG zu bestimmen Gebrauch gemacht haben, ist nach Auffassung der Recht-

sprechung – zumindest für die Grundsteuer in ihrer bisherigen Fassung - unbedenklich. Denn für 

die Länder bestünde keine Rechtspflicht, sondern lediglich eine Ermächtigung zum Erlass einer 

derartigen Vorschrift (VG Schleswig, Urteil vom 06.03.2019, 4 A 612/17, Rn. 44; VG Wiesbaden, 

Urteil vom 27.01.2017, Rn. 24 m.w.N.). 

Der grundsätzlich weite Ermessensspielraum der Gemeinden bei der Festsetzung der Hebesätze 

bedeutet jedoch nicht, dass den ihnen bei der Festsetzung des Hebesatzes keine Grenzen gesetzt 
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sind. Begrenzt wird die Festsetzung des Hebesatzes der Höhe nach zunächst durch den Verhält-

nismäßigkeitsgrundsatz. Dieser verlangt, dass eine Maßnahme einem legitimen Zweck dient. 

Außerdem muss die Maßnahme geeignet, erforderlich (kein milderes Mittel) und insbesondere an-

gemessen (Verhältnismäßigkeit im engeren Sinne) sein. Ab wann eine Hebesatzfestsetzung den 

GrundstückseigentümerInnen unzumutbar bzw. unangemessen ist, lässt sich nur schwer bestim-

men. 

Als weitere verfassungsrechtliche Grenze für die Hebesatzfestsetzung der Gemeinden ist auch das 

Willkürverbot gemäß Art. 3 Abs. 1 GG zu nennen. Willkürlich - so die Rechtsprechung – erfolgt 

eine Hebesatzfestsetzung jedoch nicht bereits dadurch, dass die Gemeinden jeweils Hebesätze 

unterschiedlicher Höhe festsetzen oder der Hebesatz einer einzelnen Gemeinde den Landesdurch-

schnitt übersteigt (vgl. FG Berlin, vom 06.10.2004, EFG 2005, Seite 390 zur Zulässigkeit der Erhö-

hung des Grundsteuer-Hebesatzes auf 660% im Land Berlin).  

Aus Art. 14 GG ergeben sich ebenfalls verfassungsrechtliche Grenzen in der Festlegung der He-

besätze. Steuern dürfen danach den Steuerpflichtigen nicht übermäßig belasten, insbesondere 

keine “erdrosselnde Wirkung” haben. Davon wird allerdings erst dann ausgegangen, wenn nicht 

nur ein einzelner Steuerpflichtiger, sondern die Gesamtheit der Steuerpflichtigen die sie jeweils 

treffende Grundsteuer unter normalen Umständen nicht mehr aufbringen kann (VG Schleswig, Ur-

teil vom 06.03.2019, 4 A 612/17, Rn. 47). Ob dies für die jeweiligen Hebesätze zutrifft, wäre im Ein-

zelfall zu prüfen. 

Eine weitere verfassungsrechtliche Grenze stellt darüber hinaus der Vertrauensschutz gemäß Art. 

20 Abs. 3 GG dar, denn von der Hebesatzfestsetzung können auch Grundstücke mit Bestandsan-

lagen betroffen sein. Schuldner der Grundsteuer sind grundsätzlich die FlächeneigentümerInnen. 

Ist dieser mit dem Anlagenbetreiber personenidentisch, kann sich die Erhöhung der Grundsteuer 

unmittelbar mindernd auf dessen EEG-Vergütung auswirken. Sind FlächeneigentümerInnen und 

Anlagenbetreiber personenverschieden, kommt es auf die Abwälzbarkeit des Mehrbetrages im 

Rahmen des bestehenden Pachtverhältnisses an. Eine “Einpreisung” des erhöhten Grundsteuer-

satzes bzw. des Pachtzinses ist jedoch für Bestandsanlagenbetreiber nicht mehr möglich. Zwar 

werden durch die anvisierte Grundsteuerreform nicht unmittelbar die Gewährungsbedingungen des 

EEG-Vergütungsanspruches geregelt. Die dadurch bewirkte Verringerung des Vergütungsanspru-

ches hat jedoch im Ergebnis eine vergleichbare Wirkung, sodass ein Eingriff in den Vertrauenstat-

bestand nicht von vornherein auszuschließen ist.  

Der Vertrauensschutz schließt es jedoch nicht aus, dass Steuergesetze zulasten der Steuerpflichti-

gen geändert werden. Denn i.d.R. ist ein Vertrauen auf den unveränderten Fortbestand der 

Rechtslage nicht zu schutzwürdig. Wichtig ist dann jedoch, dass bei einer Gesamtabwägung zwi-

schen dem enttäuschten Vertrauen des Steuerpflichtigen und dem Gewicht und der Dringlichkeit 

der die Rechtsänderung rechtfertigenden Gründe die allgemeine Grenze der Zumutbarkeit gewahrt 

bleibt. Davon dürfte jedoch auszugehen sein, wenn die Hebesätze der Höhe nach nicht zu unzu-

mutbaren Belastungen führen. 

Um die Größenordnungen der Grundsteuerlasten für WEA-Flächen je nach Höhe gesonderter He-

besätze darzustellen, wurde von den Autoren eine Beispielrechnung ausgearbeitet (vgl. den An-

hang 9.2). Ausgehend von einer WEA-Fläche auf einer im Übrigen landwirtschaftlich genutzten 

Fläche (Grundsteuer A), wurden die insoweit neuen und für die Berechnung des Steuermessbe-

trags relevanten Regelungen aus dem Grundsteuerreformgesetzentwurf in der Rechnung berück-

sichtigt. Diese beinhalten zum einen angepasste Kennzahlen (Einheitswert, Steuermesszahl) und 

zum anderen ein Zuschlag für Standortflächen von Windenergieanlagen und der dazu gehörenden 
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Betriebsvorrichtungen (als sog. abgegrenzte Standortfläche der Windenergieanlage) nach § 238 

Abs. 2 BewG (Bundesregierung 2019b, 19) – sofern diese bereits der Stromerzeugung aus Wind-

energie dienen. 

Als abgegrenzte Standortfläche der Windenergieanlage wurde in der Berechnung von einem Flä-

chenbetrag von 20 Ar ausgegangen. Zu den Flächenbeträgen der WEA-Gebietsgruppen, für die 

die gesonderten Hebesätze gelten, können indes keine repräsentativen Angaben gemacht werden, 

da diese Flächenbeträge einerseits von dem Aufkommen planerisch ausgewiesener Gebiete für 

Windenergieanlagen (s. dazu o.) in der jeweiligen Kommune und andererseits von der kommuna-

len Entscheidung über die Gebietsgruppenfestlegung abhängig sind. Beispielhaft wurden daher 

Grundsteuereinnahmen für eine Durchschnittkommune mit einer Gesamtfläche von 4.035 ha ge-

rechnet. Als Flächenanteil kommunal festgelegter besonderer WEA-Gebietsgruppen, für die die 

gesonderten Hebesätze gelten, wurden als 2 % zugrunde gelegt als der Flächenanteil, der in meh-

reren Bundesländern den planerisch (Regional- und Kommunalplanung) ausgewiesenen Gebieten 

für Windenergieanlagen zukommt. Dieser Flächenwert stellt also einen ungefähren Maximalwert 

dar, da die Kommunen innerhalb der planerisch ausgewiesenen WEA-Gebiete die besonderen Ge-

bietsgruppen im Einzelnen festlegen können, von dieser Möglichkeit aber auch nicht oder nicht 

vollständig Gebrauch machen müssen. Daraus ergibt sich für die Berechnung ein Flächenbetrag 

von 81 ha, mithin 33,2 Anlagen bei einer Anlagen- und Abstandsfläche von 2,5 ha pro Windener-

gieanlage. Damit ergeben sich insgesamt für WEA-Flächen in der Kommune Grundsteuermehrein-

nahmen von 3.805,98 Euro bei einem Hebesatz von 367 % (damit einem Anteil am gesamten kom-

munalen Grundsteueraufkommen von 0,3 % und 114, 61 Euro pro einzelne WEA), von 9.333,47 

Euro bei einem Hebesatz von 900 % (Anteil am gesamten Grundsteueraufkommen 0,8 % und 

281,07 Euro pro WEA), bei einem Hebesatz von 4.000 % Einnahmen von 41.482,09 Euro (3,7 % 

Anteil am gesamten GrdSt.-Aufkommen und 1.249, 19 Euro pro Anlage) und 311.115,70 Euro 

(27,6 % Anteil am gesamten GrdSt.-Aufkommen und 9.368,92 Euro pro Anlage) bei einem geson-

derten Hebesatz von 30.000 %. 

5.5.2.1.2 Berücksichtigung der Einnahmen im kommunalen Finanzausgleich 

Zur Berechnung der Steuerkraft einer Gemeinde, die maßgeblich dafür ist, ob einer Kommune im 

Rahmen des kommunalen Finanzausgleichs Finanzmittel zu- oder abfließen, sind nicht die jeweili-

gen tatsächlichen Grundsteuerhebesätze der Kommunen relevant, sondern ein sog. Nivellierungs-

hebesatz. Dieser wird einheitlich für ein Bundesland vom Landesgesetzgeber festgelegt – teilweise 

zwischen Grundsteuer A und B differenzierend. Auf diese Weise stellt das Gesetz sicher, dass die 

absichtliche Festlegung eines zu niedrigen Grundsteuerhebesatzes mit der Folge geringer Grund-

steuereinnahmen nicht zu höheren Zuweisungen führt und das Mehraufkommen aus über dem Ni-

vellierungshebesatz liegenden Hebesätzen der Gemeinde verbleibt. Die Regelungen zum Nivellie-

rungshebesatz unterscheiden sich im Einzelnen allerdings in den Bundesländern.  

Der Nivellierungshebesatz wird in sieben Bundesländern gesetzlich für die Grundsteuer A und die 

Grundsteuer B zahlenmäßig festgesetzt. Ein spezieller Nivellierungshebesatz für die Grundsteuer-

einnahmen durch gesonderte Hebesätze für WEA-Gebietsgruppen ist nicht vorgesehen und, da 

diese Hebesätze zumeist über den Nivellierungshebesätzen für die Grundsteuer A bzw. B liegen 

dürften, würden die kommunalen Mehreinnahmen bei diesem Instrument nicht im kommunalen Fi-

nanzausgleich berücksichtigt werden. 

In fünf Bundesländern ergibt sich der Nivellierungshebesatz aus dem Durchschnitt der in der jewei-

ligen Kommune geltenden Hebesätze. Da in die Berechnung dieses Durchschnittswertes auch ge-
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sonderte Hebesätze für WEA-Gebietsgruppen mit einfließen würden, würden die durch diese He-

besätze entstehenden Grundsteuermehreinnahmen auch insoweit im kommunalen Finanzaus-

gleich berücksichtigt werden, könnten also ggf. teilweise von der begünstigten Kommune wieder 

abfließen. Zudem ergibt sich in Bayern die Möglichkeit eines Abflusses etwaiger Grundsteuermehr-

einnahmen im kommunalen Finanzausgleich wohl unmittelbar aus der zugehörigen Landesrege-

lung, nach der Mehreinnahmen durch gesonderte Hebesätze in die Steuerkraftbemessung mit ein-

fließen - allerdings nur 10 % (Art. 4 Abs. 2 S. 2 BayFAG). 

Schließlich dürften die zahlenmäßigen Effekte der Berücksichtigung im kommunalen Finanzaus-

gleich auch in den fünf oben angeführten Bundesländern insgesamt wohl eher gering bleiben. 

Denn ein etwaiger Mittelabfluss ergäbe sich dadurch, dass die Steuerkraftzahl, nach der sich im 

kommunalen Finanzausgleich richtet, ob eine einzelne Kommune Ausgleichszahlungen erhält oder 

zu leisten hat, durch die Faktorisierung der Grundbeträge (Ist-Aufkommen vor der Faktorisierung 

mit den jeweiligen Hebesätzen) mit einem festen Nivellierungshebesatz multipliziert werden, der 

sich aus dem Durchschnitt aller in dem jeweiligen Bundesland für die Grundsteuer geltenden He-

besätze ergibt. Wenn nun die Hebesätze für die Grundsteuer A und B geringer sind als die geson-

derten Hebesätze für WEA-Gebiete – was einerseits vor dem Hintergrund der von der Regelung 

beabsichtigten finanziellen Beteiligung WEA-betroffener Kommunen, andererseits aber auch in An-

betracht der Regelung in § 25 Abs. 4 S. 3 GrStG neu, nach der die gesonderten Hebesätze jene 

für die Grundsteuer A und B nicht unterschreiten dürfen, wohl regelmäßig der Fall sein dürfte –, 

erhöhen die gesondert festgelegten WEA-Hebesätze den Landes-Nivellierungshebesatz und damit 

letztlich die Steuerkraftzahl der Gemeinde. Daraus ergibt sich aber nicht, dass die gesamten 

Grundsteuermehreinnahmen durch gesonderte WEA-Hebesätze im kommunalen Finanzausgleich 

abfließen. Denn dies von verschiedenen Faktoren abhängig, namentlich der Gesamtsteuerkraft der 

Kommune, ihrer Bedarfsmesszahl sowie der Hebesätze für die Grundsteuer A und B insgesamt in 

dem betrachteten Bundesland. 

5.5.2.2 Betriebswirtschaftliche Auswirkungen für die EE-AnlagenbetreiberInnen 

Unmittelbare Grundsteuerschuldner sind die FlächeneigentümerInnen. Betriebswirtschaftliche Aus-

wirkungen auf Seiten der EE-Anlagenbetreiber als Flächenpächter ergeben sich mithin nur soweit 

Grundsteuermehrkosten durch den Verpächter (FlächeneigentümerInnen) über die Pacht gewälzt 

werden. Die Möglichkeit einer solchen Kostenwälzung, hängt von den jeweiligen pachtvertraglichen 

Vereinbarungen ab und dürfte nach den bisherigen Erkenntnissen der GutachterInnen zumindest 

nicht vollumfänglich gegeben sein. 

Qualitativ lassen durch sich die großen Freiheitsgrade der Kommunen nur schwer Aussagen tref-

fen zu der mittelbaren betriebswirtschaftlichen Belastung der WEA-AnlagenbetreiberInnen im Falle 

der Wälzung einer (erhöhten) Grundsteuerlast über die Pacht. Die o.g. Werte der Beispielrechnun-

gen (s. unter 4.5.2.1.) können als Orientierung dienen, aber durch das Fehlen konkreter Höchsthe-

besätze sind auch Fälle erheblicher betriebswirtschaftlicher Belastung denkbar. 

Problematisch ist weiterhin, dass Hebesätze sich in unterschiedlichen Kommunen unterscheiden 

und damit keine Wettbewerbsneutralität bei Ausschreibungen gegeben ist  
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5.5.2.3 Planbarkeit der Zahlungshöhe für Kommunen und für Anlagen-BetreiberInnen 

Mit der Möglichkeit für die Kommunen, die gesonderten Hebesätze sowie die Gebietsgruppen, für 

die die Hebesätze gelten sollen, festzulegen, ist die Planbarkeit der Zahlungshöhe für die Kommu-

nen hoch. Dies gilt insbesondere solange die Landesgesetzgeber nach § 26 GrStG keine Höchst-

Hebesätze festlegen. 

Für die Anlagen-BetreiberInnen hängt die Planbarkeit der Zahlungshöhe jedoch von mehreren Fak-

toren ab. Die Grundsteuerlast trifft unmittelbar nicht die WEA-BetreiberInnen, sondern die jeweili-

gen FlächeneigentümerInnen. Zum einen ist also für den Grad der Planbarkeit maßgeblich, ob und, 

wenn ja, inwieweit die erhöhten Grundsteuerkosten wegen der Festlegung gesonderter Hebesätze 

auf die Anlagen-BetreiberInnen gewälzt werden bzw. gewälzt werden können. Dies ist von den je-

weiligen pachtvertraglichen Ausgestaltungen abhängig, kann aber ggf. zu einem niedrigen Planbar-

keitsgrad führen. Daneben ergibt sich eine erhebliche Unsicherheit in Bezug auf die Planbarkeit 

der Zahlungshöhe dadurch, dass einerseits die WEA-Gebiete, für die die gesonderten Hebesätze 

gelten sollen (§ 25 Abs. 5 S. 3 GrStG n.F.) und andererseits auch die gesonderten Hebesätze 

selbst (§ 25 Abs. 2, 5 S. 1 GrStG n.F.) – wie auch die Hebesätze für die Grundsteuer A und B bis-

her – von den Kommunen jährlich und nach eigenem Bemessen verändert werden können. Dies 

führt gerade in Anbetracht des Umstandes, dass die WEA-BetreiberInnen üblicherweise von einem 

20-Jahre-Planungshorizont für ihre Investitionen ausgehen, zu einem geringen Grad der Planbar-

keit der Zahlungshöhe. Zwar bleibt den Bundesländern gemäß § 26 GrStG eine Regelung zur 

Festsetzung von Höchstsätzen vorbehalten, dies kam aber bisher in keinem Bundesland zur An-

wendung (vgl. Ruff 2019). So lag das bundesweite ungewichtete Mittel des Hebesatzes der Grund-

steuer A zum 20.06.2019 bei 357 % während es sechs Monate zuvor noch bei 335 % lag. Die 

höchsten Veränderungen des Hebesatzes der Grundsteuer A fielen mit +363 % in Trendelburg und 

-500 % in Bad Sülze an (vgl. Statistisches Bundesamt 2019). Mit einer mittleren Veränderung von 

+22 % über alle Gemeinden Deutschlands hinweg, sind solche deutlichen Veränderungen unter-

durchschnittlich repräsentiert, aber gerade auch in Bezug auf die gesonderten Hebesätze für WEA-

Flächen, die die Hebesätze für die Grundsteuer A und B nicht unterschreiten dürfen (§ 25 Abs. 5 S. 

5 GrStG neu), durchaus möglich und daher als Unsicherheit bei den WEA-FlächeneigentümerIn-

nen bzw. unter Umständen den WEA-BetreiberInnen zu berücksichtigen. Zumal die Möglichkeit 

besteht, dass der gesonderte Hebesatz für die eng abgegrenzte Nutzung für WEA häufiger und 

umfassender angepasst wird, weil davon keine anderen Wirtschaftsbereiche betroffen sind.  

5.5.2.4 Erfasste EE-Anlagen 

Innerhalb planerisch ausgewiesener WEA-Gebiete legt die Kommune fest im Einzelnen fest, wel-

che Gebietsgruppen von den gesonderten Hebesätzen erfasst werden sollen. Diese können sich 

sowohl Neu- als auch Bestandsanlagen sowie auf Flächen erstrecken, die zwar planerisch entspre-

chend ausgewiesen sind, aber auf denen noch keine WEA steht. 

Bislang umfasst die Regelung nur WEA, also etwa keine Solar- oder Biomasseanlagen. Dazu wäre 

eine Anpassung des Gesetzes erforderlich. 

5.5.2.5 Beteiligte AnwohnerInnen bzw. Kommunen 

Von etwaigen Grundsteuermehreinnahmen durch gesonderte Hebesätze für WEA-Gebietsgruppen 

profitieren lediglich die Standortkommunen. Eine finanzielle Beteiligung betroffener Nachbarge-

meinden wird nicht erreicht, sofern keine Überschneidung der besteuerbaren WEA-Flächen mit 

mehreren Gemeindegebieten vorliegt. 
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5.5.2.6 Gestaltungsspielraum der politischen AkteurInnen 

Der Gestaltungsspielraum der Kommunen ist hoch, sie legen sowohl den gesonderten Hebesatz 

als auch die von ihm erfassten WEA-Gebietsgruppen fest. Der Gestaltungsspielraum der Länder 

beschränkt sich auf die Möglichkeit, Höchsthebesätze festzulegen (§ 26 GrStG). Für den Bund 

ergibt sich nach Teilen der Literatur ein Gestaltungsspielraum dadurch, dass er wohl feste Ober- 

und Untergrenzen für die Hebesätze bestimmen darf – denn das Hebesatzrecht der Gemeinde be-

steht gem. Art. 106 Abs. 6 nur “im Rahmen der Gesetze”. 

5.5.2.7 Transaktionskosten 

Um Grundsteuermehreinnahmen einzunehmen, müsste die jeweilige Kommune lediglich Gebiets-

gruppen festlegen sowie einen gesonderten Hebesatz, der für diese Flächen gelten soll. Da insbe-

sondere die Potenzialflächen für diese Gebietsgruppen sich nach der planerischen Ausweisung 

richten und damit die erforderlichen Flächenangaben bekannt sind, ist dieses Instrument allenfalls 

mit geringen Transaktionskosten verbunden. 

5.5.2.8 Akzeptanz von Modellvorschlägen bei Stakeholdern 

Wie in Abschnitt 3.8 erläutert, wird die Akzeptanz von Modellvorschlägen bei Stakeholdern nicht 

eigenständig behandelt, um zu verhindern, dass ein aggregiertes und damit wahrscheinlich ver-

fälschtes Gesamtergebnis entsteht. Stattdessen finden sich Bewertungen zur eingeschätzten Ak-

zeptanzwirkung integriert in einigen der anderen Bewertungskriterien.  

Die Perspektive der Kommunen und BürgerInnen als ZahlungsempfängerInnen wird unter den Kri-

terien „erzielbare Höhe der finanziellen Beteiligung“, „Planbarkeit der Zahlungshöhe für Kommunen 

und für Anlagen-BetreiberInnen“ und „beteiligte AnwohnerInnen und Kommunen“ behandelt.  

Die Akzeptanzwirkung auf EE-AnlagenbetreiberInnen wird in den Kriterien „betriebswirtschaftliche 

Auswirkungen“ und „Planbarkeit der Zahlungshöhe für Kommunen und für Anlagen-BetreiberInnen“ 

bewertet.  

Daneben müsste geklärt werden, ob sog. Pooling-Modelle, in denen eine Vielzahl der örtlichen 

GrundstückseigentümerInnen bereits an der Wertschöpfung durch WEA teilhaben und damit lokale 

Akzeptanz fördern, bereits deshalb, aber auch angesichts des hohen Neuverhandlungsaufwands, 

von einer Grundsteueranpassung ausgenommen werden sollten (Kahl und Wegner 2018, 26 f.). 

Ob dies mit Art. 3 Abs. 1 GG vereinbar wäre, müsste noch untersucht werden. 

In der Ausgestaltung bliebe insgesamt zu beachten, dass insbesondere EigentümerInnen von er-

tragsärmeren WEA-Grundstücken relativ stärker gegenüber ertragsreicheren Standorten belastet 

werden würden, soweit in der Grundsteuerhöhe nicht in Abhängigkeit der Erträge differenziert wird.  

5.5.2.9 Rechtliche Regelungs- / Umsetzungskomplexität und rechtliches Risiko 

Die Bewertung der rechtlichen Umsetzungskomplexität und verbleibender rechtlicher Risiken 

wurde von den GutachterInnen nicht vorgenommen, da der Vermittlungsausschuss vom Bundes-

tag und Bundesrat den Vorschlag abgelehnt und ein Instrument zur Beteiligung von Kommunen 

und BürgerInnen empfohlen hat. Dieser Empfehlung wurde mit der Entwicklung des in Kap. 7 be-

schriebenen Vorschlags nachgekommen. 
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5.5.2.10 Zusammenfassung der Bewertungsergebnisse 

Der Vorschlag der gesonderten Grundsteuerhebesätze für WEA-Flächen wurde nicht eingehend 

geprüft, da er vom Vermittlungsausschuss vom Bundestag und Bundesrat kurzfristig abgelehnt 

wurde und damit nicht weiter relevant für die Forschungsvorhaben war. Dennoch konnten Bewer-

tungen einiger relevanter Aspekte des Ausgestaltungsvorschlags erarbeitet werden. 

Kritisch bewertet wurde die nicht gegebene regionale Wettbewerbsneutralität in den EEG-Aus-

schreibungen, wenn auf Gemeindeebene unterschiedlich hohe Grundsteuerhebesätze für WEA 

festgelegt werden können. Die Spielräume der Gemeinden bei der Festlegung der Hebesätze sind 

darüber hinaus nur schwer abzuschätzen und könnten zu unerwünscht hohen Belastungen der 

WEA-Betreiber führen. Zudem wird mit den FlächeneigentümerInnen als Steuerträgern nur indirekt 

die von den WEA generierte Wertschöpfung abgeschöpft und kann wohl nur zum Teil auf die WEA-

Betreiber gewälzt werden. Hier besteht also Konfliktpotenzial. Letztlich könnten mit diesem Instru-

ment auch nur die Standortkommunen finanziell von den WEA profitieren, wohingegen ebenfalls 

betroffene Nachbarkommunen keine Grundsteuereinnahmen erhalten. 

5.6 Weitere Beteiligungsinstrumente 

5.6.1 Einspeise-Konzessionsabgabe 

Kunze (2018) schlägt eine Abänderung der Konzessionsabgabenverordnung (KAV) vor. Es wird 

argumentiert, dass mit der aktuellen Regelung zu Konzessionsabgaben nur der Stromverbrauch 

belastet wird und damit dicht besiedelte Kommunen mit hohem Stromverbrauch vergleichsweise 

höhere Einnahmen generieren als dünn besiedelte Kommunen, die zugleich die für den Betrieb 

von EE-Anlagen notwendigen Flächen bereitstellen. 

Es wird vorgeschlagen, dass die KAV um Regelungen zur Belastung von erzeugten oder aus der 

Gemeinde abgeleiteten Strommengen ergänzt wird. Damit würden Kommunen mit EE-Anlagen im 

eigenen Gemeindegebiet höhere Einnahmen generieren und so an der Wertschöpfung der EE-An-

lagen teilhaben. Inwieweit damit auch die bisher bestehende Regelung zur Belastung der ver-

brauchten Strommengen verändert werden sollte, wird in zwei Varianten diskutiert. Wird die bishe-

rige verbrauchsbezogene Belastung beibehalten, so bleiben die bisherigen Einnahmen dicht besie-

delter Kommunen mit hohen Stromverbräuchen erhalten. Damit würde der Strompreis für die Ver-

braucherInnen steigen, da die Konzessionsabgabe Bestandteil der Preisbildung für Stromverbrau-

cherInnen ist und an diese weiter gewälzt wird. Wird die verbrauchsbezogene Belastung dagegen 

gesenkt, um das Niveau des Strompreises stabil zu halten, so würden die Einnahmen der dicht be-

siedelten Kommunen mit hohen Stromverbräuchen sinken. Es würde eine Umverteilung von „Ver-

braucher-Kommunen“ zu „Erzeuger-Kommunen“ bewirkt. Hier wäre mit erheblichen Widerständen 

der benachteiligten Gemeinden zu rechnen, da die Konzessionsabgaben fester Bestandteil der 

Haushaltseinnahmen sind. 

Kahl und Wegner (2018, S. 24ff.) argumentieren, dass die Konzessionsabgabe nicht dem kommu-

nalen Finanzausgleich unterliegt und somit den Kommunen die Mehreinnahmen auch tatsächlich 

für akzeptanzfördernde Maßnahmen zur Verfügung stehen. Sie betonen aber zugleich, dass die 

KAV mehrfach und über längere Zeiträume erfolglos Reformanstrengungen unterzogen wurde. Die 

Umsetzungschancen werden, auch aufgrund der oben erwähnten, erwarteten Widerstände ver-

brauchsstarker Kommunen, als sehr gering angesehen. Sie werfen ebenso die Frage nach einem 
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Wälzungsmechanismus auf, der notwendig wäre, damit nicht nur die EinwohnerInnen der Standort-

kommunen der EE-Anlagen die Einspeise-Konzessionsabgabe aufbringen müssen. Ohne einen 

bundesweiten Mechanismus zum Ausgleich dieser regional begrenzten Belastung wäre die akzep-

tanzfördernde Wirkung der Mehreinnahmen der Standortkommunen begrenzt oder gar überkom-

pensiert. 

Die in der Literatur angesprochenen Probleme dieses Instrumenten-Vorschlags werden von den 

GutachterInnen geteilt. Da damit sowohl die Umsetzungswahrscheinlichkeit als auch die Wirkung 

des Instrumentes fragwürdig scheint und der Vorschlag zudem bisher nicht positiv in der Praxis 

aufgenommen wurde, entschieden sich die GutachterInnen gegen eine vertiefende Untersuchung 

dieses Vorschlags sowie die Ausarbeitung von konkreten Umsetzungsempfehlungen. 

5.6.2 Gewerbesteuer 

Eine Option zur Erhöhung der Einnahmen von Kommunen durch Windenergie-Projekte bzw. sons-

tige EE-Projekte im bestehenden Rechtsrahmen wäre die Anpassung der Regeln zur Gewerbe-

steuer. Die Gewerbesteuer ist eine der Steuern, die den Kommunen unmittelbar zufließt. Es wäre 

zu überlegen, ob die Finanzflüsse an die Kommunen aus der Gewerbesteuer durch eine Anpas-

sung der bestehenden Regeln erhöht werden können. 

5.6.2.1 Aktuelle Rechtslage zur Gewerbesteuer 

5.6.2.1.1 Höhe der Gewerbesteuer 

Die Höhe der Gewerbesteuer bestimmt sich grundsätzlich nach dem Gewerbeertrag (§ 6 GewStG). 

Der Gewerbeertrag ist grundsätzlich der Gewinn aus dem Gewerbebetrieb (zuzüglich einiger Hin-

zurechnungen und Abzüge). Ob und in welcher Höhe ein Gewinn erwirtschaftet wird, ist aber sehr 

unterschiedlich. In der Regel vermindern insbesondere in den ersten Jahren Verlustvorträge, Ver-

bindlichkeiten, Abschreibungen und Betriebsausgaben den Gewinn. Ein relevanter Gewinn wird 

meist erst nach vielen Jahren des Anlagenbetriebs erwirtschaftet. Darüber hinaus kann ein Gewinn 

auch durch – steuerrechtlich zulässige - Gestaltungen verschoben werden. 

5.6.2.1.2 Anteil der Standortgemeinden an der Gewerbesteuer 

Bei Unternehmen mit unterschiedlichen Betriebsstätten wird die Gewerbesteuer normalerweise im 

Verhältnis der Arbeitslöhne an den einzelnen Betriebsstätten aufgeteilt (§ 29 Abs. 1 Nr. 1 Ge-

wStG). Dies hätte zur Folge, dass bei WEA oder PV-Anlagen am Standort der Anlage praktisch 

keine Gewerbesteuer anfällt, da dort keine Arbeitslöhne ausgezahlt werden. Nach der mit dem 

Jahressteuergesetz 2009 eingeführten Sonderregelung in § 29 Abs. 1 Nr. 2 GewStG wird deshalb 

bestimmt, dass die Aufteilung bei den Betreibern von WEA anders bestimmt wird, und zwar zu 7/10 

nach dem Verhältnis des Sachanlagevermögens in den Betriebsstätten und zu 3/10 nach dem Ver-

hältnis der Arbeitslöhne (wobei es für Solaranlagen noch eine besondere Übergangsregelung gibt). 

Die Regelung wurde später – mit einer Übergangsregelung – auf Solaranlagen erstreckt. Da das 

Sachanlagevermögen bei den WEA und Solaranlagen größtenteils am Anlagenstandort liegt, fällt 

demgemäß grundsätzlich 70 % der Gewerbesteuer in der Standortgemeinde der WEA bzw. Solar-

anlage an. Sobald das Sachanlagevermögen vollständig abgeschrieben ist, wird es jedoch nicht 

mehr berücksichtigt, und der Anteil der Standortgemeinde an der Gewerbesteuer entfällt damit. 
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Das ist bspw. bei WEA nach 16 Jahren der Fall, so dass vor allem die gewinnträchtigen letzten Be-

triebsjahre nach der vollständigen Abschreibung ohne Gewerbesteuereinnahmen für die Standort-

kommunen bleiben. 

5.6.2.1.3 Kritik an der Gewerbesteuerregelung 

Es wird regelmäßig Kritik an den Gewerbesteuereinnahmen der Standortgemeinden aus dem Be-

trieb von WEA bzw. Erneuerbare-Energien-Anlagen insgesamt geäußert, da die Einnahmen zu ge-

ring und zu unregelmäßig seien. Grund hierfür sind die insgesamt zu geringen Einnahmen der Ge-

meinden aus der Gewerbesteuer. Dies beruht nicht nur auf den geringen Zahlungen durch die An-

lagenbetreiberInnen. Hinzu kommt, dass sich das Gewerbesteueraufkommen auch durch die Ge-

werbesteuerumlage an Bund und Länder, zu der die Gemeinden nach einer Formel verpflichtet 

sind sowie durch Regelungen zur Anrechnung des Gewerbesteueraufkommens auf die Schlüssel-

zuweisungen der Länder an die Gemeinden vermindert. Fraglich ist daher, welche Optionen für 

eine Anpassung der Regeln zur Gewerbesteuer bestehen, um die Einnahmen der Standortkommu-

nen daraus zu erhöhen.  

5.6.2.2 Änderungsoptionen 

5.6.2.2.1 Gewerbesteuererträge generell erhöhen und verstetigen 

Eine Erhöhung der Einnahmen der Standortgemeinden aus der Gewerbesteuer könnte erfolgen, 

wenn die Gewerbesteuereinnahmen insgesamt steigen würden und damit auch der absolute Ertrag 

der Standortgemeinden an der Gewerbesteuer steigen würde. Eine Erhöhung der Zahlungen von 

WEA-BetreiberInnen (oder anderen EEG-AnlagenbetreiberInnen) würde voraussetzen, dass die 

Regeln zur Bemessungsgrundlage der Gewerbesteuer angepasst werden müssten. Eine Änderung 

der Bemessungsgrundlage der Gewerbesteuer würde jedoch komplexe betriebswirtschaftliche und 

volkswirtschaftliche Untersuchungen zu den möglichen Auswirkungen einer Änderung vorausset-

zen. Die Änderung der Bemessungsgrundlage hätte auch Auswirkungen auf die Gewerbesteuer-

einnahmen in anderen Branchen. Auch aus diesem Grund wäre eine solche Änderung vermutlich 

politisch sensibel. Ob eine Sonderregelung für Wind- und Solaranlagen möglich und zulässig wäre, 

wäre noch zu prüfen. 

5.6.2.2.2 Gewerbesteueranteil der Standortgemeinde erhöhen 

Eine Erhöhung der Einnahmen der Standortgemeinden könnte außerdem über eine Erhöhung des 

Anteils der Standortgemeinden an den Gewerbesteuereinnahmen erreicht werden. Um eine Rege-

lung zu schaffen, mit der 100 % der Gewerbesteuer am Anlagenstandort anfällt, müsste man im 

Wesentlichen die Bestimmung des Verhältnisses nach dem Sachanlagevermögen in § 29 Abs. 1 

GewStG nicht nur auf 7/10 der Gewerbesteuer, sondern auf die gesamte Gewerbesteuer anwen-

den. Dies dürfte durch eine recht einfach umzusetzende Änderung des § 29 Abs. 1 Nr. 2 GewStG 

möglich sein. Zu prüfen wäre ggf., ob irgendwelche allgemeinen systematischen Gründe gegen 

eine solche Regelung sprechen könnten. Auf den ersten Blick sind derartige aber nicht ersichtlich. 

Die Änderung der Regeln zum Zerlegungsmaßstab dürften aber im Ergebnis nichts an der Höhe 

der zu erhebenden Gewerbesteuer ändern, sondern lediglich Einfluss auf die Verteilung zwischen 

den Gemeinden haben. Wenn also insgesamt wenig Gewerbesteuer anfällt, können auch nur we-

nige Steuereinnahmen zwischen den Gemeinden verteilt werden – dies ist unabhängig von der 
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Frage des Zerlegungsmaßstabs. Zugleich bleibt der Bezug der Zerlegungsregelung auf das Sach-

anlagevermögen, das bei WEA nach 16 Jahren abgeschrieben ist, so dass auch bei einer neuen 

Gewichtung zugunsten der Standortkommunen kein Mehrwert zu erwarten ist. 

5.6.2.2.3 Bezugsgröße der Gewerbesteuerzerlegung anpassen 

Die von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in Mecklenburg-Vorpommern ebenfalls vorgeschla-

gene Orientierung der Zerlegungsregelung an der tatsächlich installierten Leistung (Landtag Meck-

lenburg-Vorpommern 2016), würde dem Problem des schwindenden Sachanlagevermögens ent-

gegenwirken, da die Leistung bis zum Betriebsende der Anlage stabil bleibt. Die installierte Leis-

tung ist als Annäherung an die Ertragskraft der Betreiberunternehmen allerdings auch nur bedingt 

geeignet, da die Schwankungen des Windertrags auch hier nicht berücksichtigt werden. 

5.6.2.3 Gesamteinschätzung und Empfehlung 

Die in der Debatte als zu gering eingeschätzten Gewerbesteuereinnahmen für Kommunen aus 

WEA-Betrieben in ihrem Gemeindegebiet sind sowohl durch steuerrechtlich legale, bilanztechni-

sche Möglichkeiten als auch durch die Bemessungsgrundlage des Zerlegungsmaßstabs begrün-

det. Die Zerlegungsverhältnisse zwischen dem Sachanlagenvermögen und den Arbeitslöhnen kön-

nen die Problematik geringfügig mindern. Dass nach der vollständigen Abschreibung des Sachan-

lagevermögens keine Gewerbesteuer mehr an die Standortkommune fließt, lässt sich allerdings 

nur beheben, wenn die Bemessungsgrundlage auf eine über die Betriebsdauer stabile Größe, wie 

der installierten Leistung geändert wird. Darüber hinaus können die Gewerbesteuereinnahmen nur 

durch weitreichende Anpassungen im Steuerrecht oder eine Erhöhung der Gewerbesteuer-Zahlun-

gen insgesamt erhöht werden. Da hier nur schwer eine Abgrenzung zwischen WEA und anderen 

Gewerbesteuer zahlenden Unternehmen vorzunehmen ist, dürften solche Lösungen kaum umsetz-

bar sein.
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6. Zusammenfassung der Instrumenten-

Bewertungen 

In diesem Kapitel werden die zuvor ausführlich dargestellten Bewertungen der Beteiligungsinstru-

mente und ihre Begründungen verdichtet und in einer Übersicht in Tabelle 6.1 dargestellt. Dabei 

wird einerseits ein besonderer Fokus auf die rechtlichen Aspekte der Abgaben-Instrumente gelegt, 

da diese Aspekte am ehesten mit Problemen behaftet sind, sowie andererseits auf die Vor- und 

Nachteile des EEG-Mechanismus eingegangen. Der Vorschlag regionaler Bürgerstromtarife hat 

nach der Bewertung nicht mehr den Status eines gleichberechtigten Alternativinstruments, insbe-

sondere da die Betroffenen (Kommunen und/oder Bürger) nicht zielsicher und umfassend adres-

sierbar sind und der Umsetzungsaufwand für die AnlagenbetreiberInnen in der Regel zu hoch aus-

fällt; dennoch kann das Konzept für die Erhöhung der Akzeptanz vor Ort einen wichtigen Beitrag 

leisten.  

Die Bewertungsergebnisse werden für eine vereinfachte Zusammenführung in Tabelle 6.1 in einer 

Skala nach dem Schema +, 0, - erfasst. Dabei werden positive Aspekte mit einer hohen Ausprä-

gung mit einem + bewertet und negative Aspekte mit einer hohen Ausprägung mit einem -. So wer-

den bspw. die betriebswirtschaftliche Belastung, Transaktionskosten, die rechtliche Umsetzungs-

komplexität und das rechtliche Risiko bei hohen Ausprägungen in der Tabelle mit einem - bewertet. 

Die restlichen Kriterien, wie bspw. die erfassten EE-Anlagen oder der Gestaltungsspielraum politi-

scher AkteurInnen werden bei einer hohen Ausprägung mit einem + bewertet. Bei leichten Ein-

schränkungen einer positiven oder negativen Bewertung wird mit einem 0 / + oder einem - / 0 ein 

Zwischenwert gewählt. 

Die Gesamtschau macht deutlich, dass keines der untersuchten Instrumente mit ausschließlich po-

sitiven Bewertungsergebnissen heraussticht. Einschränkungen in der Wirksamkeit oder der Um-

setzbarkeit sind bei allen Instrumenten in gewissem Maße gegeben. Zudem ist zu betonen, dass 

bei allen Instrumenten Ausgestaltungsspielräume bestehen, wodurch sich auch in der Bewertung 

Spannbreiten ergeben. Allerdings zeigen sich im Ergebnis überwiegend positive Bewertungsergeb-

nisse des unter 4.3. beschriebenen EEG-integrierten Mechanismus, welche auch die insgesamt 

beste Gesamtbewertung eines Instrumentes bedeuten. Eine einfache Umsetzbarkeit und geringe 

rechtliche Risiken ergänzen diese Einschätzung und führen zu der Empfehlung für die ver-

pflichtende Ausgestaltung dieses Instrumentes, welche die GutachterInnen im Kap. 7 abgeben. 

Die Bewertungsergebnisse der Außenbereichsabgabe und der Sonderabgabe weisen an vielen 

Stellen Übereinstimmungen auf. Beide Abgabe-Varianten sind durch die relativ freie Ausgestaltbar-

keit der Zahlungshöhe und in diesem Rahmen der Kombinationsmöglichkeit mehrerer Berech-

nungsparameter geeignet, um signifikante Mehreinnahmen für Kommunen zu generieren, bei mo-

derater Belastung der AnlagenbetreiberInnen und einer mittleren bis hohen Planbarkeit der Zah-

lungshöhe. Es würden, zumindest bei Windenergie-Anlagen, auch alle Anlagen erfasst.  

Die Außenbereichsabgabe bedarf jedoch einer ergänzenden Regelung zur Weitergabe der Mittel 

an die Kommunen, da die Ertragskompetenz bei den Bundesländern liegt. Nur, wenn die Länder 

die Einnahmen zielgerichtet an Kommunen weitergeben, können die Mittel auf lokaler Ebene für 

akzeptanzfördernde Maßnahmen verwendet werden. Dabei ist eine durch Bundesgesetz geregelte 
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Verpflichtung der Länder zur Mittelweitergabe an die Kommunen wegen der Ertragskompetenz der 

Länder nicht möglich. Damit besteht bei der Außenbereichsabgabe insgesamt das Risiko, dass die 

Länder die Abgabenerträge nicht an die Kommunen weiterreichen. Der Bund könnte allenfalls über 

eine Zweckbindung die Länder zur Weitergabe der Abgabenerträge veranlassen, jedoch können 

die Länder auch damit nicht direkt verpflichtet werden. Die Außenbereichsabgabe weist daher im 

Vergleich zur Sonderabgabe eine größere Regelungs- und Umsetzungskomplexität auf, da die Ab-

gabenerträge über die Länder an die Kommune weitergeleitet werden müssen. Neben der Konzep-

tion einer zulässigen Regelung zur Mittelweitergabe an die Kommunen, sind auch die Bestimmung 

und die Messung des Sondervorteils der Außenbereichsnutzung bei der Außenbereichsabgabe mit 

erheblichen Schwierigkeiten verbunden.  

Demgegenüber kann die Sonderabgabe von den Kommunen selbst erhoben werden, sie haben 

also direkt die Ertragskompetenz inne. Da die Bemessungsgrundlage der Zahlungshöhe aus einer 

oder mehreren technischen Eigenschaften der EE-Anlagen besteht, die im Allgemeinen vorliegen 

und ohne weiteres überprüfbar sind, ist der Aufwand zur rechtlichen Regelung und Umsetzung hier 

deutlich geringer. Allerdings weist die Sonderabgabe ein höheres verfassungsrechtliches Risiko 

auf, das durch eine nicht abschließend sichere Einschätzung zur Finanzierungsverantwortung der 

EE-AnlagenbetreiberInnen für die Akzeptanzförderung und durch das Spannungsverhältnis zwi-

schen dem Erfordernis einer Zweckbindung zur gruppennützigen Mittelverwendung einerseits und 

dem Verbot der Aufgabenübertragung vom Bund an die Kommunen andererseits begründet ist. Die 

Außenbereichsabgabe weist demgegenüber verfassungsrechtliche Risiken vor allem bei der Frage 

der Übertragbarkeit der “Wasserpfennigentscheidung” des Bundesverfassungsgerichtes auf, u.a. 

begründet durch die Bestimmung der knappen natürlichen Ressource, deren Nutzungssondervor-

teil abgeschöpft werden soll. Schwierigkeiten wirft auch die grundrechtsrelevante Begründung ei-

ner alleinigen Belastung der Windenergie-Nutzung im bauplanerischen Außenbereich auf. Im Ver-

gleich weisen die beiden Abgaben-Varianten also größtenteils Probleme aufgrund ihres inhärenten 

Abgaben-Charakters und der damit zu beachtenden verfassungsrechtlichen Regelungen auf. 

Die zusammengefasste Bewertung der Abgaben-Instrumente betont vor allem die rechtlichen As-

pekte der Umsetzung und der verbleibenden Risiken. Die zielgerichtete und möglichst rechtssi-

chere Ausgestaltung der Außenbereichsabgabe und der Sonderabgabe dürfte aus diesem Grund 

mit einem gewissen Zeitaufwand verbunden sein. Zudem besteht die Gefahr rechtlicher Auseinan-

dersetzungen nach Einführung eines solchen Instruments und damit auch gegenläufiger Gerichts-

urteile, welche die Instrumente außer Kraft setzen können. Demgegenüber weist der im Abschnitt 

5.3 vorgestellte und bewertete EEG-integrierte Mechanismus insgesamt deutlich geringere recht-

liche Probleme und Risiken auf. Die Zahlungshöhe und ihre Planbarkeit für Kommunen und EE-

AnlagenbetreiberInnen sowie die betriebswirtschaftliche Belastung der EE-Anlagen wird ähnlich 

positiv bewertet, wie bei den Abgaben-Instrumenten. Lediglich bei der Planbarkeit der Einnahmen 

für Kommunen bei einer freiwilligen Schenkung durch die AnlagenbetreiberInnen schneidet dieses 

Instrument aufgrund der Freiwilligkeit schlechter ab. Ein Sanktionsmechanismus der EE-Anlagen-

betreiberInnen bei Nicht-Zahlung kann dieses Problem als implizite Verpflichtung jedoch beheben 

oder zumindest mindern. 

Die rechtliche Regelungs- und Umsetzungskomplexität fällt beim EEG-integrierten Mechanismus 

grundsätzlich niedrig aus, da an ein bestehendes Bundesgesetz angeknüpft werden kann und 

sämtliche im EEG bisher integrierte Mechanismen zur Bestimmung der EEG-Vergütung genutzt 

werden können, um die Zahlungshöhe sowie ggf. die integrierte Pönale bei Nicht-Zahlung zu be-

stimmen. 
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Tabelle 6.1: Überblick der Bewertungsergebnisse für alle Beteiligungsinstrumente 

Quelle: Eigene Darstellung. *zur Förderung freiwilliger Umsetzungen empfohlen, daher nicht direkt mit den anderen Instrumenten vergleichbar. 

Bewertungs-Kriterium  
/ Beteiligungs-Instrumente Bewertungs-Skala 

Außenbereichs- 
Abgabe 

Sonderabgabe 
EEG-integrierter 
Mechanismus: 

freiwillig 

EEG-integrierter 
Mechanismus: 
verpflichtend 

Vergünstigte 
regionale Bürger-

Stromtarife* 

Erzielbare Höhe der finanzielle 
Beteiligung 

hoch, mittel, niedrig 
+ 0 - 

0 / + + + + + 

Betriebswirtschaftliche Auswir-
kungen für die EE-Anlagenbe-
treiberInnen  

niedrig, mittel, hoch 
+ 0 - 

0 / + 0 / + 0 / + 0 / + 0 

Planbarkeit der Zahlungshöhe 
für Kommunen und für  
Anlagen-BetreiberInnen 

hoch, mittel niedrig 
+ 0 - 

0 / + 0 / + - / 0 + + 

Erfasste EE-Anlagen  
hoch, mittel niedrig 

+ 0 - 
+ + - / 0 0 - 

Beteiligte AnwohnerInnen bzw. 
Kommunen 

hoch, mittel niedrig 
+ 0 - 

0 + 0 / + + + 

Gestaltungsspielraum der politi-
schen AkteurInnen 

hoch, mittel niedrig 
+ 0 - 

0 / + 0 + +  - / 0 

Transaktionskosten 
niedrig, mittel, hoch 

+ 0 - 
+ 0 / + 0 / + 0 / + 0 / + 

Rechtliche Regelungs- / Umset-
zungskomplexität 

niedrig, mittel, hoch 
+ 0 - 

0 / - + 0 / + 0 / + 0 

Rechtliches Risiko (Verfas-
sungsrecht, Unionsrecht) 

niedrig, mittel, hoch 
+ 0 - 

0 - + + 0 / + 
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Das verbleibende verfassungsrechtliche Risiko ist bei der Ausgestaltung als freiwillige Zahlung 

sehr gering. Denn es liegt kein verpflichtender Charakter der Zahlung vor, so dass auch nicht von 

einer versteckten Steuer oder Abgabe auszugehen ist. Bei der verpflichtenden Zahlungs-Variante 

ist das verfassungsrechtliche Risiko zwar marginal höher, da hier eine unzulässige Umgehung fi-

nanzverfassungsrechtlicher Regelungen grundsätzlich denkbar wäre. Dieses Risiko stufen die Gut-

achterInnen im Ergebnis allerdings auch noch als sehr gering ein. Die Ausgestaltung als ver-

pflichtende Zahlung hat zudem den Vorteil, dass grundsätzlich alle Anlagenbetreiber die Zahlung 

leisten, während bei einer freiwilligen Ausgestaltung nicht sicher gewährleistet ist, dass die Zahlung 

umfassend und in allen Fällen erfolgt. 

Die Anknüpfung des EEG-integrierten Mechanismus an das EEG stellt auf mittlere Frist noch kein 

Problem dar, da davon auszugehen ist, dass Windenergie-Anlagen das EEG noch einige Zeit für 

einen wirtschaftlichen Betrieb benötigen werden. Bei PV-Anlagen ist die Notwendigkeit einer Ver-

gütung nach dem EEG allerdings bereits kurzfristig nicht mehr umfassend gegeben; damit ist die 

Ausweitung eines solchen Mechanismus auf Solaranlagen nur begrenzt zielführend. Auch im Rah-

men der laufenden Debatte um die CO2-Bepreisung und einer möglichen umfassenden Verände-

rung der Finanzierungsarchitektur der Energiewende zeigt sich, dass die Steuerungsinstrumente 

der Energiewende stetig angepasst werden. Aktuell ist die Förderwürdigkeit der EE-Anlagen noch 

gegeben, allerdings zielt die Förderung eben auf eine eigenständige Marktfähigkeit der EE-Tech-

nologien ab. Bei einem zukünftigen aber noch unbestimmten Auslaufen des EEG würde somit 

auch die Regelung zur finanziellen Beteiligung entfallen und damit auch eine daran geknüpfte ak-

zeptanzförderliche Wirkung. Es erscheint daher empfehlenswert, neben der kurzfristiger und leich-

ter umsetzbaren Lösung für die Windenergie über einen EEG-integrierten Mechanismus bereits 

parallel über eine umfassendere Abgabenlösung nachzudenken.  

Im Vorhaben wurde ebenfalls der Vorschlag einer erhöhten Grundsteuer kursorisch bewertet. An-

gesichts der schnell fortgeschrittenen Verhandlungen der Grundsteuerreform sowie komplexer Fra-

gen der Bemessung wurde die politische Umsetzbarkeit dieser Lösung nicht abschließend bewer-

tet und stand daher im Einvernehmen mit dem Auftraggeber in dieser Projektphase nicht im Fokus. 

Wenngleich gesonderte Grundsteuerhebesätze für WEA grundsätzlich vorstellbar sind, um – ggfs. 

in Kombination mit anderen Instrumenten – eine ökonomische Beteiligung betroffener Kommunen 

zu erreichen, so ist eine akzeptanzfördernde Wirkung dennoch nicht Grundlage dieser Steuerart. 

Zudem weist dieser Ansatz ebenfalls komplexe Probleme in der Umsetzung auf. Neben der Tatsa-

che, dass die Grundstückseigentümer der zumeist nur gepachteten WEA-Flächen Steuerträger wä-

ren und nicht die WEA-Betreiber, spielt auch die schwierige Abgrenzung der WEA-Flächen als Be-

messungsgröße eine wichtige Rolle bei der notwendigen gezielten Festsetzung der Zahlungshöhe. 

Letztlich hat der Vermittlungsausschuss vom Deutschen Bundestag und Bundesrat diesen Vor-

schlag abgelehnt und empfohlen, Instrumente zur Beteiligung von Kommunen und BürgerInnen zu 

entwickeln. Dem sind die GutachterInnen mit der Empfehlung in Kap. 7 nachgekommen. 

Das Instrument vergünstigter regionaler Bürger-Stromtarife weist zwar eine Reihe von Vorteilen 

auf. Nach Einschätzung der GutachterInnen bestehen hier viele Unwägbarkeiten in der konkreten 

Ausgestaltung und in der Wirkung. Nicht allen EE-AnlagenbetreiberInnen stehen Möglichkeiten für 

einen eigenen Stromvertrieb zur Verfügung und auch die Kooperation mit etablierten (regionalen) 

Energieversorgungsunternehmen kann nicht verpflichtend ausgestaltet werden. Da der Ansatz je-

doch grundsätzlich zur Akzeptanzerhöhung beitragen kann und in der Praxis schon erfolgreich ver-

breitet ist, ist es empfehlenswert, die EE-AnlagenbetreiberInnen bei derartigen Angeboten zumin-

dest gezielt zu unterstützen. Das Instrument eignet sich daher nicht als alleinige Maßnahme zur 
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gesicherten Akzeptanzsteigerung, kann jedoch flankierend die Akzeptanz vor Ort positiv beeinflus-

sen und sollte daher gefördert werden. 

  



 
FINANZIELLE BETEILIGUNG VON KOMMUNEN AN EE-ANLAGEN  |     155 

7. Instrumentenempfehlungen 

7.1 Zusammenfassung 

Der Vermittlungsausschuss empfahl am 18. Dezember 2019, die entsprechenden Artikel zu geson-

derten Grundsteuerhebesätzen für WEA-Flächen im Gesetzesentwurf zur Umsetzung des Klima-

schutzprogramms 2030 im Steuerrecht zu streichen (Deutscher Bundestag 2019) und sprach sich 

für die Erarbeitung von Maßnahmen für eine größere Akzeptanz der Windenergie inklusive einer 

„[…]Beteiligung der Bürger und Kommunen an den Erträgen einer Windkraftanlage auf ihrer Ge-

markung […]“ (Bundesrat 2019) aus. Dadurch ist neben der kommunalen Beteiligung die finanzielle 

Beteiligung von AnwohnerInnen an WEA wieder in den Fokus gerückt.  

Vor diesem Hintergrund haben die GutachterInnen die vorangehenden Ausgestaltungsvorschläge 

und Bewertungen mehrerer finanzieller Beteiligungsinstrumente für Kommunen an der Wertschöp-

fung von EE-Anlagen zu zwei empfohlenen Ansätzen verdichtet. Die GutachterInnen empfehlen 

einen weiterentwickelten EEG-integrierten Mechanismus als kommunales Beteiligungsinstrument 

und die vergünstigten Bürgerstromtarife als Bürgerbeteiligungsinstrument, mit denen der Empfeh-

lung des Vermittlungsausschusses nachgekommen werden kann. Die GutachterInnen schlagen 

dabei eine direkte Verknüpfung der beiden Instrumente vor. 

Ein kommunales Beteiligungsinstrument, das über das EEG finanziert wird, behebt die verfas-

sungs- und finanzverfassungsrechtlichen Probleme, welche die anderen vorgeschlagenen Steuer- 

und Abgabeninstrumente mit sich bringen. Der EEG-integrierte Mechanismus hat insgesamt die 

geringsten rechtlichen Risiken und ist auch mit einer verhältnismäßig geringen rechtlichen Komple-

xität umsetzbar. Damit lässt sich dieses Instrument voraussichtlich auch mit vergleichsweise gerin-

gem zeitlichen Aufwand umsetzen, was mit Blick auf die in den letzten Jahren geringen Genehmi-

gungszahlen bei Windenergieanlagen vorteilhaft erscheint. Eine zeitnahe Ankündigung und Umset-

zung kann eine akzeptanzfördernde Wirkung relativ schnell entfalten und damit den weiteren EE-

Ausbau stützen. Eine privatrechtliche Zahlungsvereinbarung über eine Regelung im EEG wurde 

daher im Rahmen unserer umfangreichen Bewertung als vorzugswürdig erachtet und wird im Fol-

genden hinsichtlich eines konkreten Umsetzungsvorschlags weiter ausgearbeitet. 

Vergünstigte Bürgerstromtarife bieten eine Möglichkeit zur Beteiligung von BürgerInnen und wer-

den laut mehrerer empirischer Befunde von WEA-AnwohnerInnen als Beteiligungsinstrument favo-

risiert (vgl. Fachagentur Windenergie an Land (2018) und (2019)). In der Praxis finden sich bereits 

Beispiele von solchen Stromtarifen, die von WEA-Betreibern teilweise in Kooperation mit Energie-

versorgungsunternehmen (EVU) angeboten werden, wie bspw. von der Stadtwerke Loitz GmbH 

(2020). Es werden daher vergünstigte Bürgerstromtarife als Bürgerbeteiligungsinstrument zur 

Implementierung neben einem kommunalen Beteiligungsinstrument empfohlen – direkt verknüpft 

mit der kommunalen Beteiligung.  

Beide Vorschläge führen insgesamt zu jährlichen Zahlungen an die betroffenen Kommunen und 

BürgerInnen im Bereich von 20.000 bis 30.000 Euro pro WEA. Dabei wird dem WEA-Betreiber 

ermöglicht, alternativ die Zahlungen ausschließlich an die Kommune zu entrichten. Sollte nur das 

kommunale Beteiligungsinstrument umgesetzt werden, empfehlen die GutachterInnen die oben 

genannte Gesamtzahlung nicht zu unterschreiten, um den Kommunen ausreichend Mittel für ak-

zeptanzfördernde Maßnahmen zur Verfügung zu stellen. 
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Das kommunale Beteiligungsinstrument sieht in der empfohlenen Ausgestaltungsvariante eine 

im EEG verankerte Verpflichtung für WEA-Betreiber, eine Zahlung in Höhe von 0,1 Euro-Cent/kWh 

erzeugter Strommenge an die Standort- und ggf. auch Nachbarkommunen innerhalb eines definier-

ten Umkreises der WEA zu leisten. Rechtliche Basis dieser Zahlungen ist jeweils ein Schenkungs-

vertrag zwischen den Beteiligten (WEA-Betreiber sowie Kommunen innerhalb eines festzulegen-

den Umkreises um die WEA). Die Zahlungsbeträge können über die EEG-Marktprämienzahlungen 

refinanziert werden. Es ist somit damit zu rechnen, dass die Anlagenbetreiber versuchen werden, 

diese Kosten in ihre Gebote im Rahmen der EEG-Ausschreibungen einzupreisen. Ob dies gelingt, 

ist letztlich von vielen auch marktbezogenen Umständen abhängig. Leistet der WEA-Betreiber die 

Zahlung nicht an die Kommune oder lehnt die Kommune die Annahme des Geldes ab, wird eine 

Pönalzahlung fällig. Fällt die Pönale höher aus als die entgangene Einnahme, wird ein erhöhter 

Anreiz für die Erfüllung der Pflicht gesetzt. Die Pönalzahlung würde zu einer Reduzierung der 

EEG-Förderung führen, damit den EEG-Konten der Übertragungsnetzbetreiber zufließen und so 

die Höhe der EEG-Umlage reduzieren. Je nach Standortgüte und Stromertrag der WEA belaufen 

sich die Zahlungen an die Kommune(n) auf jährlich ca. 10.000 Euro je WEA abhängig von der 

Standortgüte und den Korrekturfaktoren für unterschiedliche Windstandorte. Dieser Betrag auf 

sämtliche Kommunen in einem Umkreis von 15H um die Anlage gemäß der Gemeindefläche auf-

geteilt werden. 

Das vorgeschlagene Bürgerbeteiligungsinstrument sieht eine Pflicht zum Angebot eines ver-

günstigten Stromtarifs an private Haushalte in einem definierten Umkreis um WEA vor, die der 

WEA-Betreiber selbst oder in Kooperation mit Energieversorgungsunternehmen (EVU) erfüllen 

kann. Bei einer vorgeschriebenen Vergünstigung in Höhe von 20 % des lokalen Grundversorgerta-

rifs für private Haushalte können so ca. 100 bis 200 Euro pro Jahr und Haushalt als Stromkosten-

einsparung erzielt werden. Dem WEA-Betreiber sollte nicht nur das Tarifangebot, sondern auch der 

Nachweis zur Annahme dieses Angebotes durch eine festgelegte Anzahl an privaten Haushalten 

auferlegt werden. Die GutachterInnen empfehlen hierfür eine Anzahl von 80 Haushalten. Werden 

dann diese 80 private Haushalte als Neukunden für den vergünstigten Stromtarif gewonnen, profi-

tieren sie insgesamt von Stromkostenvergünstigungen in Höhe von 8.000 bis 16.000 Euro. Durch 

die Abgabe des Tarifangebots als unverbindlichen Antrag auf Abschluss eines vergünstigten 

Stromliefervertrags (Aufforderung zum Angebot) können die WEA-Betreiber (ggf. in Kooperation 

mit einem EVU) über die Anzahl der Verträge entscheiden, die sie im Rahmen des vergünstigten 

Stromtarifs abschließen und so den Finanzierungsaufwand für die Vergünstigungen begrenzen. 

Die GutachterInnen empfehlen eine Kombination der kommunalen und der Bürgerbeteiligung. 

Abb. 7.1 zeigt die Wirkungszusammenhänge und die Zahlungsflüsse auf. Dabei könnten die WEA-

Betreiber entscheiden, ob sie neben der o.g. fest an die Kommunen zu leistenden Zahlung etwa in 

Höhe von 0,1 Euro-Cent/kWh einen vergünstigten Stromtarif anbieten oder stattdessen eine zu-

sätzliche Ausgleichszahlung in Höhe von nochmal 0,1 Euro-Cent/kWh an die Kommune(n) leisten. 

Sollte die vorgeschlagene Mindestanzahl von 80 zu erreichenden Haushaltskunden für den ver-

günstigten Stromtarif nicht erreicht werden, so müsste eine Unterdeckung ausgeglichen werden. 

Eine solche Differenzzahlung sollte so ausgestaltet werden, dass die durch die Unterdeckung nicht 

erreichte finanzielle Beteiligung an die Kommune fließt. Diese Instrumentenkombination behebt 

außerdem einige Schwierigkeiten, welche eine Verpflichtung zum Angebot vergünstigter Stromta-

rife mit sich brächte. So könnte bspw. eine Härtefallregelung entfallen, wenn der WEA-Betreiber 

sich eigenständig für eine alternative Ausgleichszahlung an die Kommune entscheiden kann. 

Die vorgeschlagenen Regelungen zur kommunalen und Bürgerbeteiligung sollten die bestehenden 

Landesregelungen zur WEA-Sonderabgabe in Brandenburg und zur Bürger- und Gemeindebeteili-

gung in Mecklenburg-Vorpommern ersetzen, so dass dort eine doppelte Belastung vermieden wird. 
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Überdies wären weitere und bereits diskutierte Ansätze für gewerbe- und grundsteuerliche Anpas-

sungen für WEA bzw. deren Flächen im Rahmen der Umsetzung des EEG-integrierten Mechanis-

mus ggf. zu berücksichtigen, insbesondere in der Bemessung der Zahlungshöhe, um eine unzu-

mutbare Gesamtbelastung der WEA-Betreiber zu verhindern. 

Abschließend weisen die GutachterInnen darauf hin, dass die Empfehlungen den für die Akzeptanz 

wichtigen Baustein der finanziellen Beteiligung von Kommunen und Bürgern adressieren, dass je-

doch ergänzende Instrumente zur Akzeptanzsteigerung von Wind- und anderen EE-Anlagen wie 

die Stärkung der Kommunen, der Bürgerenergie sowie der Wertschöpfung vor Ort wichtig sind. 
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Abb. 7.1: Zahlungsflüsse in der empfohlenen Verknüpfung der Kommunal- und Bürgerbeteiligung  

Quelle: eigene Darstellung 
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7.2 Empfehlung: Kommunalbeteiligung im EEG 

Kurzüberblick: Mit dem EEG-integrierten Mechanismus zahlen WEA-Betreiber im Umkreis der 
15-fachen Höhe der betreffenden WEA auf Grundlage eines Schenkungsvertrags einen jährli-
chen Betrag an die Standort- und ggf. auch Nachbarkommunen in Abhängigkeit von der über 
das EEG erlösten Strommenge. Die Kosten der Anlagenbetreiber können im Rahmen der EEG-
Förderung grundsätzlich berücksichtigt werden. Damit wird eine kommunale Beteiligung in Höhe 
von ca. 10.000 Euro pro WEA und Jahr erreicht. 

7.2.1 Freiwillige oder verpflichtende Ausgestaltung 

Die Ausgestaltung des EEG-integrierten Mechanismus ist grundsätzlich auf zwei verschiedene Ar-

ten denkbar, nämlich mit einer freiwilligen oder einer verpflichtenden Ausgestaltung (vgl. Kap. 

5.3.1). 

Bei der freiwilligen Ausgestaltung würde sich der anzulegende Wert für die EEG-Förderung um 

den nachweislich geleisteten Betrag erhöhen. Der gesetzliche Höchstwert für den anzulegenden 

Wert würde allerdings unverändert bleiben, d.h. der Anlagenbetreiber könnte maximal eine Förde-

rung auf Basis des gesetzlich festgelegten Höchstwertes ausgezahlt bekommen. 

Alternativ kann der Anlagenbetreiber aber auch durch eine Regelung im EEG zu einer Zahlung 

(bzw. einem Zahlungsangebot) an die Kommune verpflichtet werden. Bei Nicht-Einhaltung dieser 

Pflicht – also auch, wenn die Kommune die Zahlung ablehnt – würde eine Pönalzahlung in gleicher 

Höhe (oder als Anreiz ggf. sogar höher) anfallen, welche die EEG-Förderung reduziert. Damit 

würde die Pönale auf das EEG-Konto fließen und die EEG-Umlage automatisch reduzieren. Eine 

entsprechende Sanktionsregelung ließe sich etwa in § 52 EEG ergänzen, der bereits ein abgestuf-

tes Sanktionssystem bei Verstößen gegen Pflichten aus dem EEG vorsieht. Auch in dieser Ausge-

staltungsvariante bliebe der Höchstwert für den anzulegenden Wert unverändert. Zu beachten ist, 

dass eine Pönalzahlung, die durch eine Ablehnung der Zahlung durch die Kommune ausgelöst 

wird, der Kommune einen gewissen Verhandlungsspielraum gegenüber den WEA-Betreibern eröff-

net. Ein ähnlicher Verhandlungsspielraum ergäbe sich allerdings für den WEA-Betreiber, wenn die 

Ablehnung der Zahlung durch die Kommune ohne Nachteil wäre. 

Die beiden Ausgestaltungsvarianten könnten grundsätzlich mit identischen Parametern (erfasste 

Anlagen, begünstigte Kommunen, Höhe der Zahlung etc.) erfolgen und beiden Varianten liegt eine 

privatrechtliche Transaktion zwischen WEA-Betreibern und Kommune(n) in Form eines Schen-

kungsvertrags zugrunde. Neben dem Verbindlichkeitselement unterscheidet die beiden Varianten 

also der Ausgleichsmechanismus für die geleistete Zahlung über die EEG-Förderung: Im Rahmen 

der freiwilligen Ausgestaltung erfolgt der Ausgleich über eine Erhöhung des anzulegenden Werts 

bei Zahlungsnachweis (s. unter 2.1.1.2), bei einer Zahlungspflicht könnten die dadurch verursach-

ten Mehrkosten im Rahmen des zulässigen Höchstpreises in die EEG-Gebote eingepreist werden. 

Unterschiede ergeben sich allerdings in der Bewertung des finanzverfassungsrechtlichen Risi-

kos. In der freiwilligen Ausgestaltungsvariante ist das verfassungsrechtliche Risiko durch das Frei-

willigkeitselement zu vernachlässigen. Im Falle der Regelung einer Zahlungspflicht könnte dieses 

jedoch vergleichsweise etwas erhöht sein, weil womöglich Parallelen zur Regelung einer Sonder-

abgabe bestehen, die wiederrum einem besonderen Zulässigkeitsregime unterliegt. Allerdings wer-
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den diese Risiken im Ergebnis als insgesamt gering eingeschätzt. Denn auch bei einer ver-

pflichtenden Zahlung im EEG würde keine öffentlich-rechtlich ausgestaltete Zahlungspflicht beste-

hen, die wie eine Steuer oder Abgabe staatlich durchsetzbar wäre und zu einer Aufkommenswir-

kung für die öffentliche Hand führt, sondern die Zahlungspflicht würde lediglich an die – fakultative 

– Inanspruchnahme der EEG-Förderung anknüpfen und dadurch die WEA-Betreiber nicht direkt 

verpflichten.  

Für eine verpflichtende Ausgestaltung spricht die wohl bessere Vermittelbarkeit der Regelung einer 

Zahlungspflicht als akzeptanzsteigerndes Instrument gegenüber einer freiwilligen Zahlung. Außer-

dem könnte der volkswirtschaftliche Aufwand in der verpflichtenden Ausgestaltung vergleichsweise 

geringer ausfallen, weil die Anlagenbetreiber ihre Mehrkosten nicht zwingend in voller Höhe in ihre 

EEG-Gebote einpreisen müssen. Auch spricht für die verpflichtende Ausgestaltung, dass im Falle 

einer freiwilligen Zahlungsausgestaltung praktische Umsetzungsprobleme womöglich dadurch auf-

treten könnten, dass ähnlich wie in der Umsetzung der finanziellen Beteiligungsregelung in § 5 

Abs. 4 StromNEV Anlagenbetreiber wegen der Sorge um strafrechtliche Risiken nur zögerlich von 

diesem Beteiligungsinstrument Gebrauch machen würden. Ein zu erstellender unverbindlicher 

Schenkungsmustervertrag dürfte diese Risiken allerdings deutlich verringern. Schließlich spricht 

aber für eine Pflichtenregelung, dass dabei über die bloße Anreizwirkung einer freiwilligen Ausge-

staltung hinaus, den Anlagenbetreibern eine Zahlung verbindlich vorgegeben wird und damit regel-

mäßige Beteiligungszahlungen für die Kommunen wohl planbarer wären als bei freiwilligen Zahlun-

gen. Die GutachterInnen empfehlen daher die Umsetzung einer verpflichtenden Ausgestal-

tung. Der erhöhten Planbarkeit in der Ausgestaltung als Zahlungspflicht könnte in der freiwilligen 

Ausgestaltung allenfalls wohl dadurch entsprochen werden, dass gesetzlich festgelegt wird, dass 

die im Rahmen dieser Ausgestaltungsvariante vereinbarten Schenkungsverträge für den gesamten 

Förderzeitraum von 20 Jahren abzuschließen sind. 

7.2.2 Mittelverwendung für Pönalzahlung 

Grundsätzlich würde die Pönale auf das EEG-Konto fließen und damit die EEG-Umlage automa-

tisch reduzieren. Da das EEG-Konto privatrechtlich ausgestaltet ist, führt die Pönalzahlung zu kei-

nen Einnahmen in staatliche Haushalte. 

Es könnte aber auch vorgesehen werden, dass die Finanzmittel, die im Rahmen einer Pönalzah-

lung auf das EEG-Konto fließen, einer dritten Stelle – etwa einem entsprechenden Fonds zur Ak-

zeptanzsteigerung bei WEA – zugewiesen und zur Akzeptanzsteigerung an betroffene Akteure 

(Bürger oder Kommunen) ausgeschüttet werden. Das würde dazu führen, dass unabhängig von 

einer Erfüllung der Zahlungspflicht die Anlagenbetreiber Zahlungen zur Akzeptanzsteigerung leis-

ten würden. Bei der Zahlung an einen Fonds ist allerdings zu bedenken, dass damit zusätzlicher 

Transaktionsaufwand für die Schaffung und die Ausgestaltung des Fonds sowie zur Festlegung der 

Entscheidungsprozesse zur Mittelverwendung erforderlich wäre. Allenfalls eine sehr hohe Anzahl 

eingehender Pönalzahlungen könnte diesen Aufwand wohl rechtfertigen. Um finanzverfassungs-

rechtliche Risiken zu vermeiden, sollte die Pönalzahlung bei einer Fondslösung jedenfalls nicht der 

Kommune oder einer andere staatlichen Instanz zufließen. 

7.2.3 Erfasste Windenergieanlagen 

Sowohl in der freiwilligen als auch in der verpflichtenden Ausgestaltung würde die Regelung für alle 

EEG-geförderten WEA gelten, die ab Inkrafttreten der Regelung bezuschlagt worden sind (Neuan-

lagen). Alternativ könnten neue WEA erfasst werden, die ab Inkrafttreten der Regelung in Betrieb 
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gehen. Damit würde die Regelung schneller greifen, da Anlagen zu einem früheren Zeitpunkt er-

fasst werden. In diesem Fall wäre bei der Ausgestaltung als Zahlungspflicht eine Übergangsrege-

lung notwendig für Anlagen, die schon einen Zuschlag haben, da die Berücksichtigung der zusätzli-

chen Kosten durch die Zahlungspflicht im Gebot nicht mehr möglich wäre. 

Die Einbeziehung von Anlagen außerhalb der Ausschreibungen (Pilotwindenergieanlagen bzw. all-

gemein solchen mit einer installierten Leistung von weniger als 750 kW) wäre in der freiwilligen 

Ausgestaltung unproblematisch möglich. Nach derzeitiger Einschätzung der GutachterInnen ist 

eine Zahlungsverpflichtung für WEA-Betreiber, die keine EEG-Förderung in Anspruch nehmen, wie 

bspw. bei Anlagen, die rein über Power-Purchase-Agreements (PPA) finanziert werden, mit mehre-

ren Problemen behaftet. Zum einen greift der Anreiz durch die Pönale nicht, weil hier keine Vergü-

tungszahlung gekürzt werden kann. Es bräuchte also eine anders ausgestaltete Strafzahlung, die 

durchgesetzt werden könnte und möglichst ans EEG-Konto fließt. Diese Einschätzungen müssen 

aber noch genauer geprüft werden. 

7.2.4 Begünstigte Kommunen 

Die GutachterInnen empfehlen als Zahlungsempfänger die Standortkommune und die Nachbar-

kommunen im Umkreis der 15-fachen Gesamthöhe (Nabenhöhe plus Rotorradius) um die jewei-

lige WEA. Damit werden die bayrische 10H-Abstandsregelung und die Umkreisregelung des Bü-

GembeteilG M-V mit einem 5km-Radius als Unter- und Obergrenzen eingehalten und der Sichtbar-

keit und Raumwirksamkeit der Anlagen Rechnung getragen, indem der Umkreis bei größeren Anla-

gen entsprechend größer ausfällt. Die finanziellen Beteiligungsanteile der Kommunen bestimmen 

sich dabei nach den jeweiligen Flächenanteilen innerhalb der umkreisten Fläche und könnten in 

der Genehmigung nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz festgestellt werden. Die Berechnung 

der Flächenanteile sollte durch die genehmigende Behörde erfolgen, wobei der Verwaltungsauf-

wand als sehr gering eingeschätzt wird. 

Alternativ könnte als Verteilungsschlüssel für die zu begünstigenden Kommunen die Anzahl der im 

15H-Radius wohnhaften EinwohnerInnen der jeweiligen Kommunen herangezogen werden. Damit 

würde der tatsächlichen Belastung durch die WEA, die vor allem bei den AnwohnerInnen anfällt, 

Rechnung getragen. Dieses Vorgehen wäre allerdings mit einem ungleich höheren Aufwand zur 

Ermittlung der AnwohnerInnen verbunden. 

Ebenso denkbar wäre die alleinige Begünstigung der Standortkommune oder eine Kombination der 

Verteilung der Zahlung nach dem Flächen- und dem AnwohnerInnen-Anteil der Kommunen. 

7.2.5 Zeitliche Staffelung und Höhe der Zahlungen 

Es sollten jährliche Zahlungen an die Kommunen über den gesamten EEG-Vergütungszeitraum 

vorgesehen werden. Die Höhe sollte sich nicht nach einem Festbetrag richten, sondern in Abhän-

gigkeit zum Stromertrag der WEA (kWh) bemessen werden, um so eine Beteiligung an der Wert-

schöpfung von WEA bestmöglich zu gewährleisten. Durch das Einspeisemanagement (ab 

01.01.2021 Redispatch gemäß §§ 13, 13a EnWG) abgeregelte Strommengen sollten dabei berück-

sichtigt werden, da sie finanziell kompensiert werden. 

Nach Rücksprache mit BranchenvertreterInnen und Kommunen empfehlen die GutachterInnen für 

die Höhe einer jährlichen Zahlung, die einerseits dem zahlenden Anlagenbetreiber betriebswirt-
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schaftlich regelmäßig zumutbar ist und andererseits in der/den zahlungsempfangende/n Kom-

mune/n zu positiven Akzeptanzeffekten führen kann, einen Betrag von ca. 10.000 - 30.000 Euro 

pro WEA. Da die GutachterInnen die Kombination der kommunalen Beteiligung mit einem Bürger-

beteiligungsinstrument vorschlagen (s.u.), empfehlen sie für die Zahlungshöhe der kommunalen 

Beteiligung 0,1 Euro-Cent/kWh, also ca. 10.000 Euro pro Anlage14, wobei zusätzlich Korrekturfak-

toren für die standortabhängige EEG-Vergütung zum Ausgleich der Belastung verschiedener 

Standortgüten vorgesehen sind.15 Dadurch gleichen sich die Zahlungshöhen zwischen den 

Standortgüten an und erreichen alle den gleichen Anteil an den Umsatzerlösen. Allerdings werden 

schwächere Standorte dadurch gemessen an ihrer Eigenkapitalrendite höher belastet. In Phasen 

mit höherer Wettbewerbsintensität in den EEG-Ausschreibungen kann so eine geringfügige interre-

gionale Ungleichbehandlung entstehen, welche bspw. schlechtere Anlagenstandorte in Süd-

deutschland benachteiligt. 

7.2.6 Schenkungsvertrag über Zahlung 

Der rechtliche Rahmen für die Zahlung selbst würde bei dem EEG-integrierten Beteiligungsinstru-

ment durch den Abschluss eines Schenkungsvertrags geschaffen. Die begünstigten Kommunen 

können dabei sowohl in der verpflichtenden als auch in der freiwilligen Instrumentenvariante frei 

über den Vertragsschluss entscheiden. Für die Anlagenbetreiber gilt dies hingegen nur bei einer 

freiwilligen Zahlungsausgestaltung – ungeachtet der faktischen, aber sanktionsbewährten Möglich-

keit der Nicht-Einhaltung der Zahlungspflicht. 

Für den Inhalt der Schenkungsverträge über die Zahlung der Anlagenbetreiber an die Kommunen 

sollten gesetzliche Vorgaben gemacht werden. Zum einen müsste geregelt werden, dass die Zah-

lung des Anlagenbetreibers an die Kommune eine einseitige Leistung darstellt ohne jedweden Ge-

genleistungsanspruch an die Kommune, um strafrechtliche Risiken (§§ 331 ff. StGB, Bestechungs-

delikte) zu vermeiden. Ein strafrechtliches Risiko besteht dann grundsätzlich nicht, wenn jedweder 

Bezug zwischen der Zahlung des Anlagenbetreibers an die Kommune einerseits und einer mögli-

chen Diensthandlung oder Dienstausübung eines Beamten andererseits ausgeschlossen werden 

kann. Daneben wäre als Zeitpunkt für den Beginn der Beteiligungszahlungen der Beginn der EEG-

Förderzahlungen an den Anlagenbetreiber gesetzlich festzuschreiben und der Zeitpunkt des Ver-

tragsabschlusses müsste gesetzlich vorbestimmt sein. Für die freiwillige Ausgestaltung (die grund-

sätzlich nicht empfohlen wird, s.o.) müsste zudem eine Vertragsdauer von 20 Jahren vorgeschrie-

ben werden, um damit die Planbarkeit der Zahlungen über den EEG-Förderzeitraum hinweg zu ge-

währleisten. 

Außerdem sollte eine ausdrückliche gesetzliche Ausnahmeregelung zu § 518 BGB, der Anordnung 

einer notariellen Beurkundungspflicht des Schenkungsversprechens, getroffen werden. 

Schließlich könnte zusätzlich ein staatlicher Akteur, etwa die Bundesnetzagentur, mit der Erstel-

lung eines unverbindlichen Mustervertrages mandatiert werden, um die Anlagenbetreiber und 

Kommunen in der rechtssicheren und strafrechtlich möglichst risikofreien Vertragsgestaltung zu 

unterstützen. 

                                                                                                                                                                  

14 Dabei wird eine Anlagenleistung von ca. 3,2 MW und ca. 3.300 jährliche Vollaststunden für eine 100-prozentige Standort-

güte unterstellt (Wallasch et al. 2018, S.49ff.). 

15 Vgl. Abschnitt 4.4.3. 
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7.2.7 Zweckbindung und Transparenz 

Da außerdem eine Zweckbindung zur akzeptanzsteigernden Verwendung der finanziellen Beteili-

gungsmittel zwar tendenziell sinnvoll wäre, aber wegen des Aufgabenübertragungsverbots (Art. 84 

Abs. 1 S. 7 GG) nicht durch den Bund den Kommunen vorgeschrieben werden könnte, sollte eine 

Pflicht zur Bekanntmachung des zwischen dem Anlagenbetreiber und der Kommune geschlosse-

nen Schenkungsvertrags geregelt werden, um dadurch die finanzielle Beteiligung sichtbar zu ma-

chen und für mehr Transparenz zu sorgen sowie der kommunalen Öffentlichkeit die Möglichkeit zur 

demokratischen Mitentscheidung und Kontrolle über die Verwendung der entsprechenden Mehr-

einnahmen zu eröffnen. Zudem würde dies strafrechtliche Risiken mit Blick auf §§ 331 ff. StGB 

wohl erheblich verringern.  

7.2.8 Kontrollmechanismus 

Die Netzbetreiber kontrollieren die Erfüllung der finanziellen Beteiligung. Zum Nachweis der finan-

ziellen Beteiligung sind erstens die abgeschlossenen Schenkungsverträge zwischen Kommune/n 

und Anlagenbetreiber vorzulegen. Zweitens sollte der tatsächliche Zahlungsvollzug an die Kom-

mune/n nachgewiesen werden. Die beiden Voraussetzungen müssten im Rahmen der EEG-Jah-

resendabrechnung zum 28.02. des Folgejahres erfüllt werden. Gesetzgeberisch könnte dies z.B. 

über eine Ergänzung des § 71 EEG umgesetzt werden. 

7.2.9 Steuerliche Fragen und kommunaler Finanzausgleich 

Eine Schenkungssteuer für die Zuwendungen der Anlagenbetreiber an die Kommunen fällt gem. 

§ 13 Abs. 1 Nr. 15 ErbStG nicht an (siehe dazu Kap. 5.3.2.2).  

Die Zahlungen des WEA-Betreibers an die Kommune sollten nicht ertragsmindernd wirken und da-

mit nicht bei der Ermittlung der Körperschaftssteuer/Gewerbesteuer berücksichtigt werden. Um 

das Risiko einer Nicht-Berücksichtigung als Betriebsausgabe zu reduzieren, empfiehlt es sich aber 

wohl zu regeln, dass die Zahlungen als Betriebsausgaben i.S.d. EStG gelten. Der sicherste Weg 

wäre, dies über eine ausdrückliche gesetzliche Regelung zu normieren („Die Zahlungen an die 

Kommune i.S.d. § … EEG gelten als Betriebsausgabe im Sinne des § 4 Abs. 4 des Einkommen-

steuergesetzes.“). Möglicherweise genügt aber auch ein klarstellender Hinweis in der Gesetzesbe-

gründung (siehe dazu Kap. 5.3.2.2) 

Die Einnahmen der Kommune(n) werden als privatrechtliche Transaktion nicht im kommunalen Fi-

nanzausgleich berücksichtigt. Sie können also unter der Maßgabe der Empfehlungen zur Zweck-

bindung und Transparenz (s. Abschnitt 7.2.7) in voller Höhe für akzeptanzförderliche Maßnahmen 

verwendet werden.  
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7.3 Empfehlung: Vergünstigte regionale 

Bürgerstromtarife 

Kurzüberblick: WEA-Betreiber werden dazu verpflichtet, privaten Haushalten im Umkreis der 

15-fachen Höhe der betreffenden WEA einen vergünstigten Stromtarif anzubieten. Die Vergüns-

tigung muss 20 % unter dem lokalen Grundversorgertarif liegen. WEA-Betreiber haben die Wahl 

zwischen dem Angebot eines vergünstigten Stromtarifs oder einer zusätzlichen Ausgleichszah-

lung an die Kommune(n). Entscheiden sie sich für das Angebot eines vergünstigten Stromtarifs, 

müssen sie mindestens 80 Haushalte als Neukunden nachweisen. Eine Unterdeckung wird mit 

einer zusätzlichen Zahlung an die Kommune(n) ausgeglichen. Damit wird eine Bürgerbeteiligung 

in Höhe von ca. 100 bis 200 Euro pro Haushalt und Jahr erreicht. 

Im ganzen Bundesgebiet existieren Beispiele für Stromtarife, die im Zusammenhang mit der Errich-

tung und dem Betrieb von WEA angeboten werden und als finanzielle Beteiligungsinstrumente ver-

standen werden können, wie bspw. von der Stadtwerke Loitz GmbH (2020). Durch die lokale Be-

grenzung wird ein Bezug zu den EE-Anlagen vor Ort hergestellt.  

§ 10 Absatz 1 des Gesetzes über die Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern sowie Gemeinden 

an Windparks in Mecklenburg-Vorpommern (BüGembeteilG M-V) sieht ebenfalls einen „vergünstig-

ten lokalen Stromtarif“ vor, der als alternative Möglichkeit wirtschaftlicher Teilhabe statt einer Ei-

gentumsbeteiligung an der Projektgesellschaft gilt. Dabei gilt auch wie bei der Alternative der Ei-

gentumsbeteiligung eine Offerte des Stromtarifs an die Kaufberechtigten nach § 5 des Gesetzes 

als ausreichend. Diese Beteiligungsvariante wird bereits mehrfach angewandt (Amt Treptower Tol-

lenseewinkel 2017; Stadtwerke Loitz GmbH 2020). 

Die Höhe der realisierbaren finanziellen Beteiligung mit Hilfe vergünstigter Bürgerstromtarife be-

misst sich in Relation zu einer zu definierenden Referenz. Orientiert man sich an dem durchschnitt-

lichen Strompreis privater Haushalte in Höhe von 30,43 Euro-Cent/kWh (BMWi 2019), so bieten 

die in den Praxisbeispielen angebotenen Stromtarife Vergünstigungen in Höhe von 10 bis 20 % der 

Strombezugskosten eines durchschnittlichen Haushaltes bzw. ca. 100 bis 200 Euro pro Jahr und 

Haushalt (bei einem Stromverbrauch von ca. 3.500.kWh pro Jahr). 

Diese Beteiligungsvariante findet laut einiger Umfragen auch großen Anklang bei den BürgerInnen 

(vgl. Fachagentur Windenergie an Land (2018) und (2019)). 

Vor diesem Hintergrund werden die folgenden Eckpunkte für die Einführung bundesweit verpflich-

tender Angebote für vergünstigte regionale Bürgerstromtarife durch WEA-Betreiber vorgeschlagen. 

Dieser Ausgestaltungsvorschlag zielt auf eine möglichst einfache Regelung ab, indem die konkrete 

Umsetzung eines vergünstigten Stromtarifangebotes den WEA-Betreibern überlassen wird. Damit 

wird den WEA-Betreibern genügend Spielraum gelassen, um umsetzbare Lösungen zu finden. Zu-

gleich werden mit einigen wenigen Detailregelungen wichtige Rahmenbedingungen vorgegeben, 

um die Zielsetzungen der Bürgerbeteiligung zu unterstützten. Dazu gehören die Festlegung der 

ZahlungsadressatInnen und eine Referenz zur Bemessung der Vergünstigung. Zudem wird eine 

Ausweichmöglichkeit auf eine zusätzliche Zahlung an die Kommune(n) vorgeschlagen, von der 

etwa Gebrauch gemacht werden könnte, soweit die Einführung vergünstigter Bürgerstromtarife mit 

einem unzumutbar hohen Aufwand bzw. überdurchschnittlich hohen Kosten verbunden ist. 
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Die Verpflichtung zum Angebot vergünstigter Bürgerstromtarife kann im EEG geregelt werden, in-

dem die Vergütungszahlungen vom Nachweis der Pflichterfüllung abhängig gemacht werden. Die 

Regelung im EEG bietet sich insbesondere auch an, um die Verknüpfung mit dem kommunalen 

Beteiligungsinstrument herzustellen (vgl. Abschnitt 7.3.6). 

7.3.1 Erfasste Windenergieanlagen 

Betreiber von Onshore-WEA, die ab Inkrafttreten der Regelung als EEG-Anlagen in Betrieb ge-

nommen werden, werden verpflichtet, AnwohnerInnen am Anlagenstandort einen vergünstigten 

Stromtarif anzubieten. Es ist eine Übergangsregelung notwendig für Anlagen, die schon einen Zu-

schlag im Rahmen der EEG-Ausschreibungen erhalten haben, da die Berücksichtigung der zusätz-

lichen Kosten im bereits abgegebenen Gebot nicht mehr möglich wäre. Ausgenommen werden 

könnten Anlagen außerhalb des Ausschreibungssegments (Pilotwindenergieanlagen sowie Anla-

gen mit einer installierten Leistung von weniger als 750 kW). 

7.3.2 Anbieter der vergünstigten Stromtarife 

Das Angebot eines vergünstigten Stromtarifes muss grundsätzlich durch den Betreiber von WEA 

gemacht werden. Allerdings können sich die Betreiber zur Umsetzung Dritter bedienen, indem sie 

insbesondere Kooperationen mit Energieversorgungsunternehmen eingehen. Sie müssen dann 

nachweisen, dass und in welcher Höhe sie finanziell zur Vergünstigung des Stromtarifangebotes 

beitragen. 

7.3.3 Begünstigte Personen und Zeitpunkt der Offerte 

Das Angebot eines vergünstigen Stromtarifs sollte an private Haushalte im Umkreis der jeweiligen 

WEA gemacht werden. Private Haushalte sind Haushalte, in denen natürliche Personen leben, die 

zum Zeitpunkt der Veröffentlichung der Offerte seit mindestens drei Monaten mit ihrer Wohnung in 

einer Entfernung von nicht mehr als der 15-fachen Höhe der betreffenden WEA vom Standort die-

ser Anlage gemeldet sind. 

Die Entfernung zwischen Wohnorten und dem Anlagenstandort bemisst sich zwischen der Grund-

stücksgrenze der privaten Haushalte und dem Standort der WEA. Im Falle eines Anlagenparks ist 

die Errichtungsstelle oder der Standort der nächstgelegenen WEA des Vorhabens für die Bestim-

mung der Entfernung maßgeblich. Der Aufwand zur Überprüfung der Anspruchsberechtigung ist 

hier gegenüber der oben beschriebenen kommunalen Zahlung ungleich höher, da eine potenziell 

hohe Anzahl privater Haushalte anspruchsberechtigt sein kann. 

Das Angebot eines vergünstigten Stromtarifs soll spätestens zum Zeitpunkt der Inbetriebnahme 

der Anlage erfolgen. Das Angebot soll alle 12 Monate wiederholt aktiv erfolgen und parallel ständig 

in frei verfügbaren Preiskatalogen des Anbieters (bspw. im Internetauftritt) auffindbar sein. 
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7.3.4 Umfang der Vergünstigung 

Für die Bemessung der Vergünstigung kann der jeweilige lokale Grundversorgertarif für private 

Haushalte als Referenz herangezogen werden. Damit wird sichergestellt, dass die lokalen Rah-

menbedingungen für die Tarifgestaltung, wie bspw. die Netznutzungsentgelte, die auch im ver-

günstigten Tarif berücksichtigt werden müssen, als Maßstab herangezogen werden.16 

Als Umfang für die Vergünstigung empfehlen die GutachterInnen eine Unterschreitung dieses Re-

ferenztarifs um 20 %. Damit wird ein ausreichender Anreiz für die privaten Haushalte zum Tarif-

wechsel sichergestellt (vgl. Kap. 5.4.2.1). Dabei sollte die Vergünstigung nicht nur für den Arbeits-

preis, sondern für die Gesamtkosten inklusive jährlichem Grundpreis bemessen werden. Weiterhin 

sollte ein Stichtag für die Festlegung des Referenztarifs benannt werden, um unterjährige Schwan-

kungen der Kosten des vergünstigten Stromtarifs zu vermeiden. 

Je nachdem, wie hoch die Strombezugskosten der anspruchsberechtigten Haushalte in ihrem bis-

herigen Stromtarif ausfallen, könnten damit jährlich ca. 100 bis 200 Euro an eingesparten Strombe-

zugskosten für einen durchschnittlichen Haushalt mit einem Stromverbrauch von ca. 3.500 kWh 

pro Jahr erreicht werden. Damit werden die durchschnittlichen Kosteneinsparpotenziale eines ein-

fachen Tarifwechsels überschritten. Ob die anspruchsberechtigten Haushalte den vergünstigten 

Tarif dann auch in Anspruch nehmen, hängt von vielen weiteren Faktoren, wie der grundlegenden 

Einstellung zu den lokalen WEA, der Preissensitivität und der Wahrnehmung des Tarifangebotes 

ab. 

7.3.5 Nachweispflicht und Differenzzahlung 

Zunächst ist zu klären, ob bereits das Angebot eines vergünstigten Stromtarifs an anspruchsbe-

rechtigte Haushalte ausreicht, um der Pflicht für eine Bürgerbeteiligung nachzukommen.  

Für eine reine Angebotspflicht spricht, dass so die Veröffentlichung des Tarifangebotes in einem 

lokalen und kostenlos verfügbaren Medium, wie bspw. dem kommunalen Amtsblatt als ausrei-

chend festgelegt werden kann, um der Angebotspflicht nachzukommen. Damit wird vermieden, 

dass dem WEA-Betreiber ein unangemessener Aufwand zur Identifikation und zur Kontaktauf-

nahme mit allen anspruchsberechtigten Haushalten auferlegt wird. Auch die Aufrechterhaltung des 

Angebotes über die Lebensdauer der WEA hinweg kann so sichergestellt werden. Weiterhin kann 

damit ein möglichst geringer Aufwand für die Prüfung der Angebotspflicht durch die Genehmi-

gungsbehörde eingehalten werden. 

Gegen eine reine Angebotspflicht spricht, dass damit keine Akzeptanzwirkung sichergestellt wer-

den kann. Das bloße Angebot eines vergünstigten Stromtarifs an anspruchsberechtigte Haushalte 

gewährleistet noch keine Beteiligungswirkung, da möglicherweise keine oder nur wenige BürgerIn-

nen den Tarif auch tatsächlich annehmen. Dieser Effekt tritt auch dann ein, wenn BürgerInnen von 

WEA verschiedener Betreiber betroffen und demnach bei mehreren Betreibern anspruchsberech-

tigt sind, wodurch im Ergebnis allein der Anlagenbetreiber, der Vertragspartner wird, schlechter ge-

stellt wird.  

                                                                                                                                                                  

16 Eine ähnliche Regelung findet sich zur Bemessung des Höchstpreises für Mieterstromtarife in § 42a Abs. 4 EnWG. 
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Die GutachterInnen schätzen dieses Argument als gewichtiger ein und empfehlen daher, dem 

WEA-Betreiber eine Nachweispflicht für die Anzahl der Haushalte, die das Tarifangebot angenom-

men haben, aufzuerlegen. So ließe sich eine Zielmarke von bspw. 80 Haushalten festlegen, die 

erreicht werden muss, um die Pflicht zur Bürgerbeteiligung zu erfüllen. Gemessen an den erzielba-

ren Vergünstigungen der Strombezugskosten für die Haushalte (s.o.) ließen sich so 8.000 bis 

16.000 Euro als gesamte Beteiligungshöhe für betroffene BürgerInnen gemessen am Grundversor-

gertarif erreichen. Je nach Höhe des durchschnittlichen Arbeitspreises des WEA-Betreibers bzw. 

des kooperierenden EVU liegen auch die Kosten für die Finanzierung der Strompreisvergünstigung 

in dieser Höhe, tendenziell aber im unteren Bereich, da davon ausgegangen werden kann, dass 

der als Referenz herangezogene Grundversorgertarif bereits von den EVU unterschritten wird. 

Um die oben genannte gesamte Beteiligungshöhe für betroffene BürgerInnen in jedem Fall zu er-

reichen, müssen die WEA-Betreiber bei einer Unterdeckung der Zielmarke für jeden nicht als Neu-

kunden erreichten Haushalt 100 Euro an die Standortkommune zahlen. Werden bspw. nur 

50 Haushalte als Neukunden erreicht, so fließen für die Unterdeckung von 30 Haushalten, zusätz-

lich zur oben bereits beschriebenen Zahlung durch den EEG-integrierten Mechanismus, 

3.000 Euro als Differenzzahlung an die Kommune(n). 

7.3.6 Kombination von Bürger- und Kommunalbeteiligung: 

Wahlmöglichkeit und Ausgleichszahlung  

Es ist außerdem zu erwarten, dass der Aufwand zur Ausgestaltung und zur Finanzierung eines 

vergünstigten Tarifangebotes für einige WEA-Betreiber als zu hoch eingeschätzt wird und ihnen 

damit betriebswirtschaftliche Risiken entstehen. Grundsätzlich ist dafür eine Härtefallregelung 

denkbar, die bei Nachweis einer unzumutbaren Belastung eine Befreiung von der Angebotspflicht 

vorsieht. 

Allerdings bietet die Kombination mit der oben beschriebenen Kommunalzahlung des EEG-inte-

grierten Mechanismus die Möglichkeit, statt einer Befreiung von der Angebotspflicht eine Aus-

weichmöglichkeit anzubieten. WEA-Betreibern könnte so die Wahl gelassen werden, einen ver-

günstigten Stromtarif anzubieten oder stattdessen eine zusätzliche Zahlung an die Kommune zu 

leisten. Diese zusätzliche Zahlung sollte, wie bereits die grundlegende Zahlung an die Kom-

mune(n), mit 0,1 Euro-Cent pro kWh produzierter Strommenge bemessen werden. Zusammen mit 

der grundlegenden Zahlung an die Kommune(n) ergibt sich so eine Gesamtzahlung in Höhe von 

0,2 Euro-Cent/kWh und ca. 20.000 Euro pro WEA und Jahr. Die genaue Höhe ist dabei wiederum 

abhängig von der jeweiligen Standortgüte und den in Abschnitt 7.2.5 empfohlenen Korrekturfakto-

ren für die Zahlungsbemessung. 

Da sich durch die zusätzliche Zahlung an Kommunen Kosten in Höhe von ca. 10.000 Euro erge-

ben, sind die tatsächlichen Finanzierungskosten des vergünstigten Stromtarifs für die WEA-Betrei-

ber relevant für den Vergleich mit der kommunalen Ausgleichszahlung. Die Finanzierungskosten 

bemessen sich als Differenz zwischen dem anzubietenden vergünstigten Tarifniveau und der 

Preisstruktur des kooperierenden EVU, welches den vergünstigten Tarif anbietet. Werden bspw. 80 

Haushalte mit einem Jahresverbrauch von 3.500 kWh als Neukunden gewonnen, so betragen die 

Finanzierungskosten maximal 10.000 Euro, wenn die Preisstruktur des anbietenden EVU höchs-

tens um ca. 3,6 Euro-Cent über dem anzubietenden vergünstigten Tarifniveau liegt. Nicht berück-

sichtigt sind hierbei Transaktionskosten zur Anbahnung und Umsetzung der Kooperation zwischen 

WEA-Betreiber und EVU und zur Prüfung der Anspruchsberechtigung der nachfragenden Haus-

halte, sofern das EVU diese nicht übernimmt und mit einpreist. Mit der Festlegung der Höhe der 
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Vergünstigung und der Zielmarke der als Neukunden zu erreichenden Haushalte kann also gesteu-

ert werden, ob die vergünstigten Stromtarife für WEA-Betreiber vorteilhaft sind, um so eine ange-

messene Bürgerbeteiligung sicherzustellen. 

Die Wahl zwischen vergünstigtem Tarifangebot und Ausgleichszahlung an die Kommune(n) kann 

der WEA-Betreiber alle zwei Jahre treffen und so laufend zwischen Bürger- und Kommunalbeteili-

gung abwägen. 

7.4 Weitere Akzeptanzfaktoren und höhere 

Wertschöpfung vor Ort adressieren 

Finanzielle Beteiligungen von Kommunen und BürgerInnen über direkte Beteiligungszahlungen 

oder vergünstigte Bürgerstromtarife, wie sie oben erarbeitet, bewertet und empfohlen werden, 

stellen aus Sicht der GutachterInnen notwendige, aber nicht die alleinigen Maßnahmen dar, um 

sowohl die Akzeptanz insgesamt als auch die (eng damit verknüpfte) Wertschöpfung vor Ort zu 

erhöhen. Sie sind ein sehr wichtiger Anreiz für Kommunen, sich überhaupt proaktiv mit dem Thema 

auseinanderzusetzen, sich in planerische oder Bürgerbeteiligungsprozesse zu begeben oder sogar 

die eigene aktive Entwicklung solcher Vorhaben mit kommunalen Akteuren zur Erschließung der 

maximalen Wertschöpfung voranzutreiben.  

Zahlungen der WEA-Betreiber an Kommunen oder BürgerInnen stellen indirekte Wertschöpfungs-

beteiligungen dar, die allerdings direkt und vor allem hinsichtlich der Beteiligungshöhe zielsicher 

ausgestaltet werden können. Dagegen können freiwillig ausgestaltete Ansätze zur Beteiligung am 

Anlageneigentum oder zur Förderung der Besetzung verschiedener Wertschöpfungsschritte 

entlang der EE-Wertschöpfungsketten durch regionale Unternehmen und Akteure zu einer 

direkten unmittelbaren Beteiligung führen, die zugleich zu einer Identifikation mit den EE-Anlagen 

und mit den Klimaschutzzielen der Energiewende beitragen kann. Die damit verbundene Einbin-

dung lokaler Akteure in die konkreten Prozesse zur Planung der EE-Anlagen und zur Gestaltung 

ihrer Region kann somit auch die Akzeptanz für WEA stärken. Wie die Verfassungsklagen gegen 

das BüGembeteilG M-V und die weitgehend wieder gestrichenen Sonderregelungen für Bürger-

energiegesellschaften im EEG zeigen, wird eine Eigentumsbeteiligung zwar als zielführend ange-

sehen, ist aber komplex in der Ausgestaltung und auch mit rechtlichen Risiken behaftet. 

Weiterhin ist der im Vergleich zur ambitionierten Zielsetzung der Bundesregierung und der Landes- 

und Gemeindeebenen aufgrund der geringen Genehmigungszahlen und Klagen gegen WEA sto-

ckende Ausbau der Windenergie an Land nicht allein durch eine mangelnde finanzielle Beteiligung 

regionaler Akteure begründet. Abb. 7.2: Akzeptanzfaktoren und Maßnahmenvorschläge zur 

Erreichung der Energiewendeziele  zeigt auf, dass neben den hier diskutierten finanziellen Beteili-

gungsinstrumenten weitere Aspekte berücksichtigt werden müssen17 wie z.B. der Kompetenzauf-

bau für Kommunen zur erfolgreichen Gestaltung der Energiewende in der Region. Das umfasst 

                                                                                                                                                                  

17 Die Darstellung ist nicht abschließend, sondern soll einen Überblick über bereits untersuchte Problemfelder und Lö-

sungsansätze bieten. 
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die Erstellung und Umsetzung von Energie- und Klimaschutzkonzepten, aber auch diejenigen kom-

munalen planerischen Verwaltungstätigkeiten, die den EE-Zubau ermöglichen.18  

Ein weiterer Erfolgsfaktor sind transparente Planungs- und Beteiligungsprozesse, die den Bür-

gerInnen die Zielsetzungen, die Prozesse und die Auswirkungen offen darlegen und eine Beteili-

gung erst ermöglichen.19 Weiterhin brauchen Kommunen Informations- und Beratungsangebote, 

um effiziente und umsetzbare Instrumente erst in den Blick zu nehmen und von den Erfahrungen 

anderer, erfolgreicher Kommunen zu lernen. Es bietet sich bspw. eine zentrale Beratungsstelle an, 

wie sie mit der Thüringer Energie- und GreenTech-Agentur (ThEGA) bereits im erfolgreich im Bun-

desland Thüringen zur Begleitung der Energiewende und vor allem des Ausbaus von WEA be-

steht. Beratungsstellen auf Landesebene können zusätzlich Informationen zu spezifischen Länder-

regelungen liefern und auf besondere Rahmenbedingungen eingehen. Von der ThEGA wurde 

ebenfalls erfolgreich ein Label Faire Windenergie eingeführt, mit welchem WEA-Betreiber ihre Be-

mühungen um die Berücksichtigung verschiedenster Belange der AnwohnerInnen und der Kommu-

nen ihrer Anlagenstandorte nachweisen können. Ein ähnliches bundesweites Label könnte dazu 

beitragen, die hier und in der Literatur als auch in der öffentlichen Debatte diskutierten Lösungsvor-

schläge zur akzeptanzförderlichen Ausgestaltung der Energiewende umzusetzen und für die loka-

len Akteure sichtbar zu machen. 

Die Einrichtung einer solchen Stelle sowie weitere der oben diskutierten Unterstützungsinstru-

mente wurden von der Bundeskanzlerin und den RegierungschefInnen der Länder am 17.06.2020 

auch bereits als Maßnahme beschlossen (Presse- und Informationsamt der Bundesregierung 

2020). 

                                                                                                                                                                  

18 Hier bietet die Kommunalrichtlinie der Nationalen Klimaschutzinitiative seit mehreren Jahren zielführende und erfolgrei-

che Ansätze, bietet aber über eine projektbezogene Förderung hinaus keine Möglichkeiten für eine Verstetigung der 

Förderung kommunaler Klimaschutzanstrengungen. 

19 In Hübner et al. (2019a) werden neben den regionalwirtschaftlichen Vorteilen, Transparenz und Vertrauen in die beteilig-

ten Akteure als wichtigste Akzeptanzfaktoren identifiziert. 
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Für die direkte Wertschöpfungsbeteiligung haben sich in der Vergangenheit Bürgerenergiepro-

jekte bewährt und sind noch immer ein wichtiger Baustein für den dezentralen Zubau der EE-Anla-

gen. So wurden im Jahr 2016 42 % der installierten EE-Leistung zur Stromerzeugung von Privat-

personen oder lokal ansässigen Landwirten betrieben (Agentur für erneuerbare Energien e.V. 

2018). Gegenüber institutionellen Investoren haben derartige, im Regelfall singuläre Projekte im 

Wettbewerb (EEG-Ausschreibungen) größere Schwierigkeiten, trotz einiger Erleichterungen im 

EEG. Bürgerenergie stellt im Idealfall einer echten und möglichst breiten Beteiligung ein zentrales 

Instrument zur Verfolgung des EEG-Ziels der Erhaltung der Akteursvielfalt in der Energiewende dar 

und kann damit maßgeblich zur Stärkung der Akzeptanz des EE-Ausbaus beitragen (vgl. hierzu 

bspw. Karl und Tenk (2019), Ohlhorst (2018) und Nestle (2015)). Die gezielte Wiederbelebung von 

echter Bürgerenergie kann somit die Wertschöpfung vor Ort und die Akzeptanz erhöhen und damit 

einen zentralen Beitrag zum weiteren Ausbau der Onshore-Windenergie leisten.  

Zusammengefasst weisen die GutachterInnen darauf hin, dass die vorgestellten Instrumente zur 

finanziellen Beteiligung von Kommunen und BürgerInnen an EE-Anlagen und an WEA im speziel-

len geeignet sind, um die Akzeptanz für diese Anlagen in der lokalen Bevölkerung zu erhöhen. Die 

größtmögliche Akzeptanzwirkung wird allerdings nur in Kombination mit Beteiligungsmöglichkeiten 

an Planungs- Entscheidungsprozessen erreicht (vgl. Schöpper 2020; Hoen et al. 2019; Lienhoop 

2018; Cherry et al. 2016). 

 

Abb. 7.2: Akzeptanzfaktoren und Maßnahmenvorschläge zur Erreichung der Energie-

wendeziele  

Quelle: eigene Darstellung des IÖW. 
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9. Anhang 

9.1 Beispielrechnung zur Belastung von WEA im Bestand 
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Tabelle 9.1: Technische Rahmendaten und Investitionskosten für Windenergieanlagen nach Standortgüten 

Quelle: Falkenberg et al. (2014). 

Standortgüte (%) 60% 70% 80% 90% 100% 110% 120% 130% 140% 150% 

Nennleistung (kW) 2.100 2.063 1.983 2.334 2.275 2.463 2.065 2.194 2.272 2.362 

Nabenhöhe (m) 121 114 109 87 93 90 89 78 93 69 

Rotordurchmesser (m) 82 83 86 80 83 81 88 83 94 78 

Spezifische Flächen- 
Leistung (W/m²) 

398 381 341 464 420 478 339 406 327 494 

Investitionskosten 
(Euro/kW) 

1.567 1.489 1.427 1.192 1.249 1.217 1.214 1.122 1.250 993 

Vollaststunden (h/a) 1.710 1.957 2.282 2.173 2.528 2.571 3.149 3.166 3.387 3.091 

mittlere Betriebskosten 1. 
und 2. Dekade (Euro/kW) 

0,024 0,024 0,024 0,024 0,024 0,024 0,024 0,024 0,024 0,024 
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9.2 Beispielrechnung für potenzielle 

Steuermehreinnahmen für Kommune durch 

gesonderte Grundsteuerhebesätze für 

Windenergieflächen 

Rahmendaten der Beispielrechnung: 

Durchschnittliche Gemeindegröße:  4.035 ha20 

Durchschnittliches Grundsteueraufkommen:21 

 Grundsteuer A:   41.225 Euro 

 Grundsteuer B:   1.085.342 Euro 

Anteil WEA-Flächen an Gemeindefläche: 2 % bzw. 81 ha 

Mögliche Anzahl an WEA:  33,2 Stk. 

(bei ca. 2,5ha Anlagen- und Abstandsfläche pro 

WEA)22 

Durchschnittlicher Reinertrag Landwirtschaft: 424,28 Euro/ha23 

Zuschlag für WEA-Sondergebiete:  2.021,76 Euro/WEA (bei 84,24 Euro/Ar)24 

Steuermesszahl landw. Flächen:  0,055% 25 

Formel zur Grundsteuerberechnung:  (Reinertrag + WEA-Zuschlag) * 18,6 * Steuermess-

zahl * Hebesatz 

Ergebnisse der Beispielrechnung: 

Hebesatz Grundsteuer landw. WEA Anteil an GrdSt.-Aufkom-
men 

Euro pro WEA 

367% 3.805,98 0,3% 114,61 

900% 9.333,47 0,8% 281,07 

4.000% 41.482,09 3,7% 1.249,19 

30.000% 311.115,70 27,6% 9.368,92 

                                                                                                                                                        

20 Statistisches Bundesamt (2019a): Gemeinden in Deutschland nach Fläche, Bevölkerung und Postleitzahl am 

30.09.2019 (3. Quartal) 

21 Statistisches Bundesamt (2019b): Finanzen und Steuern - Arbeitsunterlage zu den Änderungen von Realsteuer-

hebesätzen 

22 https://www.abo-wind.com/de/leistungen/windkraft/infos-fuer-flaechenbesitzer.html (zuletzt abgerufen am 

09.12.2019) 

23 Statistisches Bundesamt (2018) - Land- und Forstwirtschaft, Fischerei - Kaufwerte für landwirtschaftliche Grund-

stücke 

24Art.1, S.19 Grundsteuerreformgesetz (Gesetzentwurf der Bundesregierung). Bei angenommenen 0,24 ha „abge-

grenzter Standortfläche“ pro WEA. 

25 Art.3, S.36 Grundsteuerreformgesetz (Gesetzentwurf der Bundesregierung). 

https://www.abo-wind.com/de/leistungen/windkraft/infos-fuer-flaechenbesitzer.html
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